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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 6 Minuten 

V o r  s i t z e n  d e r  Ing. Ludescher: Ich 
e r  ö f f  n e die 477. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 476. Sitzung des 
Bundesrates vom 23. Mai 1986 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als 
genehmigt. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky 
und die mit ihm gekommenen Bundesmini­
ster und Staatssekretäre. (Allgemeiner Bei­
fal1.) 

Einlauf 

Vorsitzender: Eingelangt ist ein Schreiben 
des Ersten Präsidenten des Oberösterreichi­
schen Landtages betreffend Neuwahlf'p in 
den Bundesrat. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführer Ing. Nigl: 

"Der Oberösterreichische Landtag hat in 
seiner Sitzung am 26. Mai 1986 gemäß Artikel 
35 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929 und Artikel 22 des O.ö. 
Landes-Verfassungsgesetzes 1971 eine Nach­
wahl durchgeführt. 

Es wurden gewählt: 

Als Mitglied: 

an dritter Stelle: Engelbert Lengauer, geb. 
5.11.1927, Angestellter, 4150 Rohrbach, Stif­
terstr.43. 

Als Ersatzmann: 

an dritter Stelle: Eduard Pieringer, geb. 
8.1.1943, Betriebsrat, 4210 Gallneukirchen, 
Blütenstr.1. 

Bemerkt wird, daß diese Wahl - wie 
bereits im Fernschreiben vom 13. Mai 1986, 
L-16/8-XXIII-Rm, vorangekündigt worden ist 
- notwendig war, da Bundesrat Paul Raab 
verstorben ist und dessen Ersatzmann Dr. 
Karl-Albert Eckmayr sein Mandat als Bun­
desrat mit Wirkung vom 26. Mai 1986 zurück­
gelegt hat. Eine Ablichtung der Verzichtser­
klärung von Dr. Karl-Albert Eckmayr liegt 
bei. 

Der Erste Präsident: 

J ohanna Preinstorfer" 

Angelobung 

Vorsitzender: Bundesrat Engelbert Len­
gauer ist im Hause anwesend. Ich werde 
daher sogleich seine Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
die Schriftführung wird die Angelobung mit 
den Worten "Ich gelobe" zu leisten sein. 
(Schriftführer Ing. Ni g 1 verliest die Gelöb­
nisformel. - Bundesrat L e n g  a u e  r leistet 
die Angelobung mit den Worten "Ich gelobe".) 

Ich begrüße Kollegen Lengauer, der bereits 
früher in unserem Hause war, recht herzlich 
in unserer Mitte. (Allgemeiner Beifal1.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Vorsitzender: Eingelangt sind zwei Schrei­
ben betreffend Umbildung der Bundesregie­
rung. 

Ich bitte die Schriftführung um Verlesung 
dieser Schreiben. 

Schriftführer Ing. Nigl: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates: 

Ich beehre mich die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 16. Juni 1986, 21. 1003/27/86, gemäß 
Artikel 74 Abs. 3 des Bundes-Verfassungsge­
setzes, die Bundesregierung und die Staatsse­
kretäre vom Amte enthoben hat. 

Sinowatz" 

Ein zweites Schreiben: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates: 

Ich beehre mich die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 16. Juni 1986, Zl. 1004/1/86, mich 
gemäß Artikel 70 Abs. 1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes zum Bundeskanzler ernannt 
hat. 

Weiters hat der Herr Bundespräsident auf 
meinen Vorschlag ernannt: 
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Schriftführer 

Gemäß Artikel 70 Abs. 1 in Verbindung mit 
Artikel 77 Abs. 4 des Bundes-Verfassungsge­
setzes den Abgeordneten zum Nationalrat Dr. 
Norbert Steger zum Vizekanzler und zum 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie, 

gemäß Artikel 70 Abs. 1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes den Abgeordneten zum Natio­
nalrat Dr. Peter Jankowitsch zum Bundesmi­
nister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Herrn Dr. Heinrich Übleis zum Bundesmi­
nister für Bauten und Technik, 

Frau Gertrude Fröhlich-Sandner zum Bun­
desminister für Familie, Jugend und Konsu­
mentenschutz, 

Herrn Dkfm. Ferdinand Lacina zum Bun­
desminister für Finanzen, 

Herrn Franz Kreuzer zum Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz, 

Herrn Karl Blecha zum Bundesminister für 
Inneres, 

Herrn Dr. Harald Ofner zum Bundesmini­
ster für Justiz, 

Herrn Dr. Helmut Krünes zum Bundesmi­
nister für Landesverteidigung, 

Herrn Staatssekretär a.D. Dr. Erich 
Schmidt zum Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, 

Herrn Alfred Dallinger zum Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung, 

Herrn Dr. Herbert Moritz zum Bundesmini­
ster für Unterricht, Kunst und Sport, 

Herrn Generaldirektor Dr. Rudolf Streicher 
zum Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr, 

Herrn Doz. Dr. Heinz Fischer zum Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung 

und gemäß Artikel 70 Abs. 1 in Verbindung 
mit Artikel 78 Abs. 1 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes Herrn Dr. Franz Löschnak zum Bun­
desminister ohne Portefeuille. 

Ferner hat der Herr Bundespräsident 
gemäß Artikel 70 Abs. 1 in Verbindung mit 
Artikel 78 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsge­
setzes 

Frau Johanna Dohnal zum Staatssekretär 
ernannt und sie zur Unterstützung in der 
Geschäftsführung und zur parlamentarischen 
Vertretung dem Bundeskanzler beigegeben; 

Frau Dr. Beatrix Eypeltauer zum Staatsse­
kretär ernannt und sie zur Unterstützung in 
der Geschäftsführung und zur parlamentari­
schen Vertretung dem Bundesminister für 
Bauten und Technik beigegeben; 

Herrn Dkfm. Holger Bauer zum Staatsse­
kretär ernannt und ihn zur Unterstützung in 
der Geschäftsführung und zur parlamentari­
schen Vertretung dem Bundesminister für 
Finanzen beigegeben; 

Herrn Dr. Mario Ferrari-Brunnenfeld zum 
Staatssekretär ernannt und ihn zur Unterstüt­
zung in der Geschäftsführung und zur parla­
mentarischen Vertretung dem Bundesmini­
ster für Gesundheit und Umweltschutz beige­
geben; 

Herrn Abteilungsleiter in der ÖIAG Dkfm. 
Dr. Johann Bauer zum Staatssekretär 
ernannt und ihn zur Unterstützung in der 
Geschäftsführung und zur parlamentarischen 
Vertretung dem Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie beigegeben und 

Herrn Ing. Gerulf Murer zum Staatssekre­
tär ernannt und ihn zur Unterstützung in der 
Geschäftsführung und zur parlamentarischen 
Vertretung dem Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft beigegeben. 

Vranitzky" 

Vorsitzender: Der Herr Bundeskanzler hat 
mir mitgeteilt, daß er beabsichtigt, namens 
der Bundesregierung im Bundesrat eine 
Erklärung abzugeben. Ich werde ihm hiezu, 
bevor ich in die Tagesordnung eingehe, das 
Wort erteilen. 

Eingelangt ist ein Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Juni 1986 betreffend 
ein Bundesgesetz über die Veräußerungen 
von unbeweglichem Bundesvermögen. 

Wie in den Erläuterungen der Regierungs­
vorlage (940 der Beilagen) hiezu ausgeführt 
wird, unterliegt dieser Beschluß im Sinne des 
Artikels 42 Abs. 5 B-VG nicht dem Ein­
spruchs recht des Bundesrates. 

Eine weitere geschäftsordnungsmäßige 
Behandlung des vorliegenden Beschlusses 
des Nationalrates durch den Bundesrat ist 
daher nicht vorgesehen. 
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Vorsitzender 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind, sowie der Beschluß des 
Nationalrates vom 10. Juni 1986 betreffend 
ein Übereinkommen zur Errichtung der Inter­
Amerikanischen Investitionsgesellschaft 
samt Anlage. 

Ich habe diese eingelangten Beschlüsse des 
Nationalrates den in Betracht kommenden' 
Ausschüssen zur Vor beratung zugewiesen. 
Soweit die Ausschüsse ihre Verhandlungen 
abgeschlossen haben und schriftliche Aus­
schußberichte vorliegen, habe ich diese Vorla­
gen sowie die Wahl der beiden stellvertreten­
den Vorsitzenden des Bundesrates sowie der 
zwei Schriftführer und der zwei Ordner für 
das 2. Halbjahr 1986 auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung gestellt. 

Wird zur Tagesordnung das Wort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Ich gebe bekannt, daß seit der letzten Sit­
zung eine Anfrage (533/J-BR/86) eingebracht 
wurde und eine Anfragebeantwortung 
(483/ AB-BR/86) eingelangt ist. 

Erklärung der Bundesregierung 

Vorsitzender: Wir kommen nunmehr zur 
angekündigten Erklärung des Bundeskanz­
lers. 

Bitte, Herr Bundeskanzler. 

9.1 7 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehr­
ter Herr Vorsitzender! Hoher Bundesrat! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Herr Bundespräsident hat mich nach dem 
Rücktritt von Herrn Bundeskanzler Dr. Sino­
watz mit der Bildung der Regierung beauf­
tragt und gemäß meinem Vorschlag die Mit­
glieder der Bundesregierung bestellt. Ich 
erlaube mir, heute dem Hohen Bundesrat in 
Anwesenheit der in die Bundesregierung neu 
eingetretenen Mitglieder meine grundsätzli­
chen programmatischen Vorstellungen zu 
präsentieren, Vorstellungen, die nicht auf 
einige Monate, sondern auf die weitere 
Zukunft ausgerichtet sind. Sie greifen jene 
Fragen auf, deren Lösung ganz entscheidend 
für die Sicherung des Wohlstandes, des mate­
riellen wie des immateriellen, ist. Ausgangs­
punkt dafür ist der überaus erfolgreiche Weg, 
den unser Land seit dem Zweiten Weltkrieg 
und insbesondere seit den siebziger Jahren 
genommen hat. Es ist dies ein Weg, der 
gekennzeichnet ist von Zusammenarbeit, 

wirtschaftlichem Erfolg sowie dem Klima gei­
stiger Toleranz und kreativer Gestaltungs­
freude. Diesen Weg, auf den wir alle stolz 
sind, gilt es fortzusetzen. 

Meine Damen und Herren! Nach drei J ah­
ren Regierungsarbeit in der Koalition zwi­
schen der Sozialistischen Partei und der Frei­
heitlichen Partei stelle ich fest: Wesentliche 
Fragen wurden einer Lösung zugeführt, wie 
etwa die Neugestaltung der Wirtschaftsförde­
rung, wichtige Fragen der Schulpolitik, die 
Verstärkung und Verbesserung der inneren 
Sicherheit bis hin zu den Materien des 
Finanzressorts, wie Maßnahmen zur Stär­
kung der Eigenmittel der österreichischen 
Industrie, die Neufassung des Kreditwesenge­
setzes und verwandter Gesetzesmaterien und 
die Neugestaltung der wichtigsten finanz­
rechtlichen Grundgesetze. 

Doch noch wesentlicher als so manche legi­
stische Maßnahme scheint mir zu sein, daß es 
gelungen ist, unserem Land den sozialen Frie­
den in einer Form zu sichern, daß er beinahe 
zur politischen Selbstverständlichkeit gewor­
den ist. 

Meine Damen und Herren! Es erscheint 
angebracht, eine Standortbestimmung hin­
sichtlich der Beurteilung von Politik und 
Staatsaufgaben vorzunehmen. Vielfach haben 
sich Bürger und Staat voneinander entfrem­
det. Anstelle der Überzeugung, die Regieren­
den wirkten als Beauftragte des Souveräns, 
ist unleugbar eine gewisse Distanz getreten. 
Die konservative Antwort hiezu ist die These 
vom Rückzug des Staates auf allen Ebenen, 
auch wenn dies in wesentlichen Bereichen, 
etwa dem Umweltschutz oder der persönli­
chen Sicherheit, mit der gegensätzlichen For­
derung nach intensiverer Regelung und Kon­
trolle kontrastiert. 

Die Bundesregierung sagt, daß dem Staat 
eine Reihe unverzichtbarer Aufgaben 
zukommt, daß wir uns mit voller Überzeu­
gung zu seinen demokratischen Einrichtun­
gen bekennen und daß es schließlich vor 
allem um die Verbesserung seiner Entschei­
dungsstrukturen und seiner generellen Lei­
stungsfähigkeit gehen muß. Gerade den jun­
gen Menschen müssen wir zeigen, daß das 
Gemeinwesen, seine Gestaltung und Führung 
nicht nur Interesse verdienen, sondern daß 
das politische Handeln stets alle Bereiche 
unseres Lebens berührt. 

Das Vertrauen in die Politik ist zum Teil 
verlorengegangen. Für die Politik geht es nun 
darum, ihre Intentionen und ihre Arbeit der 
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Öffentlichkeit gegenüber deutlicher zu vertre­
ten. Die geänderten Anforderungen an die 
Politik haben auch zu neuen Erfolgskriterien 
für die Politik geführt. Probleme überschau­
bar und damit lösbar zu machen, Entschei­
dungen offen vor den kritischen Augen der 
Bürger zu treffen und damit wieder politi­
sches Tun und seinen Erfolg kontrollierbar 
und beurteilbar zu machen, ist eine der wich­
tigsten Aufgaben, die sich die Bundesregie­
rung gestellt hat. 

Hoher Bundesrat! Zur Standortbestimmung 
gehört eine Aussage über die wirtschaftliche 
Lage unseres Landes. Die österreichische 
Wirtschaft hat im international breiten, aber 
nicht gerade überbordenden Aufschwung voll 
mitgezogen. 

Das Wirtschaftswachstum wird nach den 
jüngsten Einschätzungen der Wirtschaftsfor­
schungsinstitute an die prognostizierte Rate 
von 3 Prozent herankommen. obgleich durch 
Dollarkursverfall und Ölpreisentwicklung die 
Exportwirtschaft ihre Erwartungen, die sie 
für 1986 gehegt hatte, nicht erfüllt sieht. 

Das Investitionsklima dürfte freundlich 
bleiben, auch die Bauwirtschaft kann nicht 
zuletzt dank der Koordinationsbemühungen 
der Bundesregierung voll am Aufwärtstrend 
partizipieren. 

. 

Die Zahl der Beschäftigten wird sich heuer 
um rund 20 000 erhöhen. Dieser an sich guten 
Entwicklung steht allerdings ein weiterer 
Anstieg der Zahl der Arbeitssuchenden 
gegenüber. Das ist eine Situation, die unserer 
ganzen Aufmerksamkeit bedarf und der wir 
uns schon heute mit Blickrichtung Winter 
1986/87 mit aller Kraft widmen müssen. 

Arbeitsmarktpolitik kann dabei nicht nur 
über das Bundesbudget erfolgen. Wir werden 
konkrete Schritte setzen für arbeitsplatz­
schaffende Initiativen und dort, wo Projekte 
oder Vorwärtsstrategien noch nicht entschei­
dungsreif vorliegen, die Arbeit raschest vor­
antreiben. 

Der Bundeshaushalt selbst bedarf der Fort­
setzung der Konsolidierungspolitik. Der 
Öffentlichkeit wurde ein Fünf-J ahres-Kon­
zept vorgestellt, das durchzuführen eine zwar 
schwierige, aber bedeutsame Aufgabe nicht 
nur des Finanzministers, sondern der gesam­
ten Bundesregierung sein wird. 

Die Bundesregierung bekennt sich zur Not­
wendigkeit, unser Steuersystem im Detail, 
aber auch als Ganzes ständig einer Überprü-

fung zu unterziehen. Vereinfachung, admini­
strative Effizienz und Übersichtlichkeit müs­
sen hier im Vordergrund stehen. 

Allerdings darf in Fragen der Steuerreform 
nie vergessen werden, daß ein Steuersystem 
ein Spiegelbild der Gesellschaft ist und sein 
muß und daher deren Komplexität beinhaltet. 

So werden wir noch heuer eine komplette 
Neuordnung des Körperschaftsteuergesetzes 
dem Parlament vorlegen. 

Es werden gegenwärtig Gespräche zur 
Frage einer Tarifanpassung bei der Lohn- und 
Einkommensteuer geführt. Die Bundesregie­
rung steht diesem Anliegen, die über einen 
längeren Zeitraum inflationsbedingt aufgetre­
tenen Nachteile der Steigerung der Steuerbe­
lastung zu kompensieren, offen gegenüber. 
Allerdings dürfen gerade in dieser Frage Illu­
sionen nicht geweckt werden, die im Bundes­
haushalt keine Deckung finden. 

Meine Damen und Herren! Ein kleines 
Land muß im besonderen Maße darauf ach­
ten, im internationalen Wettstreit mitzuhal­
ten. Damit verbunden ist ein Bekenntnis zum 
Leistungsvergleich in allen Bereichen und zur 
aktiven Öffnung nach außen. Wir müssen 
bereit sein, hinauszugehen in die Welt und 
den Dialog mit jenen zu führen, die anderes 
und die Neues denken. 

Die Modernisierung unserer Wirtschaft und 
unserer Gesellschaft braucht Anregungen 
und Ideen, auch wenn es dann unsere Auf­
gabe ist, das uns sinnvoll und beachtenswert 
Erscheinende selbst zu entwickeln und zu rea­
lisieren. 

Effizienz und Leistung seien propagiert. 
Aber Effizienz und Leistung zu propagieren, 
darf nicht mißverstanden werden als eine 
Abkehr vom humanen Gedankengut der 
sozialen Gemeinschaft. Die Bundesregierung 
wird die Diskussion über die Aufgaben des 
Staates nicht mit einem Stopp des sozialen 
Engagements der Gesellschaft beantworten. 

Der Staat hat dabei nicht nur die Entwick­
lung des Arbeitsmarktes zu beachten, son­
dern wir alle müssen uns sehr intensiv mit 
den zivilisatorischen Folgen der abnehmen­
den Fähigkeit befassen, in einer Gemein­
schaft zu leben - mit den negativen Auswir­
kungen der Individualisierung bis hin zur Iso­
lation. Eine Fragestellung, die sich hinsicht­
lich der Minderheiten und Randgruppen noch 
dramatischer stellt. 
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Hoher Bundesrat! Die Bundesregierung ori­
entiert ihre Arbeit an den Problemstellungen, 
die im Grunde als Lebensfragen der Bevölke­
rung bezeichnet werden können. Diese sind: 

die Fragen der Arbeit, von der Gestaltung 
der Arbeitswelt bis hin zur Sicherung von 
Einkommen, Wohlstand und persönlicher 
wirtschaftlicher Existenz; 

die Aspekte des familiären Lebensraumes 
in jenem weiten Sinn, der die gesamte soziale 
Umwelt von der Wohnung über die Ausbil­
dung und Bildung bis hin zur Freizeit umfaßt; 

die Sorge um die Sicherheit und um die 
Freiheit, vom persönlichen Schutz bis hin zur 
Bewahrung vor jeder, insbesondere obrigkeit­
licher Bevormundung; 

und vor allem all jene Fragen, die das Ver­
hältnis von Bürger und Gemeinschaft zu 
Natur und Umwelt betreffen. 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie 
mir I zu einigen Schwerpunkten der zukünfti­
gen Regierungspolitik Stellung zu nehmen. 

Der Sozialstaat bleibt für die Bundesregie­
rung weiterhin eines der wichtigsten Ele­
mente des gesellschaftlichen Funktions- und 
Stabilitätszusammenhanges. 

Auch wenn sich die Bundesregierung zum 
budgetären Konsolidierungskurs bekennt, so 
ist dennoch unsere Perspektive nicht Abbau, 
sondern gezielte Verbesserung der sozialen 
Einrichtungen unserer Gemeinschaft. 

Im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit müs­
sen alle zur Verfügung stehenden Möglichkei­
ten ausgeschöpft werden. Das bedeutet für die 
Bundesregierung, daß sie auch in verstärktem 
Maße neue Modelle der Arbeitsverteilung zu 
diskutieren bereit ist. 

Die aktive Familienpolitik wird nach wie 
vor vom Vorrang direkter Geld- und Sachlei­
stungen gekennzeichnet sein. 

Meine Damen und Herren! Ziel der Ener­
giepolitik der Bundesregierung ist es, inländi­
sche Energiereserven mit Vorrang zu nutzen 
und zugleich die notwendigen Energieimporte 
zu sichern. 

Ungebrochen gilt die Notwendigkeit, Ener­
gie so sparsam und so wirksam wie nur mög­
lich einzusetzen. Hinsichtlich der Energiege­
winnung muß jedoch der Umweltverträglich-

keit ein sehr prominenter Stellenwert einge­
räumt werden. 

Die Atomkatastrophe von Tschernobyl hat 
in besonders tragischer Form gezeigt, daß der 
Beherrschbarkeit der Technik Grenzen 
gesetzt sind. Daraus hat die Bundesregierun.g 
den eindeutigen Schluß gezogen, auf die ener­
giewirtschaftliche Nutzung der Kernenergie 
in Österreich zu verzichten. 

Größte Wachsamkeit ist auch bei Projekten 
wie der Wiederaufbereitungsanlage im deut­
schen Wackersdorf geboten. Bei allem 
Respekt vor den Entscheidungen in der Bun­
desrepublik Deutschland muß es der österrei­
chischen Bundesregierung unbenommen blei­
ben, in entsprechender Form auf die gravie­
renden Bedenken hinsichtlich der gesundheit­
lichen Gefahren für die österreichische Bevöl­
kerung hinzuweisen. 

Die Bundesregierung versteht sich zum 
weiteren Ausbau der Nutzung der Wasser­
kraft als umweltfreundlichster Form der 
Energiegewinnung. Wir bekennen uns aber 
auch zum Respekt gegenüber der Substanz 
unserer Natur. Die Sicherung der Energieauf­
bringung für die neunziger Jahre und darüber 
hinaus wird sich mit der Achtung gegenüber 
unserer Natur vertragen müssen. 

Meine Damen und Herren! Die Bundesre­
gierung wird weiterhin für eine zukunftsori­
entierte Umweltpolitik, die den größtmögli­
chen Schutz von Mensch und Natur zum Ziel 
hat, besondere Anstrengungen unternehmen. 
Politik muß aber auch in der lebenswichtigen 
Frage des Schutzes unserer und der Lebens­
grundlagen künftiger Generationen auf ratio­
naler Grundlage arbeiten und Ängste neh­
men. So gibt die Bundesregierung umweltpo­
litisch dem Vorsorgeprinzip, das heißt der 
Vermeidung von Beeinträchtigungen der 
Umwelt, Vorrang vor einer Sanierung von 
Schäden. 

Hoher Bundesrat! Die Bundesregierung 
bekennt sich zur verstaatlichten Industrie als 
wesentlichem Teil der österreichischen 
Gesamtindustrie. Das Parlament hat in den 
letzten fünf Jahren beschlossen, der verstaat­
lichten Industrie über 26 Milliarden Schilling 
zuzuführen. Ein neues Finanzierungspaket 
wird noch dieses Jahr zu verhandeln sein. Die 
Bereitstellung von neuen Mitteln aus dem 
Bundeshaushalt wird allerdings nur unter 
gewissen Voraussetzungen erfolgen können. 

Zum ersten müssen seitens der Unterneh­
mungen klare Konzeptionen vorgelegt wer-

.. 
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den, die eindeutige Aussagen über die Ver­
wendung der öffentlichen Mittel zulassen. 

Zum zweiten müssen die Unternehmens­
konzepte deutlich machen, daß zur Errei­
chung ihrer Ziele über das kommende Finan­
zierungspaket hinaus keine neuen öffentli­
chen Mittel mehr erforderlich sein werden. 

Zum dritten wird der organisatorische 
Zusammenhalt zwischen der ÖIAG und den 
Tochterunternehmungen in einer Art zu 
gestalten sein, daß eine effiziente Umsetzung 
der vorgelegten Planung und eine Erfolgskon­
trolle sichergestellt sind. 

Diese drei Anforderungen bringen es mit 
sich, klare Aussagen zu den zum Teil bekann­
ten Problembereichen zu treffen. Die unter­
nehmensspezifischen und betriebswirtschaft­
lichen Fragen werden in den Unternehmun­
gen zu behandeln sein. 

Meine Damen und Herren! Es wäre zwar 
wünschenswert, aber es ist nicht einlösbar , 
jeden einzelnen Arbeitsplatz zu garantieren. 
Aber auch unter geänderten Rahmenbedin­
gungen bleibt die Erhaltung der vorhandenen 
sowie die Schaffung möglichst vieler neuer 
Arbeitsplätze eines der wichtigsten wirt­
schaftspolitischen Ziele. Den wirtschaftlichen 
Stillstand ganzer Regionen wird diese Bun­
desregierung jedenfalls nicht zulassen. 

Hoher Bundesrat! Die österreichische 
Außenpolitik, die der geopolitischen Situation 
unseres Landes sowie seinem Status als 
demokratische Republik auf der Basis der 
immerwährenden Neutralität und des Staats­
vertrages entspricht, wird kontinuierlich wei­
tergeführt. 

Gerade im Lichte der jüngsten kritischen 
Stimmen aus dem Ausland wird eine wesent­
liche Aufgabe darin liegen, noch stärker als 
bisher dem Ausland das moderne und demo­
kratische Österreich mit den beachtlichen 
Aufbauleistungen der Zweiten Republik 
näherzubringen, das heute ein fester Bestand­
teil der Gemeinschaft westlicher pluralisti­
scher Demokratien ist. 

Wir werden nach wie vor die im Pariser 
Abkommen begründete Schutzfunktion 
gegenüber der deutschsprachigen Minderheit 
in Südtirol wahrnehmen, und wir hoffen, daß 
auch angesichts der ausgezeichneten Bezie­
hungen zu Italien die noch offenen Fragen 
möglichst bald einvernehmlich gelöst werden. 

Meine Damen und Herren! Unsere Agrar-

wirtschaft ist von strukturellen Überschüssen 
gekennzeichnet. Große finanzielle Belastun­
gen des öffentlichen Haushalts sind die Folge. 
Dieser wichtige Fragenkomplex wird aller­
dings nur unter Berücksichtigung der Ein­
kommensituation der bäuerlichen Bevölke­
rung zu behandeln sein. Es wird großer 
Anstrengungen bedürfen, um alternative, 
bedarfsgerechte Produkte mit hoher inländi­
scher Wertschöpfung zu finden und zu erzeu­
gen. 

Die Bundesregierung bekennt sich aus­
drücklich zu einer vom österreichischen Volk 
getragenen umfassenden Landesverteidigung 
als Element der Selbsterhaltung und des 
Selbstverständnisses unseres demokrati­
schen Staatswesens und als wesentlichen 
Bestandteil der österreichischen Sicherheits­
politik sowie zu den völkerrechtlichen Ver­
pflichtungen der bewaffneten Neutralität. 

Ein Staat, der niemanden bedroht und ein 
defensives Verteidigungskonzept verfolgt, 
kann mit moralischem Gewicht für den welt­
weiten Abbau von Massenvernichtungsmit­
teln und für die Förderung des Friedens ein­
treten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Hoher Bundesrat! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich habe Ihnen einige 
Leitlinien unserer Arbeit skizziert. Unabhän­
gig von den sachpolitischen Perspektiven wer­
den wir aber zu einern politischen Klima in 
Österreich zurückfinden müssen, das jahr­
zehntelang als Bestandteil der österreichi­
schen politischen Kultur gleichsam interna­
tionale Geschichte geschrieben hat. (Neuerli­
cher Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte mir erlauben, es offen zum Aus­
druck zu bringen: Die Fähigkeit der österrei­
chischen Innenpolitik, in der wir alle tätig 
sind, ungeachtet der unterschiedlichen pro­
grammatischen Wertvorstellungen der Par­
teien und ohne Aufgabe ideologischer Grund­
sätze bei den essentiellen Fragen dieses Lan­
des einen gemeinsamen Weg zu finden, hat in 
den letzten Jahren einen gewissen Rück­
schlag erlitten. Viele Bürger dieses Landes 
zeigen sich nicht zu Unrecht besorgt über Art 
und Ausmaß der parteipolitischen Auseinan­
dersetzungen, die zeitweise über die sachli­
chen und inhaltlichen Meinungsdifferenzen 
hinausgehen. 

Der politische Wettbewerb zwischen Regie­
rung und Opposition stellt die Grundlage 
jeder demokratischen Gesellschaft dar. Bei 
diesem Wettbewerb ist es unvermeidlich, daß 
es von Fall zu Fall auch zu politischen Kon-
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frontationen kommt. Wir alle aber - ob in 
Regierung oder Opposition - haben die Ver­
pflichtung, darauf zu achten, daß bei jeder 
Auseinandersetzung die Regeln des Anstan­
des und der Respekt vor dem Gegenüber 
gewahrt bleiben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zeigen wir den Bürgern dieses Landes, daß 
Politik nicht gleichbedeutend mit vordergrün­
digem politischem Streit ist, sondern ehrli­
chen und wahren Einsatz für Österreich 
bedeutet. (Lebhafter und langanhaltender 
Beifall bei der SPÖ.) 9.36 

Verlangen auf Durchführung einer Debatte 

Vorsitzender: Die Bundesräte Dr. Scham­
beck, Schipani und Genossen haben verlangt, 
daß über die Erklärung des Bundeskanzlers 
am Beginn der nächsten Sitzung eine Debatte 
stattfindet. Da dieses Begehren genügend 
unterstützt wird, ist ihm ohne weiteres statt­
zugeben. 

Werden Einwendungen gegen den 
gewünschten Zeitpunkt der Debatte erhoben? 
- Es ist dies nicht der Fall. 

Wir werden daher im Sinne des Verlangens 
vorgehen. 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. Juni 1986 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Kreditwesengesetz, das 
Postsparkassengesetz, das Rekonstruktions­
gesetz, das Einkommensteuergesetz, das Kör­
perschaftsteuergesetz, das Bewertungsgesetz, 
die Bundesabgabenordnung und das Struk­
turverbesserungsgesetz geändert und kapital­
verkehrsteuerliche Bestimmungen geschaf-

fen werden (3131 und 3134 der Beilagen) 

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. Juni 1986 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Sparkassengesetz geändert 

wird (3135 der Beilagen) 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. Juni 1986 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem Abschnitt XIV des Bundesgeset­
zes über die Einführung einer Zinsertrag­
steuer, BGBL Nr. 587/1983, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. 531/1984, außer 
Kraft gesetzt wird, Sonderregelungen über 
die Anrechnung der Zinsertragsteuer sowie 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Bewertungs­
rechtes getroffen und das Bewertungsgesetz 
1955 und das Vermögensteuergesetz 1954 

geändert werden (3136 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zu den Punk­
ten 1 bis 3, über die die Debatte unter einem 
durchgeführt wird. 

Es sind dies: 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
10. Juni 1986 betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem das Kreditwe­
sengesetz, das Postsparkassengesetz, das 
Rekonstruktionsgesetz, das Einkommen­
steuergesetz, das Körperschaftsteuergesetz, 
das Bewertungsgesetz, die Bundesabgaben­
ordnung und das Strukturverbesserungsge­
setz geändert und kapitalverkehrsteuerliche 
Bestimmungen geschaffen werden, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Sparkassen­
gesetz geändert wird, und 

ein Bundesgesetz, mit dem Abschnitt XIV 
des Bundesgesetzes über die Einführung 
einer Zinsertragsteuer, BGBL Nr. 587/1983, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 
531/1984, außer Kraft gesetzt wird, Sonderre­
gelungen über die Anrechnung der Zinser­
tragsteuer sowie Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Bewertungsrechtes getroffen und das 
Bewertungsgesetz 1955 und das Vermögen­
steuergesetz 1954 geändert werden. 

Berichterstatter über den Punkt 1 ist Herr 
Bundesrat Veleta. Ich bitte um die Berichter­
stattung. 

Berichterstatter Veleta: Herr Vorsitzender! 
Herr Staatssekretär! Hoher Bundesrat! Ich 
habe den Bericht des Finanzausschusses über 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
10. Juni 1986 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Kreditwesengesetz, das Postsparkas­
sengesetz, das Rekonstruktionsgesetz, das 
Einkommensteuergesetz, das Körperschaft­
steuergesetz, das Bewertungsgesetz, die Bun­
desabgabenordnung und das Strukturverbes­
serungsgesetz geändert und kapitalverkehr­
steuerliche Bestimmungen geschaffen wer­
den, zu erstatten. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates soll eine Erhöhung der 
Haftkapitalquoten der österreichischen Ban­
ken erreicht werden. Das Haftkapital jeder 
Bank soll zumindest 4,5 vom Hundert der 
gesamten Aktiven und der halben Eventual­
verpflichtungen betragen. Von den neuen 
Kapitalinstrumenten ist das Partizipationska-
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pital mit Substanzbeteiligung verbunden und 
dem Unternehmen auf Lebensdauer gewid­
met. Das Ergänzungskapital wird wegen sei­
ner geringen zeitlichen Bindung nur bis zu 30 
Prozent des Eigenkapitals angerechnet. 

Davon sollen auch Bankverflechtungen 
erfaßt werden und damit verbesserte bezie­
hungsweise neue Bestimmungen zur Begren­
zung und Deckung des bankgeschäftlichen 
Risikos geschaffen werden. Ferner sollen das 
Prüfungswesen und die Einlagensicherungs­
einrichtungen verbessert werden. 

Die labgabenrechtlichen Begleitmaßnah­
men sehen eine Änderung des Einkommen­
steuergesetzes hinsichtlich des Partizipa­
tions- und Ergänzungskapitals sowie Ände­
rungen des Körperschaftsteuergesetzes hin­
sichtlich der Haftrücklage, des Partizipations­
kapitals und der Behandlung bestimmter 
Banken vor. 

Weiters sind eine Änderung des Bewer­
tungsgesetzes und der Bundesabgabenord­
nung hinsichtlich des Partizipationskapitals 
sowie Änderungen des Strukturverbesse­
rungsgesetzes und die Schaffung kapitalver­
kehrsteuerlicher Bestimmungen vorgesehen. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 17. Juni 
1986 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Juni 1986 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Kreditwesengesetz, 
das Postsparkassengesetz, das Rekonstruk­
tionsgesetz, das Einkommensteuergesetz, das 
Körperschaftsteuergesetz, das Bewertungsge­
setz, die Bundesabgabenordnung und das 
Strukturverbesserungsgesetz geändert und 
kapitalverkehrsteuerliche Bestimmungen 
geschaffen werden, wird kein Einspruch er ho­
ben. 

Vorsitzender: Ich begüße den inzwischen 
im Hause erschienenen Herrn Staatssekretär 
Dkfm. Holger Bauer. (Beifall bei der SPÖ.) 

Berichterstatter zu den Punkten 2 und 3 ist 
Herr Bundesrat Dkfm. Hintschig. Ich bitte 
um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Dkfm. Hintschig: Herr 

Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Hoher 
Bundesrat! Ich bringe den Bericht des Finanz­
ausschusses über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Juni 1986 betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Sparkassenge­
setz geändert wird. 

Im Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. Juni 1986 betreffend eine Novellie­
rung des Kreditwesengesetzes wurde unter 
anderem die Möglichkeit geschaffen, daß 
Sparkassen in zu diesem Zweck gegründete 
Aktiengesellschaften eingebracht werden 
können. 

Diese geänderte Rechtslage erfordert die 
Anpassung verschiedener Bestimmungen des 
Sparkassengesetzes, wobei zugleich die 
unveränderte sektorale Zugehörigkeit auch 
im Falle der Einbringung dadurch sicherzu­
stellen ist, daß Teilbereiche des· Sparkassen­
gesetzes auch für Sparkassen-Aktiengesell­
schaften anzuwenden sind. 

Sparkassen können derzeit Eigenkapital 
nur über den versteuerten Gewinn bilden, 
wenn man von der unter bestimmten Voraus­
setzungen möglichen Anrechnung von nach­
rangigem Kapital auf das haftende Eigenkapi­
tal absieht. Dies stellt einen Wettbewerbs­
nachteil gegenüber anderen Banken dar. 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
soll es den Sparkassen unter Wahrung ihrer 
Rechtsnatur durch Hereinnahme von Partizi­
pationskapital und Ergänzungskapital ermög­
licht werden, ihre Haftkapitalbasis zu erwei­
tern. 

Ein weiteres Ziel dieser Novelle ist die 
Schaffung eines geschäftsführenden Kolle­
gialorgans beim Sparkassen-Prüfungsver­
band. 

Ferner sollen einzelne Bestimmungen des 
Sparkassengesetzes an das Gesellschafts­
recht (Aktiengesetz, Genossenschaftsrecht) 
und an das Kreditwesengesetz angepaßt wer­
den. Dabei handelt es sich insbesondere um 
den Zeitpunkt der Erlangung der Rechtsfähig­
keit von Sparkassen und des Verlustes der 
Rechtspersönlichkeit einer übertragenden 
Sparkasse im Falle der Verschmelzung, die 
Einberufung des Sparkassenrats auch durch 

.bestimmte Antragsteller, die Erteilung der 
Gesamtprokura sowie die Voraussetzung für 
die Erteilung des uneingeschränkten Prü­
fungsvermerkes. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 17. Juni 
1986 in Verhandlung genommen und einstim-
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mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Juni 1986 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Sparkassengesetz 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Finanz­
ausschusses über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 10. Juni 1986 betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem Abschnitt XIV des 
Bundesgesetzes über die Einführung einer 
Zinsertragsteuer, BGBl. Nr. 587/1983, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 
53111984, außer Kraft gesetzt wird, Sonderre­
gelungen über die Anrechnung der Zinser­
tragsteuer sowie Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Bewertungsrechtes getroffen und das 
Bewertungsgesetz 1955 und das Vermögen­
steuergesetz 1954 geändert werden. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates soll das Außerkraft­
treten der Zinsertragsteuer in der Weise gere­
gelt werden, daß Zinserträge aus Spareinla­
gen und vergleichbaren Anlageformen letzt­
malig für Zeiträume bis 30. Juni 1986 der 
Abgabe unterliegen. Das stichtagsmäßige 
Außerkrafttreten soll nicht am Zufließen der 
Zinserträge, sondern an ihrer wirtschaftli­
chen Zugehörigkeit orientiert sein. Zinser­
träge aus Wertpapieren sollen nur mehr inso­
weit besteuert werden, als die Kuponfälligkeit 
bis 30. Juni 1987 eintritt. Der Steuersatz für 
nach dem 30. Juni 1986 fällig werdende Wert­
papierzinsen soll pro Kalenderviertelj ahr um 
jeweils einen Prozentpunkt gesenkt werden. 

Hinsichtlich jener Zeiträume, für die Zins­
ertragsteuer zu erheben war, sollen Sonderbe­
stimmungen über die Anrechnung auf die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer 
geschaffen werden. Als Grundregel soll dabei 
gelten, daß die Zinsertragsteuer insoweit 
anrechenbar ist, als sie auf einkommen- oder 
körperschaftsteuerpflichtige Zinserträge ent­
fällt. Zinsertragsteuer, die auf sachlich steuer­
befreite Zinserträge entfällt, wird daher nicht 
anrechenbar sein. 

Für bisher nicht veranlagte Lohnbezieher 
soll die Möglichkeit einer Veranlagung auf 
Antrag geschaffen werden. Im Zuge einer der­
artigen Veranlagung wird die Zinsertrag­
steuer, soweit sie auf den Veranlagungsfreibe-

.. trag entfällt, gutgeschrieben werden. 

Bereits veranlagte Steuerpflichtige, auf 
deren Einkommen- oder Körperschaftsteuer­
schuld die Zinsertragsteuer bisher nicht ange­
rechnet worden ist, sollen die Möglichkeit 
erhalten, aufgrund eines eigenen 
Wiederaufnahmstatbestandes eine neuerliche 
Veranlagung mit Anrechnung der Zinsertrag­
steuer zu erwirken. 

Der wesentliche Inhalt des bewertungs­
rechtlichen Teiles des Gesetzesbeschlusses 
besteht in der vorgesehenen Verschiebung 
des Hauptfeststellungzeitpunktes der Ein­
heitswerte des Grundvermögens vom 1. Jän­
ner 1985 auf den 1. Jänner 1988 mit Wirksam­
keit ab 1. Jänner 1989 und der vorgesehenen 
Weitergeltung der Einheitswerte auf Basis 
der letzten Hauptfeststellung zum 1. Jänner 
1973. 

Der Gesetzesbeschluß enthält eInIge wei­
tere, nicht mit der Hauptfeststellung im 
Zusammenhang stehende Bestimmungen, die 
im wesentlichen Verbesserungen und Klar­
stellungen auf dem Gebiet des Bewertungs­
und Vermögensteuerrechtes bewirken sollen. 

Weiters enthält der Gesetzesbeschluß eine 
Änderung des Vermögensteuergesetzes, 
wodurch die Befreiungsbestimmungen bei 
Unternehmen, die der öffentlichen Versor­
gung mit Elektrizität, Gas, Wasser, Wärme 
oder dem öffentlichen Verkehr dienen, auch 
dann gelten sollen, wenn teilweise andere 
Aufgaben durch diese Unternehmen erfüllt 
werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 17. Juni 
1986 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. Juni 1986 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem Abschnitt XIV des Bun­
desgesetzes über die Einführung einer Zinser­
tragsteuer, BGBl. Nr. 587/1983, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 53111984, außer 
Kraft gesetzt wird, Sonderregelungen über 
die Anrechnung der Zinsertragsteuer sowie 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Bewertungs­
rechtes getroffen und das Bewertungsgesetz 
1955 und das Vermögensteuergesetz 1954 
geändert werden, wird kein Einspruch erho­
ben. 

.... 
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Vorsitzender 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Dr. Eva Bassetti-Bastinelli. Ich erteile es 
ihr. 

9.49 

Bundesrat Dr. Eva Bassetti-Bastinelli 
(ÖVP, Tirol) : Herr Vorsitzender! Herr Staats­
sekretär! Hoher Bundesrat! Meine Damen 
und Herren! Das Kreditwesen ist ein äußerst 
sensibler Bereich unserer Volkswirtschaft. Es 
überspannt nicht nur weitestgehend die 
Finanzierung des öffentlichen Sektors, es 
reicht auch weit hinein bis in die kleinsten 
privaten Haushalte, die sowohl zum Beispiel 
über das Sparbuch als Geldgeber als auch auf 
der anderen Seite als Konsumenten von Kre­
diten involviert sind. 

Es ist daher das Kreditwesengesetz aus 
1979, dessen Novellierung wir zu beraten 
haben, wenngleich es eine äußerst schwierige 
und komplexe Materie ist, doch von weitrei­
chender Bedeutung für die öffentliche Hand, 
die Wirtschaft und viele Millionen von soge­
nannten Privaten als Staatsbürgern. 

Aus dieser vielfachen und vielseitigen 
Interessenlage ist es sehr zu begrüßen, daß 
die KWG-Novelle nach langen Vorberatungen 
im Schoße der Kreditwirtschaft im National­
rat einstimmig beschlossen wurde und auch 
vom Bundesrat nicht beeinsprucht werden 
wird. Allerdings sind da und dort Wünsche 
offengeblieben, die gerade dem dezentralen 
Sektor, wie er in den Bundesländern weitge­
hend vorherrschend ist, Wettbewerbsnach­
teile bringen. 

Lassen Sie mich zuerst einige Punkte des 
novellierten KWG hervorheben, die mir als 
besonders wichtig erscheinen. Nachdem eine 
OE CD-Statistik über das Jahr 1980 festge­
stellt hatte, daß es besonders im österreichi­
schen Bankwesen zu einer vergleichsweise 
auffallenden Verschlechterung der Ertrags­
und Eigenkapitalstruktur gekommen ist, 
bringt nun die KWG-Novelle eine Stärkung 
der Haftkapitalbasis in nicht unbeträchtli­
chem Ausmaß. 

Es soll hiemit sichergestellt werden, daß im 
Falle von Kundenausfällen größeren 
Umfangs ein genügend großer Polster an 
Eigenmitteln der Bank zur Verfügung steht, 
um solche Verluste aufzufangen und auszu­
gleichen. Dieses Vorhaben ist grundsätzlich 
sehr zu begrüßen, bringt es doch neben der 

Verbesserung des Gläubigerschutzes auch 
eine Erhöhung der Risikotragungsfähigkeit 
der Banken. 

Wie soll nun nach Meinung des Bundesmi­
nisteriums für Finanzen das zusätzliche Kapi­
tal aufgebracht werden? - Einmal durch 
Zuführung von außen. Hier wurde das Institut 
des Partizipationkapitals und des Ergän­
zungskapitals erfunden, das - etwa stimm­
rechtslosen Vorzugsaktien gleich oder beim 
Ergänzungskapital dem Darlehen ähnlich -
auf Dauer, wie beim Partizipationskapital, 
oder auf bestimmte Zeit, wie beim Ergän­
zungskapital, dem Unternehmen zur Verfü­
gung steht, gegen Gewinnanteil beziehungs­
weise Verzinsung aus dem Reingewinn, aber 
auch zur Abdeckung von eventuellen Verlu­
sten dient. 

Die zusätzlichen Eigenmittel der österrei­
chischen Kreditwirtschaft zur Erreichung der 
vorgeschriebenen Eigenkapitalhöhe werden 
mit etwa 170 Milliarden Schilling für die näch­
sten zehn Jahre angenommen. Das wird nicht 
alles über den Beteiligungsmarkt aufgebracht 
werden können, da das inländische Kapitalvo­
lumen begrenzt ist und Ausländerengage­
ments von vielen unwägbaren Einflüssen 
abhängen. 

Es bleibt also neben dieser Außen- und 
Fremdfinanzierung eine möglichst hohe 
Innen- und Selbstfinanzierung der Institute 
wünschenswert. Die Selbstfinanzierung wäre 
im Wege der Ertragssteigerung möglich, 
einerseits in Form von Kostenminimierung 
und andererseits in Form der Verbesserung 
der Zinsspanne. 

Es wurde im Zuge der vorparlamentari­
schen und parlamentarischen Verhandlungen 
immer wieder darauf hingewiesen, daß die 
Ende 1985 ausgelaufene und ab 1986 erneut in 
Kraft gesetzte Bankplatzsteuer, nämlich die 
Sonderabgabe von Kreditunternehmungen, 
die bei ihrer Einführung mit der Ertrags­
stärke - mit der Ertragsstärke! - der öster­
reichischen Banken begründet worden war, 
den nunmehrigen ausdrücklichen, Absichten 
dieser KWG-Novelle diamentral entgegen­
steht. Es ist einfach schizophren, in der KWG­
Novelle die nötige Stärkung der Eigenkapital­
basis vorzusehen und gleichzeitig ein Gesetz 
in Kraft zu belassen, das die ausdrückliche 
Zielsetzung hat, einen Teil jener Erträge ab­
zuschöpfen, den die Banken zur Aufstockung 
des Eigenkapitals dringend bräuchten. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Hoher Bundes-
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rat! Wenn man von der Stärkung der Ertrags­
kraft der Banken spricht, muß man aber auch 
von der Kreditgebühr reden, die zwar den 
Kreditnehmer trifft, sich in Wahrheit aber als 
zusätzlicher Kostenfaktor für die Banken aus­
wirkt, weil der Kreditnehmer ja nur am Net­
tozinssatz interessiert ist und die Kreditge­
bühr somit Druck auf ein� niedrigere Kredit­
verzinsung ausübt. 

Auf der anderen Seite, der Kostenseite der 
Banken, trifft dieselbe Überlegung ja auch für 
die Zinsertragsteuer zu, ein Ungebilde und 
eine Mißgeburt, von der wir auf Grund eines 
Verfassungsgerichtshof-Erkenntnisses jetzt 
befreit werden. 

Herr Staatssekretär! Die Forderung nach 
Abschaffung der Kreditgebühr kann also 
auch im Lichte der Erkenntnis des Finanzmi­
nisters und seiner Beamten, daß nämlich die 
Ertragskraft der Banken gesteigert werden 
muß, nur immer wieder aufs neue wiederholt 
werden. Daß diese Steuer auch die andere 
Wirtschaft, nicht nur die Kreditwirtschaft, 
aufs stärkste behindert, hat bislang in der 
Regierung leider kaum jemand zur Kenntnis 
genommen. 

Ich möchte noch auf zwei andere Aspekte 
der KWG-Novelle hinweisen, die mir gerade 
aus der Sicht der Bundesländer wichtig 
erscheinen, da sie den dezentralen Sektor der 
Genossenschaftsbanken, Raiffeisen oder 
Schulze-Delitzsch betreffen, die in den Bun­
desländern stark vertreten sind. 

Das neue Eigenkapital ist Basisgröße für 
die Grenzen der einzelnen Kredite. Bei Groß­
banken, also Zentralinstituten mit dichtem 
Filialnetz, wie dies etwa bei der CA, Länder­
bank, Z, BA W AG und so weiter der Fall ist, 
orientiert sich die einzelne Kreditobergrenze 
am hohen Eigenkapital der Zentrale. Im 
dezentralen, mehrstufigen Sektor, wie wir ihn 
bei den Genossenschaftsbanken haben, wird 
diese Kreditobergrenze vom Haftkapital nur 
der jeweiligen einzelnen Genossenschaft 
bestimmt, ohne die Haftung des Sektorver­
bundes zu berücksichtigen. 

Obwohl in den parlamentarischen Verhand­
lungen gewisse Sonderregelungen getroffen 
wurden, die dem Problem die Spitze nehmen 
sollen, bleibt es doch ein folgenschwerer Ein­
griff in die Konkurrenzsituation dieser Insti­
tute. Die von den Genossenschaften verlangte 
teilweise Einrechnung der Haftsummen ins 
Haftkapital wäre kein Wettbewerbsvorteil, 
sondern nur eine Berücksichtigung von tat­
sächlichen Haftungssituationen gewesen. Es 

ist bedauerlich, daß man hier keinen Weg 
gefunden hat. 

Hoher Bundesrat! Meine Damen und Her­
ren! Noch ein Wort zur ZEST. Die Zinsertrag­
steuer wird hinsichtlich der Sparbuchzinsen 
mit 30. Juni dieses Jahres abgeschafft und 
hinsichtlich der Wertpapierzinsen gestaffelt 
fallend erst mit 30. Juni nächsten Jahres. 
Damit wird per Gesetz unter ein äußerst leidi­
ges Kapitel der Schlußstrich gezogen, da der 
Verfassungsgerichtshof und nicht die Regie­
rung, nicht die SPÖ und nicht die FPÖ, 
höhere Einsicht in die Sinn- und Verfassungs­
widrigkeit dieses Paradebeispieles einer 
Steuer- und Wirtschaftspolitik, wie sie nicht 
sein soll, bewiesen hat. 

Aber bis es soweit war, hat der Finanzmini­
ster ordentlich an dieser Verfassungswidrig­
keit verdient. Man ist wohl so ähnlich vorge­
gangen wie seinerzeit bei der ebenfalls verfas­
sungswidrigen Bundes-KFZ-Steuer. Einfüh­
ren wider besseres Wissen, eine Zeitlang kas­
sieren, bis dann der Verfassungsgerichtshof 
kommt, hat man schon ganz ordentlich abge­
sahnt. Diese Vorgangsweise ist nicht beson­
ders demokratisch und auch nicht besonders 
föderalistisch (Bundesrat K Ö p f: Bitte miß­
brauchen Sie das Recht der Jungfernrede 
nicht!), denn die Bundesländer und die 
Gemeinden will man ja möglichst nicht mit­
schneiden lassen an diesem Coup. Es ist mir 
leider auf Grund dieses Sachverhaltes nicht 
möglich, Herr Kollege, diese Rücksicht zu 
nehmen und hier keinen "Mißbrauch" zu 
betreiben, wie Sie das nennen. 

Nun hat also der Verfassungsgerichtshof 
der Zinsertragsteuer in ihrer Konzeption als 
Sachsteuer, nämlich zusätzlich zur Einkom­
mensteuer, ein Ende gemacht. 

Was steht auf der Passivseite der Bilanz 
dieser Steuer? - Ein völlig ruiniertes Spar­
klima, verlorenes Vertrauen der einfachen 
Leute, Zigmilliarden an ins Ausland abgewan­
dertem Kapital und die Überzeugung der 
Bevölkerung, daß diese Regierung, siehe Mal­
lorca-Paket, von dem die ZEST ja nur ein Teil 
war, finanziell und auch sonst mit dem Rük­
ken an der Wand stehend vor nichts zurück­
scheut. Mit Gleichmäßigkeit der Besteuerung, 
mit Steuergerechtigkeit haben solche Husch­
Pfusch- und Justament-Gesetze leider nichts 
zu tun. 

Meine Damen und Herren! Als Tirolerin 
bedauere ich, daß sich ausgerechnet ein Tiro­
ler Finanzminister dafür hergegeben hat, die 
ZEST wider besseres Wissenmüssen in dieser 

.)0. 
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Form einzuführen. Als Wirtschaftstreuhänder 
bedauere ich, daß ein vorher hochrangiger 
Banker dann als Finanzminister sie wider 
bessere Überzeugung nur reduziert und nicht 
abgeschafft hat. (Beifall bei der ÖVP.) Als 
Steuerbürger verlange ich gemeinsam mit 
den anderen Steuerbürgern, daß der neue 
Finanzminister in den ihm noch verbleiben­
den neun Monaten eine abgerundete und 
gerechte Steuerreform auf die Beine stellt, 
wenngleich ich mir, wie heute in der enttäu­
schenden Regierungserklärung gesagt wurde, 
diesbezüglich keine Illusionen machen soll. 
(Beifall bei der ÖVP.) 10.00 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Verzetnitsch. Ich erteile ihm 
dieses. 

10.00 

Bundesrat Verzetnitsch (SPÖ, Wien): Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssektretär! Meine 
Damen und Herren! Ich kann schon verste­
hen, daß es für die Bundesräte der ÖVP ent­
täuschend ist, daß die SPÖ so schnell eine 
neue Regierungsbildung zustande gebracht 
hat und Ihnen damit keine Möglichkeit gege­
ben hat, die Mär fortzusetzen, daß man regie­
rungsunfähig sei. (Zwischenrufe bei der ÖVP. 
- Gegenrufe bei der SPÖ.) 

Kreditwesengesetz, Postsparkassengesetz, 
Rekonstruktionsgesetz, Einkommensteuerge­
setz, Körperschaftsteuer-, Bewertungsgesetz, 
Bundesabgabenordnung, Strukturverbesse­
rungsgesetz, geänderte kapitalverkehrliche 
Bestimmungen. Meine Damen und Herren! 
Schon allein die Aufzählung der verschiede­
nen Bestimmungen läßt einerseits die Bedeu­
tung und Vernetzung der Geldwirtschaft 
erkennen, aber birgt andererseits auch die 
Gefahr, daß an dieser komplizierten und sprö­
den, sicherlich aber nicht unwichtigen Mate­
rie einige wenige Interesse finden. 

Banken und das Geldwesen sind in allen 
Staaten dieser Welt mit bestimmten Mythen 
belegt. Die Bankenkrise der dreißiger Jahre 
schlägt nach wie vor in Diskussionen um die 
Entwicklung der Banken immer wieder nach 
und hat zu diesem Zeitpunkt und auch heute 
für viele einerseits keine direkte Bedeutung, 
andererseits aber auch den Ruf nach Rege­
lungen gebracht. 

Der Eindruck des Besonderen wird viel­
leicht auch noch dadurch verstärkt, daß die 
Werbung, die die Banken um Kunden betrei­
ben, doch immer wieder auch Irrtümer mit­
einschließt. Es gibt Wünsche der privaten 
Kunden, der Wirtschaft, die mit Geld zu finan-

zieren sind, und die Banken sind in ihrer Wer­
bestruktur sehr oft nicht davor gefeit, alles 
anzubieten und die Kosten, die daraus entste­
hen, einfach zu verschweigen. "Wir erfüllen 
alle Ihre Wünsche!" - denken Sie nur an die 
Gehaltskonten -, ohne dabei darauf hinzu­
weisen, daß das Wunscherfüllen Arbeit bedeu­
tet, daß das Wunscherfüllen auch Kosten ver­
ursacht und daß vor allem im Kreditwesen 
auch das Kleingedruckte zu beachten ist. Wir 
haben ja erst in einer der letzten Sitzungen 
des Bundesrates eine Verbesserung bei der 
Haftung von Ehepartnern durchgeführt. 

Ich habe es schon erwähnt: Die Gehaltskon­
ten, eingeführt unter dem Titel "Wir machen 
alles für Sie" , sind heute der Klotz am Bein 
vieler Banken, die nicht wissen, wie sie entge­
gen ihrer ursprünglichen Werbung den Kre­
dit- und Geschäftskunden bewußt machen 
können, daß hiebei auch Kosten auftreten. 

Die Mythen, die ich erwähnt habe und die 
in der Bevölkerung auch immer wieder mit 
dem Ansehen von Bankfilialen und Bankinsti­
tuten nach außen da oder dort noch verstärkt 
werden, decken aber meiner Meinung nach 
nicht die tatsächlichen Gegebenheiten ab. In 
den Banken, im Kreditwesen spielt sich 
nichts Besonderes ab. Es ist das gleiche wie in 
jedem Unternehmen: Anlagepolitik, Kreditpo­
litik und anderes mehr. Es geht den Banken 
wie jedem anderen Unternehmen im wesent­
lichen darum, möglichst so viel wie nur mög­
lich zu verdienen, möglichst so wenig wie nur 
möglich zu verlieren. 

Die Bedeutung des Bank- und Kreditwe­
sens für die Allgemeinheit ist meiner Auffas­
sung nach mehr denn je aus dem Verborge­
nen herausgetreten und in die öffentliche 
Bedeutung gerückt worden. Waren es in den 
dreißiger Jahren vor allem die Großkapitalan­
leger, die die direkten öffentlichen Wirkungen 
gespürt haben, und der kleine Arbeitnehmer, 
der durch die gesamte Umstrukturierung und 
durch den gesamten Zusammenbruch getrof­
fen worden ist, ist es meiner Auffassung nach 
dank einer vernünftigen und guten Einkom­
menspolitik vor allem in den siebziger Jahren 
auch gelungen, daß dem Arbeitnehmer das 
Bewußtsein des Bankwesens viel deutlicher 
in Erinnerung gerufen worden ist. 

Die Ziele des heute zu behandelnden 
Gesetzentwurfes sind die Verbesserung der 
Funktionsfähigkeit des österreichischen 
Bankwesens sowie des Gläubigerschutzes, die 
Erhöhung der Risikotragungsfähigkeit der 
Banken, die Angleichung an internationale 
Maßstäbe der Eigenkapitalbildung. Ich 
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glaube, daß im Gegensatz zu der letzten Kre­
ditwesengesetz-Novelle 1978/79 die Interven­
tionen der Banken wesentlich geringer gewor­
den sind, als sie zu diesem Zeitpunkt unter 
dem Titel standen: Jeder möchte für sich das 
Beste herausholen und die Konkurrenz auf 
Kosten der anderen dementsprechend ein­
schränken. 

Höchst sonderbar müssen meines Erach­
tens nach einem uneingeweihten Betrachter 
des österreichischen Kreditwesens die wie 
eine ernste Mahnung klingenden Bestimmun­
gen des Entwurfs zu einem neuen Kreditwe­
sengesetz vorkommen. Die Banken haben 
ihre Geschäfte mit der Sorgfalt eines ordentli­
chen und gewissenhaften Geschäftsleiters zu 
führen und bei den Bankgeschäften auf einen 
ausreichenden Ertrag Bedacht zu nehmen, 
wie es in dem neuen § 12 des Kreditwesenge­
setzes heißt. Sollten solche Zielsetzungen für 
das Bankwesen nicht Selbstverständlichkeit 
sein? Wie kommt es, daß ein Gesetz gerade in 
jener Institution, die die Verwaltung des 
Finanzkapitals, des Kapitalismus an und für 
sich im besonderen buchstäblich verkörpert, 
die Bedachtnahme auf Ertrag zur Pflicht 
machen will. 

Tatsache ist, daß der gesamte Bankensek­
tor in Österreich seit etwa einem Jahrzehnt, 
vor allem aber seit dem Kreditwesengesetz 
1979, eine Entwicklung genommen hat, die 
derartige Anforderungen, wie skeptisch man 
immer dem Versuch, solche Inhalte per 
Gesetz zu deklarieren und erzwingen zu wol­
len, gegenüberstehen mag, nur allzu verständ­
lich erscheinen läßt. 

Vielleicht überzeichnet, aber auch durchaus 
berechtigt: Die galoppierende Schwindsucht 
der Eigen- und damit der Risikokapitalunter­
legung des Bankensektors insgesamt ist fest­
stellbar. Ein immer schärfer geführter Kampf 
im Bankwesen - alle gegen alle - ,  über des­
sen ruinöse Folgen zwar alle Beteiligten kla­
gen, ihn aber bis vor kurzem mit ungebroche­
ner Vehemenz fortsetzten, ist feststellbar . 
Auch die sogenannten ordnungspolitischen 
Vereinbarungen, zu denen sich die Kreditin­
stitute angesichts der immer wieder akut wer­
denden Bedrängnis der letzten Stunden 
zusammengerauft haben, werden dem Ver­
nehmen nach keineswegs konsequent einge­
halten, sondern der Kampf wird mit - wenn­
gleich abnehmender - Intensität fortgesetzt. 

Bemerkenswert ist immerhin die unge­
wohnte Zurückhaltung, mit der man sich sei­
tens der Banken den nun heute zur Verhand­
lung stehenden fühlbaren Verschärfungen 

des ordnungspolitischen Rahmens auferleg­
ten Zwangs zur Räson unterwirft. Vielleicht 
sind hier die Erfahrungen mit der Gesetzwer­
dung der Kreditwesengesetz-Novelle 1979 hilf­
reich, als die verschiedensten - und ich habe 
das schon erwähnt - Bankinstitute ihr 
Gesetz beziehungsweise die für sie jeweils 
wichtigen Bestimmungen weitestgehend 
selbst gestalteten und sich dabei in der "Inter­
ventionitis" gegenseitig überboten. 

Das ernüchternde Ergebnis eines solcher­
art zustande gekommenen Ordnungs rahmens 
hat wahrscheinlich zu der Einsicht geführt, 
daß nur eine einschneidende Reform tatsäch­
lich Abhilfe schaffen kann und daß der Staat 
und damit die Gemeinschaft über diese Ord­
nungsbestimmungen zu entscheiden hat. Der 
Hauptpunkt der Reform, die Konsolidierung 
des Geldwesens in Österreich, muß auf zwei 
Ebenen ansetzen. Einerseits muß durch die 
verbesserten ordnungspolitischen Rahmenbe­
dingungen die Fehlentwicklung der Vergan­
genheit korrigiert und andererseits die Rolle 
des Bankensektors im Rahmen der Volkswirt­
schaft neu definiert werden. Es geht um die 
deutliche Erhöhung . der Eigenkapital­
erfordernisse. Das im Gesetz sogenannte Haf­
tungskapital muß deutlich erhöht werden. Es 
geht um die Begrenzung der Risken, um die 
Herabsetzung der Obergrenzen für Großkre­
dite und um die Einschränkung der Devisen­
spekulation; es geht auch um die Verstärkung 
von Kontrolle und Aufsicht. 

Wie ich bereits erwähnt habe, muß die 
Reform des Kreditwesens primär zunächst 
unter dem Aspekt gesehen werden, daß die 
bisherige Entwicklung unter keinen Umstän­
den fortgesetzt werden kann. Soweit die 
Eigenkapitalbildung durch Innenfinanzierung 
erfolgt, erhöht sich - und das hat ja meine 
Vorrednerin schon angesprochen die 
Zinsenspanne, und/oder es werden vermehrt 
Gebühren für Bankdienstleistungen einzuhe­
ben sein. So ist mit der gesetzlichen Aufforde­
rung zur Bedachtnahme auf den Ertrag auch 
die Frage der Gebühren von Gehaltskonten 
berührt. Die Einführung beziehungsweise die 
Erhöhung von Gebühren ist nicht zuletzt des­
wegen so heikel und auch in der Öffentlich­
keit immer wieder in Diskussion stehend, 
weil, wie ich schon erwähnt habe, die Banken 
j ahrelang ihren Kunden diese Dienstleistung 
gratis angeboten haben und unter Hinweis 
darauf aber auch deutlich und lautstark in 
den verschiedensten Medien geworben 
haben. 

Gleichzeitig entspricht die vermehrte Inan­
spruchnahme von Bankdienstleistungen 
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einem Trend der Konsumenten, der sich auch 
bei stärkerer Entgeltbezogenheit durchge­
setzt hätte. Daß bis heute die Bankdienstlei­
stungen in Österreich nur zum Teil durch die 
Gebührenverrechnung an diejenigen, die sie 
in Anspruch nehmen, finanziert werden, ist 
durch die Geschäftspolitik der Banken mei­
ner Auffassung nach selbst verursacht wor­
den. 

Ich bringe ein Beispiel aus der jüngeren 
Vergangenheit. Bei der Einführung des Zah­
lungsverkehrs durch Schecks konnten die 
Kreditinstitute davon ausgehen, daß er bei 
entsprechender Propagierung und Werbung 
schon nach kurzer Zeit erhebliche Kosten ver­
ursacht. Dennoch wurde diese Dienstleistung 
zunächst praktisch zum Nulltarif angeboten. 

Wenn die Kreditinstitute heute die Einfüh­
rung spezieller Gebühren für alle Bankdienst­
leistungen verlangen, so sollten sie sich mei­
ner Auffassung nach nicht der Illusion hinge­
ben, daß mit einem Schlag alle Versäumnisse 
der letzten 20 Jahre wieder aufgeholt werden 
könnten. 

Das ohnehin durch die bereits vorgenom­
mene Einführung verschiedener Gebühren 
ohne ausreichende vorherige Information 
geschürte Mißtrauen der Konsumenten wird 
durch die Nennung von schockierend hohen 
Beträgen, zum Beispiel je Buchungszeile, nur 
gefördert. 

Meiner Auffassung nach geht es darum, ein 
sehr behutsames Vorgehen Platz greifen zu 
lassen, vor allem aber auch eine starke Ver­
besserung der Transparenz im Zusammen­
hang mit den Kosten zu verlangen. Eine ehrli­
che, verständliche und einheitliche, das heißt 
im Vergleich zwischen den verschiedenen 
Instituten auch für den einzelnen Konsumen­
ten nachvollziehbare Gebührenpolitik wäre 
die Forderung unserer Zeit. 

Ich glaube, daß man nicht unerwähnt las­
sen soll, daß im Zusammenhang mit dem Kre­
ditwesengesetz auch die Entwicklung der 
Filialen in den Kreditinstituten seit 1977 zu 
beachten ist. Hatten wir 1977 in ganz Öster­
reich 3965 Bankfilialen, so ist im Zeitraum 
von 1977 bis 1985 diese Rate der Bankfilialen 
um über 34 Prozent gestiegen, nämlich auf 
insgesamt 5331 Filialen. Das bedeutet - und 
ich glaube, daß uns diese Zahl aufhorchen las­
sen sollte -, daß auf 1313 Österreicher je eine 
Bankfiliale entfällt, die Kosten verursacht, 
die aber auch das Bild der Banken in der 
Öffentlichkeit prägt. 

Ich möchte auch nicht den Rückgang der 
Eigenkapitalquote in Österreich unerwähnt 
lassen. Die Eigenmittelausstattung des öster­
reichischen Kreditapparates hat nach sehr 
bescheidenen Anfängen nach dem Zweiten 
Weltkrieg um die Mitte der siebziger Jahre 
ihren Höhepunkt erreicht, als Eigenkapital 
und Reserven rund 6 Prozent der Bilanz­
summe erreichten. Seither ist die Eigenkapi­
talquote auf weniger als die Hälfte zurückge­
gangen. Besonders niedrig sind die Eigenmit­
tel bei den Banken, bei den Landeshypothe­
kenanstalten, wobei hingegen die Genossen­
schaftsbanken über relativ höhere Eigenmit­
tel verfügen. 

Die Eigenmittelsituation des österreichi­
schen Kreditapparates ist nicht nur von der 
absoluten Höhe der Eigenkapitalquote her 
bedenklich, sondern vor allem auch von ihrer 
Entwicklung her. Seit 1970 hat diese Quote 
jährlich und durchschnittlich um 0,2 Prozent­
punkte abgenommen. Insbesonders im inter­
nationalen Vergleich ist die Eigenmittelaus­
stattung des österreichischen Kreditappara­
tes äußerst bescheiden. 

Nach einer Studie der OECD aus dem Jahre 
1985 verfügt der Kreditapparat in den meisten 
Ländern über mehr Eigenkapital als in Öster­
reich. Zudem war, wie schon erwähnt, der 
Rückgang des Eigenkapitals in Österreich 
besonders stark. 

Allerdings sollten die internationalen Ver­
gleichszahlen nicht absolut, sondern nur im 
Zusammenhang mit dem Rückgang der öster­
reichischen Quote interpretiert werden. Das 
rasch zunehmende Auslandsgeschäft dürfte 
sich nämlich sehr unterschiedlich in den 
Bilanzen der Banken und Kreditinstitute nie­
dergeschlagen haben. 

Während es in Österreich über die Bilanz­
summe lief, gründeten ausländische, insbe­
sondere aber auch englische und deutsche 
Banken Auslandstächter, die sie selbst mit 
Eigenkapital ausstatteten. Das nennt man die 
Zweitverwendung des Eigenkapitals. Dadurch 
wird entweder das Eigenkapital doppelt 
gezählt, oder die Auslandstransaktionen für 
die Eigenkapitalquote werden überhaupt 
nicht erwähnt. 

Die Ziele der Reform des Kreditwesenge­
setzes sind meiner Auffassung nach - ich 
habe einige Schwerpunkte erwähnt - erst 
dann erreicht, wenn die Banken aus ihrer 
Eigeninitiative und Eigenverantwortung her­
aus die notwendigen Anpassungsschritte 
gesetzt haben. Die nachteiligen Entwicklun-
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gen der letzten Jahre - Verminderung der 
Eigenkapitalrelationen und Ertragsspannen 
- sollten damit zum Stillstand gebracht wer­
den. Mittelfristig sind sie an ein für alle Betei­
ligten akzeptables Niveau heranzuführen. 

Meine Damen und Herren! Hoher Bundes­
rat! Ich glaube, daß keine noch so perfekte 
Gesetzesregelung die Entstehung von Proble­
men völlig ausschließen kann. Aber gute Rah­
menbedingungen sind ein wichtiger Beitrag, 
um diese möglichst gering zu halten. In einer 
Welt, in der sich das Bankengeschäft rasch 
weiterentwickelt und die Sparfreudigkeit im 
Gegensatz zu den Ausführungen meiner Vor­
rednerin - siehe auch unsere Debatte bei der 
letzten Bundesratssitzung im Zusammenhang 
mit der Zinsertragsteuer - durch die Zinser­
tragsteuer nicht geschwächt worden ist, 
glaube ich, sollte man sich auch vor Augen 
führen, daß einschlägige Ordnungsnormen 
diesem Wandel möglichst gerecht werden. 

In diesem Sinne freut es mich, daß wir 
heute gemeinsam dieser Regelung die 
Zustimmung erteilen werden. - Ich danke 
sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 10. 1 7  

Vorsitzender: Weiters zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec. Ich 
erteile ihm dieses. 

10. 1 7  

Bundesrat Dkfm. Dr.  Pi"sec (ÖVP, Wien): 
Herr Vorsitzender! Herr Staatssekretär! 
Hoher Bundesrat! Ich darf dem Herrn Bun­
desrat Verzetnitsch, was sonst nicht meine 
Art ist, vollinhaltlich in den meisten seiner 
Ausführungen beipflichten. Wir hätten das 
nicht besser sagen können. Das Zitieren der 
notwendigen Rahmenbedingungen entspricht 
genau der wirtschaftlichen Gesundung, die 
wir fordern. 

Grundlage für die Novellierung des Kredit­
wesengesetzes war die Abschaffung der 
ZEST, ansonsten wäre es j a  nicht gegangen, 
wären ja die Voraussetzungen nicht gegeben 
gewesen. Diese Novellierung stellt eigentlich 
ein neues Gesetz dar. Sie haben das ja folge­
richtig ausgeführt, nachdem meine Kollegin 
Bassetti dies von der anderen Seite sehr 
exakt geschildert hatte. Dieses neue Gesetz 
ist eigentlich nichts anderes als nach langer 
Zeit eine Vernunftlösung der wirtschaftlichen 
Verhandlungskräfte, betont sage ich das, in 
den beiden Großparteien. 

Begonnen hat es vor wenigen Tagen damit, 
daß in der Frage der Arbeitsverfassung die 
Sozialpartnerschaft überzeugend und für 

Gesamtösterreich fröhliche Urstände gefeiert 
hat und in einer ausweglosen Regierungssitu­
ation ein kräftiges Stück Arbeit vorange­
bracht hat zum Wohle der gesamten Bevölke­
rung Österreichs. Das Gesetz, das wir heute 
auf parlamentarischer Ebene diskutieren, ist 
ein Beweis dafür, daß, wenn die vernünftigen, 
verhandlungsbereiten Kräfte beider großen 
Lager etwas wirklich wollen, man es in zufrie­
denstellendem Maße erreichen kann, und 
zwar sehr schnell. Diese Verhandlungen wur­
den sehr schnell geführt, und sie wurden so 
geführt, daß das Resultat meiner Ansicht 
nach trotz der Kompromisse, die drinnen 
sind, für beide Seiten akzeptabel ist. Das 
wollte ich mir erlauben, sehr exakt auszufüh­
ren. 

Herr Kollege Verzetnitsch! Wenn Sie fra­
gen, warum denn in Österreich das Eigenka­
pital der Banken seit den siebziger Jahren -
es sind 6 Prozent - gesunken sei, dann, muß 
ich sagen, ist die Antwort darauf ganz ein­
fach: wegen Ihrer Regierungspolitik logi­
scherweise. Nummer eins. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Das darf nicht wahr sein! Das 
meinen Sie nicht im Ernstl) 

Nummer zwei: Da in zunehmendem Maße 
die Kommerzbanken die Finanzierung des 
Staates zu tragen hatten, was ein offenes 
Geheimnis ist, da die Anleihen vom Anleihen­
markt nicht mehr aufgenommen wurden, ist 
damit gleichzeitig die Reduzierung des Eigen­
kapitals durch Verlust der Rentabilität einge­
treten. Wenn zwei Groß banken gestützt wer­
den mußten, und zwar mit nicht unbeträchtli­
chen Mitteln, dann ist eine dieser ordnungs­
politischen Grundlagen, die notwendiger­
weise gefordert werden, mit Recht gefordert 
wurden auch von meinem Vorredner, eben 
nicht gegeben gewesen. 

Das zweite: Die Ausweitung des Filialwe­
sens. Aus den Jahren 1929/30 gibt es einen 
schönen Spruch: Die Filialen der Banken 
sperren zu - damals war die Situation 
anders, das gebe ich ohne weiteres zu -, und 
die Kaffeehäuser machen wieder auf. Und 
jetzt haben die Kaffeehäuser wieder zuge­
sperrt, und die Banken haben wieder aufge­
macht. 

Das, meine Damen und Herren, haben wir 
uns erlaubt, dem damaligen "besten Finanz­
minister aller Zeiten", nämlich dem späteren 
Vizekanzler Androsch klar und deutlich zu 
sagen. Als nun so viele Filialen entstanden 
sind, dann hat er natürlich nicht nach der 
Manier von Raubrittern, wie man annehmen 
könnte, aber immerhin von Gelegenheitskas-

-.... 
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sierern sofort die Besteuerung der Filialen 
eingeführt. Erst animiert man sie dazu, und 
dann besteuert man sie, und wenn das noch 
nicht genug ist, gibt man noch eine Steuer 
darauf. Dann stehen wir vor der traurigen 
Tatsache, daß . . . (Bundesrat S c  h a c h n e r: 
Die brauchen nicht animiert zu werden! Die 
haben selber den Todestrieb in sich gehabt!) 
Stimmt denn das vielleicht bitte nicht? (Bun­
desrat S c  h a c h n e r: Meine Einwände gel­
ten dem Ausufern der Filialen!) Sie selber 
müssen die Kreditgebühr bezahlen, wenn Sie 
sich einen Kredit nehmen, sofern das, was Sie 
wollen, überhaupt als Kredit zu bezeichnen 
ist. Das muß jeder Kreditnehmer bezahlen. 
Die Banken werden noch dazu, weil es ihnen 
angeblich so gut geht - es geht ihnen nicht so 
gut, wir sind einer Meinung -, besteuert. 
Meine Kollegin Bassetti hat das auch klar 
erklärt. Herr Staatssekretär Bauer, 1980 
haben Sie das noch angegriffen, darf ich erin­
nern, bevor das Abgabenänderungsgesetz 
fröhliche Urstände feiert, 1984 haben wir noch 
eines gehabt. Ich werde mir erlauben, darauf 
einzugehen. Sie haben es damals angegriffen. 
Die Begründung in den Erläuternden Bemer­
kungen war ja, daß es den Banken so gut 
geht. (Bundesrat B e  r g e r: Schlecht geh t es 
ihnen auch nicht! Nur so viel spekulieren tun 
sie!) Die wirtschaftliche Prosperität erlaube 
die Besteuerung. Und das ist nun herausge­
kommen. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Sie haben mir nicht zugehört, aber gerne 
wiederhole ich es noch einmal: Ohne Rahmen­
bedingungen geht es nicht. Und das ist das, 
was mein Vorredner zum Ausklang gesagt 
hat. Er warte darauf, daß die Banken das 
machen werden. Die Banken allein werden es 
nicht machen können, wenn die entspre­
chende Wirtschaftspolitik der Regierung 
ihnen nicht die Möglichkeiten bietet so wie 
jedem anderen Unternehmen. Das ist die For­
derung, die wir ununterbrochen erhoben 
haben. 

Ich freue mich sehr, daß die Frage des 
Eigenkapitals von Herrn Bundesrat Verzet­
nitsch angesprochen wurde. "Eigenkapital" 
ist jahrelang ein fremder Begriff gewesen. 
Daß es ohne Eigenkapital nicht geht, hat sich 
Gott sei Dank herumgesprochen. Ich freue 
mich, daß auch Sie dieser Meinung zuge­
stimmt und diese auch hier vertreten haben. 

Sie wundern sich, daß die Sorgfaltspflicht 
des Geschäftsleiters angeführt wird. Bitte 
überlegen Sie, was den Banken passiert ist: 

Erstens mußten sie Finanzierungen dubio­
ser Art übernehmen, ob sie wollten oder nicht. 

Denken Sie an die Verstaatlichtenfinanzie­
rung! Zweitens haben sie wieder Angst, daß 
sie solche Finanzierungen bekommen. Bei der 
Begutachtung des Gesetzes kann ich mir 
ohne weiteres vorstellen, daß der Sprecher 
des Bankenverbandes gesagt hat: Schreiben 
wir das ruhig hinein, denn dann sieht jeder­
mann, daß wir die Sorgfaltspflicht, zu der die 
Banken sowieso nach dem Aktienrecht ver­
pflichtet sind, zu der jeder Unternehmensfüh­
rer sowieso verpflichtet ist, auch aufgrund 
dieses Gesetzes besonders wahrnehmen müs­
sen. Na selbstverständlich! Darum steht es 
drinnen. Ich hoffe, damit Ihre Frage beant­
wortet zu haben. Darum steht es drinnen, weil 
die bisherige Behandlung der Banken eben 
nicht entsprochen hat. 

Die Frage der Anrechnung auf das Haf­
tungskapital wurde von meiner Tiroler Kolle­
gin angezogen, weil es ja im ländlichen Raum 
eine große Bedeutung hat, auch für die Genos­
senschaftsbanken. Sie hat das Beispiel der 
Schulze-Delitzschen Kassen gebracht. Wer ist 
davon betroffen? - Höchstens noch die Spar­
kassen. Die Großbanken ja weniger, denn die 
haben ja einen Zu schuß bekommen. Die For­
derung ist gesellschafts politisch real und ist 
wert, daß man sie unterstützt, denn zweifels­
ohne ist die Nachschußpflicht, die Haftungs­
pflicht des Genossenschafters, die ja gegeben 
ist, eine Art von Haftungskapital, über das 
man verfügen' kann. Alles zu erreichen, war in 
einem Kompromiß nicht möglich. Wir haben 
noch weiter zu reden. Dazu gehört ja auch, 
daß dem durchführenden Ministerium die 
Möglichkeit geboten wurde, mittels Ermächti­
gungsverordnungen vorzugehen. Das ist ein 
Blankoscheck, Herr Staatssekretär, und ich 
hoffe, daß in der Durchführung dieser Blanko­
scheck so gehandhabt wird, daß die Weiter­
entwicklung des Bankenwesens gesichert 
erscheint. Wir erwarten uns von Ihnen, daß 
dieser Blankoscheck entsprechend verwendet 
wird. 

Die Kreditwirtschaft hat mit diesen neuen 
Bestimmungen einen wahren Kompromiß 
angeboten bekommen, und man muß wirklich 
sagen, diese sehr sensible Materie wurde 
nicht nur auf hohem fachlichem Niveau, son­
dern auch auf breiter Basis verhandelt. 

Weitere berechtigte Wünsche sind darüber 
hinaus die Verlängerung der Ansparung des 
Haftungskapitals von fünf auf zehn Jahre, die 
Änderung der Rahmenbedingungen, die ich 
genannt habe, und auch, daß die Öffentlich­
keit das, was geboten wurde, als Außenfinan­
zierung zitiert, das heißt nicht von sich selbst 
gebracht, aufnimmt. Interessanterweise 
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haben zwei Bankinstitute sehr schnell das 
Partizipationskapital, die Partizipations­
scheine dem Publikum nahe gebracht. In den 
Zeitungen zu sehen, auch heute, bitte. Eine ist 
sehr originell: "Kaufen Sie eine Bank." , sagt 
die CA, mit Kapitalanteilen, das sind Partizi­
pationsscheine. Das zweite Institut ist eine 
Sparkasse. Das steht jeden Tag in der Zei­
tung. 

Ich weiß nicht, ob es sehr exakt ist, daß, 
bevor das Gesetz in Kraft tritt - das wird erst 
am 1. Jänner 1987 der Fall sein -, eine Spar­
kasse schon aktiv wird. Die Kommerzbank 
kann es tun. Bei der Sparkasse ist es ein biß­
ehen anders. Aber immerhin, man nimmt es 
auf, das heißt, der Kreditapparat ist mit die­
ser Gesetzwerdung gar nicht so unzufrieden. 

Die Frage lautet: Wird die Bevölkerung es 
aufnehmen? Und das ist die wichtigste Frage. 
Schaffen Sie die Rahmenbedingung, dann 
wird die Bevölkerung es aufnehmen. Die 
zitierte Zahl von etwa 170 Milliarden Schilling 
Bedarf bei einer 7prozentigen Steigerung pro 
Jahr ist ja keine kleine Größenordnung. Viel­
leicht ist das ein Weg, der sich dann auch 
gehen ließe bei der Finanzierung anderer 
nach Kapital, nach Beteiligung, nach Dauer­
beteiligungskapital Suchender, nämlich der 
Verstaatlichten. Das könnte ein Weg sein. Ich 
gebe dieses auf Sozialpartnerseite zu überle­
gen. Auch bei der Beschränkung der Großkre­
dite auf 50 Prozent ist ein Kompromiß mög­
lich. Die Länder und der Bund sind geblieben. 
50 Prozent sind an sich schon sehr viel. 

Herr Staatssekretär Bauer! Darf ich Ihnen, 
da Sie einen neuen Minister haben, folgendes 
zum Nachdenken geben. So wie es unseren 
beiden Großbanken gegangen ist, die in einer 
Richtung finanzieren mußten, durften, soll­
ten, es auf jeden Fall getan haben und damit 
in Liquiditätsschwierigkeiten kamen, so ist es 
den vielen amerikanischen Banken auf dem 
freien Markt mit Mexiko passiert. Es war 
nicht die Chase-Manhattan Bank, die hat, 
glaube ich, einen Anteil von 47 Prozent von 
ihrem gesamten Kapital als Forderung in 
Mexiko gehabt, uneinbringlich, wenn wir es 
genau betrachten. Es sind, glaube ich, acht 
oder neun Banken, es ist ihnen gelungen, den 
Anteil dieser dubiosen Forderungen, gemes­
sen an ihrem Eigenkapital, zu ändern, näm­
lich dadurch, daß ihr Eigenkapital maßgeblich 
erhöht wurde - das auf einem freien Markt. 

Ich halte es für möglich, daß wir selbst auf 
dem kleinen österreichischen Markt - wir 
haben ja Nachbarn, die interessiert sind, in 
Österreich zu investieren - einen ähnlichen 

Weg gehen könnten. Darf ich Ihnen das bitte 
zu überlegen geben. Ich bin zwar nicht sehr 
hoffnungsvoll, daß Sie es übernehmen. Denn 
was die ZEST betrifft, habe ich 1984 mit 
Engelszungen auf Sie eingeredet. Genützt hat 
es nichts, aber vielleicht nützt es heute etwas. 
Darf ich Ihnen das mitgeben. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Engelszungen waren Ihnen 
noch nie gegeben, Herr Kollege!) 

Das nächste: Melde- und Kontrollvorschrif­
ten. Das ist Ihr Weg, nicht unser Weg. Mit der 
besten Kontrolle kann man nicht das errei­
chen, was die Wirtschaft erzwingt. Wir sehen 
ein, daß es Kontrollen geben muß. Was die 
Ausstattung mit Eigenkapital betrifft - da 
pflichte ich gerne den beiden Vorrednern bei 
-, versuchen wir, den Standard von Amerika 
und der Schweiz zu erreichen. 

Der dritte Punkt in den Rahmenbedingun­
gen nach der Sonderabgabe auf die Kreditun­
ternehmen und die Kreditsteuer, die Kredit­
vertragsgebühr, ist die ZEST, die Abschaf­
fung der ZEST, meine Damen und Herren, ich 
stehe nicht an, das mit einer gewissen inne­
ren Genugtuung zu vermerken. 

Es ist das zweite Mal, daß unmittelbar nach 
einer sehr ernsten Debatte im Bundesrat -
unsere liegt ja erst ein paar kurze Wochen 
zurück - die Bundesregierung uns zu folgen 
hat. Ich darf Sie erinnern: Bei der Debatte am 
11. Juli 1984 über die "Araber-Verträge" bei 
der 3. IAKW -Finanzierungsnovelle waren wir 
es, die durch unseren Einspruch der Bundes­
regierung die Möglichkeit geboten haben, 
überhaupt darüber nachzudenken. Dann kam 
der neue Finanzminister Vranitzky, und er 
fand hier im Bundesrat noch einmal in Form 
einer Dringlichen den letzten Anstoß, die Ver­
handlungen neu zu beginnen. Wir haben uns 
nicht einfach dieses "Federi" auf den Hut 
gesteckt, sondern für ganz Österreich war das 
ein überzeugender Beweis, daß sich die Arbeit 
von uns Bundesräten auszahlt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion, das hat auch Ihnen gegol­
ten. Ich wundere mich, daß Sie sich der 
Zustimmung nicht angeschlossen haben. 

Das zweite in der dringlichen Anfrage, auf 
die ZEST bezogen, nachdem der Verfassungs­
gerichtshof deren Reparatur verlangt hat. Wir 
haben hier unisono fachlich einwandfrei dis­
kutiert. Wir haben Bundesminister Vranitzky 
Argumente sonder Zahl geliefert. Er hat in 
einer Form geantwortet - sie wird von mei­
nen beiden Nachrednern noch exakt zitiert 
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werden - ,  die dieses Forums unwürdig ist. 
Wir haben uns damals schon in der Diskus­
sion sehr exakt damit auseinandergesetzt. 

Ich darf heute sagen: Diese Abschaffung 
der ZEST, wie sie jetzt vorliegt, ist exakt ein 
Beweis dafür, daß der Initiativantrag der 
Österreichischen Volkspartei vom 4. April im 
Nationalrat nicht eine Husch-Pfusch-Sache 
war, wie damals der Herr Finanzminister und 
jetzige Bundeskanzler behauptet hat, sondern 
sowohl durchführbar als auch gut durchdacht, 
daher eine Anregung, die Sie jetzt genau 
nachvollziehen. Wir waren es, die Ihnen die 
Formulierung gegeben haben, wir waren es, 
die Ihnen die Unterlagen geboten haben, wir 
waren es, die Ihnen die Voraussetzungen 
dafür gezeigt haben, daß es geht. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Herr Staatssekretär Bauer! Mit einer gewis­
sen inneren Genugtuung habe ich mir gestern 
unsere Auseinandersetzung · aus Anlaß des 
damaligen Abgabenänderungsgesetzes im 
Jahre 1984 noch einmal angesehen. 

15. November 1984, darf ich Ihnen das ins 
Gedächtnis rufen: 

"Herr Staatssekretär! Rechnen Sie einmal 
durch" - das Beispiel gibt es ja -: "Die 
Genußscheinaktion bringt eine Budgetbela­
stung von zirka 1,4 Milliarden Schilling. Der 
Ertrag aus der ZEST, aus der Sparbuchsteuer , 
jetzt nach der Senkung des Satzes, wird 2 Mil­
liarden Schilling sein. Bleiben Ihnen also 
600 Millionen Schilling. 

Mir persönlich ist es ja nicht verständlich, 
warum Sie sich wegen dieser 600 Millionen 
Schilling den dauernden Angriffen ausset­
zen." 1984 schon! "Das ist mir persönlich nicht 
verständlich. Sie wollen sie haben, also hier 
haben Sie sie. Wir werden die Abschaffung 
der Sparbuchsteuer bei jeder Gelegenheit for­
dern. Sie ist ein Griff in die Taschen jedes 
Menschen in Österreich." - Bitte, das vor 
zwei Jahren. Mit Freude darf ich Ihnen das 
ins Gedächtnis rufen. 

Und zum Schluß sagte ich Ihnen noch: 

"Das, meine Damen und Herren, lege ich 
Ihnen ans Herz, es ist das, was wir fordern. 
Wir werden davon nicht abgehen. Diese bevöl­
kerungsfeindliche , wirtschaftsfeindliche 
Sparbuchsteuer gehört weg. Sie haben sich 
der Volksabstimmung entzogen durch Nieder­
stimmen im Nationalrat." Das war damals, 
ich rufe es Ihnen ins Gedächtnis. Wir haben 
diese Linie konsequent beibehalten (Beifall 

bei der ÖVP. - Zwischenrufe der Bundesräte 
S c  h a c h n e r und Dr. S c  h a m b e c k.) Wir 
haben sie konsequent beibehalten. 

Und ich sagte dem jetzigen Bundeskanzler, 
dem damaligen Finanzminister am 10. April: 
Eine Verbesserung der Wirtschaft hat noch 
immer höheres Steueraufkommen bedeutet. 
Höheres Steueraufkommen bedeutet mehr 
Einnahmen für den Finanzminister . Wenn Sie 
diese aber sowieso bekommen, dann werden 
Sie die 1,5 Milliarden Schilling aus der ZEST 
überhaupt nicht spüren, die Ihnen dann ent­
gehen. - Das sagte ich damals, und es ist ein­
getreten. 

Herr Bundesrat Verzetnitsch! Darf ich Sie 
selber zitieren; ich tue das mit einer gewissen 
inneren Genugtuung. Sie sagten in der letzten 
Sitzung: 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mit 
Dr. Pisec beginnen. Ich habe mir seine frühe­
ren Reden zu diesem Thema angesehen. Er 
hat schon vor einiger Zeit gemeint, und diese 
Linie setzte er in konsequenter Weise fort, er 
werde keine Gelegenheit auslassen, die ZEST 
abzuschaffen. - Ich nehme an, ein Lapsus 
linguae; richtig: die Abschaffung der ZEST zu 
verlangen. 

Und dann sagen Sie so schön: Fast klingt es 
wieder einmal wie ein Donnerruf durch 
unsere Landschaft: Die ZEST muß weg. Und 
wer nicht mit wachsender Begeisterung in 
diesen Ruf einstimmt, der lebt vielleicht ein 
bißchen gefährlich. Aber als Gewerkschafter 
ist man es gewohnt, gefährlich zu leben. (Bun­
desrat V e r  z e t n i t s c h: Den Schluß auch 
zitieren!) 

Herr Kollege! Der Herr Bundeskanzler hat 
Ihnen die Gefahr genommen, und ich freue 
mich. Danke sehr. (Beifall bei der 
ÖVP.j 10.36 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Strutzenberger. Ich erteile 
ihm dieses. 

10.36 

Bundesrat Strutzenberger (SPÖ, Wien): 
Herr Vorsitzender! Herr Staatssekretär! 
Meine Damen und Herren! Die Ereignisse der 
letzten Wochen und Monate haben uns deut­
lich gezeigt, daß die Österreicher nicht Pole­
mik in der Politik, parteipolitisches Gezänk, 
gegenseitige Beleidigungen und Verdächti­
gung erwarten, sondern sachliche Arbeit in 
allen Bereichen der Politik wünschen. Ich 
glaube, hier feststellen zu können - aufgrund 
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der Ausführungen meiner Vorredner von 
Seite der ÖVP mit einigen Einschränkungen 
-, daß die Verhandlungen über die vorliegen­
den Gesetze diesem Wunsch einigermaßen 
gerecht wurden. 

Es ist nach einer sehr sachlichen Beratung 
im Hohen Hause in den Ausschüssen gelun­
gen, in einer so komplizierten Materie, wie es 
nun einmal die sogenannten Kreditwesenge­
setze sind, Übereinstimmungen herbeizufüh­
ren, sodaß diese Gesetze, die unsere gesamte 
Wirtschaft auf dem Weg über die Banken, also 
über das Kreditwesen, beeinflussen, von 
denen aber - das möchte ich mit einiger 
Befriedigung feststellen - jeder in der Bevöl­
kerung als Einzelperson heute schon betrof­
fen ist, im Nationalrat einstimmig beschlos­
sen werden konnten und, wie ich mit Sicher­
heit annehmen darf, auch im Bundesrat mit 
Einstimmigkeit beschlossen werden. 

Von besonderer Bedeutung scheint mir die 
Übereinstimmung bei dieser so komplizierten 
Materie auch deswegen zu sein, weil doch 
gerade in den wirtschaftspolitischen und 
finanzpolitischen Fragen bei Ihnen - Dr. 
Pisec, Sie haben es ja jetzt neuerlich doku­
mentiert - meist grundsätzliche unterschied­
liche Überlegungen und Auffassungen gege­
ben sind. Daran ändert auch nichts das Lob 
des Dr. Pisec zu den Ausführungen des Kolle­
gen Verzetnitsch. Aber ich möchte doch aner­
kennend festhalten, daß in diesen so wichti­
gen Fragen unseres Wirtschaftslebens nach 
langem und sicherlich - ich möchte das 
unterstreichen - äußerst schwierigen Aus­
einandersetzungen Kompromisse gefunden 
wurden, die schließlich und endlich, so glaube 
ich sagen zu können, ein gemeinsames Ziel zu 
erreichen versuchten oder es erreichbar 
machten. 

Komprorniß heißt eben, daß j eder von sei­
nem Standpunkt etwas abrücken muß, um 
auch dem anderen die Zustimmung zu ermög­
lichen. Ich darf hier einen Banker, Ihren 
Exparteiobmann Dr. Taus, zitieren, der 
meinte, daß Komprorniß bedeutet, daß j eder 
etwas Wasser in seinen Wein gießt, wobei er 
hofft, daß dieses Getränk dann auch noch 
genießbar bleibt. Ich glaube, daß in diesem 
Fall das Wasser in Maßen gehalten wurde, 
sodaß dieser Wein wirklich noch genießbar 
bleibt. 

Ich möchte aber auch nicht unerwähnt las­
sen - das erscheint mir auch wesentlich in 
dieser Frage - ,  daß diese Gesetze nicht 
irgendwo im stillen Kämmerlein beraten und 
beschlossen wurden, sondern daß die betroffe-

nen Wirtschaftszweige bereits im vorparla­
mentarischen Raum in die Beratungen aktiv 
einbezogen wurden und daß man daher 
behaupten kann, daß diese Gesetze der Geld­
wirtschaft nicht oktroyiert wurden, sondern 
daß sie unter Mitwirkung der Betroffenen, 
der Beteiligten, also der Banken, zustande 
gekommen sind, wobei ich nicht unerwähnt 
lassen möchte, daß auch von seiten dieser 
Beteiligten gewissen Kompromissen zuge­
stimmt wurde. 

Ich möchte aber auch nicht verabsäumen, 
hier der Beamtenschaft, die in diesen ernsten 
und sachlichen Beratungen eine sehr wesent­
liche Mitwirkung gehabt hat, den Dank aus­
zusprechen, denn ich glaube, ohne ihre Mit­
wirkung wäre es nicht möglich gewesen, diese 
komplizierten Dinge einer Bereinigung, einer 
solchen einvernehmlichen Lösung zuzufüh­
ren. 

Meine Damen und Herren! Was waren 
diese Ziele oder Vorstellungen, die man in 
diese kredit- oder geldwirtschaftlichen 
Gesetze hineinlegte? 

Zum ersten sollte die Funktionsfähigkeit 
des österreichischen Bankwesens verbessert 
werden. 

Zum zweiten sollte der Gläubigerschutz 
eine Verbesserung erfahren. Das scheint mir 
bei den vielen Krediten, die heute gewährt 
werden, von ganz besonderer Bedeutung zu 
sein. 

Zum dritten sollte eine Erhöhung der Risi­
kotragungsfähigkeit der Banken und eine 
Angleichung an internationale Maßstäbe der 
Eigenkapitalbildung vorgesehen werden. 

Hier gestatten Sie mir doch folgende Fest­
stellung: Dr. Pisec war sehr erfreut darüber, 
daß wir - durch Kollegen Verzetnitsch aus­
gesprochen - jetzt plötzlich auch von Eigen­
kapitalbildung sprechen. Ich glaube, man 
sollte hier nicht den Fehler begehen und den 
Begriff "Eigenkapital" , den wir meinen, mit 
dem Begriff, den sicherlich Dr. Pisec gemeint 
hat, verwechseln. Ich glaube, hier sind in den 
Überlegungen doch noch einige Unterschiede 
übriggeblieben und festzustellen. 

Um diese Ziele erreichen zu können, war es 
natürlich notwendig, daß neben einer Erhö­
hung dieser Eigenkapitalquoten der österrei­
chischen Banken auch noch andere Maßnah­
men gesetzt wurden, also zum Beispiel auch 
Maßnahmen steuerlicher Art, sowie . . .  (Bun­
desrat Dr. S t r i  m i t  z e r: Wie definiert sich 

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 102

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 477. Sitzung - 19. Juni 1986 20033 

Strutzenberger 

das sozialistische Eigenkapital?) Nicht in der 
Form, daß nur mehr das Kapital Eigentum 
weniger einzelner ist, in der Form wird es 
sich . . .  (Bundesrat S o  m m er: Das priva te 
Eigenkapital? - Bundesrat S c  h a c h n e r: 
Ein Finanzbeamter muß das wissen!) Also wie 
gesagt, wir sehen deutlich, daß es hier unter­
schiedliche Auffassungen gibt. 

Nun glaube ich, daß einige Schwerpunkte 
auch noch gesetzt werden mußten, daß zum 
Beispiel die Anpassung des Postsparkassen­
gesetzes, die Erfassung von Bankverpflich­
tungen, verbesserte Bestimmungen zur Erfas­
sung bankgeschäftlicher Risken, Verbesse­
rungen des Prüfungswesens und eine Verbes­
serung der Einlagensicherungseinrichtungen 
neu überdacht, neu geschaffen werden muß­
ten. 

Und ich möchte auch sagen, daß es richtig 
war, daß zum Beispiel eine Verbesserung der 
Kontrolle der Banken hier beschlossen 
wurde, denn Vertrauen ist gut, Kontrolle ist 
besser, ist ein altes Sprichwort. (Bundesrat 
Dr. H o  e s s: Ein Lenin-Wortf) Es hat sich 
schon einige Male gezeigt, daß eine noch bes­
sere Kontrolle vielleicht manche vor Schaden 
bewahrt hätte . (Bundesrat S c  h a  c h n e r: 
Setz Ihnen nicht schon wieder zu wegen der 
" Bundesländer" !) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
die vorliegenden Gesetze die von mir zitierten 
Grundsätze enthalten, zur Stabilität unseres 
gesamten Bank- und Kreditwesens beitragen, 
daß die internationale, aber auch nationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Geldwirtschaft 
dadurch gesichert wird, aber auch - und das 
scheint mir wesentlich zu sein - den Anle­
gern und den Kreditnehmern noch mehr das 
Gefühl der Sicherheit gegeben wird. Dadurch 
wird sicher das Vertrauen in unser Wirt­
schaftssystem, das gut ist, und zu unserem 
Geldmarkt verstärkt werden. Ich erhoffe mir 
aber dadurch auch eine Belebung des Anle­
germarktes, was ebenfalls von ganz besonde­
rer wirtschaftlicher Bedeutung ist. Ich habe 
schon ausgeführt, daß ja die Verflechtung 
Wirtschaft - Bankwesen nicht mehr wegzu­
denken ist. 

Nun gestatten Sie mir eine Anmerkung 
zum Bankwesen, das heute meiner Meinung 
nach für jeden einzelnen Österreicher schon 
sehr große Bedeutung erhalten hat, und zwar 
durch die sogenannten Gehaltskonten. Ich 
möchte hier feststellen, daß wir zum Beispiel 
im öffentlichen Dienst die Verpflichtung 
haben, daß jeder Bedienstete mit dem Eintritt 
in den öffentlichen Dienst ein Gehaltskonto 

haben muß. Wir haben das gemeinsam j a  
gesetzlich verankert und beschlossen. 

Ich möchte feststellen, daß damals - es 
wurde schon ausgesprochen, aber gestatten 
Sie mir diese Wiederholung - von den Ban­
ken gesagt wurde, Gebühren für diese Kon­
tenführungen kommen nicht in Frage. Es 
geht alles in Ordnung, wenn der nur sein 
Gehaltskonto bei mir hat. Es wird keine 
Gebühren geben für diese Kontenführung. 

Und dann hat sich schön still und leise eine 
Änderung ergeben. Dann hat man Werbung 
gemacht dafür, daß nicht nur das Gehalts­
konto geführt wird, also daß der Bedienstete 
nicht nur hingeht und sein Geld behebt -
das, bitte, muß man auch einmal feststellen, 
Herr Staatssekretär, daß es sich um eine 
Bringschuld beim Gehalt handelt - ,  daß das 
allein ja nicht das Zielführende sei, sondern 
man sollte hier doch auch andere Dienstlei­
stungen der Banken in Anspruch nehmen, 
und das wird auch nichts kosten. 

Nach einiger Zeit, zumindest nach Ablauf 
des ersten Jahres, mußte derjenige, den wir 
verpflichtet haben, das Konto zu haben, fest­
stellen, daß plötzlich 50 S, 100 S, 30 S, unter­
schiedlich nach Wettbewerb und nach Ver­
ständnis oder Unverständnis der einen oder 
anderen Bank, eben ihm für diese Tätigkeit 
abgezogen werden. (Bundesrat M o l  t e  r e r: 
Es gibt noch Banken, die nichts verlangen! 
Zum Beispiel in Oberösterreich!) 

Vor nicht allzu langer Zeit war es doch so, 
daß plötzlich, weil es Banken gibt, die weniger 
verlangen, und solche, die mehr verlangen, 
folgende Überlegungen angestellt wurden: 
Verlangen wir halt einheitlich mehr von den­
jenigen, die das Konto bei uns haben. 

Ich möchte mich dazu bekennen, wenn ich 
die Dienstleistung in Anspruch nehme, daß 
ich dafür auch eine Gegenleistung, das heißt, 
eine Gebühr zu entrichten habe. Aber wie 
man es bei den Banken heute betreibt - Kol­
lege Sommer wird mir das sicherlich bestäti­
gen, wir haben erst vor einigen Tagen Infor­
mationen bekommen - ,  scheint es so zu sein, 
daß das Konkurrenzdenken im Vordergrund 
steht und daß derj enige, der halt zu irgendei­
nem Bankinstitut besondere Beziehungen 
hat, sich um Gebühren herumdrücken kann. 
Und das, Herr Kollege, dürfte das sein, wo Sie 
meinten, es gibt Banken, bei denen es keine 
Gebühr gibt. Denn es gibt keine Bank, die für 
die Führung von Gehaltskonten überhaupt 
nichts verlangt. Hier wird doch verschiedenes 
unterlaufen. Wir haben uns ja an die entspre-
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chenden Institute, von denen wir das gehört 
haben, gewandt und hier um Aufklärung 
ersucht. 

Ich glaube - und das muß man zu dieser 
Gehaltskontenfrage feststellen -, daß die 
Banken nichts verschenken, daß sie keine 
Dienstleistungen erbringen, die aus Liebe 
gemacht werden, sondern daß sie sich alle 
sehr wohl um die Gehaltskonten gerissen 
haben, weil auch an diesen Gehaltskonten -
unabhängig von Kontenführungsgebühren -
verdient wird. Denn wir brauchen uns heute 
nur die kleinen Einkommensbezieher anzu­
schauen, die vor dieser Einführung nicht ein­
mal ein Sparbüchel gehabt haben. Dann hat 
man ihnen in der Bank gesagt: Bitte nimm dir 
gleichzeitig ein Sparbuch, wir überweisen dir 
am Ende des Monats oder zu dem von dir 
gewählten Zeitpunkt jenen Betrag, der auf 
deinem Konto noch ist. Mir liegen keine Zah­
len vor, aber ich glaube, daß man feststellen 
kann, daß für die Banken ganz schöne 
Beträge übrigbleiben, mit denen sie arbeiten 
und an denen sie dann auf andere Weise wie­
der verdienen. Das sollte in diesem Zusam­
menhang erwähnt werden. 

Nun zur Vermehrung der Zahl der Bankfi­
lialen, die ja - Kollege Verzetnitsch hat es 
schon ausgeführt - ins Gigantische geht. Es 
gibt eine Vermehrung um 30 bis 34 Prozent 
auf über 5 000 derartige Filialen in ganz 
Österreich. Das kommt ja auch nicht von 
ungefähr. Denn wenn ich kein Geschäft 
mache, dann werde ich wahrscheinlich nicht 
noch Filialbetriebe dazu eröffnen. Es dürfte 
im Bankwesen dank der guten Regierungspo­
litik - Dr. Pisec ist leider nicht da - halt 
doch einen solchen Aufschwung gegeben 
haben, daß man noch und noch Filialen 
braucht, denn ansonsten wäre es ja nicht 
möglich. (Stellvertretender Vorsitzender Dr. 
S c  h a  m b  e c k übernimmt die Verhand­
lungsleitung.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin auch der 
Meinung, daß diese wichtigen Gesetze, die -
ich glaube, es ist das einigermaßen meinen 
Ausführungen zu entnehmen - nicht nur all­
gemein wirtschaftliche Bedeutung haben, 
sondern wirklich auch für den einzelnen 
zumindest gewisse Sicherheiten bieten und 
daher von Bedeutung sind, daß diese Gesetze 
einen wesentlichen Beitrag, einen wesentli­
chen Schritt zur Modernisierung des österrei­
chischen Finanzwesens überhaupt darstellen. 

Ich möchte daher nochmals betonen, daß es 
sicherlich im Interesse des Staates, im Inter­
esse der Wirtschaft und der österreichischen 

Bevölkerung gelegen war, daß sich die im 
Parlament vertretenen Parteien bei einer so 
schwierigen Materie, über die es parteipoli­
tisch sicherlich unterschiedliche Auffassun­
gen gibt, durch sachliche Auseinandersetzun­
gen einigen konnten. 

Ich würde mir nur wünschen, daß diese 
Sachlichkeit auch in Zukunft und auch in 
anderen Fragen, die für uns alle von Bedeu­
tung sind, doch aufgebracht werden würde. 
Denn die oft angeführte Parteienverdrossen­
heit würde uns sicherlich, wenn wir uns daran 
hielten, nicht so entgegenschlagen, wie das 
derzeit der Fall ist, sondern es würde zur Ach­
tung und zum Respekt vor Politikern beitra­
gen, wenn wir mehr Sachlichkeit walten lie­
ßen. 

Ich muß jedoch wiederum feststellen, daß 
man, wenn man die Politik der ÖVP betrach­
tet, diese Sachlichkeit vermißt. Denn wenn 
ich mir Äußerungen eines angeblichen Arbeit­
nehmervertreters, des ÖAAB-Obmannes 
Kohlmaier in Erinnerung rufe - ich wieder­
hole noch einmal: eines angeblichen Arbeit­
nehmervertreters - (Bundesrat S c  h a  c h -
n e r: Er kommt aus der Aristokratie!), der 
jetzt plötzlich von "Proleten im Nadelstreif" 
zu sprechen beginnt, dann glaube ich, daß das 
sicherlich der Politik nicht zuträglich ist. 
(Bundesrat Dr. S t r i  m i t  z e r: Er hat sich ja 
entschuldigt!) Aber, Herr Kollege Strimitzer, 
ich kann mich doch leicht für alles entschuldi­
gen. Ich beleidige jeden, ich beleidige die 
Arbeitnehmerschaft in Österreich als Arbeit­
nehmervertreter , und dann stelle ich mich 
halt hin und entschuldige mich. (Bundesrat 
Dr. S t r i  m i t  z e r: Er hat sich halt nicht bei 
Ihnen entschuldigt! - Bundesrat S c  h a  c h -
n e r: Es ist ja nicht das erste Mal!) 

Gestatten Sie mir, noch folgende Anmer­
kung zu machen. Es wurde gestern im Hohen 
Haus ein Entschließungsantrag hinsichtlich 
Neuwahlen eingebracht, die durchgeführt 
werden sollten. Auch hier Widersprüchlich­
keiten noch und noch. Studieren Sie Ihr 
Papier, welches Ihr Parteiobmann Mock vor­
gelegt hat. Vorher wurde erklärt: Das Wahler­
gebnis der Bundespräsidentenwahl wird von 
der ÖVP nicht beansprucht werden. Keine 
einzige Stimme werden wir für uns beanspru­
chen. Siehe da: In diesem Papier wird aber 
ein ganz schöner Vergleich hergestellt zwi­
schen dem Ergebnis und dem Abschneiden 
der ÖVP bei den Nationalratswahlen und dem 
Abschneiden des angeblich unabhängigen, 
von der ÖVP nur unterstützten, Kandidaten 
Dr. Waldheim. (Bundesrat K a p  1 a n: Mit 
dem Abschneiden der SPÖ!) Bitte schön, dies-
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bezüglich sollte man sich auch entscheiden. 
Was ist ehrlich, was ist nicht ehrlich in die­
sem Partei betrieb ÖVP? 

Nochmals zur Zinsertragsteuer. Es werden 
von meiner Fraktion noch Kollegen dazu das 
Wort ergreifen, aber folgendes möchte ich 
noch feststellen: Was ich bisher von Ihrer 
Seite gehört habe zur Abschaffung der Zinser­
tragsteuer, schließt lückenlos an jene Pole­
mik, an jene Verunsicherung der Bevölke­
rung, die Sie betrieben haben, als diese Zins­
ertragsteuer eingeführt wurde, an. Wie soll 
ich es mir denn anders erklären, daß Sie, 
Frau Kollegin Bassetti, wider besseres Wis­
sen noch immer von der "Sparbuchsteuer" 
sprechen? Wie soll ich es mir erklären, daß 
Kollege Dr. Pisec noch immer davon spricht, 
daß man dem "armen Muatterl" das Geld 
weggenommen hat, wenn auch vorüberge­
hend, mit dieser Zinsertragsteuer? (Bundesrat 
M o l  t e  r e r: Das ist ein Volksausdruck!) Das 
heißt, Sie setzen ganz einfach Ihre Polemik 
fort. 

Wenn Herr Dr. Pisec meinte, daß er immer 
"exakte Argumente" vorgebracht habe im 
Zusammenhang mit der Einführung der Zins­
ertragsteuer, dann möchte ich feststellen, daß 
er anscheinend noch immer davon überzeugt 
ist, daß Polemik gleich "exaktes Argument" 
ist. Ich bin hier anderer Meinung, ich ver­
stehe unter exakten Argumenten halt etwas 
anderes. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte damit zum Schluß kommen und, 
um den Ausklang wieder friedlicher zu gestal­
ten, sagen: Vielleicht nehmen wir uns wirk­
lich an der sachlichen Arbeit, die hier zu die­
sen Finanzgesetzen von allen Parteien gelei­
stet wurde, ein Beispiel und unterhalten uns 
in Zukunft über alle Probleme sachlicher. -
Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 10.57 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher. Ich 
erteile es ihm. 

10.57 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauscher (ÖVP, Salz­
burg): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr 
Staatssekretär! Hoher Bundesrat! Meine 
Damen und Herren! Es ist sehr erfreulich, daß 
nach der Novellierung des Finanzstrafgeset­
zes und nach der Neuordnung des Haushalts­
rechtes nun auch das Kreditwesengesetz und 
das Sparkassengesetz einvernehmlich 
beschlossen werden können. 

Es ist dies in meinen Augen ein Beweis 

dafür, daß bei entsprechender Gesprächsbe­
reitschaft auch in politisch schwierigen Zeiten 
eine Einigung auch in komplizierten Materien 
möglich ist. Trotz der einvernehmlichen 
Beschlußfassung kann ich jedoch auf eine kri­
tische Anmerkung nicht verzichten. 

Ende vergangenen Jahres' wurde von der 
Mehrheit der Regierungsfraktionen im Natio­
nalrat gegen unseren Einspruch mit dem 
Abgabenänderungsgesetz 1985 unter anderem 
auch die Wiedereinführung der Sonderabgabe 
von Kreditunternehmungen beschlossen, die 
eigentlich Ende 1985 auslaufen hätte sollen. 

Das bedeutet für den Bund im Jahr 1986 
Einnahmen in Höhe von 1 ,3 Milliarden Schil­
ling, auf die man aus "fiskalpolitischen Grün­
den", wie es in der Begründung hieß, nicht 
verzichten wollte. Bei der seinerzeitigen Ein­
führung der Sonderabgabe hatte man noch 
behauptet, es gelte, die Ergebnisse der beson­
deren Ertragskraft der Kreditunternehmun­
gen abzuschöpfen. Davon ist nichts mehr 
übriggeblieben. Ganz im Gegenteil: Es sind 
nun gesetzliche Maßnahmen notwendig, um 
eine Anpassung der Kapitalstruktur an inter­
nationale Maßstäbe zu erreichen, weil die 
Entwicklung der letzten Jahre, wie es im 
Bericht heißt, eine ständige Verringerung der 
Eigenkapitalausstattung der österreichischen 
Banken mit sich gebracht hat. (Bundesrat 
K ö p f: Das Jahr 1985 war sehr erfolgreich als 
Bankjahr, bitte!) 

Ich glaube, das ist ein deutlicher Beweis für 
die negativen Folgen der sozialistischen Bela­
stungspolitik, vor denen wir immer gewarnt 
haben. 

Auf Details des Kreditwesengesetzes will 
ich nicht eingehen. Das Wesentliche wurde 
schon gesagt. Ich möchte mich dafür etwas 
eingehender mit der Abschaffung der Zinser­
tragsteuer befassen. 

Zunächst einmal möchte ich klarstellen, 
daß die Abschaffung der Zinsertragsteuer 
nicht ein Verdienst des früheren Finanzmini­
sters und derzeitigen Bundeskanzlers Dr. 
Vranitzky ist, sondern das Ergebnis eines 
Erkenntnisses de.s Verfassungsgerichtshofes 
und der dadurch geschaffenen Rechtslage. 
(Bundesrat K ö p f: Wir nehmen halt so etwas 
ernstf) 

Dr. Vranitzky hat sich anläßlich der 
Debatte im Bundesrat am 10. April bei der 
Beantwortung unserer dringlichen Anfrage in 
einer Art und Weise geäußert, die eher vermu­
ten ließ, daß er nicht zur Abschaffung bereit 
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war. Auf unsere Frage "Wie stellen Sie sich 
zur Forderung, die ZEST mit Wirksamkeit 
vom 1. Jänner 1986 abzuschaffen?" erhielten 
wir die Antwort - ich zitiere aus dem Proto­
koll - :  "Eine Abschaffung der Zinsertrag­
steuer in der geforderten Form ist aus den 
erwähnten Gründen nicht denkbar." - Ende 
des Zitats . 

Bei der ersatzlosen Abschaffung der Zinser­
tragsteuer mit 1 .  Jänner 1986, wie dies die 
ÖVP verlangte, sah der Herr Minister ein Pro­
blem für jene Sparer, die seit Beginn des Jah­
res bereits Zinsen erhalten und daher ZEST 
bezahlt hatten. 

Er sagte wörtlich: "Wenn ein Sparbuchinha­
ber gestern sein Sparkonto aufgelöst hat, 
dann hat er die Zinsen abgehoben und die 
ZEST entrichtet und fährt nach Brasilien. 
Wem soll man das zurückzahlen 1" - Ende 
des Zitats. 

Daß das nur über einen Antrag geht, wie es 
jetzt auch tatsächlich vorgesehen ist, soweit 
waren die Überlegungen damals noch nicht 
gediehen. Dafür warf uns der Herr Minister 
vor, die Konsequenzen für den einzelnen Spa­
rer dem reinen Zufall zu überlassen, und er 
polemisierte gegen den ÖVP-Antrag in einer 
Art und Weise, wie es hier im Bundesrat von 
der Regierungsbank aus bisher nicht üblich 
war. Das möchte ich auch bei dieser Gelegen­
heit feststellen. 

Die Abschaffung der Zinsertragsteuer 
wurde von uns deshalb verlangt, weil durch 
das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
den veranlagungspflichtigen Steuerzahlern 
das Recht zugesprochen wurde, die Zinser­
tragsteuer mit der Einkommensteuer zu ver­
rechnen, während die nicht veranlagten 
Steuerzahler diese Möglichkeit nicht hatten. 

Deshalb hieß es auch in der Begründung 
unserer dringlichen Anfrage - ich zitiere - :  
"Im Licht des neuen Erkenntnisses des Ver­
fassungsgerichtshofes würde eine weitere 
Beibehaltung der Sparbuchsteuer künftig zu 
einer extrem unsozialen und dem Gleichheits­
grundsatz widersprechenden Besteuerung der 
Sparguthaben führen." - Ende des· Zitats. 

Finanzminister Dr. Vranitzky äußerte sich 
dazu - ich zitiere wiederum aus dem Proto­
koll der Sitzung vom 10. April dieses Jahres 
-: "Völlig unverständlich wird aber die 
Begründung des Initiativantrages. Hier wird 
doch tatsächlich dem Verfassungsgerichtshof 
vorgeworfen, daß sein Erkenntnis zu einer 
gleichheitswidrigen Besteuerung, zu einer 

extrem unsozialen und dem Gleichheitsgrund­
satz widersprechenden Besteuerung des Spar­
guthabens führt." - Ende des Zitats. 

Diese Antwort läßt wirklich nur den Schluß 
zu, daß sich der Herr Minister mit der Mate­
rie nicht gründlich genug befaßt hat, sonst 
hätte er schon aus unserer Begründung, daß 
eine Beibehaltung der Steuer künftig zu einer 
gleichheitswidrigen Besteuerung führe, 
erkennen müssen, daß es sich dabei um kei­
nen Vorwurf an den Verfassungsgerichtshof 
handelte. Der Verfassungsgerichtshof hatte ja 
aufgrund einer Individualbeschwerde nur zu 
prüfen, ob die Zinsertragsteuer auf die Ein­
kommensteuer angerechnet werden könne, 
und sonst gar nichts. Das hat er getan und der 
Beschwerdeführerin recht gegeben. 

Daß der Herr Minister, offensichtlich man­
gels ausreichender Beschäftigung mit der 
Materie, überhaupt nicht verstanden hat, 
worum es dabei ging, beweist seine Antwort 
auf unsere dritte Frage. Da wollten wir wis­
sen, ob er, wenn er sich gegen eine Abschaf­
fung ausspricht, die Zins ertragsteuer für 
sozial gerecht und dem Gleichheitsgrundsatz 
entsprechend halte. Die Antwort des Herrn 
Ministers lautete - ich zitiere -: 

"Meine Damen und Herren! Man mag zum 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ste­
hen, wie man will, jedenfalls ist der Spruch 
eines Höchstgerichts zu respektieren. Sie 
werden daher nicht ernstlich von mir erwar­
ten, daß ich den sich aus dem Spruch eines 
Höchstgerichts ergebenden Rechtszustand als 
gleichheitswidrig bezeichne." 

In der Zwischenzeit hat man offensichtlich 
erkannt, daß unsere Auffassung richtig ist, 
und sich zur Abschaffung der Steuer durchge­
rungen. Man räumt nun auch jenen Steuer­
zahlern, bei denen die Voraussetzungen für 
eine Veranlagung nicht gegeben sind, das 
Recht ein, eine Veranlagung zu beantragen, 
wenn die einbehaltene Zinsertragsteuer den 
Betrag von 50 S übersteigt. Bei den veranlag­
ten Steuerpflichtigen kann die Wiederauf­
nahme des Verfahrens beantragt werden, 
wenn die anzurechnende Zinsertragsteuer 
den Betrag von 50 S übersteigt. 

Das ist sicherlich die einzig mögliche Vor­
gangsweise, und wir stimmen deshalb ja auch 
zu. Offen bleibt aber die Frage, warum man 
bei einer Abschaffung der Zinsertragsteuer 
per 1 .  Jänner 1986 nicht genauso hätte vorge­
hen können. 

Offen bleibt auch die weit wichtigere Frage 
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der Auf teilung des verbleibenden Ertrages 
der Zinsertragsteuer auf Bund, Länder und 
Gemeinden. Der Verfassungsgerichtshof hat 
j a  ausdrücklich festgestellt, daß die Zinser­
tragsteuer in Wahrheit eine Einkommen­
steuer und nicht eine von der Einkommen­
steuer verschiedene Objektsteuer darstellt. 
Deshalb ist auch das Aufkommen an Zinser­
tragsteuer in gleicher Weise auf Bund, Länder 
und Gemeinden zu verteilen wie das Aufkom­
men an Einkommensteuer. Daran gibt es 
überhaupt keinen Zweifel. 

Es wird meiner Meinung nach eine der 
wichtigsten Aufgaben des neuen Ressortchefs 
sein, sicherzustellen, daß diese Aufteilung 
auch tatsächlich vorgenommen wird und die 
Länder und Gemeinden ihren Anteil überwie­
sen bekommen, ohne daß sie vorher zum Ver­
fassungsgerichtshof gehen müssen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Der Bund hat ohnedies in den letzten J ah­
ren oft genug neue Steuern eingeführt, die als 
ausschließliche Bundesabgaben konstruiert 
waren und obendrein das Aufkommen an 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben verrin­
gerten. 

Ich hoffe daher, daß der Bund umgehend 
Gespräche mit den Vertretern der Länder und 
Gemeinden aufnimmt, um eine befriedigende 
Lösung dieser Frage zu erreichen. 

Nach der Zinsertragsteuer möchte ich mich 
auch noch mit dem Bewertungsänderungsge­
setz etwas eingehender befassen. Es wäre 
meiner Meinung nach ein schweres Versäum­
nis, wenn nicht anläßlich der heutigen 
Debatte auch über dieses Thema ausführlich 
gesprochen würde, ein Thema, das leider in 
den letzten Monaten in der Öffentlichkeit viel 
zu kurz gekommen ist. 

Die Regierungsvorlage zum Bewertungsän­
derungsgesetz wurde- am 14. Oktober vergan­
genen Jahres vom Ministerrat beschlossen 
und anschließend dem Nationalrat zugeleitet. 
Aufgrund des Widerstandes der ÖVP konnte 
eine Beschlußfassung verhindert werden. 
Nach der Regierungsvorlage sollte die zum 
1 .  Jänner 1985 vorgesehene Hauptfeststellung 
der Einheitswerte zum 1. Jänner 1986 durch­
geführt werden. Das Wirksamwerden der 
neuen Einheitswerte war für 1 .  Jänner 1989 
vorgesehen. 

Mit dem Antrag der Abgeordneten Mühlba­
cher, Grabher-Meyer und Genossen wird nun 
der Stichtag der Hauptfeststellung auf den 
1 .  Jänner 1988 verschoben. Wirksam werden 

sollen die neuen Einheitswerte jedoch, wie 
schon bisher vorgesehen, am 1. Jänner 1989. 

Die Notwendigkeit einer neuen Hauptfest­
stellung der Einheitswerte will ich in keiner 
Weise in Frage stellen. Die letzte fand ja zum 
1. Jänner 1973 mit Wirksamkeit 1. Jänner 1974 
statt. Seither hat sich vieles geändert, was 
berücksichtigt gehört. Es gab seit 1974 j a  
lediglich lineare Anpassungen, insgesamt drei 
mit zusammen 35 Prozent. 

Interessant ist, daß es trotzdem bei den drei 
wichtigsten Steuern, für deren Aufkommen 
die Einheitswerte von Bedeutung sind, 
beachtliche Steigerungen gab. So erhöhte sich 
das Aufkommen an Vermögensteuer in ganz 
Österreich von 1 760 Millionen Schilling im 
Jahr 1973 auf 4 200 Millionen Schilling im 
Jahr 1985. 

Das Grundsteueraufkommen im Land Salz­
burg betrug, inklusive der Stadt Salzburg, 
1973 68 Millionen Schilling, im vergangenen 
Jahr 269 Millionen Schilling. Das ist also eine 
Erhöhung auf fast das Vierfache. 

Das Aufkommen an Erbschafts- und Schen­
kungssteuer in ganz Österreich stieg von 
317,7 Millionen Schilling 1974 auf 967 ,6 Millio­
nen Schilling 1 985, also auf mehr als das Drei­
fache. 

Trotz dieser beachtlichen Erhöhungen, die 
zeigen, daß natürlich das Aufkommen dieser 
Steuer nicht nur von den Einheitswerten 
abhängig ist, sollten durch das Bewertungsän­
derungsgesetz die Einheitswerte gewaltig 
erhöht werden. Die Feststellung der Regie­
rungsvorlage, daß im Durchschnitt nur eine 
Erhöhung um 50 Prozent herauskomme, ist 
nämlich unhaltbar. Sie ist schlicht und ein­
fach falsch. Man braucht sich ja nur in der 
Anlage zum § 53 a die Bauklasseneinteilung 
und die Durchschnittspreise je Kubikmeter 
umbauten Raumes anzuschauen und kann 
dabei feststellen, daß etwa für Büro- und 
Wohngebäude in sehr guter Ausführung die 
Kubikmeterpreise von 500 S auf 1 300 S 
erhöht wurden, also auf mehr als das Zweiein­
halbfache. Oder bei Hotels, Pensionen, Gast­
höfen, bei Massivgebäuden in sehr guter Aus­
führung, von 600 S auf 1 850 S, also auf mehr 
als das Dreifache. 

Dazu kommt, daß sicherlich viele Gebäude 
auf Grund durchgeführter Verbesserungen in 
eine höhere Bauklasse kommen, sodaß der 
Kubikmeterpreis auf mehr als das Vierfache 
steigt, so etwa bei einem Wohngebäude mitt­
lerer Ausführung mit 300 S Kubikmeterpreis 
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bei Vorreihung in sehr gute Ausführung auf 
1 300 S Kubikmeterpreis. 

Weiters sind natürlich noch Steigerungen 
der Grundstückspreise zu berücksichtigen. So 
käme es zu ganz beachtlichen Steigerungen 
der Einheitswerte mit allen unliebsamen Fol­
gen bei den verschiedenen Steuern, die auch 
durch die Erhöhung von Freibeträgen nicht 
wirksam gemildert würden. Bei Einfamilien­
häusern könnten sich ohne weiteres Steige­
rungen von 200, 300 Prozent und mehr erge­
ben. Das träfe natürlich die Besitzer bei der 
Grundsteuer und bei der Vermögensteuer 
sehr, sehr hart. Viele würden dadurch über­
haupt erst vermögensteuerpflichtig werden. 

Daß natürlich nicht nur die Hausbesitzer 
die Leidtragenden solcher Erhöhungen 
wären, sondern auch die Mieter, möchte ich 
ebenfalls erwähnen. Die Grundsteuer wird ja 
mit den Betriebskosten auf die Mieter über­
wälzt. 

Völlig unverständlich sind die Erhöhungen 
der Kubikmeterpreise bei Hotels, Pensionsbe­
trieben, Gasthöfen, Restaurants und ähnli­
chem. Da gibt es keine Sonderregelung mehr 
für Holz- und Fachwerkgebäude mit beson­
ders niedrigen Kubikmeterpreisen, wie das 
bisher der Fall war. Bei Massivgebäuden stei­
gen die Kubikmeterpreise für gute und sehr 
gute Ausstattung um rund das Dreifache. Das 
brächte für die ohnedies bereits schwer kämp­
fende Hotellerie Belastungen mit sich, die 
viele nicht verkraften würden, speziell 
Betriebe mit geringer Ertragskraft, aber 
hohen Verbindlichkeiten, wie dies ja häufig 
der Fall ist. 

Durch die in der Regierungsvorlage vorge­
sehene Erhöhung der Einheitswerte ergäben 
sich gewaltige Belastungen bei der Vermögen­
steuer und bei der Grundsteuer, bei größeren 
Objekten in der Größenordnung von mehre­
ren 100 000 S. 

Ein besonderes Kapitel ist die Erbschafts­
und Schenkungssteuer. Darf ich Ihnen hier 
ein Beispiel vortragen. Ein größerer Hotelbe­
trieb mit einem Einheitswert von 10 Millionen 
Schilling - ich nehme diese runde Summe, 
darr.iit Sie das leichter nachvollziehen können 
- hat zusätzlich Einrichtungen von 2,4 Millio­
nen Schilling, aber Schulden von 12 Millio­
nen. Es verbleibt eine Bemessungsgrundlage 
von 400 000 S, auf Grund derer eine Erb­
schaftssteuer von 1 1 100 S anfallen würde und 
ein Grunderwerbsteuerzuschlag, 1 Prozent 
des Einheitswertes, von 100 000 S, also eine 
Gesamtbelastung von 1 1 1 100 S. 

Wenn man nun den doppelten Einheitswert 
von 20 Millionen Schilling annimmt, bei 2,4 
Millionen für die Einrichtung, bei 12 Millio­
nen Schulden, steigt die Bemessungsgrund­
lage um die 10 Millionen auf 10,4 Millionen 
Schilling, und das bedeutet nun bereits eine 
Erbschaftssteuer von 1 140 000 S, plus Grund­
erwerbsteuerzuschlag, 1 Prozent des Einheits­
wertes, 200 000 S, also eine Gesamtbelastung 
von 1 340 000 S. Das ist mehr als das Zwölffa­
che dessen, was sich bisher ergeben würde. 

Das Beispiel wurde nur mit einer Verdoppe­
lung des Einheitswertes gerechnet. Wahr­
scheinlich ist aber eher eine Verdreifachung. 
Das würde dann bedeuten, daß die Erb­
schaftssteuer schon über 2 ,5 Millionen Schil­
ling ausmacht und die Erben möglicherweise 
gezwungen wären, den Besitz zu verkaufen, 
um die Erbschaftssteuer bezahlen zu können. 

Für mich ist es unbegreiflich, wie ein 
Finanzminister , dem man hohe Wirtschafts­
kompetenz nachsagt und der eigentlich auf 
Grund seiner früheren Berufslaufbahn die 
Verhältnisse in der Wirtschaft kennen müßte, 
eine derart eigentumsfeindliche Regierungs­
vorlage wie das Bewertungsänderungsgesetz 
einbringen konnte. Die Jusos, die ihn nun als 
Bundeskanzler wenig freudig begrüßt haben, 
kennen anscheinend diese Vorlage und ihre 
Auswirkungen nicht, sonst hätten sie eigent­
lich applaudieren müssen, denn einer von 
ihnen hätte die Sache nicht "besser" - unter 
Anführungszeichen - machen können. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Für uns bedeutet jedenfalls die Tatsache, 
daß eine solche Vorlage vom Ministerrat, 
auch mit den Stimmen der FPÖ, beschlossen 
werden konnte, einen gewaltigen Ansporn, 
alles zu tun, um die österreichische Bevölke­
rung darüber zu informieren, was hier 
geplant war. Ich bin überzeugt davon, daß die 
österreichischen Wähler innen und Wähler bei 
der nächsten Nationalratswahl darauf die 
richtige Antwort erteilen werden. (Beifall bei 
der ÖVP.) 11.15 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Köpf 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

1 1 .15 

Bundesrat Köpf (SPÖ, Salzburg) : Herr Vor­
sitzender! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wie man eine 
beträchtliche Zeit über eine "Verschlechte­
rung" - eine sogenannte Verschlechterung 
- sprechen kann, die eigentlich gar nicht ein­
tritt, diesen Beweis hat uns jetzt der Herr 
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Bundesrat Frauseher hier geliefert. Er hat 
von Belastungen für die Bevölkerung gespro­
chen durch ein Gesetz, das gar nicht zustande 
kommt (Bundesrat Dr. Fr a u s e h e r: Das 
Sie sich nicht mehr durchführen trauen vor 
der Wahlf), etwas, das also überhaupt nicht 
zur Debatte steht, sondern die alten Bestim­
mungen . . .  (Bundesrat H o l  z i n g e r: Aber 
sehr wohl stand!) Aber, bitte, es ist hier nicht 
Gegenstand. (Bundesrat L e n g  a u e  r: Wir 
sind schon allerhand gewöhnt!) Es ist hier 
nicht Gegenstand. 

Ich darf hier mitteilen: Es gibt keine Bela­
stung, es gibt keine Mehreinnahmen, es gibt 
kein "Körberlgeld" für den Finanzminister , 
wie heute schon gesagt wurde. 

Und ich darf vielleicht hier folgendes mit 
aller Deutlichkeit sagen: Wenn man Steuern 
so betrachtet, wie Sie das tun, daß das sozusa­
gen eine Privateinnahme für den Finanzmini­
ster wäre, daß damit nicht Staatsaufgaben zu 
erfüllen sind: Ja, bitte, zu diesen Grundsätzen 
haben Sie sich ja im Prinzip ebenfalls immer, 
seit es den Staat gibt, bekannt. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Steuern sind 
halt einmal die Grundlage dafür, daß wir 
unser Gemeinschaftsprinzip aufrechterhalten 
können, daß wir die Ordnung unseres Zusam­
menlebens auch finanzieren können. Um das, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
kommen Sie nicht umhin. Tatsache ist natür­
lich auch, daß Steuern eben von denjenigen 
eingehoben werden müssen - als Beitrag 
zum Sozialwesen -, die auch . dazu in der 
Lage sind. 

Und mir sind ja beinahe die Tränen gekom­
men (Bundesrat L e n g  a u e  r: Das ist ein 
neuer Zug an Ihnen!), als der Herr Bundesrat 
Frauseher von einem Betrieb mit 12 Millionen 
Schilling gemeint hat, das sei also ein Betrieb 
. . .  (Zwischenrufe bei der OVP.) Hören Sie 

sich's an! Der Unterschied ist nämlich der -
sowohl der Herr Bundesrat Frauscher als 
auch ich haben Betriebe geführt, wir kennen 
uns also aus mit Zahlen, wie wir meinen - :  
Mir sind deshalb beinahe die Tränen gekom­
men, weil er einen Betrieb mit einer Bilanz­
summe, nennen wir es einmal so, von 12 Mil­
liarden Schilling . . . (Bundesrat Dr. Fr a u -
s c  h e r: Milliarden gar nicht, sondern Ein­
heitswert von 1 0  Millionen!) Ja, ich korrigiere: 
12 Millionen Schilling Schulden. Er sagt aber 
nicht, warum diese Schulden gemacht wur­
den, daß er investiert hat, daß er das Vermö­
gen vermehrt hat, daß mit dieser Investition 
- nennen wir es einmal so - ,  wenn er sie 
gemacht hat, das Vermögen einen beträchtli­
chen Zuwachs erfährt, daß also damit weitere 

Einnahmen erschlossen werden, sodaß er 
diese 12 Millionen sehr bald wieder zurück­
zahlen kann. Sonst wäre ja die Investition 
sinnlos gewesen. 

Ich glaube also, wir beide brauchen uns 
über betriebswirtschaftliehe Grundlagen 
nicht zu unterhalten. Es war halt wie immer 
wieder einmal polemisch, daß man einfach 
gesagt hat: 12 Millionen Schilling Schulden, 
also der hat "eh" nichts, die müssen den 
Betrieb verkaufen, damit sie überhaupt diese 
200 000 S oder 100 000 S - wie du gesagt hast 
(Bundesrat Dr. Fr a u s c  h e r: Die 2 1/2 Mil­
lionen au/grund des neuen Einheitswertes!) 
- bezahlen können. Also bitte, so ist das ja in 
Wirklichkeit nicht. 

Aber ich glaube, wir sollten uns jetzt wirk­
lich mit dem Kreditwesengesetz befassen. Ich 
darf also hier sagen, daß wir mit dieser . . . 

(Bundesrat Dr. Pi s e c: Es steht Ihnen frei, 
worüber Sie polemisieren, wir haben nichts 
dagegen, wenn Sie jetzt zum Thema zurück­
kehren!) Bitte, Sie haben heute schon gespro­
chen; Sie haben· nicht einmal polemisiert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Mit der Novelle zum · Kreditwesengesetz wird 
das Reformwerk des österreichischen Finanz­
wesens wesentlich weiterentwickelt und 
modernisiert und nahezu abgeschlossen. 

Es folgt noch das Versicherungs-Aufsichts­
gesetz. Da sind wir auch im Gegensatz zu 
Ihnen. Sie sagen, es geschehe die nächsten 
zehn Monate sowieso nichts mehr, die näch­
sten zehn Monate würden wir also Wahl­
kampf führen. Im Gegensatz dazu darf ich 
Ihnen hier auch ankündigen, daß wirklich 
sehr wichtige Gesetzesmaterien noch auf die 
Tagesordnung kommen, unter anderem auch 
die Fortführung des Reformwerkes, also auch 
das Versicherungs-Aufsichtsgesetz, eine sehr 
wesentliche Materie, die es da von uns noch 
zu beschließen gilt, und ich bin überzeugt, daß 
wir das auch gemeinsam können. 

Mit diesen Gesetzeswerken wird das öster­
reichische Finanzrecht internationalen 
Gepflogenheiten und Maßstäben entsprechen. 

Daß die Österreichische Volkspartei dieser 
Novelle heute hier zustimmt, ist nicht nur ein 
weiterer Beweis - ich betone: ein weiterer 
Beweis - der Konsensfähigkeit der Bundes­
regierung, entgegen den Propagandaparolen 
der ÖVP-Werbemanager, sondern stellt auch 

(Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
F r a  u s c h e r.) Bitte, ich bin gerade dabei, 
die ÖVP einmal zu loben. Dies stellt auch der 
Opposition ein gutes Zeugnis aus. 
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Natürlich, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ist das Ergebnis ein Kompromiß. 
Natürlich wurden bei den Ausschußberatun­
gen Änderungen gegenüber der Regierungs­
vorlage vorgenommen, das liegt im Wesen des 
Kompromisses. Tatsache ist aber auch, daß 
sich alle Parteien mit den Grundsätzen und 
Schwerpunkten der Novelle identifizieren und 
somit die Modernisierung des österreichi­
schen Bankenwesens eine breite Basis gefun­
den hat. 

Die Grundsätze lassen sich folgendermaßen 
festhalten beziehungsweise zusammenfassen: 

Erstens: Angleichung der Eigenkapitalbil­
dung an internationale Maßstäbe. - Hier 
darf ich nur persönlich noch vermerken, Herr 
Bundesrat Frauseher, auch hier wären mir 
bald die Tränen gekommen, daß es den Ban­
ken so schlecht geht. Ich darf sagen, daß in 
allen Berichten das Jahr 1 985 als ausgezeich­
netes Bankenjahr gegolten hat, daß also sehr 
viel Geld vorhanden ist, das darauf wartet, 
veranlagt zu werden. Wir haben hier auch 
Rahmenbedingungen, die die österreichische 
Regierung geschaffen hat . . . (Bundesrat 
H o l  z i n g e r: Sie wissen schon, daß die 
Eigenkapitalgrenze zu erreichen für die Ban­
ken nicht leicht ist!) Wir bemühen uns ja. 
Aber dann davon abzuleiten, daß es den Ban­
ken schlecht geht, daß wir ein schlechtes Ban­
kenj ahr gehabt haben, das sind zwei Paar 
Schuhe. Ich darf also hier noch einmal fest­
stellen: 1985 war für das Geld- und Kreditwe­
sen ein ausgezeichnetes Jahr. 

Zweiter Grundsatz: die Verbesserung des 
Gläubigerschutzes. 

Drittens: Erhöhung der Risikoabsicherung. 

Viertens: eine effizientere Arbeitsmöglich­
keit der Bankenaufsicht. Da die Banken vor­
wiegend Fremdkapital verwalten, wird beson­
derer Wert auf die Sorgfaltspflicht der 
Geschäftsleiter , der Geschäftsführer und der 
Aufsichtsorgane gelegt. Die bankgeschäftli­
chen Risken sind angemessen zu begrenzen. 

Da auf die Rentabilität der Bankgeschäfte 
besonders Bedacht genommen werden soll, 
wird auch die Verantwortung für die Preispo­
litik nach dem Verursacherprinzip unterstri­
chen. Dies soll die Verursachung von Kosten 
durch einen hemmungslosen Wettbewerb, wie 
wir ihn beispielsweise beim Zweigstellen­
boom erleben mußten, verhindern. 

Da es im Falle von Bankinsolvenzen zu 
einer besonderen Vertrauenskrise kommen 

würde, deren volkswirtschaftlicher Schaden 
den eigentlichen betriebswirtschaftlichen 
Schaden weit übersteigen würde, sind alle 
Maßnahmen zu begrüßen, die eine Bankinsol­
venz unwahrscheinlich werden lassen. 

Die Sicherung der Solvenz österreichischer 
Banken soll durch die Menge und Qualität des 
Haftungskapitals herbeigeführt werden. Die 
Mindestdeckung muß 4,5 Prozent der Aktivpo­
sten betragen, und sie wird durch die Anrech­
nung von Partizipations- und Ergänzungska­
pital ergänzt. 

Durch einen angemessenen Zeitraum für 
die Verwirklichung dieser Eigenkapitalbil­
dung werden auch Störungen auf dem Kapi­
talmarkt vermieden. 

Breiten Raum nimmt auch eine effiziente 
Kontrolle durch eine Verbesserung der Ban­
kenaufsicht ein. Da die Bankenaufsicht eine 
Schutzfunktion hat, sind diese Maßnahmen 
und neuen Möglichkeiten von besonderer 
Bedeutung. 

Auch die innerbetriebliche Kontrolle der 
Banken als Instrument der Geschäftsführung 
wurde neu geregelt und sollte hinsichtlich der 
Unabhängigkeit in den Satzungen noch eine 
Verstärkung erfahren. Wir haben in einem 
anderen Wirtschaftsbereich hinsichtlich der 
Kontrolle beziehungsweise der Unabhängig­
keit der Kontrollen ja eine unliebsame Erfah­
rung machen müssen. 

Alles in allem wird die Situation der Kredit­
institute verbessert und den internationalen 
Normen weitestgehend angeglichen und 
gleichzeitig ein vermehrter Einlegerschutz 
geboten. 

Einen weiteren Beweis, daß die Konsensbe­
reitschaft in wichtigen Sachfragen gegeben 
ist - gestatten Sie mir den Nebensatz: wenn 
Graff & Co nicht parteipolitisch agieren - ,  
bietet auch der gleichzeitige Umstieg zur 
Abschaffung der Zinsertragsteuer. Der Ver­
fassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 
14. März 1986 der Beschwerde von Frau Vale­
rie Müller stattgegeben und den Bescheid der 
Finanzlandesdirektion Wien, Niederöster­
reich und Burgenland aufgehoben. 

Es wurde vom Verfassungsgerichtshof 
erkannt, daß die Zinsertragsteuer auf die Ein­
kommensteuer anzurechnen ist, und ich darf 
hier die seinerzeitige Auffassung des Gesetz­
gebers noch einmal vertreten. Der Gesetzge­
ber wie auch die Behörde haben die Auffas­
sung vertreten und mit dem Gesetzesbeschluß 

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 102

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 477.  Sitzung - 19.  Juni 1986 20041 

Köpf 

vom November 1983 auch zum Ausdruck 
gebracht, daß die Zinsertragsteuer im Gegen­
satz zur Einkommensteuer eine Objektsteuer 
sei, die vom Schuldner der Zinserträge einbe­
halten und abgeführt wurde beziehungsweise 
werden sollte. 

Der Verfassungsgerichtshof hat nun eine 
andere Auffassung, und ich bitte hier alle Kol­
leginnen und Kollegen, doch auch zur Kennt­
nis zu nehmen, daß wir j a  dazu den Verfas­
sungsgerichtshof, diese Einrichtung, haben, 
daß also Auffassungsunterschiede durch ein 
Höchstgericht geklärt werden. Der Unter­
schied liegt vielleicht nur darin, daß sowohl 
die österreichische Bundesregierung als auch 
die Fraktionen der SPÖ und der FPÖ diesen 
Beschlüssen weitgehend wirklich Rechnung 
tragen, diese Beschlüsse respektieren, um 
Änderungen bemüht sind, was man also von 
den Vertretern der Österreichischen Volks­
partei nicht immer sagen kann. Es gibt die 
"berühmte" Aussage eines Landeshauptman­
nes, der nach einem Verfassungsgerichtshof­
erkenntnis sagte, er würde das noch einmal 
so machen. Das ist der feine Unterschied im 
Stil, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
Fr a u s c h e r.) Das ist richtig. Sie lenken ab , 
Herr Bundesrat. 

Es ist richtig, daß man sich dann beugt die­
sem Spruch des Verfassungsgerichtshofes, 
mit Respekt sagt: Jawohl, so ist das. Dazu gibt 
es ja diese Einrichtung eines Höchstgerichtes. 
Natürlich soll das Land Salzburg, wenn es 
glaubt, daß es nicht den Grundsätzen entspre­
chend behandelt wurde, ein Höchstgericht 
anrufen; diesen Spruch wird dann jeder 
akzeptieren. 

Der Unterschied ist nur, daß der werte Herr 
Landeshauptmann Dr. Haslauer eindeutig 
erklärt hat, er würde das, was er getan hat, 
nämlich einen Gesetzesbruch, wieder 
machen. Das ist der feine Unterschied! Wir 
brauchen da gar nicht mehr lange darum her­
umzureden. 

Es ist das erste Mal, daß ein Landeshaupt­
mann eine Verurteilung durch den Verfas­
sungsgerichtshof erfahren hat. Und er hat 
den Respekt vor dem Höchstgericht vermis­
sen lassen. (Bundesrat Dr. Fr a u s c h e r: . . .  
Vorgeschichte!) Das ist der feine Unterschied! 
Da gibt es dann halt keinen Unterschied. Ent­
weder gibt es ein Erkenntnis eines Höchstge­
richtes oder nicht! Und da gilt es nicht so: 
Eigentlich hätten wir uns das anders vorge­
stellt. Oder: Man muß die Vorgeschichte ken­
nen. Bitte, das bleibt auch im Strafprozeßbe-

reich manchem Verurteilten nicht erspart, 
nämlich daß er sich selbst unschuldig sieht, 
während das Gericht ihn verurteilen mußte. 
Aber wie immer es sei, mir geht es . . . (Bun­
desrat Dr. Fr a u s c h e r: . . .  die Verord­
nungsermächtigung und hebt sie mit Weisung 
auf . .  . ! - Bundesrat Dr. M ü 1 1  e r: . . .  Ver­
fassungsmoral!) Bei unserem Freund der 
Moraltheologie, so darf ich sagen, bedanke 
ich mich für die Unterstützung. Es gibt also 
auch eine Verfassungsmoral, so wurde mir 
eben zugerufen. 

Da der Verfassungsgerichtshof eine andere 
Auffassung hat als der Gesetzgeber, ist -
nach eingehender Prüfung duch die Fach­
leute, durch das Ministerium, durch hohe 
Beamte - eine gesetzgeberische Initiative 
erforderlich geworden, die sich letzten Endes 
in zwei Anträgen manifestiert hat. Ergebnis 
ist die Abschaffung der Zinsertragsteuer, 
womit die Sozialisten eben dem Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes den gebühren­
den Respekt zollen. Ich habe schon in der 
47 5. Sitzung vom 10. April dieses Jahres ange­
kündigt, daß die Sozialisten alles tun werden, 
dem Erkenntnis Geltung zu verschaffen. 

Nur, ein Problem ist nicht gelöst, und ich 
darf das sozusagen für mich persönlich hier 
anmerken: Die Ungerechtigkeiten bei der 
Besteuerung der Einkommen aus Spareinla­
gen im Gegensatz zur Besteuerung der Ein­
kommen aus Arbeit werden nicht beseitigt. 
Die Geldinstitute zum Beispiel verzeichnen 
Zinsenzahlungen von rund 40 Milliarden 
Schilling. Davon wurden nur etwa 3 Milliar­
den einkommensteuerrechtlich deklariert, 
dem Veranlagungsverfahren zugeführt. Rund 
37 Milliarden Schilling an Zinsen gelten als 
nicht veranlagt, zum Teil anonym, genaue 
Zahlen gibt es hier nicht, wobei man einen 
Anteil annimmt von etwa - und da bin ich 
sehr großzügig - zwischen 40 und 60 Prozent, 
der unter der Freigrenze liegen dürfte. Also 
gibt es zumindest zwischen, vorsichtig gerech­
net, 10 bis 20 Milliarden Zinserträge, für die 
keine Steuern entrichtet werden. 

Diese Ungerechtigkeit, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, besteht nun weiter, 
und es kann der Österreichischen Volkspartei 
ins Stammbuch geschrieben werden, daß sie 
diese Ungerechtigkeit für gerecht hält. -
Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 11 .34 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Staatssekretär Dkfm. Bauer. Ich erteile es 
ihm. 
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11.34 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Finanzen Dkfm. Bauer: Herr Vorsitzender! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren Bun­
desräte! Ich hatte an sich nicht vor, mich zu 
Wort zu melden, aber die Ausführungen des 
Herrn Bundesrates Dkfm. Dr. Frauscher 
bezüglich der Einheitswerte können meiner 
Meinung nach nicht unwidersprochen blei­
ben. 

Herr Bundesrat Frauscher! Sie können mit 
mir als freiheitlichem Staatssekretär über das 
Thema, ob man Grund und Boden überhaupt 
besteuern soll, solange er keinen Ertrag 
abwirft - das ist ein entscheidendes Krite­
rium - ,  jederzeit diskutieren. Es ist dies eine 
Art Substanzbesteuerung, die letztlich, konse­
quent angewendet, dazu führt, daß sich die 
Substanz in Null auflöst. Das geschieht, wenn 
etwas besteuert wird, das keinen Ertrag 
abwirft. Darüber können Sie mit mir jederzeit 
reden. 

Wenn mir von ÖVP-Seite im Zusammen­
hang mit der Bewertungsgesetznovelle Eigen­
tumsfeindlichkeit vorgeworfen wird, dann 
muß ich Sie von der ÖVP in aller Deutlichkeit 
daran erinnern, daß dieses System, über das 
Sie mit mir jederzeit diskutieren können, 1955 
eingeführt worden ist, und damals hat es nach 
meiner Erinnerung einen ÖVP-Bundeskanz­
ler beziehungsweise eine ÖVP-Mehrheit im 
Parlament gegeben. Also S i e  haben dieses 
System eingeführt, das Sie, Herr Bundesrat 
Frauscher, jetzt kritisieren und als eigen­
tumsfeindlich hinstellen. Das einmal zum 
ersten. (Bundesrat Dr. F r a u s c h e r: Das 
habe ich nie kritisiert!) Sie haben gesagt, es 
sei eigentumsfeindlich, was hier durch diese 
Bewertungsgesetznovelle passiere. 

In diesem Bewertungsgesetz, mit Ihrer 
Mehrheit 1955 eingeführt, ist nun einmal vor­
gesehen, daß alle neun Jahre eine Neufest­
stellung der Einheitswerte vorgenommen 
wird. Dies und nichts anderes wollte die Bun­
desregierung mit der Regierungsvorlage, die 
ja gar nicht mehr Gegenstand der Debatte 
hier sein kann, weil ganz etwas anderes, näm­
lich ein Initiativantrag der beiden Regie­
rungsfraktionen, zur Diskussion steht. Die­
sem Gesetzesauftrag wollten wir nachkom­
men. Nicht mehr und nicht weniger wollten 
wir tun, Herr Bundesrat Frauscher! (Zwi­
schenruf des Bundesrates Dr. Fr a u s c h e r.) 

Sie haben gesagt, es wäre mit exorbitanten, 
mit gewaltigen Erhöhungen zu rechn«rn gewe­
sen und Sie würden nicht glauben, was in der 
Regierungsvorlage drinnen gestanden ist, 

nämlich daß man mit einer Durchschnittser­
höhung von 50 Prozent rechnen müßte. Sie 
haben gesagt, das sei falsch. Ich darf Sie dar­
aufhin fragen: Woher wissen Sie das, Herr 
Bundesrat Frauscher? Woher wissen Sie das? 
Woher kennen Sie all die beabsichtigten und 
möglichen flankierenden, begleitenden Maß­
nahmen wie Freibeträge oder Abschreibungs­
zeiträume? Wieso wissen Sie das, Herr Bun­
desrat Frauscher? - Das frage ich Sie. 

Aber noch einmal gesagt: Sie haben - aber 
das sei Ihnen unbenommen, und ich habe das 
in keiner Weise in irgendeiner Form zu wer­
ten - jedenfalls sehr viel Mühe darauf ver­
wendet, sich hier über eine causa finita, über 
eine erledigte Angelegenheit, zu verbreiten, 
Herr Bundesrat. (Bundesrat K ö p f: Das ist 
immer so!) Es ist tiefenpsychologisch ganz 
interessant, daß Sie doch immer irgendwo 
durchklingen haben lassen: Na ja, aufgescho­
ben ist nicht aufgehoben! Das Ganze wird ja 
1988 oder 1989 kommen. Tiefenpsychologisch 
ist das deswegen interessant, weil Sie damit 
zum Ausdruck bringen, daß Sie auch in der 
nächsten Bundesregierung nichts zu reden 
haben werden - was ich hoffe und annehme, 
Herr Bundesrat Frauscher! (Beifall bei der 
SPÖ. - Bundesrat K a p  1 a n: Diese Polemik 
können Sie sich sparen!) 

Da Sie gemeint haben, Herr Bundesrat 
Frauscher, dieses Vorhaben sei am Wider­
stand der Österreichischen Volkspartei 
gescheitert, darf ich Ihnen folgendes zur 
Kenntnis bringen - ich zitiere das wörtlich 
und sage Ihnen nachher, von wem das 
stammt, damit es spannender wird -: "Nach 
dem Abschnitt I Artikel 1 Abs. 2 sollen die 
neuen Einheitswerte zum 1 . 1 . 1986 erst am 
1 .1 . 1989 wirksam werden. Dies ist für die Ein­
nahmenentwicklung der Gemeinden ungün­
stig und scheint überdies nicht zweckmäßig 
zu sein, die zu erwartende Grundsteuererhö­
hung erst zu diesem Zeitpunkt wirksam wer­
den zu lassen. Rein technisch wäre es ohne 
weiteres zu bewältigen, daß die Einheitswerte 
zum 1 .1 .1986 und zum 1 .1 .1987 wirksam wer­
den. Es wird auch eine etappenweise vorgezo­
gene Erhöhung der Einheitswerte und damit 
auch der Grundsteuer vorgeschlagen, und 
zwar ab 1 . 1 .1987 auf der Basis von 150 Pro­
zent." Und so weiter und so fort. - Das ist ein 
Zitat aus dem Schreiben des Gemeindebun­
des (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
Fr a u s c  h e r - Bundesrat K ö p f: Das ist 
unerhört so etwas! Wer schreibt so etwas?), 
gezeichnet von dessen Vorsitzenden Reiter, 
der gleichzeitig Landtagspräsident in Nieder­
österreich ist. Also Ihr Präsident fordert, im 
Klartext gesagt, eine rigorosere und raschere 
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Vorgangsweise, als wir sie vorgesehen hatten. 
Ihr ÖVP-Präsident fordert das, was Sie hier 
als ÖVP-Bundesräte kritisieren! (Bundesrat 
K ö p f: Das ist unerhört! Und da stellen Sie 
sich hier heraus! Das ist doch die Höhe! Sie 
selber fordern das!) Wenn das nicht - ich 
habe mich hier zu mäßigen - nach doppeltem 
Boden klingt, Herr Bundesrat, dann weiß ich 
nicht, was doppelter Boden ist! (Zwischenruf 
des Bundesrates S c  h a c h n e r. - Gegen­
rufe bei der ÖVP.) SO schaut die Angelegen­
heit aus! - Danke vielmals. (Beifall bei der 
SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 11.39 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck (das Glockenzeichen gebend): Bevor ich 
in der Rednerliste fortfahre, möchte ich den 
Herrn Staatssekretär Dkfm. Bauer darauf 
aufmerksam machen, daß es bisher im Bun­
desrat nicht üblich gewesen ist, auch nicht in 
den letzten Jahren, daß Mitglieder der Bun­
desregierung und, wie wir es erwarten, auch 
Staatssekretäre in einem derartigen Ton mit 
einem Mitglied des Bundesrates sprechen. 
(Bundesrat S c  h a c h n e r: Herr Staatssekre­
tär, das sagt er jedes Mal!) Das möchte ich 
Ihnen mit aller Deutlichkeit sagen und als 
derzeit Vorsitzführender auch betonen, daß 
wir nicht die Absicht haben, eine solche Tra­
dition in der Länderkammer des österreichi­
schen Parlaments zu eröffnen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Peter Jankowitsch. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Bundesräten der ÖVP.) 

Als nächster zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Dr. Strimitzer. Ich erteile es ihm. 

11.41 

Bundesrat Dr. Strimitzer (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Ich bin nicht herausge­
kommen, um etwa Ihnen, Herr Kollege Köpf, 
oder der sozialistischen Fraktion zu helfen, 
die Tränen zu trocknen. (Bundesrat K ö p f: 
Völlige Sympathie!) Im Gegenteil: Vielleicht 
gelingt es mir, in Ihnen so viel Rührung hin­
sichtlich der Richtigkeit meiner Aussagen zu 
erzeugen, daß der Tränenstrom ungehindert 
weiterfließen kann. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Vorsit­
zende Schipani hat mich bei der Debatte über 
die dringliche Anfrage betreffend die 
Abschaffung der als Zinsertragsteuer getarn­
ten Sparbuchsteuer am 10.  April in diesem 
Hohen Hause - unbestrittenermaßen zu 

Recht - gerügt, weil ich meine Redezeit über­
schritten habe. Obwohl heute keine geschäfts­
ordnungsmäßige Begrenzung der Redezeit zu 
beachten ist, werde ich mich aber trotzdem 
zum gleichen Thema jetzt sehr kurz fassen, 
denn was ich zu sagen habe, läßt sich kurz 
zusammenfassen, nämlich wie folgt: 

Die Sozialistische Partei beziehungsweise 
die sozialistische Koalitionsregierung hat mit 
der Einführung, mit der Änderung und mit 
der Abschaffung der Zinsertragsteuer genau 
den gleichen Weg fortgesetzt, den sie schon 
seit vielen Jahren beschritten und welcher so 
viel Unruhe erzeugt und der Republik und 
ihren Menschen so viel Unheil gebracht hat. 

Ich möchte damit nur ein bißchen vertiefen, 
was meine Vorredner, die Kollegen Pisec und 
Frauscher , bereits ansatzweise aufgezeigt 
haben. 

Meine Damen und Herren! Die ÖVP hat vor 
der Einführung der Zinsertragsteuer gewarnt, 
die sozialistische Koalition hat sie trotzdem 
eingeführt. (Bundesra t S c  h a c h  n e r: Das 
stimmt nicht, Herr Kollege!) Die ÖVP hat den 
jetzigen Bundeskanzler und früheren Finanz­
minister daran erinnert, daß er selber die 
Zinsertragsteuer für nicht zweckmäßig erach­
tet habe. Er hat sie zwar in ihrem Ausmaß 
reduziert, aber zunächst nicht beseitigt. Noch 
bei der Beantwortung der dringlichen 
Anfrage am 10.  April - und da möchte ich 
das sehr klar unterstreichen, was Kollege 
Frauscher gesagt hat - hat der jetzige Bun­
deskanzler erkennen lassen, daß er nicht an 
eine Beseitigung denke. Er würde vielmehr -
siehe die Ausführungen in Punkt 2 der Anfra­
gebeantwortung - eine Lösung suchen, die 
den Anforderungen an Administrierbarkeit 
und sozial gerechter Besteuerung Genüge tue 

Wir von der ÖVP haben dagegen aufgezeigt, 
daß es eine solche Lösung nicht gibt und daß 
daher nur eine ersatzlose Streichung in Frage 
käme. Der Herr Finanzminister hat unsere 
Hinweise zum Teil sehr provokant - ich 
unterstreiche noch einmal, was bereits gesagt 
worden ist - ins Lächerliche gezogen. Und 
jetzt plötzlich wird die Zinsertragsteuer abge­
schafft, für unsere Begriffe zu spät, aber sie 
wird abgeschafft. Die ÖVP, meine Damen und 
Herren, hat also recht gehabt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Sie hat recht gehabt wie im Falle des Wein­
gesetzes. Wir haben dem verflossenen Land­
wirtschaftsminister gesagt, das Gesetz sei 
nicht administrierbar. Wir haben den Ein­
spruch gegen das Gesetz mit der Bitte ver-

1571 
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knüpft, die Bundesregierung möge den Ein­
spruch zum Anlaß nehmen, Änderungen im 
von uns aufgezeigten Sinne vorzunehmen. 
Die Bundesregierung hat die Muskeln gerollt 
und hat zunächst den Beharrungsbeschluß 
veranlaßt. 

Wir haben aber, wie die heutige Tagesord­
nung beweist, recht gehabt. Sie haben das 
Gesetz ändern müssen, für unsere Begriffe zu 
spät und noch immer nicht weitreichend 
genug, aber Sie haben es ändern müssen. Für 
eine weitere Änderung werden wir Ihnen 
heute ja noch einmal Gelegenheit geben. 
Jedenfalls hat die ÖVP recht gehabt. 

Sie hat recht gehabt, als sie das ÖIAG­
Anleihe- beziehungsweise ÖIG-Gesetz vom 
November 1983 beeinsprucht hat mit der 
Begründung, es ginge nicht an, laufend Mil­
liarden in die Verstaatlichte zu buttern, ohne 
ein wirtschaftliches Konzept zu erstellen. Die 
Milliarden sind bekanntlich pfutsch. Das Kon­
zept ist noch immer nicht da. Die ÖVP hat 
recht behalten. 

Die ÖVP hat recht behalten bei der Beein­
spruchung der B-KUVG-Novellen, mit denen 
die sozialistische Koalition der Versiche­
rungsanstalt öffentlich Bediensteter zum 
Löcherstopfen im Budget eine runde Mil­
liarde Schilling entzogen hat. Wir haben dar­
auf aufmerksam gemacht, daß dieser Raub­
zug verfassungswidrig wäre. Der Verfas­
sungsgerichtshof, meine Damen und Herren 
. . ' (Bundesrat S c  h a c h n e r: Solidarität 

kennen die Beamten anscheinend nicht! -
Bundesrat S c  h ip a n i: . . .  als Beamter zah­
len Sie selbst seit kurzem einen Beitrag!) 
Herr Kollege Schipani! Der Verfassungsge­
richtshof hat den Argumenten des ÖVP-Parla­
mentsklubs und der Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter I daß diesen Gesetzen 
eine Verfassungswidrigkeit innewohne, recht 
gegeben. (Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat 
S c  h i p a n  i: Wir nehmen Ihren Ton zur 
Kenntnis, wenn Sie Maßnahmen der Regie­
rung als "Raubzug" bezeichnen!) Herr Kol­
lege Schi pani (Bundesrat S c  h i p a n i: Ich 
stoße mich am Wort "Raubzug"!), ich muß 
dem, was Kollege Köpf hier in Richtung ÖVP 
in bezug auf die Nichtberücksichtigung von 
Verfassungsgerichtshoferkenntnissen pau­
schaliter gesagt hat, eine sehr deutliche 
Absage erteilen, diesen Pauschalvorwurf muß 
ich radikal zurückweisen und ihn auf folgen­
des hinweisen: 

Der Verfassungsgerichtshof hat in bezug 
auf die 1 1 . ,  12. und 13.  B-KUVG-Novelle aus­
drücklich die Verfassungswidrigkeit festge-

stellt. Was hat die Bundesregierung getan? 
(Bundesrat S t r u  t z  e n  b e  r g e  r: Sie zahlt 
zurück!) Die Bundesregierung hat mit einem 
eigenen Gesetz, nämlich mit der 15. B-KUVG­
Novelle, ziemlich genau die Beträge, die auf­
grund der Verfassungsgerichtshofentschei­
dung zurückzuzahlen gewesen wären, Herr 
Kollege Strutzenberger (Bundesrat S t r u  t -
z e n  b e  r g e r: Sie zahlt zurück!), der BVA auf 
einem anderen Wege wieder entzogen. (Bun­
desrat S t r u  t z e n  b e r g e r: Nein!) 

Was für die Zukunft, Kollege Strutzenber­
ger, vorgesehen ist, wollen wir zunächst ein­
mal beiseite lassen. Nur: Wenn von Verfas­
sungsmoral die Rede ist, Herr Kollege Müller, 
dann muß ich sagen: Es ist hier das übelste 
Beispiel für die Verfassungsunmoral von sei­
ten der Bundesregierung gezeigt worden! 
(Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des Bun­
desrates Dr. M ü 1 1  e r.) 

Die Liste, meine Damen und Herren, die 
ich hier aufzuzählen begonnen habe, ließe 
sich, wenn Sie so wollten, noch ausgiebig fort­
setzen, ich verknappe aber meine Ausführun­
gen. Der Verfassungsgerichtshof hat auf­
grund einer Fraktionsbeschwerde der ÖVP 
die Bestimmungen der Gewerbeordnung auf­
gehoben, die Energielenkungsmaßnahmen 
enthalten haben. Beim Wohnhaussanierungs­
gesetz ist mit einer Aufhebung der Bestim­
mung über die nachträgliche Verzinsung der 
Wohnbauförderungsdarlehen sicher zu rech­
nen . 

Herr Kollege Strutzenberger, wir brauchen 
auch durchaus nicht das Wahlergebnis vom 
8 .  Juni heranzuziehen. Wir wollen das nicht. 
ÖVP-Parteiobmann Mock hat sehr deutlich 
gesagt: Die Stimmen am 8. Juni werden nicht 
für die ÖVP reklamiert. (Zwischenruf des 
Bundesrates S t r u  t z  e n b e r g e r.) 

Herr Kollege Strutzenberger! Ich glaube, 
die knappe Aufzählung allein reicht voll für 
das Resümee: Die Lösung von Sachfragen mit 
den von der sozialistischen Koalition gewähl­
ten Mitteln, Wegen und Methoden ist geschei­
tert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich meine, Herr Staatssekretär - er ist 
nicht mehr da -, die Hoffnung, die Sie geäu­
ßert haben, daß der Bestand dieser sozialisti­
schen Koalition noch über den April 1987 hin­
ausreiche (Bundesrat Margaretha 0 b e -
n a u s: Er ist schon da!), diese Hoffnung kön­
nen Sie auf Grund der vorgebrachten Fakten 
ohne weiteres begraben. Wir sagen Ihnen: 
Geben Sie den Weg frei für Neuwahlen und 
damit für eine von der ÖVP vertretene Politik, 
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die vom Volk und von den Gerichtshöfen lau­
fend als richtig bestätigt wird! - Danke sehr. 
(Beifall bei der ÖVP.) 11.51 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Schi­
pani. Ich darf den Herrn Kollegen auf die 
Fünf-Minuten-Zeitbegrenzung aufmerksam 
machen. 

11.51 

Bundesrat Schi pani (SPÖ, Niederöster­
reich) : Hoher Bundesrat! Herr Vorsitzender! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Drei Dinge sind es, die es zu berichtigen gilt. 

Herr Bundesrat Strimitzer hat hier in 
Abrede gestellt, daß Waldheim-Stimmen für 
die Österreichische Volkspartei vereinnahmt 
wurden und werden. 

Im Nationalrat wurde gestern ein Entschlie­
ßungsantrag eingebracht. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Das weiß er doch nicht!) Sie 
kennen auch das Schriftstück: Sinowatz -
Steger, drei verlorene Jahre. Ich verweise auf 
Seite 2, wo es heißt: Bei der Bundespräsiden­
tenwahl schließlich erhielt der von der ÖVP 
unterstützte unabhängige Kandidat rund 1 1  
Prozent mehr Stimmen als die ÖVP bei den 
letzten Nationalratswahlen. (Zwischenrufe 
bei ÖVP und SPÖ.) Sie haben also behauptet, 
die ÖVP hätte das nicht für sich vereinnahmt. 
Sie hat das so gemacht, wie wenn man sich 
kratzen möchte, daß einem nichts in den 
Ärmel hineinfällt. Das ist das erste. 

Bundesrat Strimitzer hat weiters die 
Behauptung aufgestellt: Die ÖVP hat recht 
gehabt, und so weiter. Hier bringe ich eine 
tatsächliche Berichtigung an. Tatsache ist: 
Teile der ÖVP haben recht gehabt. Wissen 
Sie , warum? - Weil ein Teil immer das 
Gegenteil vom anderen behauptet hat, und 
genau das praktizieren Sie heute weiter. 
(Bundesrat Dr. Pi s e c: Berichtigung, bitte! 
Das ist ja ein Mißbrauch!) 

Zu den in Frage stehenden Tagesordnungs­
punkten hat auch Frau Bassetti-Bastinelli 
Stellung genommen. - Ich habe gesagt, ich 
werde die tatsächliche Berichtigung anbrin­
gen und werde auch den Beweis dazu erbrin­
gen. (Bundesrat Dr. Pi s e c: Wo ist sie?) 

Herr Dr. Frauscher hat sich heute sehr 
langatmig mit der Problematik beschäftigt, 
um die -Stellungnahme der ÖVP zu den 
Schwierigkeiten bei der Einheitswerterhö­
hung abzugeben. Ich hoffe, gnädige Frau Bas-

setti-Bastinelli, Sie kommen damit mit dem 
Establishment nicht in Schwierigkeiten, denn 
Ihr Herr Papa ist einer der Verfechter der 
Erhöhung der Einheitswerte gewesen. Ich 
weiß bis heute nichts Gegenteiliges. (Zwi­
schenruf des Bundesrates Dr. Pi s e c.) Ich 
bin auch bereit, das zu den Akten zu geben. 
Sie können es in Ihrem "Wirtschaftsbündler" 
nachlesen (Zwischenrufe des Bundesrates Dr. 
Pi s e cl, in dem der Herr Landesrat Bassetti 
sehr vehement für die Erhöhung des Einheits­
wertes eintritt. Und ein anderer tritt eben 
dagegen auf. So hat die ÖVP nur halb recht 
und halb unrecht, weil einer das eine und der 
andere das andere verlangt. - Bitte, das zur 
Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ. -
Bundesrat M o l  t e  r e  r: Was soll das für eine 
Berichtigung sein ?) 11.54 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht 
der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
A b s t i m  m u n g beschließt der Bundesrat, 
gegen die drei Gesetzesbeschlüsse des Natio­
nalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu erhe­
ben. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. Juni 1986 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Repu­
blik Korea zur Vermeidung der Doppelbe­
steuerung und zur Verhinderung der Steuer­
umgehung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen samt Proto-

koll (3137 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen nun zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 10.  Juni 1 986 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und der 
Republik Korea zur Vermeidung der Doppel­
besteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerumgehung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen samt 
Protokoll. 

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 102

www.parlament.gv.at



20046 Bundesrat - 477 . Sitzung - 19. Juni 1986 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Schambeck 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dkfm. 
Hintschig. Ich ersuche ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Dkfm. Hintschig: Herr 
Vorsitzender! Herr Minister! Herr Staatsse­
kretär! Hoher Bundesrat! Das gegenständli­
che Abkommen, das am 8. Oktober 1985 in 
Seoul unterzeichnet wurde, folgt in seinem 
Aufbau im wesentlichen dem vom Fiskalko­
mitee der OECD ausgearbeiteten Musterab­
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung des Einkommens und des Vermögens. 
Die Doppelbesteuerung wird durch das 
Abkommen von seiten Österreichs gundsätz­
lich nach der "Befreiungsmethode" beseitigt, 
das heißt, daß die Einkünfte, die nach den 
Bestimmungen des Abkommens in der Repu­
blik Österreich besteuert werden dürfen, in 
Österreich von der Besteuerung ausgenom­
men werden. Koreanischerseits erfolgt die 
Beseitigung der Doppelbesteuerung nach der 
"Anrechnungsmethode", das heißt, daß die 
Einkünfte, die nach den Bestimmungen des 
Abkommens in Österreich besteuert werden 
dürfen, auch einer Besteuerung in der Repu­
blik Korea unterzogen werden, jedoch unter 
Anrechnung der auf diese Einkünfte entfal­
lenden österreichischen Quellensteuer . 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 
sollen nur in dem Staat besteuert werden, in 
dem sich das betreffende Vermögen befindet. 

Das Besteuerungsrecht für Dividenden, 
Zinsen und Lizenzgebühren wird durch das 
Abkommen grundsätzlich dem Vertragsstaat 
zugeteilt, in dem der Nutzungsberechtigte 
ansässig ist. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 des Bundes-Verfassungsgesetzes zur Über­
führung des Vertragsinhaltes in die inner­
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 17 .  Juni 
1986 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
10.  Juni 1 986 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Repu­
blik Korea zur Vermeidung der Doppelbe-

steuerung und zur Verhinderung der Steuer­
umgehung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen samt Proto­
koll wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

5. Punkt: Außenpolitischer Bericht der Bun­
desregierung über das Jahr 1985 (3138 der 

Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen nun zum 5. Punkt der 
Tagesordnung: Außenpolitischer Bericht der 
Bundesregierung über das Jahr 1985. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wilfing. 
Ich ersuche ihn um den Bericht. (Stellvertre­
tender Vorsitzender S c  h i p a n i übernimmt 
die Verhandlungsleitung.) 

Berichterstatter Wilfing: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Der Außenpolitische Bericht 
1985 ist - wie in seinem Vorwort ausgeführt 
wird - umfangreicher, als ein bloßer Rechen­
schaftsbericht sein müßte; er soll auch Infor­
mationen für eine breite Diskussion der öster­
reichischen Außenpolitik liefern. Diese wird 
von folgenden Zielvorstellungen bestimmt: 

Bewahrung der Unabhängigkeit, Souver­
änität und Handlungsfähigkeit der Republik; 

Fortführung der Politik der immerwähren­
den Neutralität; 

aktive Mitarbeit in den Organen der Verein­
ten Nationen und des Europarates; 

Beitrag zur Friedens- und Entspannungspo­
litik in Europa und in der Welt; 

Mitwirkung an der Einigung Europas im 
Rahmen der Österreich durch die dauernde 
Neutralität auferlegten Grenzen; 

Einbindung in das Bemühen zur Bewälti­
gung globaler Aufgaben, wie Achtung der 
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Menschenrechte, Überwindung des Hungers 
und der internationalen Schuldenkrise. 

Die außenpolitischen Schwerpunkte im 
Jahre 1985 waren: 

die systematischen und engen Kontakte mit 
Spitzenvertretern der Europäischen Gemein­
schaften und den Außenministern der EG­
Mitgliedstaaten; 

die intensive Zusammenarbeit mit den neu­
tralen und blockfreien Staaten in Europa, ins­
besondere zur Weiterführung des Entspan­
nungsprozesses; 

das Eintreten für die Wahrung und Förde­
rung der Menschenrechte in allen Teilen der 
Welt; 

die Fortsetzung der Nachbarschaftspolitik 
mit dem Ziel der Herstellung und des Aus­
baues optimaler Beziehungen mit allen unse­
ren Nachbarn; 

die Wahrnehmung der Interessen der Südti­
roler, wobei der offizielle Rom-Besuch von 
Bundeskanzler Dr. Fred Sinowatz hervorge­
hoben werden soll, der die Weichen für eine 
weitere Intensivierung der Zusammenarbeit 
zwischen Österreich und Italien gestellt hat. 

Der Außenpolitische Bericht 1985 enthält 
nicht nur Material des Bundesministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten, sondern 
auch Beiträge von vielen anderen Stellen, ins­
besondere weiterer Bundesministerien, der 
Nationalbank, des Statistischen Zentralam­
tes, des Österreichischen Instituts für Wirt­
schaftsforschung und des Österreichischen 
Instituts für Internationale Wirtschaftsver­
gleiche. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 17.  Juni 1986 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme des Berichtes zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Außenpolitische Bericht der Bundesre­
gierung über das Jahr 1985 (IU-80-BR/86 der 
Beilagen) wird zur Kenntnis genommen. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr . Müller. 
Ich erteile ihm dieses. 

12.04 

Bundesrat Dr. Müller (SPÖ, Tirol): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Leider ist Kollege Dr. Strimitzer nicht da, 
sonst könnte er meine Rührung, meine 
nahezu tränenerstickte Stimme und meine 
zitternden Knie irgendwie bemerken. Mir 
schlottern wirklich die Knie vor einer Partei, 
die so oft beziehungsweise immer recht hat. 
(Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Meines Erachtens müßtet ihr j a  98 Prozent 
haben nach diesen Kaskaden des Rechtha­
bens. Aber ich glaube - und jetzt müßt ihr 
ein bißchen zuhören und es dem Kollegen Dr. 
Strimitzer weitersagen -, daß ihr die 98 Pro­
zent deshalb nicht habt, weil die Menschen 
Parteien, die immer recht haben, gar nicht so 
gerne haben. Ich glaube, das ist der tiefere 
Hintergrund. Das, meine Damen und Herren, 
nur zu den Ausführungen, die vorher gemacht 
worden sind. 

Wie im Ausschuß möchte ich auch jetzt 
noch einmal deponieren, daß der Außenpoliti­
sche Bericht 1985 auf reges Interesse der 
Öffentlichkeit und vieler Interessierter gesto­
ßen ist. Ich habe es selbst miterlebt, wie sich 
Studenten, hauptsächlich auf dem Gebiet des 
Völkerrechts, wie sich Wirtschaftstreibende, 
Gebietskörperschaften und Kulturschaffende 
für diesen Bericht interessiert haben. Ich 
möchte gleich zu Beginn, neben dem Dank für 
die Erstattung dieses ausgezeichneten Berich­
tes, diesem Bericht eine weite Verbreitung 
wünschen. Möge er dazu beitragen, möglichst 
vielen die Bedeutung unserer auenpolitischen 
Arbeiten und Beziehungen nahezubringen. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit als erster 
Redner meiner Fraktion auch ein Wort an 
unseren neuen Minister richten. Wir Tiroler 
kennen den Herrn Bundesminister Dr. Janko­
witsch als sehr bemühten, diplomatisch ver­
sierten Außenpolitiker, vor allem natürlich in 
Zusammenhang mit der Südtirolfrage. Immer 
wieder führte er Verhandlungen und Gesprä­
che. Das geht schon Jahre zurück. Was aller­
dings jetzt auf ihn als Außenminister 
zukommt, ist ein großes Stück Arbeit; Arbeit 
nicht nur bezüglich der Südtirolpolitik, wo der 
Bericht eine Stagnation in Italien bezüglich 
der Autonomieentwicklung feststellt, sondern 
auch bezüglich der Situation in vielen westli­
chen Ländern. 
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Wir müssen heute zur Kenntnis nehmen, 
daß Österreich in manchen westlichen Indu­
strienationen vor einem imagemäßigen 
Scherbenhaufen steht. Ich bin sehr froh, daß 
hier erste Ansätze bereits in aller Öffentlich­
keit zum Ausdruck gebracht worden sind, ich 
bin sehr froh, daß Sie, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, mit diesem miesen Image, 
das wir da und dort haben, als erstes aufräu­
men wollen. Ich kann Ihnen namens der 
Fraktion sagen, daß wir zwar nicht hauptbe­
rufliche, aber politische Botschafter eines ein­
wandfrei demokratischen Österreich, so wie 
es auch in der Regierungserklärung zum Aus­
druck gekommen ist, sein wollen. 

Darf ich ganz kurz auf die Südtirolpolitik 
im folgenden eingehen. Es ist ein besonderes 
Anliegen der österreichischen Außenpolitik, 
daß die erweiterte Autonomie der Provinz 
Bozen durchgeführt und gewährleistet wird. 
Ich habe schon gesagt, daß im Bericht eine 
Verlangsamung der Erlassung der noch offe­
nen Durchführungsbestimmungen festge­
stellt wird. Das betrifft insbesondere auch das 
Finanzierungssystem für die Autonomie. 

Ich möchte aber hier schon auf die Situ­
ation in Südtirol ganz kurz eingehen. Wir 
haben ganz, ganz dringende Hinweise darauf, 
daß sich die Fronten in Südtirol verhärten 
und daß die Ausbildung sehr extremistischer 
Positionen festzustellen ist. Wir haben wenige 
Tage nach dem Mai 1985, nach den Gemeinde­
ratswahlen, bei denen die Neofaschisten 
einen gigantischen Wahlsieg in Relation zu 
einer früheren Situation "gefeiert" - wie­
derum in Anführungszeichen - haben, den 
Außenpolitischen Bericht 1984 diskutiert und 
zur Kenntnis genommen. Wenn man sich die­
ses Jahr anschaut, so muß man, glaube ich, 
vor der Gefahr warnen, die unseren Bezie­
hungen, unseren speziellen Beziehungen, 
aber auch den Südtirolern als Volksgruppe 
sehr schlecht tut, nämlich daß sich diese 
extremen Positionen, mit denen ja auch die 
SVP im Inneren sehr zu kämpfen hat, gegen­
seitig aufschaukeln. 

Darf ich zum Schluß dieses kleinen Kapi­
tels auch noch einige Worte als Klärung des 
Verhältnisses der SPÖ-Südtirol zur Südtiroler 
Volkspartei sagen. Für die SPÖ-Tirol ist die 
SVP unter regionalpolitischen Aspekten eine 
konservative Partei, sie hat Beobachterstatus 
bei der EDU, und sie ist für. uns so etwas Ähn­
liches wie die Südtiroler ÖVP. Wer die politi­
sche Argumentation der SVP bei gemeinsa­
men Landtagen und so weiter verfolgt, wird 
zustimmen müssen, daß es sich hier um eine 

konservative Partei, um eine meines Erach­
tens sehr, sehr konservative Partei handelt. 

Wir nehmen aber zur Kenntnis, daß die 
Situation aus der Sicht der Bundesregierung, 
speziell des Außenministers, natürlich eine 
andere ist, und zwar unter dem einen Aspekt, 
daß die SVP eine Regierungspartei ist, mit 
der zu verhandeln ist. Darüber gibt es für uns 
überhaupt keine Debatte, und ich bitte um 
Kenntnisnahme, daß es hier zwei verschie­
dene Einstellungen gibt. Es gibt die regional­
politische Unterscheidung zwischen der Tiro­
ler SPÖ und der konservativen SVP, und es 
gibt die offiziellen institutionellen Beziehun­
gen zwischen der Bundesregierung, dem 
Außenminister und der SVP als Regierungs­
partei. 

Auf eines möchte ich noch hinweisen, auf 
einen vielleicht in der Öffentlichkeit gar nicht 
so aufgefallenen Schritt, auf einen Schritt 
vom November 1985. Wir haben schon seit 
"ewigen Zeiten" - kann man fast sagen -
immer wieder Probleme mit dem Rechtsstu­
dium der Südtiroler Studenten. Sie wissen ja, 
daß zirka 66 Prozent aller Südtiroler Jusstu­
denten ihr Studium in Innsbruck absolvieren 
wollen. 

Über Initiative des Herrn Rektors Krömer, 
des Herrn Dekans Wimmer, des Außenmini­
sters und so weiter - ich kann hier gar nicht 
alle nennen - hat es eine Vereinbarung über 
ein integriertes Diplomstudium der Rechts­
wissenschaften an der Universität Innsbruck 
in Zusammenarbeit mit der Universität 
Padua gegeben. Damit wird die zweisprachige 
Ausbildung der Südtiroler Juristen an der 
Innsbrucker Uni gewährleistet. 

Neben der Nachbarschaftspolitik, die im 
Außenpolitischen Bericht auf den Seiten 28 
bis 33 eingehend dargestellt wird, darf ich Ihr 
Augenmerk noch auf die Seiten 220 bis 225 
lenken, und zwar auf das Kapitel "Verkehrs­
und Transitprobleme" . Ich bitte Sie, die Gra­
phik auf Seite 221 zu betrachten, und zwar 
jene betreffend den Straßengütertransport 
durch Österreich 1984. (Der Redner weist die 
Graphik vor.) 

Hier sehen Sie, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, einige sehr dünne Stri­
che und weiters zwei ganz, ganz dicke Pfeile, 
die auch derjenige noch erkennen muß, der 
am weitesten weg vom Rednerpult sitzt. Ich 
muß hier und heute eindeutig feststellen: 
Diese beiden Pfeile gehen durch Tirol. 

Ich muß weiters festhalten, daß wir in Tirol 

... 

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 102

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 477 . Sitzung - 19.  Juni 1986 20049 

Dr. Müller 

diese Transitentwicklung nicht mehr hinneh­
men können und auch nicht mehr hinnehmen 
wollen. 85 Prozent des gesamtösterreichi­
schen Transits rollen durch Tirol, vor allem 
über die Brenner Autobahn. Das sind täglich 
- inklusive Sonn- und Feiertage - durch­
schnittlich 3 500 LKW. Die höchste Frequenz, 
die bisher gemessen worden ist, sind 512 
Fernlaster pro Stunde über die Inntalauto­
bahn. Man muß sich vorstellen, daß alle sie­
ben Sekunden über die Inntalautobahn ein 
LKW, ein Fernlaster rollt. 

Im Tiroler Waldzustandsbericht der Lan­
desforstinspektion wird nachgewiesen, daß 
durch das Wipptal zu Verkehrsspitzen täglich 
45 000 PKW und 5 000 LKW und Busse rollen. 

Was ist die Hinterlassenschaft dieses ver­
kehrsmäßigen Wahnsinns? 800 Tonnen Koh­
lenmonoxid, 190 Tonnen Stickoxid, 130 Ton­
nen Schwefeldioxid, 80 Tonnen Ruß und 50 
Tonnen Kohlenwasserstoffe. Das alles regnet 
auf ein Gebiet in Tirol herunter, in dem zwei 
Drittel der Tiroler Bevölkerung leben müssen. 
Es ist zu bedenken - und ich bin sehr dank­
bar, daß dies immer wieder im Außenpoliti­
schen Bericht zur Diskussion gestellt wird -, 
daß nur für 17 Prozent des Transits der Weg 
durch Tirol der kürzeste ist. Er ist der ange­
nehmste für sehr, sehr viele, aber der kürze­
ste ist er nicht. 83 Prozent all dieser LKW und 
Fernlaster fahren einen Umweg. Woher kom­
men diese? - Sie kommen zu 30 Prozent aus 
der Bundesrepublik Deutschland, zu 35 Pro­
zent aus Italien, zu 17 Prozent aus Holland, zu 
13 Prozent aus sonstigen Ländern, und nur 10 
Prozent all dieser transitierenden LKW sind 
österreichische Fahrzeuge. 

Wir haben uns einen Blick in eine noch 
düstere Zukunft zu vergegenwärtigen: 1992 
wird es eine totale Liberalisierung des EG­
Transportwesens geben, das heißt, daß bis 
zum Jahr 2000 mit einer Zunahme des Tran­
sitverkehrs - vom heutigen Stand aus 
betrachtet - um weitere 60 Prozent, also mit 
einer Steigerung auf 30 Millionen Tonnen zu 
rechnen sein wird. 

Dazu möchte ich in Anwesenheit des Herrn 
Bundesministers und seiner Spitzenbeamten 
ganz deutlich folgendes sagen: Ich glaube, daß 
sich da diese einfach strukturierte und schein­
bar so harmonische, gute Nachbarschaft mit 
den Europäischen Gemeinschaften und mit 
der Bundesrepublik Deutschland halt doch 
aufhört. Wie hat die bisherige Politik aus 
unseren Tiroler Erfahrungen seitens der EG, 
seitens der Bundesrepublik Deutschland und 
seitens Bayerns - in nahezu jedem Interview 

von Herrn Minister J aumann nachzulesen -
ausgeschaut? Das war - ohne auf Details ein­
zugehen - eine Mischung aus Nichtstun, kal­
tem Zynismus und - das gehört auch noch 
dazugesagt - stiller Drohgebärde. Das alles 
hören wir hier jetzt schon seit Jahren. Und es 
wird, meine Damen und Herren, der Tag kom­
men, an dem die Bevölkerung reagieren wird. 
Und dann wird es, meine Damen und Herren 
. . .  (Bundesrat Dr. Pi s e c: Sozialistische 

Regierung!) Da sehen Sie ja, wie diese 
"Wende" ausschaut, dieser rücksichtslose 
Raubbau an der Natur, beispielsweise in Wak­
kersdorf. (Bundesrat Dr. P i s  e c: Sozialisti­
sche Regierung in Österreich!) 

Der Tag wird kommen - meine Damen 
und Herren, da nützen Ihre Zwischenrufe 
nichts -, an dem die Bevölkerung in diesem 
Gebiet eine Güterabwägung treffen wird: die 
Güterabwägung zwischen dem einfachen, 
quantitativ erfaßbaren Lebensstandard und 
der Natur. Hans Tanzer hat im Tiroler Land­
tag in diesem Zusammenhang vollkommen 
richtig gesagt: Wenn wir jetzt nicht reagieren, 
dann werden die Politiker diejenigen sein, die 
von der Bevölkerung getrieben werden müs­
sen. 

Meine Damen und Herren! Es müssen drin­
gend Maßnahmen gesetzt werden. Es ist das 
eine außerordentliche Belastung - das sage 
ich hier in der sogenannten Länderkammer 
- unseres Bundeslandes, und eine außeror­
dentliche Belastung erfordert außerordentli­
che Maßnahmen, und außerordentliche Maß­
nahmen erfordern eine außerordentliche 
Unterstützung und Solidarität seitens der 
Bundesregierung, aber auch seitens der ande­
ren Bundesländer. 

Ich möchte nur ganz kurz und stichwortar­
tig sagen, was wir wollen - das gehört 
genauso zur Außenpolitik dazu -: Wir wollen 
eine lückenlose Kontrolle des LKW-Schwer­
verkehrs, eine Verwiegung an der Grenze, 
Schwerpunkteinsätze der Gendarmerie. Das 
erfordert sicherlich Sach- und Personalauf­
wand. Wir wollen strengste Ausnahmebestim­
mungen beim Fahren von LKW an Sonn- und 
Feiertagen. Wir müssen den Schritt setzen, 
daß die Brenner-Maut erhöht wird und daß 
nicht - wie bisher - über die Brenner-Maut, 
die 17 000 S im Jahr für LKW beträgt, eine 
stillschweigende Subventionierung ausländi­
scher Frächter stattfindet. Wir brauchen ein 
allgemeines Nachtfahrverbot für LKW. Und 
vor allem - und das ist das Wichtigste - :  Wir 
brauchen die Verlagerung auf die Schiene. 

Es kommt das im Bericht 1985 nicht zum 
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Ausdruck, es wird dies aber sicherlich im 
Bericht über das Jahr 1986 der Fall sein: Gute 
Nachbarschaft zeichnet sich natürlich auch 
darin aus, wie wir das ganze Problem Wak­
kersdorf behandeln. Hier möchte ich nur fol­
gendes deponieren: Es gab einen Antrag von 
SPÖ und FPÖ im Tiroler Landtag, und zwar 
im März 1986, der sich eindeutig zum Ziel 
gesetzt hat - wobei über die Methoden zu 
diskutieren sein wird - die Verhinderung des 
Baus dieser Wiederaufbereitungsanlage in 
Wackersdorf. 

Es ist von der Landesregierung gefordert 
worden, daß diese Aussage an die Bundesre­
gierung, an die Bayerische Staatsregierung 
und auch an die ARGE-Alp weitergeleitet 
wird. 

Jetzt erlauben Sie mir, noch etwas zur 
ARGE-Alp zu sagen: In der ARGE-Alp werden 
große Reden gehalten über Gott und die Welt, 
wenn es um nichts geht. Jetzt steht aber diese 
Arbeitsgemeinschaft vor einer Entscheidung, 
und in den nächsten Monaten wird man 
erkennen, ob die weitere Mitgliedschaft in der 
ARGE-Alp sinnvoll ist oder ob einfach das 
Recht, das brutale Recht des Stärkeren über 
die Gemeinschaft obsiegt. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Darf ich zum Schluß noch etwas sagen, und 
zwar weil der Herr Kollege Dr. Strimitzer mit 
seiner Kaskade des Rechthabens mir so 
"schlotternde" Knie beigebracht hat: Es wird 
immer wieder seitens der ÖVP behauptet, daß 
in der Außenpolitik alles okay sei , es gäbe 
große Gemeinsamkeiten und Harmonie. 
Diese angebliche, von Ihnen beschworene 
Gemeinsamkeit erweist sich halt da und dort 
als eine etwas - wie soll ich sagen? - nichts­
sagende Worthülse - das muß ich auch dazu­
sagen - ,  und zwar insbesondere bei der Ent­
wicklungspolitik. 

Wir müssen selbstkritisch feststellen, daß 
allgemein ein großer Nachholbedarf an inter­
nationaler Solidarität in unserem Land gege­
ben ist. Aber geben Sie mir bitte j etzt eine 
Antwort darauf, wie die ÖVP dazu kommt, die 
Mittel an den Internationalen Fonds für land­
wirtschaftliche Entwicklung IF AD oder für 
die Interamerikanische Entwicklungsbank im 
Nationalrat einfach abzulehnen. 

Ich möchte Sie wirklich bitten, heute Stel­
lung zu nehmen zu diesen Problemen. Glau­
ben Sie ja nicht, man könnte diese durch 
Abwarten der Frist von ein paar Wochen ein­
fach "verschwinden" lassen. Ich möchte Sie 

bitten, hier zu sagen, wie Sie zur Entwick­
lungspolitik stehen. 

Es ist neu in diesem Zusammenhang, daß 
zusätzlich zum Außenpolitischen Bericht auch 
ein Bericht über die Entwicklungspolitik 
Österreichs gegeben wird; darüber hinaus 
werden immer wieder Dreijahresprogramme 
erstellt. Vor wenigen Tagen ist im Entwick­
lungspolitischen Beirat das Dreijahrespro­
gramm für die österreichische Entwicklungs­
politik für 1 987 bis 1989 fertiggestellt und vor­
gelegt worden. 

Ich habe in diesem Beirat die Anregung 
gemacht, daß diese Berichte und Programme 
nicht nur in den parlamentarischen Gremien, 
sondern auch in den Ländern mit Interessier­
ten öffentlich diskutiert und kritisiert werden 
sollen, um die notwendige Sensibilität für 
Entwicklungshilfe und Entwicklungspolitik 
herzustellen. 

Ich glaube, als Mandatare haben wir die 
Pflicht, diese engagierten Menschen - und 
das sind Tausende in Österreich - ,  die wirk­
lich bereit sind, Konkretes zu geben, sich kon­
kret einzusetzen, politisch nicht alleine zu las­
sen. 

Meine Damen und Herren! Aus dem 
688 Seiten umfassenden Bericht konnte ich 
natürlich nur einige Punkte herausnehmen. 
Ich möchte aber wirklich noch einmal herz­
lich denjenigen danken, die mit der Abfas­
sung des Berichtes beauftragt waren. Ich darf 
ihnen zu diesem Bericht - wie schon das 
letzte Mal - gratulieren. Ihnen, sehr geehrter 
Herr Bundesminister, wünsche ich alles Gute. 
(Beifall bei der SPÖ.) 12.21 

Stellvertretender Vorsi tzender Schi pani : 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dkfm. Dr. Pisec. Ich erteile ihm dieses. 

12.21 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP, Wien): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Bevor ich in meine eigentli­
che Würdigung des Außenpolitischen Berich­
tes eintrete, muß ich leider einiges von den 
Ausführungen meines Vorredners Müller in 
das entsprechende Licht stellen, insbesondere 
das, was er hier zu Fragen der Verkehrspoli­
tik gebracht hat. 

Auch ich hatte die Absicht, mich damit zu 
beschäftigen, weil das Problem des Transit­
verkehrs durch Österreich ja ein Problem ist, 
das nicht allein ein Tiroler Landesanliegen 
ist, sondern logischerweise ein gesamtöster­
reichisches Problem. 
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Nur bitte: So geht es nicht, daß man das 
Kind mit dem Bade ausschüttet. (Bundesrat 
K Ö P f: Wer ist das Kind?) Ich darf zitieren 
Landeshauptmann-Stellvertreter Fili, Ihnen 
bestens bekannt als SPÖ-Parteichef von Tirol. 
Er verlangt nicht das, was Sie verlangen, son­
dern ein generelles Nachtfahrverbot - wenn 
ich die gestrige Ausgabe der "Presse" richtig 
zitiere; ich habe sie mir extra mitgenommen, 
es gibt noch Zufälligkeiten, ich habe direkt 
geahnt, daß Sie darüber reden werden, und 
ich wußte gar nicht, daß Sie noch dazu vor mir 
drankommen - :  Eine endgültige Lösung wird 
nach Ansicht Filis - wir haben das erst heute 
gedruckt gesehen, bitte - ein allgemeines 
Lkw-Nachtfahrverbot auch auf Autobahnen 
in ganz Österreich ermöglichen. - Bitte, das 
ist die Ultima ratio, meine Damen und Her­
ren. "Das erste Lkw-Fahrverbot macht 
Schule" , "Landespolitiker peilen weitere Stra­
ßen an": Diese Schlagzeilen sind in der 
"Presse" zu lesen. 

Ich darf das, was Sie gesagt haben, in zwei 
Partien teilen. Sie sagten: Die Inntal Auto­
bahn, aber vermutlich auch andere Straßen -
wenn, dann muß man es fachlich betrachten 
- werden lediglich zu 10 Prozent von öster­
reichischen Frächtern benutzt. 

Hier steht aber drin, daß von den Men­
schen, die das Verbot übertreten haben, nur 
ein Achtel Ausländer sind, die eine Sicher­
heitsleistung zu entrichten hatten. Das heißt, 
sieben Achtel sind österreichische Unter­
nehmer. 

Überlegen Sie bitte, was Sie genau wollen. 
Wollen Sie eine Verschärfung der Straßen­
kontrolle zum Nachteil der österreichischen 
Frächter, oder wollen Sie ein Umweltproblem 
gelöst haben? Das muß man präzise sagen. 
(Rufe bei der SPÖ: Sicherheit!) Es geht um 
das Nachtfahrverbot. 

Wenn es sich darum dreht, die Interessen 
der Tiroler Wirtschaft zu beschneiden, dann 
muß ich mich, obwohl ich kein Tiroler bin, für 
die Tiroler Wirtschaft einsetzen. Das tue ich 
auch hiermit und sage: So geht es nicht! Es 
kann nur anders gehen: Es muß fachlich abge­
stimmt sein. (Bundesrat K ö p f: Wie?) Ich bin 
schon dabei. 

Zum Huckepackverkehr, zur Verlagerung 
von der Straße auf die Schiene als "Allheil­
mittel". Wir betrachten das nicht als Allheil­
mittel, solange die Voraussetzungen dafür 
nicht gegeben sind. Herr Bundesminister, Sie 
erben hier etwas, was Sie ja schon kennen 
von den Diskussionen im Nationalrat her, 

etwas, was sich hier wie ein roter Faden 
durchzieht. Schiene - Straße, deren Ausbau: 
Budgetmittel sind vonnöten. Es bedarf der 
Zusammenarbeit der ÖBB mit der deutschen 
und der italienischen Bahn; ein ganzer Auf­
tragsblock ist das. 

Der Ausbau der österreichischen Transit­
straßen - mit Schwerpunkten, zugegebener­
maßen - wurde von der Opposition immer 
verlangt, und zwar bei allen Ministern. Ihr 
habt jedoch keinen Erfolg bei der Europäi­
schen Kommission in Brüssel in der Frage 
der finanziellen Subvention, sprich Pyhrn 
Autobahn, erreicht. Ich verweise auf den 
Außenpolitischen Bericht, mein Vorredner 
hat die Seite schon zitiert, es ist die Seite 
222. Ich verweise darauf, daß diese j ahrelange 
Forderung darum nicht erfüllt werden 
konnte, weil seit 1 977 die EG-Kommission 
dazu nicht bereit ist. - Das sind zwei ver­
schiedene Dinge. 

Was wollen Sie also wirklich? Ich glaube, da 
gibt es sehr wohl einen gemeinsamen Nenner. 

Die Inntal Autobahn "geht über" in einem 
Transitverkehr, -den wir nicht benötigen und 
den wir auch nicht anziehen wollten. Das 
heißt, wenn die Schweizer sich sperren gegen 
Schwersttransporte, wenn sie auf ihren Tran­
sitrouten Erschwernisse machen , wir das 
aber nicht tun, ziehen wir den westeuropä­
ischen Transitverkehr nach Österreich, der 
von Haus aus eigentlich nicht für Österreich 
bestimmt war. 

Sind die Inntal Autobahn und andere Tran­
sitstraßen von Nord nach Süd, insbesondere 
in Tirol, so stark überlastet, dann müssen wir 
an die EG herantreten. Da gibt es ja eine 
Gemeinsamkeit. Wir sollten bilaterale Ver­
handlungen mit dem nördlichen Partner Bun­
des republik Deutschland und dem südlichen 
Partner Italien anstreben, aber immer im 
Gleichklang mit der Europäischen Kommis­
sion. Sonst wird es zu keiner Lösung kom­
men. Wir müssen sagen: Wir benötigen von 
euch j etzt nicht, wie seit einem Jahrzehnt 
gefordert, Geld für die Pyhrn Autobahn, son­
dern wir wollen ein ganz neues Verkehrskon­
zept von euch. Ihr müßt damit leben, daß 
unsere zentrale Außenwirtschaftspolitik 
Rücksicht zu nehmen hat, daß regionale 
Interessen in einer Limitierung, Revision und 
Reglementierung des Transitverkehrs, des 
Straßenverkehrs überhaupt, zu berücksichti­
gen sind. Das ist das Recht der regionalen 
Administration. 

Da wir, die Länderkammer, eine föderative � 
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Einrichtung sind, müssen wir dies an die 
Spitze stellen, kommen damit aber in Schwie­
rigkeiten mit einer - natürlich - zentrali­
stisch aufzubauenden Außenpolitik. Hier muß 
also ein Abwägen der Interessen stattfinden. 

Es ist ohne weiteres möglich, kurzfristig 
Behinderungen des Transitverkehrs zu 
machen. Man kann den Transitverkehr durch 
Abgaben und Auflagen behindern - das 
haben wir schon gehabt - ,  was sich jedoch 
negativ auf die Außenpolitik auswirken kann. 

Ich bitte also hier um Koordinierung, denn 
ich glaube, das Anliegen aller Tiroler, nicht 
nur des Herrn Fili, ist gerechtfertigt. In dieser 
Frage sind wir einer Ansicht. - Das war die 
eine Anregung. 

Ich darf weiters zitieren aus dem Außenpo­
litischen Bericht. Etwas, mit dem wir uns aus­
einanderzusetzen haben, ist das Ost-West­
Gefälle; ein Problem, das man nicht vernach­
lässigen soll. 

Das Nachtfahrverbot, mit dem in Tirol 
begonnen wurde, findet bereits Nachahmung 
in Wien, in der Großstadt Wien. Umwelt­
freundlich, bevölkerungsschützend soll es 
sein. 

Vom Nachtfahrverbot im 1 .  Wiener Gemein­
debezirk bis zu einem Nachtfahrverbot, wie es 
Fili für die Autobahnen verlangt, ist es ein 
gewaltiger Schritt, da gehen wir geistig nicht 
ganz mit, denn wir haben verschiedene Inter­
essen zu überlegen: internationale Verpflich­
tungen und nationale gegenüber unserer eige­
nen Frachtwirtschaft. Das geht mir zu 
schnell! 

In einer Zeitung steht zu lesen: "Landespo­
litiker peilen weitere Straßen an." Das ist 
doch eine Lawine, die da losgetreten wird. Es 
ist natürlich sehr fein, jetzt hineinzuhauen. 
Das kennen wir, das ist gar keine Schwierig­
keit, das kann jeder Landespolitiker. Nur 
zurücknehmen müssen sie es dann, wenn es 
passiert ist, und das ist dann schwierig. Was 
einmal auf dem Energiesektor passiert ist, 
das müssen wir ja nicht im Straßenverkehr 
mutwillig aus regionalpolitischen Überlegun­
gen heraus losbrechen. 

Laut Fili wird man in Zukunft bei der Ertei­
lung von Ausnahmebewilligungen rigoroser 
vorgehen als bisher. 

In der Zwischenzeit sind Wien und Bad Rei­
chenhall in Bayern dem Tiroler Beispiel 
gefolgt und haben ebenfalls Nachtfahrverbote 

erlassen. - Das war in der gestrigen Ausgabe 
einer Zeitung zu lesen. Ich muß das deshalb 
sagen, da Kollege Müller mit solcher Vehe­
menz davon gesprochen hat. Ich verstehe 
schon, daß er damit eine Öffentlichkeitswir­
kung erzielen will, das ist legitim, ich bitte 
aber, zu überlegen, was diese Öffentlichkeits­
wirkung, wenn diese schon einen Tag vorher 
in der Zeitung avisiert wird, für andere Bun­
desländer im Gefolge nach sich zieht und was 
das für eine gesamtösterreichische Verkehrs­
politik bedeuten kann, die international abzu­
stimmen ist. Bevor man das lostritt, sollte 
man auch wissen, was man eigentlich lostritt. 

So steht in Zeitungen zu lesen: "In den 
Regionalprogrammen für das Mieminger Pla­
teau, den Großraum Telfs, den Seefelder Sat­
tel, das Achental, das Außerfern, das Obere 
Gericht" - Reschenpaß, bitte - "werden 
bereits Nachtfahrverbote angepeilt." Bitte, 
meine Damen und Herren, die Kuh ist sozusa­
gen schon aus dem Stall. Ich bitte also, das zu 
überlegen. 

Darf ich noch einmal wiederholen, damit 
ich nicht mißinterpretiert werde: Uns ist die 
übergroße Belastung der Inntal Autobahn 
genauso ein Anliegen wie den Vertretern der 
Sozialistischen Partei, ganz genauso ein 
Anliegen. Uns ist das Anliegen, den heimi­
schen Frachtverkehr nicht durch einen über­
großen internationalen Transitverkehr zu eli­
minieren, genauso ein großes Anliegen. Uns 
ist ein genauso großes Anliegen, daß der 
zusätzliche Umwegverkehr, der nach Tirol 
umgeleitet wurde, weil die Schweiz Schwie­
rigkeiten macht, nicht beibehalten werden 
soll. Uns ist die Modernisierung des Hucke­
packverkehrs dann, wenn sie mit den Fräch­
tern abgesprochen und kalkulierbar ist, ein 
genauso großes Anliegen. 

Sie müssen es nur aus dem Budget finan­
zieren können. Bis jetzt haben Sie nicht die 
Voraussetzungen, weil unsere Pläne, die Bud­
getsanierung herbeizuführen, leider noch 
immer nicht von Ihnen übernommen wurden. 
Bitte, die ZEST ist schon abgeschafft. Viel­
leicht gelingt etwas bei der · Budgetfinanzie­
rung auch noch. In dieser Frage gehen wir 
konform, und ich habe das ausdrücklich depo­
niert. 

Zu der Frage, die weiters angesprochen 
wurde: Entwicklungshilfe. Die Lösung besteht 
darin (Bundesrat K ö p f: Eine Lösung haben 
Sie versprochen, aber jetzt nicht angeführt!) 
- ich darf es wiederholen, Sie haben nicht 
zugehört, gleich am Beginn habe ich es 
gesagt, ich wiederhole es sehr gerne (Bundes-
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rat K ö p t· Sie haben nicht gesagt, wie Sie 
sich das vorstellen!), vielleicht habe ich zu 
schnell gesprochen - ,  die Lösung liegt darin, 
daß wir auf jeder Ebene mit den Europäi­
schen Gemeinschaften verhandeln (Bundes­
rat K ö p I: Das tun wir ohnehin!), was schon 
begonnen wurde durch unsere Parlamenta­
rier (Bundesrat K ö p I: Das geschieht lau­
lend!) - Ihre, unsere und die der Freiheitli­
chen Partei - mit den Europaparlamenta­
riern, was begonnen wurde in Gesprächen im 
Europarat und durchgeführt wird, was begon­
nen wurde in der Europäischen Kommission, 
was begonnen wurde bei Ministergesprächen 
in Brüssel. (Bundesrat K ö p I: Aber bitte die 
Lösung!) Das hat auf derselben Ebene unun­
terbrochen weitergeführt zu werden, weil 
diese Bestrebungen bei unseren parlamenta­
rischen Kollegen in Westeuropa auf ein sehr 
offenes Ohr gestoßen sind. Bitte Ihre eigenen 
Vertreter zu befragen. 

In diesem Sinne müssen wir fortfahren, 
und die österreichische Außenpolitik muß 
dazu noch bilateral mit der Bundesrepublik 
Deutschland und mit Italien verhandeln. Das 
ist der Weg, den wir vorschlagen. (Beilall bei 
der ÖVP. - Bundesrat K ö p I: Da ist über­
haupt keine Idee drinnen! Das geschieht ja 
schon lange! Eine Idee brauchen wir!) 

Zur Frage der Entwicklungspolitik selber. 
Herr Bundesminister! Das ist ein Bericht, den 
nicht Sie gemacht haben. Trotzdem werden 
wir ihn in Ihrer Gegenwart diskutieren. 

Ich darf mir erlauben, für diesen Bericht, 
der von 629 Seiten auf 688 angestiegen ist und 
ein schönes, allgemein anerkanntes Nach­
schlagewerk darstellt, Anerkennung zu zol­
len. Ich darf das den Herren Beamten so über­
mitteln. Und ich möchte auch bei der Gelegen­
heit allen, die mit der Erarbeitung dieses 
Berichtes und seiner Abfassung beschäftigt 
waren, und denen, die dafür verantwortlich 
sind, meinen Dank und meine Anerkennung 
aussprechen. (Beilall bei der ÖVP und bei 
Bundesräten der SPÖ.) 

Zur Frage der Entwicklungshilfe selber, die 
angezogen wurde. Es gibt einen solchen 
Bericht. Und es ist noch etwas sehr wichtig: In 
der Periode dieses Berichtes ist das erstemal 
die Entwicklungshilfe im Außenamt "gelan­
det" , vom Bundeskanzleramt weg in die allei­
nige Kompetenz des Außenamtes. 

Es wird da angeregt, die übersichtliche 
Gestaltung der bisherigen Darstellung, wie im 
letzten Bericht 1984, in Zukunft zu berück­
sichtigen. Das betrifft insbesondere die im 

Bericht 1985 nicht mehr enthaltenen über­
sichtlichen Statistiken betreffend bilaterale 
technische Hilfe, Grants genannt, und die 
Empfängerländer . Ich darf das bitte zeigen. 
(Der Redner weist die Statistik vor.) Diese 
Statistik befindet sich im Bericht 1985 nicht 
mehr. 

Warum zitiere ich diese Statistik so beson­
ders? - Weil hier alle Empfängerländer und 
alle Länder angeführt sind, die Grants bekom­
men haben. Im Bericht 1985 hingegen 
beschränken Sie sich taxativ nur auf einige 
wenige Länder. Ich komme darauf noch 
zurück. 

Im Bericht 1985 wird auf Seite 182 eine 
Zunahme der Gesamthilfe von 0 ,24 Prozent 
des BNP im Jahre 1983 auf 0,28 Prozent des 
BNP im Jahre 1984 ausgewiesen. Auf Seite 
188 im Bericht 1985 wird die bilaterale Finanz­
hilfe Österreichs im Jahre 1983 mit 1 ,5 Milliar­
den Schilling angeführt und für 1984 mit 2 ,2 
Milliarden Schilling. 

Im Bericht 1 984 hingegen wird die öffentli­
che österreichische Entwicklungshilfeleistung 
mit 2,83 Milliarden Schilling angesetzt, das 
sind 0,23 Prozent des BIP. Diese Diskrepanz 
führt natürlich zu einer beträchtlichen Ver­
wirrung bei einem aufmerksamen Leser. Darf 
ich Sie also bitten, in der Kontinuität dies zu 
berücksichtigen. 

Die unter dem Titel "Finanzhilfedarlehen" 
im Bericht 1985 im Kapitel "Bilaterale Kre­
dite" ausgewiesenen Empfängerländer - und 
das sind die drei, die ich vorhin genannt habe, 
die sind taxativ angeführt - waren 1984 
Madagaskar mit 35 Millionen Schilling, 
Mosambik mit 46 Millionen Schilling und 
Kuba mit 56,75 Millionen Schilling. Aus einem 
Gesellschaftssystem; ich notiere das einmal. 

Diese Zahlenangaben finden sich in dieser 
Deutlichkeit, für das Jahr 1 983 noch mit einer 
viel größeren Anzahl von Ländern, im alten 
Bericht nur zum Teil zitiert. Sie stimmen zum 
Teil nicht überein, wenn sie diese Statistik 
aus dem Bericht 1983 betrachten. 

Das heißt, Ihre Zahlen beziehen sich auf 
1984 und können daher nur im Bericht 1985 
sein. Das ist daraus abzuleiten. 

Dankenswerterweise werden bereits die 
Finanzhilfedarlehen des Jahres 1985 ange­
führt. Es ist neu und erfreulich, daß in dem 
Bericht bereits die Zahlen vom Jahr 1985 ent­
halten sein können. Das ist eine größere 
Aktualisierung. Und zwar scheinen wieder 
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auf Mosambik mit 40 Millionen Schilling und 
Nicaragua mit 72 Millionen Schilling. Neu ist 
Kenia, wo wir seinerzeit in Loitokitok das 
Hospital errichtet haben, mit einer Größen­
ordnung von 40 Millionen Schilling. Das ist 
wenigstens ein demokratisiertes oder, wie wir 
es betrachten, westlich-demokratisches Land. 

Herr Bundesminister! Ich weiß, daß wir in 
dieser Frage divergierende Meinungen 
haben. Ich darf Sie erinnern an die letzten 
Diskussionen vor den Herren der Konsular­
akademie. Ich will diese Diskussion jetzt 
nicht neu aufwärmen. Ich habe nur eine Bitte 
an Sie als Bundesminister; damals waren Sie 
in einer anderen Funktion als heute. 

Als zuständigen Bundesminister muß ich 
Sie bitten, unsere Wünsche doch ernst zu neh­
men, die einfach dahin gehend lauten, daß wir 
den Kreis der Empfängerländer nicht immer 
in derselben Richtung belassen. Wir sind 
nicht so glücklich, daß Nicaragua ununterbro­
chen ein Empfängerland ist. 

Und jetzt gehe ich auf den Angriff Müllers 
ein, wenn er sagt: Bitte bekennen Sie Farbe, 
was Sie wollen. 

Also eines wollen wir in Österreich nicht 
haben: daß Entwicklungshelfer . von einem 
Außenminister eines großen Staates der Kom­
battantenschaft verdächtigt werden und als 
solche als Geiseln verschleppt werden, wie es 
jenen aus der Bundesrepublik Deutschland 
passiert ist. Das wollen wir sicherlich nicht 
haben. 

Wir wären sehr dankbar, wenn Sie diese 
Befürchtung, die wir hegen - nach dem 
Angriff Müllers muß ich replizieren -, ent­
kräften könnten. Und wir regen an, daß Sie in 
der Frage der Entwicklungshilfe zwar nicht 
nach dem Gießkannenprinzip vorgehen, 
davon hat niemand etwas, aber die den westli­
chen Demokratien zurechenbaren sogenann­
ten Entwicklungsländer stärker berücksichti­
gen. Das ist eine Variation. 

Warum sage ich das so? - Die Europäische 
Gemeinschaft zögert überhaupt nicht - bitte 
nachzulesen in den Protokollen der Lome­
Vereinbarungen -, Gelder der Entwicklungs­
hilfe als massive Unterstützung ihrer Export­
ströme zu verwenden. Und sie sagen das auch 
offen. 

Der Präsident der Europäischen Kommis­
sion hat, als er hier in Wien im Parlament war 
- ich glaube, Sie waren damals bei der Dis­
kussion anwesend -, auf meine Frage, ob sie 

denn nichts daran finden, Entwicklungshilfe­
gelder ganz offen als Unterstützung der 
Warenexporte zu deklarieren, gesagt: Über­
haupt nicht. Wir empfinden das als ganz nor­
mal, weil wir damit unsere Exportpositionen 
zum Wohle der dortigen Volkswirtschaften 
aufrechterhalten und diese mit jenen Gütern 
versorgen, die sie wirklich benötigen. Und 
außerdem, warum soll man nicht? Sie können 
ja bei uns mittun, wenn Sie wollen. Zahlen Sie 
einen Eintritt, und Sie sind bei uns in der 
Lome-Vereinbarung mit dabei. Und dann sind 
wir nicht Ihre Konkurrenten durch Fonds, die 
niedrig oder gar nicht verzinst werden. Es 
gibt ja solche Nullprozent-Fonds mit ewiger 
Laufzeit auch bei uns fallweise, denn was 30 
Jahre oder 25 Jahre läuft mit einem Prozent, 
einem halben Prozent oder null Prozent, kann 
man ja nicht als normal verzinsten Kredit 
bezeichnen. 

Es ist meine Bitte, das zu machen, womit 
ich glaube, die Anregung Müllers beziehungs­
weise seinen Angriff auf uns hinreichend 
beantwortet zu haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Gestatten Sie mir noch folgende Bemer­
kung: Auf Seite 599 ist zum Beispiel eine Ent­
wicklungshilfe an die Seychellen mit 3,3 Mil­
lionen als "technischer Kredit" ausgewiesen, 
wofür die Republik der Seychellen sehr dank­
bar war. Der Rahmen war größer. Es handelt 
sich um eine Polytechnische Schule. Diese 
Entwicklungshilfe von 3,3 Millionen, die laut 
Bericht geleistet wurden - ich hatte eigent­
lich angenommen, es sei eine höhere Summe 
-, hat dazu geführt, daß der zuständige Mini­
ster bei seinem letzten Besuch in Österreich 
auf rein kommerzieller Basis an die österrei­
chische Industrie Aufträge von mehr als 
12 Millionen Schilling ' vergeben hat. Das 
nenne ich gesunde Umwegrentabilität der 
Entwicklungshilfe. (Bundesrat K ö p f: Das 
wird nur der Geist sein!) 

Vielleicht hat ihm jemand geholfen. Da ist 
ja nichts Böses dabei, wenn wir damit 
Exporte ermöglichen. (Bundesrat Dr. 
H o  e s  s: Da kann man dankbar sein!) Die 
sind sehr dankbar. 

Es ist noch eine Tranche von 1 ,3 Millionen 
Schilling für Schulmaterial offen, die im 
ursprünglichen Entwicklungsrahmen vorge­
sehen war. Von der Sache her ist es sicher 
berechtigt und empfehlenswert, dies zu reali­
sieren, und ich bitte um Überprüfung. 

Wenn ich schon dabei bin, darf ich gleich 
weiter in der Frage Polytechnische Schule 
etwas anmerken, Herr Bundesminister. Ich 
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hatte als Mitglied einer österreichischen Par­
lamentarierdelegation im Jänner die Möglich­
keit, Zentralamerika zu bereisen. Unsere 
Reise begann in Guatemala-City. Der erste 
Eindruck, den wir bekamen, war die Reprä­
sentanz Österreichs in einem so weit entfern­
ten Land in einer Form, die man nicht genug 
würdigen kann. Die österreichische Schule 
dort ist ein Musterbeispiel österreichischer 
kultureller Präsenz im Ausland. Es könnte 
jedem empfohlen werden, sich das anzu­
schauen und die Leistungen, die unsere Leh­
rer und Lehrerinnen dort erbringen, zu sehen. 
Dafür muß hier Dank gesagt werden. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wir waren von diesem Ereignis so beein­
druckt, daß Herr Bundesrat Raab, der leider 
viel zu früh von uns abberufen wurde, als er 
zurückkam, sofort eine Sammlung deutsch­
sprachiger Schulbücher, an denen es dort logi­
scherweise mangelt, veranstaltet hat. Es sind 
über 2 000 Stück gesammelt worden, die jetzt 
hingebracht werden müssen. Ich bitte um 
eine gemeinsame Aktion. Aber nicht nur das, 
man muß diese ja auch übergeben. Wir muß­
ten leider feststellen, daß wir weder in Guate­
mala noch in EI Salvador akkreditiert sind. 
Ich weiß nicht, warum kein Botschafter dort 
akkreditiert ist, aber es wäre wünschenswert, 
wenn das der Falle wäre. Wir haben dort auch 
sehr große Wirtschaftsinteressen. 

Wir sind ja - und wenn ich jetzt von "wir" 
spreche, so tue ich das als Funktionär der 
Bundeskammer sehr dankbar, wenn 
unsere Handelsdelegierten die Funktion eines 
Botschafters ausüben, auch wenn sie dafür 
nicht bezahlt, nicht vorbereitet, nicht akkredi­
tiert sind und so weiter, nur auf die Dauer 
wird das nicht gehen. Wir stellen gerne 
unsere Herren zur Verfügung. Aber wenn wir 
gleich in der Nachbarschaft, in Mexiko, einen 
Botschafter haben, kann er sich vielleicht 
auch in Guatemala melden, notabene, wo dort 
mittlerweile eine sehr interessante freie Wahl 
durchgeführt wurde und wir eine solche kul­
turelle Leistung dort erbracht haben. 

Es handelt sich um eine normale höhere 
Schule, gemeinhin Mittelschule genannt, mit 
einem sehr hohen Niveau. Darf ich bei dieser 
Gelegenheit anregen, daß man daraus eine 
Polytechnische Schule macht - was leicht 
geht -, und zwar zum Zwecke der Demon­
stration. Wenn es eine Polytechnische Schule 
ist, kann man sie als Entwicklungshilfe ange­
rechnet bekommen, und wir tun uns logi­
scherweise budgetär leichter. Außerdem ist 
die Wirtschaft dann vielleicht auch in gewis­
ser Hinsicht helfend anzusprechen, obwohl 

ich das nicht versprechen will, dazu habe ich 
weder eine Funktion noch ein Mandat. Wir 
haben bei anderen Polytechnischen Schulen 
ja einen ähnlichen Weg gewählt. Ich darf mir 
bitte erlauben, das anzuregen, in aller gebote­
nen Anerkennung der erbrachten Leistung 
Österreichs in einem so weit entfernten Land. 
(Beifall der ÖVP.) 

Da nach mir Botschafter Hoess über allge-
meinpolitische Dinge sprechen wird, 
beschränke ich mich auf ganz weniges. 

Zum Europarat. Das von Österreich gewon­
nene Ansehen, das aber auch sehr stark von 
Freunden meiner eigenen Partei getragen 
wurde - Sie wissen, wen ich meine; wir 
haben beim letzten Mal auch die Namen 
gewürdigt - ,  sollte unbedingt weiter forciert 
werden. 

Warum sage ich das? - Das Interesse, der 
Schwerpunkt liegt unter dem Druck der wirt­
schaftlichen Verhältnisse in Brüssel. Natür­
lich sind die Kontakte mit den Parlamenta­
riern des Europäischen Parlaments - nicht 
des Europarat-Parlaments, sondern des Euro­
päischen Parlaments - ein Grund dafür, daß 
hier forciert vorgegangen wird. 

Unsere Funktion, siehe Colombo-Plan, ist ja 
im Europarat viel stärker und viel glaubwür­
diger als im Europäischen Parlament. Aber 
wir benötigen auch Brüssel. Eines schließt 
das andere nicht aus; die Kooperation von bei­
den wäre ein Weg, den ich vor mir sehe. 

Ich bin sehr dankbar, daß unsere Anregun­
gen - unser Parteifreund König war einer, 
der sich schon vor Jahren ganz stark für 
Eureka eingesetzt hat - jetzt von Ihrem 
Amtsvorgänger gewürdigt wurden als das 
Entree in die anderen Technologiemöglichkei­
ten der Europäischen Gemeinschaft, daß wir 
in dieser Frage sicher dabeibleiben. 

Die Exportwirtschaft hat ein ganz besonde­
res Anliegen. Die Europäische Gemeinschaft 
entwickelt sich laufend weiter, auch was die 
Diskriminierungen sich außerhalb der 
Gemeinschaft befindlicher Handelspartner 
betrifft. Kontingentlösungen wirken sich für 
uns als Diskriminierung aus. Bei Rinderex­
porten haben die positiven Resultate durch 
Tschernobyl einen Rückschlag erhalten, den 
man aufarbeiten mußte. Die Außenpolitik war 
hier hilfreich und sehr schnell zur Stelle und 
hat geholfen. Das muß als dankenswert aner­
kannt werden. 

Ich möchte aber noch dazu sagen, daß es 
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andere Dinge gibt, die uns hindern. Die Pro­
dukthaftung, die in der Europäischen 
Gemeinschaft bereits zu unseligem Leben 
erwacht ist, wirkt sich in Kürze auch auf 
Österreich aus. Sie soll aber nicht der Grund 
dafür sein, daß unsere Konsumentenschützer 
nun die Produkthaftung deshalb in Österreich 
einführen, weil man sie in der Europäischen 
Gemeinschaft hat. Denn die Produkthaftung 
ist für die Wirtschaft kein Honiglecken, wenn 
ich das, bitte, sagen darf. Sie führt heute 
dazu, daß der deutsche Produzent, der über 
den österreichischen Vertreter bzw. Händler 
nach Österreich liefert, zwar herangezogen 
werden kann, der österreichische Produzent 
aber nur subsidiär, und der österreichische 
Exporthändler in Deutschland kommt sehr 
wohl unter die Räder. 

An diesem Thema müssen wir arbeiten. Es 
gab darüber in der letzten Sitzung der Bun­
dessektion Handel bereits erregte Diskussio­
nen, weil Beschwerden aus der Praxis vorlie­
gen. 

Das gleiche betrifft das "berühmte" Formu­
lar, das die Bundeskammer konterkariert hat, 
das nach der österreichischen Gesetzgebung 
fast nicht durchführbar ist, weil zu viele 
Gesetze geändert werden müssen. Ich bitte 
aufzupassen. Wenn wir das in Österreich 
durchführen müssen, Herr Bundesminister, 
dann müssen Sie eine Unzahl von Gesetzen 
ändern. Es ist das nicht administrierbar. Das 
kann man auf Beamtenebene mit der Euro­
päischen Gemeinschaft unter diesem Titel 
diskutieren. Ich selber hatte vor einigen 
Wochen Gelegenheit, es auch zu diskutieren. 
Die sind nicht verschlossen, man kann mit 
ihnen reden. 

Zur Frage weiterer Ursprungsregelungen, 
die sich abzeichnen, die ununterbrochen dis­
kutiert werden, bis hin zur Kennzeichnungs­
pflicht etc. Der menschliche Erfindungsgeist 
ist, was die Beschränkung des Außenhandels 
betrifft, gewaltig groß. Die Europäische 
Gemeinschaft hat ein substantielles Inter­
esse, sich immer mehr von anderen Räumen 
zu distanzieren. Das ist für uns ein Nachteil. 
Es liegt daher im Sinne der gesamten öster­
reichischen Außenhandelspolitik, die Kon­
takte weiter zu forcieren. 

Ich bitte, da in der vergangenen Periode das 
Näherherangehen an die Europäische 
Gemeinschaft gelungen ist - was auch aner­
kannt wurde von unseren Parteifreunden -, 
diesen Weg weiterzugehen und nicht nachzu­
lassen. Europa entwickelt sich weiter, und wir 
sind ein Teil Europas. Wir können einen ande-

ren Akzent setzen, den ich mir anzuregen 
erlaube, nicht nur deshalb, weil der Wiener 
Vizebürgermeister Busek so gerne davon 
spricht, sondern weil auch der viel zu früh 
verstorbene Stadtrat Mauthe - wenn Sie sich 
an die Fernsehaufzeichnung erinnern, die so 
beeindruckend war - von der verlorengegan­
genen Bedeutung Wiens als Metropole Mittel­
europas sprach, visionär. 

Ich bitte Sie, diese visionäre Überlegung, 
die eigentlich gar keine ist, zu überdenken. 
Busek formuliert in etwa - in Zeitungen 
kann man es nachlesen - Wien als "Ende des 
Westens im Osten" oder als "Ende des Ostens 
im Westen". Das ist eine gewagte Formulie­
rung. Aber überlegen Sie, welche Verbindun­
gen es mit Budapest und Prag gibt, und zwar 
aus der Tradition der Kulturen heraus, über­
legen Sie, was sich jetzt Neues ergibt im 
Donauraum selber. Das geht ja so weit, daß 
wir heute bereits über eine Autobahn Wien -
Budapest diskutieren. 

Es hat in der Touristik etwas stattgefunden, 
was uns in Wien gar nicht freut. Das ist auch 
ein Gebiet der Außenpolitik, nämlich im Aus­
land klarzustellen, insbesondere in den Verei­
nigten Staaten, daß der Terrorismus in Wien 
schärfstens bekämpft wird. 

Die Amerikaner fliegen jetzt zunehmend 
nach Budapest und machen einen Tagesaus­
flug nach Wien. Dabei stellen die Charterflie­
ger fest, daß die AUA - das einzige Unter­
nehmen, das sich ein Ministerium hält, näm­
lich das Verkehrs ministerium - die Landeer­
laubnis für Chartergesellschaften erschwert. 
Ich kann mir gar nicht vorstellen, daß dem so 
ist. 

Ich darf Sie als Mitglieder der Bundesregie­
rung aber bitten, diesbezüglich nach dem 
Rechten zu sehen. Denn wenn das tatsächlich 
stimmt und wir Touristen verlieren - wir 
haben ja sehr viele Wien-Touristen verloren 
im Augenblick, besonders aus den Vereinig­
ten Staaten; wir sehen sie gerne auch in 
Budapest, aber nicht nur in Budapest, wir 
wollen sie in Wien auch haben -, dann also 
bitte die Landemöglichkeiten in Wien zu 
erleichtern. 

Dankenswerterweise ist unseren Anregun­
gen entsprechend die Nachbarschaftspolitik, 
insbesondere mit der CSSR, vertieft worden. 
Wir hoffen, daß es der österreichischen 
Außenpolitik gelingt, Visaerleichterungen 
auch mit der CSSR in ähnlicher Weise wie mit 
Ungarn zu erreichen. 
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Ich darf bitte noch auf etwas zurückkom­
men, was heute durch die Presse geht und ein 
sehr heißes Eisen ist. Ich gebe es Ihnen zu 
überlegen. Dankenswerterweise wurde im 
Außenpolitischen Ausschuß des Nationalrates 
ein Entschließungsantrag eingebracht, der 
sich auch auf den Korb 2 bezieht, als N ach­
folge zur Verhinderung von Katastrophen wie 
in TschernobyL Direkt prophylaktisch, würde 
ich sagen, zu diesem Interview, das heute im 
"Kurier" steht und dessen Art und Umfang 
ich eigentlich gar nicht mehr zu diskutieren 
habe, weil Sie es im Ausschuß schon vorweg­
genommen hatten. Es gab diesbezüglich eine 
Wortmeldung im Ausschuß. Ich bitte, darauf 
wirklich ein Augenmerk zu lenken, da wir 
schon diesen Dreiparteien-Entschließungsan­
trag direkt seherisch, würde ich sagen, vor­
weggenommen haben, nämlich hinsichtlich 
der KSZE-Nachfolgekonferenz in Wien in die­
sem Jahr. 

Wien wird das Zentrum der Welt in dieser 
Frage, meine Damen und Herren. Der Herr 
Bundesminister mit den guten Kontakten 
nach New York - wobei ich die zur UNO 
meine, damit ich nicht falsch verstanden wer­
de - wird da eine dankenswerte Aufgabe 
haben, Österreich genausogut zu vertreten 
wie jüngst bei der Weltraumkonferenz. 

Wenn unsere Landwirtschaft geschädigt 
wird, besteht ein substantielles Interesse an 
einer Berücksichtigung der gewerblichen 
Wirtschaft. Das wurde zwar hier auf Grund 
eines Zurufes - nachzulesen im Protokoll; 
der Herr Bundeskanzler hat gesagt: ja, der 
Handel ist auch dabei - zugesichert. Aber in 
Wirklichkeit ist das gar nicht der Fall, meine 
Damen und Herren. Daher reklamiere ich 
das. Wir müssen uns von einem Ausländer 
nicht sagen lassen, daß die Bundesregierung 
das zu machen hat und nicht irgendein Verur­
sacherstaat im Ausland, der international 
nicht verpflichtet ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Darf ich, Herr Bundesminister, da Sie vor­
hatten, zum Non-Alignment-Meeting nach 
Simbabwe zu reisen, anregen, daß dieses 
Meeting doch von irgend jemandem frequen­
tiert wird. Unser Verhältnis zu Simbabwe hat 
sich nach dem letzten Staatsbesuch Mugabes 
im Dezember in Wien verbessert. Wir haben 
dort auch Wirtschaftsinteressen. 

Meine Damen und Herren! Leider steht im 
Außenpolitischen Bericht auf Seite 601,  wo 
von Simbabwe die Rede ist, daß dort nur eine 
Plakatausstellung gemacht wurde. Ich rekla­
miere das, weil ich davon weiß, die Bundes­
kammer hat dort eine Wirtschaftsausstellung, 

einen wunderbaren österreichischen Pavillon, 
der im Berichtsjahr 1 985 - hören Sie bitte! -
den 1 .  Preis gemacht hat. Der österreichische 
Botschafter war damals anwesend und hat 
sich darüber gefreut. 

Darf ich Sie also bitten, davon auch Kennt­
nis zu nehmen, daß die Wirtschaft eine Lei­
stung erbracht hat, die dem jeweiligen öster­
reichischen Botschafter, nämlich durch den 
Pavillon dort, als sehr, sehr angenehmes 
Hilfsmittel diente, Kontakte mit Lokalpoliti­
kern, aber auch internationale Kontakte mit 
den Vertretern der Randgebiete zu pflegen, 
für die er akkreditiert ist. Wir haben dort den 
1. Preis gemacht, ich merke das nochmals an. 

Ich darf Sie bitten, Herr Bundesminister, 
das in der Frage Simbabwe nicht aus dem 
Auge zu verlieren, weil dieses Gebiet insge­
samt in Bewegung geraten ist, wobei ich mich 
nicht darauf beschränke, zu verlangen, daß 
Österreich Südafrika sofort lauthals verur­
teilt, sondern ich sehe Wirtschaftsinteressen, 
die wir abzuwägen haben, die Sie als Minister 
auch mit abwägen müssen, weil Sie sonst mit 
Ihrem Kollegen im Handelsressort in Kala­
mitäten geraten werden. Ich bitte, das mit zu 
beachten. 

Vielleicht können wir, wenn wir Entwick­
lungshilfe klug steuern, die Verluste, die wir 
in Simbabwe erlitten haben, verbessern, und 
zwar unter dem Gesichtspunkt des Non­
Alignment-Meetings, das stattfindet, wo wir 
unter Umständen - Sie hatten vor hinzufah­
ren - etwas vorhatten. Was, das weiß ich 
nicht genau. Wir selber sind ja mit den Block­
freien nicht so glücklich, denn wir betrachten 
uns als Neutrale eher mit den Schweizern und 
Schweden "verwandt" als mit den Leuten in 
Simbabwe, mit den Indern oder etwa mit den 
Jugoslawen oder wer noch aller zu den block­
freien Staaten gehört, obwohl diese Bewe­
gung sehr ernst zu nehmen ist und eine große 
Bedeutung hat. Wir konterkarieren sie nicht, 
wir sagen aber, der neutrale Staat ist uns 
näher als der neutralistische. 

Ich bin am Ende meiner Ausführungen 
angelangt. Ich danke für Ihre Aufmerksam­
keit und hoffe, daß wir eine gemeinsame 
Außenpolitik gestalten können. (Beifall bei 
der ÖVP.) 12.56 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: Zu 
einer tatsächlichen Berichtigung hat sich 
Herr Bundesrat Pichler gemeldet. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß für die 
tatsächliche Berichtigung eine Redezeitbe-
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Stellvertretender Vorsitzender Schipani 

schränkung von fünf Minuten besteht, und 
ersuche, das auch zu respektieren. 

12.56 

Bundesrat Pichier (SPÖ, Oberösterreich): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Wenn im Außenpolitischen 
Bericht auch die Verkehrspolitik angespro­
chen wurde, so sollte man die Dinge wieder 
ein bisserl ins richtige Lot bringen. Herr Kol­
lege Dr. Pisec, darf ich dazu einige Ausfüh­
rungen machen. 

Wenn Sie vom Nachtfahrverbot gesprochen 
haben, so sollte man beachten, warum und 
weshalb dieses Nachtfahrverbot für Öster­
reichs Verkehrspolitik zur Notwendigkeit 
wird. Die geographische Lage Österreichs 
allein rechtfertigt andere Maßnahmen als in 
den übrigen Ländern, als in Staaten am 
Rande Europas. Gerade im internationalen 
Nord-Süd-Verkehr, wo wir 90 Prozent des Ver­
kehrsaufkommens zu tragen haben, werden 
Maßnahmen notwendig werden. Die Ver­
kehrssicherheit alleine gebietet entspre­
chende Vorsichtsmaßnahmen. Wenn man 
weiß, mit welchen Schwierigkeiten die Exeku­
tive zu kämpfen hat, dann wird man jede sich 
bietende Gelegenheit zu einer Verbesserung 
der Situation zu unterstützen haben. 

Gerade Tirol leidet am meisten unter dem 
Verkehrsaufkommen. Es ist das Nachtfahr­
verbot eine von vielen Möglichkeiten für eine 
Verbesserung. Die Arbeitszeitgesetze und das 
Ruhezeitgesetz werden nicht eingehalten, 
sondern mit Füßen getreten. Durch die Wirt­
schaftsräume, die in Nachtsprung-Verbindun­
gen zwischen Österreich und Deutschland lie­
gen, besteht eben der Anreiz, in der Nacht die 
Strecke zu bewältigen, beim Tag die Ladear­
beiten durchzuführen. Das wird nicht einmal 
oder zweimal, sondern zum wiederholten 
Male so gemacht. Die Statistik weist die tragi­
schen Unfälle, die aufgrund von Übermüdung 
passieren, aus. 

Daher sollten wir im Interesse der Ver­
kehrssicherheit, im Interesse des Wohlbefin­
dens der Menschen, die in diesen Ballungs­
räumen leben, solche Maßnahmen befürwor­
ten. Das ist Ausdruck der sozialistischen Ver­
kehrspolitik. Aber auch Tirol denkt in der 
Gesamtheit in dieser Richtung, denn gerade 
in Tirol haben wir Sozialisten keine Mehrheit, 
diese Entscheidung wird aber vom Tiroler 
Landtag gemeinsam getragen. 

Ich glaube also, daß der Weg der richtige 
sein muß, nämlich Maßnahmen zu setzen, um 
die Verkehrspolitik, die Sicherheit im Ver-

kehr zu verbessern. 
SPÖ.) 12.58 

(Beifall bei der 

Stellvertretender Vorsitzender Schi pani : 
Zum Wort gemeldet hat sich weiters Herr 
Bundesrat Köpf. Ich erteile ihm dieses. 

12.58 

Bundesrat Köpf (SPÖ, Salzburg): Herr Vor­
sitzender! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der vorliegende 
10 .  Außenpolitische Bericht ist wieder ein 
umfassendes Werk, ja ein Nachschlagewerk, 
das für jeden politisch interessierten Bürger 
eigentlich zur Pflichtlektüre gehört und in 
keiner Bibliothek fehlen sollte. Auch ich darf 
allen an diesem Werk Beteiligten herzlich und 
aufrichtig Dank sagen. 

Allein der Umfang des Werkes beweist 
schon die Vielfalt der Themen, mit denen sich 
heute eben umfassende und moderne Außen­
politik zu befassen hat. Die österreichische 
Außenpolitik ist von einer soliden Kontinuität 
geprägt und ist von einem breiten Konsens 
der Parlamentsparteien getragen. Die Regie­
rungsumbildung hat mit der Nominierung 
beziehungsweise Berufung eines erfahrenen 
Diplomaten zum Außenminister auf Kontinu­
ität und Konsens Rücksicht genommen. Ich 
hoffe, daß auch die Opposition dieses Signal 
erkennt und mitwirkt, Österreichs Ansehen 
und Ruf weiter zu verbessern. 

Ich formuliere bewußt positiv und sage 
"weiter verbessern", weil derzeit noch nicht 
abgesehen werden kann, ob sich das Ausland, 
ob sich die ausländischen Medien in ihrer Kri­
tik an Österreich, an bestimmten Vorgängen 
in Österreich beruhigen oder ob die Kam­
pagne fortgeführt werden wird. Jedenfalls 
wird es ein hartes Stück Arbeit geben, und ich 
glaube, wir können das nur gemeinsam schaf­
fen. 

Trotzdem möchte ich hier feststellen: Die 
Schuld an der veränderten Sicht des Auslan­
des, am geänderten Verhalten ehemaliger 
Freunde, können Sie auf keinen Fall der SPÖ 
oder der Bundesregierung zuschieben, son­
dern das bedarf einer genauen Analyse bei 
der konservativen Partei und der entspre­
chenden Schlußfolgerungen und Konsequen­
zen. Interessanterweise sind gerade von kon­
servativer Seite des Auslandes sehr heftige 
Reaktionen erfolgt und heftige Anschuldigun­
gen an Österreich herangetragen worden. 

Die Sozialistische Partei wird alles unter­
nehmen, um an die großen Jahre Österreichs 
als gern gesehener Partner in der Welt wieder 

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)48 von 102

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 477. Sitzung - 19. Juni 1986 20059 

Köpf 

anschließen zu können. Die SPÖ ist nicht nur 
bereit, allenfalls aufgerissene Gräben zuzu­
schütten, sondern - und darauf kommt es 
eigentlich an - diese zugeschütteten Gräben 
zu überschreiten und einander die Hände zu 
reichen. Mit Zuschütten alleine ist es noch 
nicht getan. Wir werden an dem Verhalten 
gemessen und werden uns der gemeinsamen 
Verantwortung nicht entziehen können. 

In bezug auf wirtschaftliche Entwicklung, 
Lebensqualität und Lebensstandard kann 
sich Österreich wirklich sehen lassen. Die 
Jahre seit 1970 waren gute Jahre für Öster­
reich und gute Jahre für das Ansehen Öster­
reichs in der Welt. 

Breiten Raum nehmen im Außenpoliti­
schen Bericht die Rüstungskontrolle, die 
Abrüstung und die europäische Sicherheit 
ein. Ich möchte nicht das, was im Bericht 
angeführt ist, hier wiederholen. Mit Bedauern 
stelle ich jedoch fest, daß Abrüstung und 
Rüstungskontrolle nicht vorangekommen 
sind beziehungsweise das Wettrüsten im Wel­
tall nicht eingedämmt werden konnte und die 
riesigen Waffenarsenale in der Welt größer 
geworden sind. Mit Entsetzen muß festgehal­
ten werden, daß die Atomwaffen ein Vernich­
tungspotential darstellen, das den tragischen 
Reaktorunfall von Tschernobyl in die Größen­
ordnung eines Mückenstiches rückt. 

Wir dürfen nicht müde werden, unsere 
mahnende Stimme zu erheben, unsere Ver­
mittlerdienste überall anzubieten und uns in 
die Reihen derjenigen zu stellen, die eine 
aktive Friedenspolitik wünschen und auch 
dafür arbeiten. Wer. nach dem Reaktorunfall 
in der UdSSR mit jungen Menschen, mit jun­
gen Müttern gesprochen hat und die große 
Angst und die große Sorge erkennen kann, 
wie sich denn das Leben in zehn, zwanzig, 
fünfzig Jahren gestalten wird, wer die Angst 
vor der Selbstzerstörung der Menschheit 
durch die Menschen gesehen hat, die Angst 
vor Strahlung und Seuchen, die Sorge, nichts 
dagegen tun zu können, schutzlos ausgeliefert 
zu sein, der kann ermessen, wie sehr die jun­
gen Menschen von unserer heutigen Zeit 
bewegt werden. 

Die Toten von Tschernobyl müssen Mah­
nung sein, auch mit dem Rüstungswahnsinn 
endlich aufzuhören. Tschernobyl könnte auf 
tragische Weise gerade noch rechtzeitig pas­
siert sein, um ein Umdenken in der friedli­
chen Nutzung der Atomenergie in der Welt 
herbeizuführen. Hoffentlich ist Tschernobyl 
aber nicht zu früh passiert, um die Idee des 
begrenzten Atomwaffeneinsatzes weiter zu 

pflegen und einen begrenzten Atomkrieg mit 
dem Reaktorunfall zu vergleichen, etwa unter 
dem Motto: So arg war es ja dann auch wieder 
nicht. Die Gedankengänge der Menschen, 
manchmal auch der Militärs tragen oft selt­
same Blüten, und ich habe hier auch wirklich 
diese Sorge zu übermitteln. 

Jedenfalls muß die Friedenssehnsucht vie­
ler Millionen Bürger unseres Landes auch 
Ausdruck in unserer Politik finden. Die groß­
artige Rolle Österreichs und die hohe morali­
sche Autorität müssen und werden ihre Fort­
setzung finden. 

Nun noch ein persönliches Wort. Natürlich 
wird man jetzt überlegen, die schwere Rechts­
materie zu bewältigen, und eventuell Entschä­
digungsforderungen an die Sowjetunion stel­
len. Das ist die eine Seite. Ich persönlich bin 
fast dagegen, daß man solche Forderungen 
stellt - das ist meine persönliche Meinung 
-, weil man sich mit Entschädigungen nicht 
sozusagen die moralische Verpflichtung 
abkaufen lassen soll, damit es nicht heißt: Es 
ist j a  ohnehin abgegolten worden. Was wollt 
ihr denn noch? Wir haben ja den Schaden 
bezahlt, und damit wäre das Problem aus der 
Welt geschafft. 

Das ist die eine Seite, vor der ich warne, 
beziehungsweise die Seite, die mir eigentlich 
nicht sehr gut gefällt. Daher habe ich auch 
dazu Stellung genommen, unabhängig davon, 
wie kompliziert die Dinge sind und mit wel­
cher Einstellung gerade von der Sowjetunion 
her auf unsere Überlegungen überhaupt ein­
gegangen wird. Eine kleine Erfahrung konnte 
man ja aus dem Interview, das im "Kurier" 
abgedruckt worden ist, machen. 

Gestatten Sie mir aber auch, in diesem 
Zusammenhang noch auf die erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik und auf die Exportwirt­
schaft zu verweisen. Die Exporte stiegen 1985 
wieder um 12,6 Prozent und trugen somit 
auch zum guten Wirtschaftsverlauf, zur guten 
Wachstumsrate bei. Zu der günstigen Situ­
ation der österreichischen Exporte hat die 
kräftige Entwicklung des Welthandels mit 
Fertigwaren beigetragen, wobei es auch 
gelungen ist, auf wichtigen Märkten zusätzli­
che Marktanteile zu gewinnen. Ich erwähne 
die günstigen Wirtschaftsdaten, die sich in 
diesem Bericht ebenfalls finden, weil auch 
hiermit wieder dokumentiert wird, daß die 
Schwarzmalerei und Krankj ammerei der 
Opposition einfach nicht stimmen und jegli­
cher Grundlage entbehren. 

Aber von immer größerer Bedeutung wird 
1572 
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die Umweltpolitik im Bereich der Außenpoli­
tik. Hier hat Österreich sicherlich sehr erfolg­
reich agiert und in einigen sehr wichtigen 
Angelegenheiten eine Vorbildfunktion und 
eine führende Rolle erlangt. 

Vielleicht noch zuwenig beachtet, aber von 
einer unabsehbaren Bedeutung scheint mir 
der Schutz der Ozonschicht beziehungsweise 
die Verhinderung der Zerstörung der Ozon­
schicht unserer Erde zu sein. 35 Staaten 
haben an einer internationalen Konferenz in 
Wien teilgenommen. Als Ergebnis konnte am 
22. März die Wien er Konvention zum Schutz 
der Ozonschicht verabschiedet werden. Wer 
die alarmierenden Berichte amerikanischer 
Wissenschaftler der letzten Tage vernommen 
hat, der weiß, daß hier eine Katastrophe unge­
heuren Ausmaßes möglich ist und daß diese 
Bedrohung noch nicht ganz unsere Aufmerk­
samkeit erhält. Daher erlaube ich mir heute 
ganz besonders, bei dieser Gelegenheit darauf 
hinzuweisen. 

Besonders erwähnen möchte ich auch noch 
die wichtige Konvention zur Verringerung 
von Schwefeldioxidemissionen oder ihrer 
grenzüberschreitenden Ströme und den gro­
ßen Weltforstkongreß in Mexiko, der Maßnah­
men zur Reduzierung waldschädlicher Emis­
sionen fordert. 

Bei der Stockholmer Ministerkonferenz im 
Juli 1985 wurden die Bemühungen Öster­
reichs, insbesondere die des damaligen 
Umweltschutzministers Dr. Kurt Steyrer, um 
die Einführung von geringeren Abgasnormen 
durch bleifreies Benzin unter Verwendung 
von Katalysatoren positiv aufgenommen und 
ihre Vorbildwirkung für Europa gewürdigt. 

Ich habe nur einige wenige Punkte des 
Berichtes unterstrichen und damit bestätigt, 
daß dieser Bericht eine wahre Fundgrube ist. 
Ich freue mich schon wieder auf den Bericht 
für 1 986 und hoffe, daß er eine ebenso positive 
Grundtendenz - bei aller internationalen 
Problematik - aufweist. 

Hoffentlich, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, haben sich dann die drohenden 
schwarzen Wolken über Österreichs politi­
schem Himmel wieder gelichtet, und die poli­
tischen Meteorologen können wieder ein kräf­
tiges Hoch für Österreich vorhersagen. 

Wir von der sozialistischen Fraktion wer­
den unermüdlich dafür arbeiten. (Beifall bei 
der SPÖ.) 13.10 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Hoess. Ich erteile ihm dieses. 

13.10 

Bundesrat Dr. Hoess (ÖVP, Steiermark) : 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da 
heute der neue Außenminister des Kabinetts 
Vranitzky anwesend ist, gestatten Sie mir vor­
erst einige Bemerkungen. 

Wer die Tage seit dem 8. Juni aufmerksam 
erlebt hat, als einer erlebt hat, dem unsere 
Bundesverfassung etwas bedeutet, der ist aus 
einem schmerzlichen Erstaunen nicht heraus­
gekommen. Da erklärte ein Bundeskanzler, 
48 Stunden nachdem er sein Verbleiben bis 
zum Ende der Legislaturperiode verkündet 
hatte, der Öffentlichkeit, er werde als Bundes­
kanzler zurücktreten und die Parteigremien 
hätten den bisherigen Finanzminister zu sei­
nem Nachfolger bestimmt. 

Wer nun erwartet hätte, Dr. Sinowatz 
werde nun, wie es der Verfassung entspräche, 
dem Bundespräsidenten seinen Rücktritt und 
den seines Kabinetts bekanntgeben und ihn 
gleichzeitig ersuchen - als Vorsitzender der 
SPÖ ersuchen -, Dr. Vranitzky, den bisheri­
gen Finanzminister, mit der Bildung einer 
neuen Bundesregierung zu beauftragen - bis 
zu deren Bildung bliebe die alte Regierung 
geschäftsführend im Amte -, der sah sich 
arg getäuscht. 

Dr. Sinowatz beschloß gleichsam mit sich 
selbst zurückzutreten, ließ als Vorsitzender 
der SPÖ deren Gremien für Dr. Vranitzky ent­
scheiden, erteilte diesem den Auftrag zur Bil­
dung einer neuen Bundesregierung, ließ diese 
sodann der Öffentlichkeit durch Dr. Vranitzky 
im Presseklub "Concordia" vorstellen und 
begab sich erst dann zum Herrn Bundespräsi­
denten, um die ganze Aktion uno actu abseg­
nen zu lassen. Wir werden darüber ja anläß­
lich der Debatte über die Regierungserklä­
rung noch etwas sagen. (Bundesrat S t r u  t -
z e n  b e r g e r: Da steht aber drüber "Außen­
politischer Bericht"!) 

Ich glaube, man sollte es heute sagen, denn 
es ist der neue Bundesminister da, der ja Mit­
glied dieser Bundesregierung ist. So eine Ver­
haltensweise - Sie können es heute in der 
"Presse" auf Seite 3 nachlesen, nicht nur mir 
ist das aufgefallen - hat sich nicht nur unser 
scheidender Bundespräsident nicht verdient, 
sondern so sorglos sollte man auch nicht mit 
unserer Verfassung umgehen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesmini­
ster, nimmt ein in die Politik gegangener 
Diplomat nunmehr das Amt eines Außenmini­
sters in der Regierung Vranitzky ein, ein 
Mann, der mit meiner Partei und meinen Par­
teifreunden immer den Dialog gepflegt hat. 

Ihre Worte bezüglich Ihres Verhältnisses 
zum neugewählten Staatsoberhaupt waren 
eines Demokraten würdig, und, Herr Bundes­
minister, mit dieser Formulierung können 
alle Beteiligten rebus sic stantibus arbeiten, 
und zwar hoffentlich gemeinsam in Richtung 
der Ihnen, Herr Minister, vom Chef der Bun­
desregierung, Dr. Vranitzky, vorgegebenen 
Prioritäten, die da sind europäische Integra­
tion und Österreichs Image im Ausland bezie­
hungsweise dessen Aufpolierung. 

Freilich erwarten wir im Sinne einer kon­
sensualen Außenpolitik - und Ihre ersten 
Äußerungen lassen darauf schließen -, daß 
Sie nunmehr Abschied nehmen von der mehr 
ideologischen Außenpolitik des Internationa­
len Sekretärs Ihrer Partei und den Weg der 
"roten Markierungen" - war übrigens ein 
interessantes Buch in Richtung des 
gemeinsamen rot-weiß-roten Weges verlas­
sen. 

Ich billige Ihnen das im Rahmen der vorher 
erwähnten Vorgabe des Herrn Bundeskanz­
lers auf Grund Ihres Wissens, auf Grund Ihrer 
Ausbildung und Ihrer politischen Erkenntnis 
auch zu. In uns werden Sie jedenfalls auf 
einem gemeinsamen Weg faire Partner fin­
den. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Meine vorbereiteten Bemerkungen zu den 
gegenständlichen Verhandlungen über den 
Außenpolitischen Bericht 1985 habe ich nach 
dem Rücktritt des Bundesministers Gratz 
weggelegt. Ich sage Ihnen auch, warum: Es ist 
heute seit vier Jahren der dritte Minister zu 
diesem Tagesordnungspunkt anwesend, und 
ich bin es leid, mit jemandem über einen Zeit­
punkt zu diskutieren, den er politisch nicht zu 
verantworten hatte, Fragen wie Abrüstung, 
Ost-West-Verhältnisse et cetera anzuschnei­
den, wenn ich die Auffassungen des neuen 
politischen Verantwortlichen dazu noch nicht 
in seiner offiziellen Eigenschaft kenne. 

Ich werde daher nur kurz auf den Bericht 
eingehen und mich dann den vom Bundes­
kanzler vorgegebenen außenpolitischen Prio­
ritäten widmen. Der Bericht, den meine Frak­
tion, wie Sie gehört haben, zustimmend zur 
Kenntnis nimmt und der wiederum für Fach-

leute und Laien gleichermaßen ein interes­
santer Nachschlagebehelf ist und für dessen . 
Erarbeitung wir wieder den Beamten des 
Hauses am Ballhausplatz sehr danken, läuft 
allerdings Gefahr, etwas zu dick und umfang­
reich zu werden. 

Das ist meine subjektive Meinung, und ich 
würde raten, ihn, wie das in der Druckerspra­
che heißt, nächstes Jahr etwas zu "schneu­
zen", damit er etwas handlicher wird. Ich 
glaube auch, bei globalen Fragen, die darin 
vorkommen und die darin abgehandelt wer­
den, sollte man nicht allzu wertend auftreten. 
Das reißt jetzt in Österreich, vor allem seit 
Tschernobyl so in die Richtung ein: "An 
Österreichs Wesen und Mission soll die Welt 
genesen". Da soll man vorsichtig sein. Dieser 
Gefahr sollte man sich nicht aussetzen. 

Ich wollte nicht zur Entschädigungsfrage 
sprechen, aber Kollege Köpf hat diese ange­
schnitten, wir haben ja im Ausschuß darüber 
gesprochen. Ich glaube, so einfach kann man 
es sich nicht machen, daß man einfach fest­
stellt, es wäre der Moral nicht entsprechend, 
wenn man Geld verlangte und dann sagte, the 
damage is over; so wäre es ja nicht. 

Man kann nach wie vor sagen, es ist ein 
sehr unmoralisches Verhalten, wenn man 
Menschen in Gefahr bringt, aber in Amerika 
zum Beispiel gibt es eine eigene gesetzliche 
Regelung für die Entschädigung nach Atom­
unfällen. Das ist jedes Mal ein ziemlich hoher 
Betrag, und ich glaube, wir sollten uns zumin­
dest nicht verschweigen, den Fall von der Völ­
kerrechtsabteilung genau untersuchen lassen 
und im Verbund mit anderen Staaten eine 
Randanmerkung anbringen. Das ist ja kein 
antisowjetischer Akt - hier erinnern mich 
die sowj etischen Freunde manchmal an 
andere -, denn wenn man so eine Frage auf­
wirft, ist man ja noch nicht antisowjetisch. 

Man will ja zum Beispiel nur 2 Milliarden 
Schilling, die die österreichische Landwirt­
schaft an Schaden hat, monieren, denn, bitte, 
welche Bundesregierung und welcher Finanz­
minister werden denn dafür aufkommen? 
Man wird sich jedenfalls nicht verschweigen 
dürfen, und man muß versuchen, das im inter­
nationalen Rahmen zu regeln, zumindest pro 
futuro. Ich glaube auch nicht, daß die Sowjet­
union vor jemandem Achtung hat, der das 
einfach schweigend einsteckt. Das ist meine 
echte Überzeugung. 

Herr Bundesminister! Wir nehmen auch 
dankbar die Aufnahme der Tätigkeit der 
grenz- und systemüberschreitenden Arbeits-
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gemeinschaften der österreichischen Bundes­
länder in den gegenständlichen Bericht zur 
Kenntnis und danken dem ausgeschiedenen 
Minister Gratz sehr für sein Verständnis. Er 
ist ja als Länderpolitiker hier besonders ver­
ständnisvoll gewesen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Landeshauptmann Dr. Josef Krainer hat 
mich überdies beauftragt, dem ausgeschiede­
nen Bundesminister, aber auch den Mitglie­
dern seines Kabinetts, der zuständigen Abtei­
lung und dem Botschafter in China besonders 
zu danken für die Vorbereitung, Betreuung, 
Planung und Durchführung der Reise einer 
steirischen Delegation im Rahmen eines offi­
ziellen Besuches in die Volksrepublik China. 

Dem wirtschaftlichen Schwerpunkt des 
Programms entsprechend konnte die Steier­
mark als erstes österreichisches Bundesland 
eine gemeinsame Erklärung mit der 30 Millio­
nen Einwohner zählenden chinesischen Pro­
vinz Guizhou abschließen, die bereits kon­
krete Ergebnisse zeitigt. Es wird in diesen 
Tagen, noch im Juni, eine Kommission von 
vier Experten aus dieser Provinz in der 
Steiermark eintreffen, die mit interessierten 
steirischen Unternehmern und auch mit 
Land- und Forstwirten zum Abschluß entspre­
chender Vereinbarungen zusammentreffen 
wird. 

Laut stellvertretendem chinesischem 
Außenminister Zhou Nan - ein sehr interes­
santer Mann übrigens - sieht die VR China, 
wie er uns dort sagte, in derartigen mehrstufi­
gen Außenbeziehungen eine effiziente Mög­
lichkeit, die gegenseitigen Beziehungen zwi­
schen einem kleineren Land und einem Rie­
senreich mit Leben zu erfüllen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Erfreulich ist gerade im Hinblick auf die 
manchmal schwammige Diskussion über Mit­
teleuropa - das ist heute hier schon ange­
klungen - die konkrete Zusammenarbeit in 
diesem geographischen Raum im Rahmen 
der ALPE-Adria; ich muß das auch heute wie­
der hier betonen. Für die Wirtschaft dieser 
Arbeitsgemeinschaft sind zwei Dinge, glaube 
ich, sehr wichtig: Das ist das geschlossene 
Übereinkommen betreffend die Benützung 
des Hafens Triest und die am 3. Juli zu erwar­
tende Öffnung der Autobahn Arnoldstein­
Triest beziehungsweise Venedig. Und hier 
möchte ich nicht anstehen, dem Herrn Gene­
ralsekretär des Außenministeriums, Hinter­
egger, ganz besonders für seinen Einsatz zu 
danken, was den Abschluß dieses Hafenver­
trages betrifft. 

Die Frau Kollegin Pohl - sie ist leider jetzt 
nicht hier - war ja mit einer Parlamentarier­
delegation auch in Friaul, Julisch-Venetien, 
mit, und wir haben gesehen, auf welches 
Interesse dieser Vertrag in Triest stieß und 
wie sehr die Menschen dort darauf warten, 
daß wir jetzt daraus etwas machen, wiewohl 
die Verantwortlichen natürlich auch noch �ie 
Pon:tebbana-Eisenbahn modernisieren müß­
ten. Aber wir sollten das gerade im Hinblick 
auf die jetzige Mitteleuropa-Diskussion wirk­
lich als großen Fortschritt betrachten. 

Und ich möchte doch anschließend an mei­
nen Freund Pisec noch etwas zur Mitteleu­
ropa-Frage sagen. Meine Auffassung habe ich 
ja schon einige Male hier klargelegt, aber, 
Herr Bundesminister, die Ihnen aufgetragene 
Priorität Nummer eins: Integration, Europ­
apolitik, muß auch komplementär den Donau­
raum in Mitteleuropa umfassen. 

Die politische Entwicklung der letzten J ahr­
zehnte hat Österreich, das bis dahin immer 
im Herzen dieses Raumes war, in eine Rand­
lage gedrängt. Es ist ja schon gesagt worden. 
Völker, die jahrhundertelang miteinander 
gelebt und gearbeitet haben, sind nun vonein­
ander abgekapselt. 

Unsere Aufgabe und Chance ist es nun, uns 
wieder auf die gemeinsamen Wurzeln zu 
besinnen und diese Abkapselung zu zerbre­
chen, auszubrechen aus dieser Abkapselung 
durch einen Ausbau unserer Beziehungen mit 
diesen Völkern. 

Dies würde nicht nur den Menschen jen­
seits des "Eisernen Vorhangs" , für die Öster­
reich immer wieder das Fenster zum freien 
Westen ist, in nicht zu unterschätzender 
Weise helfen. Es würde auch Österreich aus 
seiner derzeitigen Randlage, wie Kollege 
Pisec schon bemerkte, herausholen und uns 
in allen Bereichen ungeahnte Entwicklungs­
möglichkeiten sichern. 

Ich muß aber noch einmal unterstreichen: 
Für uns bedeutet die Betonung der Identität 
Mitteleuropas keine Abwendung von den 
gemeinsamen Werten des politischen Westeu­
ropa, sondern die Betonung der großen Mög­
lichkeiten der Zusammenarbeit über System­
grenzen hinweg. Wir sehen unsere Aufgabe 
darin, durch eine starke Integration · des 
freien demokratischen Europa und gleichzei­
tige Belebung der mitteleuropäischen gemein­
samen Werte die Grenzen des KSZE-Europa 
durchlässiger zu machen und damit eine Vor­
aussetzung für eine Vereinigung unseres 
Kontinents in Freiheit und Frieden zu schaf­
fen. 
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Es gibt ja viele, die im trüben fischen wol­
len mit dem Begriff "Mitteleuropa" , so 
scheint es mir zumindest, und ich habe dar­
über hier schon einiges gesagt. Es wäre wohl 
Zeit, daß wir uns einmal auch außerhalb die­
ses Raumes über diese Frage unterhalten, 
weil ich glaube, hier müßte noch einiges klar­
gestellt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
nun aber zur ersten Aufgabe : Intensivierung 
der Zusammenarbeit mit den Europäischen 
Gemeinschaften, um eine weitere Abkoppe­
lung zu verhindern, wie es, glaube ich, auch in 
der Regierungserklärung heißt; jedenfalls hat 
das Bundeskanzler Vranitzky vernehmen las­
sen. 

Aber hier stocke ich schon, denn welche 
Linie soll verfolgt werden, Herr Bundesmini­
ster? Sie haben es zwar im Ausschuß ange­
deutet, aber ich glaube - damit das ein für 
allemal klargestellt wird - ,  Sie sind dem 
Hohen Haus eine Erklärung schuldig hin­
sichtlich Ihrer als Abgeordneter vor einiger 
Zeit gemachten Äußerung bezüglich eines 
Beitritts zur EG, einer Mitgliedschaft, jeden­
falls haben es die Zeitungen so geschrieben. 

Ich kann mit einer Vollmitgliedschaft mit 
Neutralitätsvorbehalt leben, nur ist die Frage, 
ob es opportun ist, es so zu nennen. Ihr Vor­
gänger jedenfalls sah in derartigen Diskussio­
nen nur eine "Verzettelung von Energien" ,  
wie er sagte. E r  verlangte eine pragmatische, 
den speziellen Bedürfnissen der einzelnen 
Sektoren angepaßte Vorgangsweise und ein 
stärkeres Engagement der österreichischen 
Verbände, der Kammern, aber auch ihrer ein­
zelnen Mitglieder in Brüssel, und das ist, 
unabhängig, wohin der Weg letztlich gehen 
soll, glaube ich, ein wichtiger Vorschlag. 

Es ist nur zum Verzweifeln - ich muß das 
ganz offen sagen - :  Die österreichische Wirt­
schaft und auch die Verbände, glaube ich, 
haben es noch immer nicht ganz erfaßt, daß 
ein vermehrtes Engagement vor Ort wirklich 
wichtig ist. Die Schweizer sitzen dort mit 30,  
40 Leuten und lassen ihre Vorstellungen mit 
Erfolg in die Willensbildung einer EG-inter­
nen Regelung einfließen. Wir kommen hinge­
gen sehr oft post festum. Wir müssen, so 
meine ich, gemeinsam etwas unternehmen, 
um eine größere Akzeptanz dieser Vorgangs­
weise bei den Betroffenen in Österreich zu 
erreichen. 

Was also soll das Ziel sein, Herr Bundesmi­
nister, nunmehr auch im Hinblick auf den 
doch relativen Übergangscharakter des Kabi-

netts, denn es wird j a  Wahlen geben, auf alle 
Fälle spätestens in zehn Monaten? Jedenfalls 
hätten Sie, Herr Bundesminister, Zeit, so 
glaube ich, mit Ihren Mitarbeitern im Hause 
einige grundsätzliche Überlegungen anzustel­
len. 

Es ist ja Tatsache - und dagegen wird sich 
auch niemand wirklich stellen -, daß in den 
letzten 16 Jahren - sagen wir, in den letzten 
13 Jahren - die Europapolitik doch etwas 
vernachlässigt wurde zugunsten anderer Erd­
teile und zugunsten anderer Prioritäten, und 
wie der Agrarsprecher der Österreichischen 
Volkspartei, der steirische Agrarlandesrat 
Dipl.-Ing. Riegler, vor wenigen Tagen erst 
erklärte - und ich stimme ihm zu - ,  es sind 
Sternstunden auch und gerade in der Agrar­
politik, auch was die Neuverhandlung des 
Agrarbriefwechsels betrifft, nicht wahrge­
nommen worden. 

Sie könnten also wirklich in dem Rahmen, 
den Sie sich jetzt für die Europapolitik vorge­
ben, für die künftige Gestaltung der Bezie­
hungen Markierungen anbringen. Über den 
ganzen Fragenkomplex, den wir hier jetzt 
besprechen, liegen ja eingehende Vorschläge 
der Opposition im Nationalrat auf dem Tisch: 
auf dem Sektor Wirtschaft die Neuverhand­
lung, wie ich schon sagte, des Agrarbriefwech­
sels, Maßnahmen im Zollbereich und im 
Umweltschutz, auf dem Sektor Wissenschaft 
und Forschung: Abschluß eines Rahmenab­
kommens, Teilnahme an Hochtechnologie­
Proj ekten und vor allem Sicherstellung der 
Finanzierung für Kooperationsprojekte im 
Rahmen von EUREKA - Sie werden jetzt 
sehr bald, glaube ich, haben Sie gesagt, zu 
einer EUREKA-Konferenz fahren -, auf dem 
Verkehrssektor - heute ist darüber schon 
viel gesprochen worden - Anerkennung der 
Position Österreichs als wichtigstes Transit­
land, und dann, glaube ich, eine Sache, die 
man in den USA Public diplomacy nennt. Ich 
glaube, wir müssen die österreichische 
Öffentlichkeit mehr über die möglichen Fol­
gen einer weiteren Abkoppelung von der 
Dynamik der EG informieren; wir müssen sie 
aufrütteln. 

Es handelt sich hier um eine europäische 
Aufgabe, die Aufmerksamkeit aller Österrei­
cher auf die wirtschafts- und gesellschaftspo­
litisch gestellten Aufgaben in der Zukunft hin­
zulenken und ihnen auch die Folgen vor 
Augen zu halten. Ich weiß, das wird in man­
chen Sektoren weh tun, aber es muß gesche­
hen, weil nachher die Gesundung kommt. 
Unser Ziel muß es sein, in so vielen Bereichen 
wie möglich bei der Kooperation mit den 
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Europäischen Gemeinschaften bis an jene 
Grenze unterhalb des Plafonds der Institutio­
nen zu gehen, die uns unserem internationa­
len Status gemäß erreichbar erscheinen, und 
wie der erreichte Zustand dann heißen wird, 
ist ja zweitrangig. Er wird auch nie ein stati­
scher Zustand sein können, er muß ein dyna­
mischer bleiben, immer unseren Bedürfnis­
sen angemessen. 

Wenn Sie sich auf diese Aufgaben, Herr 
Bundesminister, konzentrieren, können Sie 
wertvolle Arbeit, glaube ich, für unser Land 
und für die nächste Bundesregierung, wie 
immer sie ausschauen wird, leisten. Unsere 
Unterstützung werden Sie dabei haben. 

Und nun zur zweiten gestellten und wohl 
für alle Österreicherinnen und Österreicher 
als eminent wichtig zu betrachtenden Auf­
gabe: die Offensive gegen die weltweite Ver­
leumdungskampagne gegen unser Heimat­
land. 

Ich verzichte bewußt hier auf eine Debatte 
über den Ursprung dieser Verleumdungen. 
(Bundesrat S t r u  t z  e n b e  r g e r: Leider!) 
Der Schaden ist da, und wir müssen ihn 
gemeinsam beheben. - Sie können die 
Debatte schon haben, aber nicht heute. - Sie 
selbst, Herr Außenminister, sprachen in 
einem Interview mit der "Kronen-Zeitung" 
von einer notwendigen Generaloffensive 
gegen eine "Generaldenunziation" Öster­
reichs, wie Sie sagten. Sie meinten auch hin­
sichtlich einer offensiven Vorgangsweise: 
"Hingehen, sich den Kritikern stellen! Mit 
offenem Visier, Österreich hat nichts zu ver­
bergen. Wir können es uns leisten, aufmerk­
sam zu machen, daß man uns falsch sieht." 

Jawohl, Herr Bundesminister, das ist auch 
unsere Meinung! Um diese Generaloffensive 
aber erfolgreich konzipieren und durchführen 
zu können, bedarf es, so glaube ich, zweier 
Voraussetzungen, und die heißen: Einigkeit 
im eigenen Haus, was die Grundlagen unse­
rer freiheitlich verfaßten, rechtsstaatlichen 
Demokratie - übrigens: Österreich ist eine 
freiheitlich verfaßte, rechts staatliche Demo­
kratie, die Bezeichnung "demokratische 
Republik" allein genügt mir nicht, das kann 
auch ein Jakobinerstaat sein - und ihrer 
Politik nach außen betrifft, und Einigkeit 
über den höchsten Repräsentanten im Staate 
im Inneren und nach außen. Gerade in einem 
Land von unserer geopolitischen Lage ist dies 
ein Essentiale. 

Es besteht Konsens, so glaube ich doch fest­
stellen zu können, über unsere Zugehörigkeit 

zur westlich demokratischen Staatenfamilie, 
und es besteht grosso modo Konsens über die 
Grundlinien unserer Außenpolitik. 

Was den höchsten Repräsentanten unseres 
Staates anlangt, so bin ich froh, daß Sie 
gestern während der Rede des Abgeordneten 
Präsident Robert Graf im · Nationalrat anwe­
send waren. Ich habe seinen Ausführungen 
zu diesem Punkte nichts hinzuzufügen. 

Nur wenn alle positiven Kräfte in unserem 
Lande in der Frage der Wiederherstellung des 
Images unseres Landes im Ausland geeint an 
einem Strang ziehen, wird uns diese Aufgabe 
gelingen. Dazu gehört auch die geschlossene 
Loyalität dem Staatsoberhaupt gegenüber, 
wie dies bisher in Österreich ohne Einschrän­
kung seit dem Jahre 1 945 der Fall war. Eine 
Zweifirmentheorie, etwa in der Form, daß die 
Partei eine Mentalreservation gegen das 
Staatsoberhaupt einnimmt, die Regierung 
aber nicht, wäre dem großen, von Ihnen, Herr 
Bundesminister, und uns gemeinsam zu tra­
genden Vorhaben abträglich und würde es 
zum Scheitern verurteilen; da bin ich sicher. 
Aber das - so bin ich auch sicher - wollen 
wir alle nicht. 

Sie haben ja selbst gestern in einem Inter­
view mit der "Presse" erklärt: " ,Durch die Art 
der Wahlkampagne sind die Sprünge im 
Österreichbild größer geworden.' Das habe 
aber schon vor Waldheim begonnen" - so 
sagten Sie es richtigerweise; auch Bundesmi­
nister a. D. Gratz hat ja gesagt, da sei mehr 
dahinter gewesen, dafür gebe es mehr 
Gründe, und diese müßten wir aufspüren -, 
"etwa mit Berichten von der ,Skandalrepu­
blik' ' ' .  

" ,Für alle Demokratien soll eine demokra­
tisch getroffene Wahlentscheidung gültig 
sein' '' , so meinten Sie. Und: Wir müßten " ,im 
Ausland ein Bild . . .  projizieren, wie es der 
Wahrheit entspricht' ' ' .  

Weiters: "Die Aufgabe, sich mit der Kritik 
auseinanderzusetzen, ,vielleicht auch die eine 
oder andere Schwäche zugeben' " - das ist 
wichtig! - ,  "sich damit auseinanderzusetzen, 
was wirklich zwischen 1938 und 1945 gesche­
hen sei . . .  " 

Und dann schlugen Sie vor, was ich großar­
tig finde, "daß sich Körner- und Kunschak­
Fonds so wie mit der Zwischenkriegszeit auch 
mit der Epoche 1938 - 1 945 befassen sollen" . 

Ich möchte dem noch etwas hinzufügen: Es 
sollten auch die SI und die IDU in dieser 
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Frage eine Arbeitsgruppe bilden, nämlich die 
österreichischen Sektionen der beiden, um 
eine gemeinsame Vorgangsweise im Aus­
lande, unterstützend zur offiziellen Außenpo­
litik, zu besprechen. - Ein Vorschlag. 

Ich stimme Ihnen, Herr Bundesminister, 
bei all dem, was Sie in diesem Interview 
gesagt haben, zu. Nur, meine sehr geehrten 
Damen und Herren: Wir werden bei dem Ver­
such, im Ausland ein Bild zu projizieren, wie 
es der Wahrheit entspricht, einige zu unserem 
Schaden erfolgte Selbsttabuisierungen aufge­
ben müssen. 

Es ist geistesgeschichtlich wie auch staats­
politisch eines der großen Verdienste der Ära 
Kreisky und Dr. Kreiskys selbst gewesen, das 
Erbe der Geschichte Altösterreichs ein­
schließlich des Wirkens der seinerzeitigen 
Dynastie wieder zu einem gemeinsamen 
Besitz des ganzen österreichischen Volkes 
gemacht zu haben. Wie aber die teilweise 
noch recht unterschiedliche und fast antago­
nistische Betrachtung der Geschichte der 
Ersten Republik anläßlich der 50 . Wiederkehr 
des Jahres 1934 gezeigt hat, ist ein analoger 
Konsensgewinn im Hinblick auf diese Ära 
noch nicht gelungen. Wir müssen die Ereig­
nisse dieser Zeit, so glaube ich, soweit sie für 
unsere Selbstdarstellung im Auslande rele­
vant und nützlich sind, ebenfalls offensiv vor­
tragen. (Der V o r  s i t z  e n d  e übernimmt die 
Verhandlungsleitung.) 

Meine Damen und Herren! Es ist heute ein 
denkwürdiger Tag. Heute vor 53 Jahren, am 
19. Juni 1933, hat die österreichische Bundes­
regierung die Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei und alle ihre Gliederungen in 
Österreich verboten - fünf Monate, nachdem 
der Mann in Deutschland zur Macht kam! Der 
innen- und außenpolitische Abwehrkampf des 
österreichischen Staates gegen den in 
Deutschland siegreichen Nationalsozialismus 
hatte begonnen, und Österreich wurde zum 
ersten Kampffeld und frühesten Gegner des 
nationalsozialistischen deutschen Expansio­
nismus. (Ruf bei der SPÖ: . . .  Diktatur! Ver­
gessen wir das nicht!) Genau solche Argu­
mente wie diesen Zwischenruf brauchen wir 
j etzt für das Ausland! (Bundesrat Dr. 
S c  h a  m b  e c k: Das ist das "richtige" Ver­
ständnis! - Beifall bei einigen Bundesräten 
der ÖVP. - Bundesrat Dr. S c  h a m  b e  c k: 
Mit denen könnt ihr Außenpolitik . . .  !) 

Das mögen sich jene Publizisten in unse­
rem nördlichen Nachbarland und darüber hin­
aus auch gesagt sein lassen, die in den letzten 
Monaten so taten als . . . (Bundesrat Dr. 

S c  h a m  b e  c k zur SPÖ: Damit erweisen Sie 
dem Außenminister Jankowitsch keinen 
guten DienstJ) Er wird es durchstehen. (Wei­
tere Rufe und Gegenrufe bei ÖVP und SPÖ.) 
Wenn Sie jetzt zuhören würden, wäre das viel­
leicht günstiger. (Ruf bei der SPÖ: Wir haben 
ein gutes Gedächtnis! - Bundesrat Dr. 
S c  h a m  b e  c k: Das haben wir auch! . . .  Aus­
schaltung des Nationalrates: Dr. Renner!) 

Vorsitzender: Bitte keine Zwischenreden, 
nur ZwischenrUfe sind gestattet. 

Bundesrat Dr. Hoess (fortsetzend): Ich 
möchte nur feststellen, was für uns nützlich 
ist. Ich werde Ihnen am Schluß etwas vorle­
sen, da werden Sie dann staunen. 

Das mögen sich jene Publizisten in unse­
rem nördlichen Nachbarland und darüber hin­
aus gesagt sein lassen, die in den letzten 
Monaten so taten, als seien österreichische 
Truppen in Berlin einmarschiert und als hätte 
ein österreichischer Bundeskanzler den 
Mordbefehl für den deutschen Reichskanzler 
gegeben statt umgekehrt. Und dann schreiben 
sie auch noch, die Herren der linksliberalen 
"Zeit" und des "Spiegels", dieser neutrali­
stisch-nationalen Blätter, die die Mühle von 
Tauroggen bewegen wollen, von der österrei­
chischen Ignoranz gegenüber der eigenen 
Geschichte. Na, denen werden wir zeigen, wie 
diese österreichische "Ignoranz" aussieht. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Manchmal kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, viele Deutsche, wobei das 
nicht die deutsche Bundesregierung oder die 
Landesregierungen oder das offizielle 
Deutschland betrifft - das sind einige der 
Leute von diesen Blättern, die ich genannt 
habe -, können uns einfach nicht verzeihen, 
daß sie noch keinen Friedensvertrag haben. 
Und sie können uns auch manches andere 
nicht verzeihen: daß es uns vielleicht zu gut 
gegangen ist, daß wir zu "schön" geworden 
sind - unter Anführungszeichen. 

Und sie geben uns gute Lehren, sie sagen: 
Seit es "dem neutral gewordenen Österreich 
tatsächlich gelungen" ist, "sich aus dem Haus 
der deutschen Geschichte, in dem es durch 
die Jahrhunderte seiner Vergangenheit behei­
matet gewesen war, hinauszuschleichen" . . .  
- Ja, unglaublich, hinausgeschossen haben 
sie uns 1866! Es ist eine Unverfrorenheit, so 
etwas festzustellen. Auf den Grabhügeln von 
Königgrätz kann man das erkennen. - Sie 
sehen, in welche Richtung wir hier auch 
kämpfen müssen. 
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Durch Mord, Sprengstoff terror , Wirt­
schaftsboykott und Propaganda von außen 
und innen bedrängt, ergriff die österreichi­
sche Bundesregierung Maßnahmen zur Ver­
teidigung unserer Unabhängigkeit. Österreich 
schuf den ersten staatlich organisierten 
Widerstand gegen den nationalsozialistischen 
Imperialismus in Europa, während andere 
mit Hitler Appeasementpolitik betrieben. 

Es handelt sich hier meines Erachtens um 
den wichtigsten Punkt in der Geistesge­
schichte des republikanischen Österreich, um 
einen Vorläufer des 1 945 wiedererwachten 
staatspolitischen Identitätsgefühls. 

Wer darüber mehr lesen will, der lese das 
Buch des Großvaters meines Freundes Kyrle, 
unseres verehrten Bundespräsidenten Schärf, 
der zu dieser Frage ganz eindeutig Stellung 
genommen hat. 

Viele Argumente, die erst 1944 im deut­
schen Putsch zum Durchbruch gelangten, 
wurden bei uns damals vorweggenommen. 
Schauen Sie sich an, wie die Deutschen heute 
den 20. Juli j ährlich begehen! Zehn Jahre vor­
her haben wir diesem Herrn eine Niederlage 
beigebracht. Wenige Tage nach dem Verbot 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbei­
terpartei in Österreich fielen aus dem Munde 
des österreichischen Regierungschefs fol­
gende Worte: "Wollt ihr mit diesem Verbre­
chertum etwas gemein haben? Ich appelliere 
an euch, restlos und klar, den Trennungs­
strich gegenüber solchen Methoden und 
gegenüber einer Weltanschauung, aus der 
heraus solche Methoden überhaupt möglich 
sind, zu ziehen. Diesen Methoden gegenüber 
gibt es nur eine Stellungnahme, und die ist: 
Ich bin dagegen. Wer das nicht eindeutig sagt, 
ist mitschuldig." 

Ein Hirtenbrief der österreichischen 
Bischöfe nahm bereits im Dezember 1 933 zum 
Nationalsozialismus kritisch Stellung. Da 
heißt es, die Menschheit verkörpere eine ein­
heitliche Familie. Weiters: "Darum verurtei­
len wir den nationalsozialistischen Rassen­
wahn, der zum Rassenhaß und zu Völkerkon­
f!ikten führt, j a  führen muß . . . " (Bundesrat 
Dr. 0 g r i s: Die Sozialisten haben sich dage­
gen gestellt!) 

In welchem anderen Land Europas fielen 
um diese Zeit - so frage ich - solche Worte 
aus dem Munde eines Regierungschefs oder 
der Kirchenfürsten? Oder glaubt denn irgend 
j emand, daß ein Karl Kraus, ein Joseph Roth, 
ein Franz Werfel aus irgendeiner Laune her­
aus diesen Abwehrkampf unterstützten? Ich 

bin froh und sicher, daß während dieser 
unschönen Szene in der Knesseth, als ein 
Abgeordneter die österreichische Fahne zer­
riß, die vielen älteren Abgeordneten sich 
genau an diesen Abwehrkampf erinnert 
haben und die jüngeren daran, daß dieses 
Österreich ein humanes Asylland und Durch­
reiseland ist und bleiben wird. - (Zwischenruf 
des Bundesrates Dr. 0 g r i s.) 

Diese Ereignisse des Jahres 1 934 gehören 
so wie das Jahr 1955 zu den Meilensteinen der 
österreichischen Geschichte, und es war 
unser Beitrag zur Verteidigung der damals 
schon bedrohten europäischen Friedensord­
nung. Als dann der feige Mord an unserem 
Regierungschef auf Befehl des Mannes ausge­
führt wurde, der schon in den ersten Seiten 
seines Buches "Mein Kampf" von seinem 
"tiefen Haß gegen den ,Staat Österreich' ' ' ,  
wie e r  sagte, schrieb, gab e s  keine Massenbe­
wegung für die Putschisten, sondern es siegte 
der eigenständige österreichische Widerstand 
vor den Augen einer Weltöffentlichkeit, die 
gebannt im Lehnstuhl der Geschichte 
zuschaute und auf Österreich blickte. In einer 
geheimen Analyse der Nationalsozialisten 
hieß es damals: "Die Massen fehlen. Wir 
haben keine Möglichkeit, ihr Vorhandensein 
nachzuweisen." - Ich bitte, meine Herren 
des Außenamtes, das alles aufzunehmen in 
Dokumentationen, die wir notwendig brau­
chen. 

Das ganze österreichische Volk hatte Hitler 
eine Niederlage bereitet und der Welt vier 
Jahre Zeit erkämpft, um sich zu rüsten. Wie 
die Welt diese Zeit genützt hat, wissen wir j a  
alle. 

Die Heldengeneration unserer Politiker 
nach 1945 hat die Chance, die der Abwehr­
kampf unserem Lande damals noch bot, 
erkannt, und sie hat diese Chance ergriffen 
und im "Rot-Weiß-Rot-Buch" 1946 der Weltöf­
fentlichkeit folgendes erklärt - darin sind die 
Antworten auf die Zwischenrufe enthalten - :  

" D a  trotz aller Schwierigkeiten, trotz des 
ungleichen Kräfteverhältnisses zwischen 
Angreifer und Angegriffenen und trotz des 
Ausbleibens entsprechender diplomatischer 
und wirtschaftlicher ausländischer Unterstüt­
zung die österreichische . Regierung, ihre 
Exekutive und die überwiegende Mehrheit 
des österreichischen Volkes in ihrem Wider­
stand gegen die nationalsozialistischen Verge­
waltigungsversuche nicht erlahmte, steigerte 
der Nationalsozialismus seinen Terror, bis er 
schließlich im Juliputsch 1934 zum ersten 
großangelegten Angriff gegen die bestehende 
österreichische Ordnung schritt. 
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Die bei der Abwehr dieses nationalsoziali­
stischen Anschlages gefallenen österreichi­
schen Patrioten sind die ersten Blutzeugen 
der freien Welt im Kampf gegen Hitler." 
(Bundesrat G a r  g i t t e  r: Und im Februar?) 
"Der rasche Zusammenbruch des Putsches ist 
der Beweis, daß nicht nur die österreichische 
Regierung, sondern auch das österreichische 
Volk Hitler ablehnten . . .  " - Da steht drun­
ter: Schärf, Figl, nicht daß Sie sich da jetzt in 
irgend etwas hineinreden. 

Sollten wir heute dieses gemeinsame 
Bekenntnis von 1946, das Bekenntnis derer, 
die Zeugenschaft abgelegt haben, nicht mit 
zur Grundlage unserer gemeinsamen Offen­
sive machen? - Ich glaube, ja. Wir schulden 
es unseren Blutzeugen. (Langanhaltender 
Beifall bei der ÖVP.) 13.46 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesminister Dr. J ankowitsch. Ich 
erteile ihm dieses. 

13.46 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Jankowitsch: Herr Vorsitzender! 
Hoher Bundesrat! Ich möchte mit Ihrer 
Erlaubnis diese Debatte zum Anlaß nehmen 
- bevor ich den Versuch mache, zur bisheri­
gen Debatte Stellung zu nehmen - ,  doch 
auch einige Worte grundsätzlicher Art über 
die Prinzipien, von denen sich die neue Bun­
desregierung unter Bundeskanzler Vranitzky 
bei der Erfüllung ihrer außenpolitischen Auf­
gaben leiten lassen möchte, zu sagen. 

Diese Ausführungen sollen in einer gewis­
sen Weise auch die notgedrungen kurzen 
Erklärungen ergänzen, mit denen Bundes­
kanzler Vranitzky selbst heute früh vor die­
sen Hohen Bundesrat getreten ist. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber 
noch etwas anderes an den Beginn meiner 
Ausführungen stellen - dazu veranlaßt mich 
auch der bisherige Verlauf dieser Debatte - ,  
nämlich ein eindeutiges Bekenntnis dieser 
Bundesregierung, jedoch auch ein persönli­
ches Bekenntnis, im Bereich der Außenpolitik 
wie überhaupt in allen Bereichen der Politik, 
insbesondere aber in diesem Bereich, nach 
dem Gemeinsamen zu suchen: die, wie ich 
jedenfalls glaube, heute schon beträchtliche 
und breite Konsensbasis der österreichischen 
Außenpolitk nicht nur zu stärken, sondern 
nach Möglichkeit noch zu erweitern. 

Meine Damen und Herren! Bei der Suche 
nach dieser gemeinsamen Basis sollte, jeden­
falls nach meinem Verständnis, den Institu-

tionen unserer demokratischen Republik, den 
parlamentarischen Gremien Nationalrat und 
Bundesrat ein hoher Stellenwert zukommen. 
Ich begrüße daher alle Äußerungen, die hier 
in diesem Sinn gemacht wurden, und bedanke 
mich jetzt schon dafür. Darf ich aber nun ein 
paar Worte allgemeiner Natur zur Außenpoli­
tik sagen. 

Die Bundesregierung, meine Damen und 
Herren, wird auch weiterhin mit aller Kraft 
das Ziel verfolgen, die Stellung der unabhän­
gigen und demokratischen Republik Öster­
reich in der Völkergemeinschaft zu stärken. 
Immerwährende Neutralität und Staatsver­
trag werden sich dabei auch in den kommen­
den Jahren als außenpolitische Existenz­
grundlage des österreichischen Volkes zu 
bewähren haben. Dies wird eine Außenpolitik 
sein in Kontinuität, die dazu beitragen soll, 
Österreich noch moderner, noch weltoffener 
zu machen. Dies gilt nicht nur für den wirt­
schaftlichen und technologischen Bereich in 
Europa, sondern weltweit, vor allem auch für 
Verkehr, Wissenschaft und Kultur. 

Im besonderen möchte die Bundesregie­
rung die Aufgaben und Möglichkeiten Öster­
reichs im Bereich der europäischen Politik 
deutlich machen; ein Bereich, dem in der 
österreichischen Außenpolitik seit langem 
besonderer Vorrang zukommt. Dabei wird die 
Bundesregierung nach wie vor um den öster­
reichischen Beitrag zur Entspannung, vor 
allem im Bereich des europäischen Konti­
nents, bemüht sein. Sie betrachtet daher das 
im Herbst dieses Jahres in Wien beginnende 
Wiener Nachfolgetreffen der KSZE als Aus­
gangsstation einer neuen Phase europäischer 
Entspannungspolitik, damit aber auch als 
eine besondere Herausforderung für die 
österreichische Außenpolitik. 

Meine Damen und Herren! Ein Klima der 
Entspannung ist aber auch die wichtigste Vor­
aussetzung dafür, daß die Völker Europas 
näher aneinanderrücken können, daß die 
wirtschaftliche, die kulturelle und jede andere 
Form der Zusammenarbeit zwischen ihnen 
verstärkt werden kann. 

Für Österreich stellt sich in diesem Zusam­
menhang vor allem die Aufgabe - das ist 
auch schon ein Eingehen auf einige Debatten­
beiträge -, seine Rolle in allen Formen der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen 
den industriellen Demokratien, besonders mit 
den in den Europäischen Gemeinschaften 
organisierten, zu stärken und dabei auch 
neue und pragmatische Modelle der Koopera­
tion zu entwickeln, die einen fruchtbaren Aus-
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gleich ermöglichen zwischen unseren wirt­
schaftlichen Lebensinteressen einerseits und 

. unseren völkerrechtlichen Verpflichtungen 
andererseits. 

Wir müssen und werden daher weiterhin 
danach trachten, jenes optimale Verhältnis zu 
den Europäischen Gemeinschaften herbeizu­
führen, das bei Ausschöpfung aller Möglich­
keiten der Mitwirkung, auch der Mitgestal­
tung, Zugang zu einem modernen und techno­
logisch starken Europa sichert. Hier wird es 
auch an der österreichischen Wirtschaft lie­
gen, die vorhandenen und zum Teil schon mit 
großer Mühe erkämpften Möglichkeiten aus­
zunützen. 

Österreich bleibt darüber hinaus einem der 
traditionellen Hauptziele seiner Außenpolitik 
verpflichtet, nämlich der ständigen Fortent­
wicklung der Beziehungen guter Nachbar­
schaft vor allem zu den Staaten im Donau­
raum. 

Ein vertrauensvoller Dialog mit den Mäch­
ten, denen in der heutigen Weltpolitik beson­
dere Verantwortung zukommt und zu denen 
Österreich vor allem seit dem Abschluß des 
Staatsvertrages und auf der Grundlage seiner 
immerwährenden Neutralität besondere 
Beziehungen des Vertrauens entwickelt hat, 
bleibt eine der vorrangigen Aufgaben der 
österreichischen Außenpolitik. 

Wir werden nach wie vor die im Pariser 
Abkommen begründete Schutzfunktion 
gegenüber der deutschsprachigen Minderheit 
in Südtirol wahrnehmen und hoffen, daß 
angesichts der wesentlichen Verbesserung 
der bilateralen Beziehungen offene Fragen 
möglichst bald einvernehmlich gelöst werden. 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Her­
ren! Auch in einer Welt, die wieder zuneh­
mend von den Interessen und Konflikten der 
Nationalstaaten beherrscht wird, wird Öster­
reich der Idee der Vereinten Nationen, zu der 
es bereits viele eigene Beiträge geleistet hat, 
verbunden bleiben. Der Erhaltung der Instru­
mente multilateraler Diplomatie im weltwei­
ten Bereich, allerdings auch im europäischen 
Bereich, wird Österreich weiterhin besonde­
res Augenmerk zuwenden. 

EbensoweIiig wird sich die Bundesregie­
rung in Hinkunft dem Gebot entziehen, in 
einer von schweren Krisen geschüttelten Welt 
Solidarität mit den armen Völkern zu üben 
und ihren Beitrag zu einem insgesamt gerech­
teren Verhältnis zwischen Industriestaaten 
und Entwicklungsländern zu leisten. In die-

sem Sinn wird Österreich aber auch seine 
Asylpolitik uneingeschränkt weiterführen 
und auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe 
verstärkte Anstrengungen unternehmen, um 
dem Ziel, 0,7 Prozent seines Bruttonational­
produkts als staatliche Entwicklungshilfe zu 
widmen, näherzukommen. 

Österreich wird sich auch weiterhin überall 
auf der Welt, ohne Unterschied des sozialen 
und wirtschaftlichen Systems der Länder, für 
die Beachtung und Förderung der Menschen­
rechte einsetzen. 

Eine weitere wesentliche Aufgabe der öster­
reichischen Außenpolitik, auf die auch Bun­
deskanzler Vranitzky heute vormittag schon 
verwiesen hat, wird vor allem im Lichte jüng­
ster kritischer Einschätzungen aus dem Aus­
land darin bestehen - ich komme dann noch 
auf diesen Bereich zu sprechen - ,  gemein­
sam in noch stärkerem Maße als bisher der 
Welt das moderne demokratische Österreich 
näherzubringen als einen festen Bestandteil 
der Gemeinschaft pluralistischer Demokra­
tien. Zur Bewältigung dieser Aufgabe werden 
bedeutende Anstrengungen aller Kräfte 
Österreichs vonnöten sein, um eingetretene 
Verzerrungen zurechtzurücken, falschen Ein­
drücken mit Entschiedenheit entgegenzutre­
ten. 

Lassen Sie mich, Herr Vorsitzender, meine 
Damen und Herren, gerade von der Tribüne 
der österreichischen Länderkammer aus auch 
noch der bestimmten Hoffnung und der 
bestimmten Erwartung Ausdruck geben, daß, 
so wie das demokratische Österreich und 
seine demokratisch gewählten Vertreter sich 
verbeugen vor den demokratisch getroffenen 
Entscheidungen anderer demokratischer 
Staaten, diese demokratische GrundeinsteI­
lung auch uns gegenüber geübt wird. (Beifall 
bei der ÖVP und des Bundesrates Pi  c h 1 e r.) 
Diese GrundeinsteIlung sollte natürlich im 
besonderen Maße für die gelten, die in den 
großen Demokratien die Sprecher ihrer Völ­
ker sind. 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie 
mir nun, kurz auf die einzelnen Teile dieser 
sehr detaillierten Debatte einzugehen und zu 
einigen Punkten Stellung zu nehmen, wobei 
in der Reihenfolge keine Gewichtung zu 
sehen ist, ich gehe hier eher nach der Reihen­
folge der Sprecher vor. Einige wichtige Pro­
bleme der Nachbarschaftspolitik wurden hier 
erwähnt, daher möchte ich sehr gerne etwas 
dazu sagen. 

Ich glaube, daß sich die Bundesregierung in 
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Zusammenarbeit mit allen wirtschaftlichen 
Kräften dieses Landes der Frage des Transits 
und der Verkehrspolitik wird widmen müssen 
und daß diese Aufgabe in der Außenpolitik 
sehr ernst genommen werden wird, weil man, 
wie ich glaube, letztlich die Güte der Nachbar­
schaftspolitik oder die Güte eines Nachbar­
schaftsverhältnisses sehr wohl früher oder 
später daran wird messen müssen, wie die 
Nachbarstaaten auf die Lebensinteressen 
Österreichs eingehen, die gerade Herr Bun­
desrat Dr. ).VIüller so eingehend geschildert 
hat. 

Ich glaube also, daß das nicht nur eine Auf­
gabe der Außenwirtschaftspolitik ist, sondern 
daß dieses Problem sehr wohl einzuordnen ist 
in das der Nachbarschaftspolitik und daß hier 
sehr wichtige Koordinierungsaufgaben zwi­
schen dem Bund und den Ländern, aber auch 
Aufgaben im Verhältnis zu den Europäischen 
Gemeinschaften bestehen. Ich werde nicht 
zögern, diese Fragen auch in Brüssel zur 
Sprache zu bringen. 

Ein zweites Problem, das auch irgendwie in 
die Nachbarschaftspolitik hineingehört, aller­
dings in einem weiteren europäischen Sinn, 
das ist all das, was aus dem Kernkraftunfall 
von Tschernobyl hervorgegangen ist. Ich bin 
hier durchaus einer Meinung mit Bundesrat 
Hoess, der meint, daß es hier gilt, für die 
Zukunft einen Rechtsstandpunkt zu formulie­
ren und an einer Rechtsauffassung festzuhal­
ten, obwohl es für diese vielleicht heute noch 
keine materielle Grundlage gibt, die wir aber 
- ich habe das schon im Ausschuß gesagt -
im bilateralen und im multilateralen Rahmen 
suchen müssen. 

Ich habe heute vormittag in einern 
Gespräch mit dem Exekutivsekretär der 
Europäischen Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen auf dieses Thema ange­
spielt, weil auch das einer der multilateralen 
Rahmen ist, in dem solche Probleme grenz­
überschreitender Umweltverschmutzung 
angesprochen werden können, ebenso wie wir 
in Wien die IAEO haben, die sich schon in 
nächster Zeit damit beschäftigten wird. Das 
ist also eine Frage, der heute nicht nur Aktu­
alität, sondern auch Dringlichkeit zukommt. 

Gerade das Interview über die Schadener­
satzansprüche, das Herr Bundesrat Pisec hier 
erwähnt hat, zeigt - das ist dieser sowjeti­
schen Äußerung zu entnehmen -, daß die 
Sowjetunion sehr wohl bereit ist, Schadener­
satzansprüche anzuerkennen, wenn es dafür 
eine rechtliche Grundlage gibt. Es gilt daher, 
mit allen Mitteln, die dafür zur Verfügung ste-

hen, nach diesem rechtlichen Rahmen zu 
suchen. 

Meine Damen und Herren! Die nächste 
Frage, die angesprochen wurde und auf die 
ich gerne zu sprechen komme, ist der Kom­
plex der Entwicklungshilfe. Ich bin Herrn 
Bundesrat Pisec dafür dankbar, daß er sich in 
seiner Wortmeldung so ausführlich damit aus­
einandergesetzt hat, möchte aber trotzdem 
noch einige Anmerkungen dazu machen, vor 
allem die , daß die österreichische Entwick­
lungshilfe vielleicht nicht in dem Maße politi­
s1ert ist, wie das aus den Anmerkungen des 
Herrn Bundesrates Dkfm. Dr. Pisec herausge­
hört werden konnte. 

Ich glaube, unsere Maßstäbe sind von stren­
ger und korrekter Natur. Wenn etwa hier auf 
das gesellschaftliche und wirtschaftliche 
System einiger Staaten in Afrika hingewiesen 
wird, wie zum Beispiel Mosambik, so hängt 
die Gewährung österreichischer Entwick­
lungshilfe eben damit zusammen, daß dies 
eines der ärmsten Länder Afrikas ist, keines­
wegs aber mit einern bestimmten Gesell­
schaftssystem . 

In dieser Einschätzung fühle ich mich 
bestätigt durch die Praxis der Europäischen 
Gemeinschaften, die ja gerade Mosambik, 
übrigens auch Angola, in das Lome-System 
einbezogen haben. Es besteht also kein Vorur­
teil in dieser Hinsicht. 

Ich glaube, daß wir uns auch sehr einge­
hend auseinandersetzen müssen mit dem Ver­
hältnis zwischen Außenwirtschaftspolitik, 
Exportpolitik und Entwicklungshilfe, meine 
Damen und Herren. Natürlich kann man 
einen Zusammenhang zwischen diesen bei­
den Formen der Kooperation mit Entwick­
lungsländern nicht bestreiten, aber anderer­
seits muß die Entwicklungshilfe doch immer 
wieder anderen Kriterien gehorchen als 
denen der bloßen Exportinteressen, so legitim 
und richtig es ist, nach solchen Möglichkeiten 
auch in ärmeren Ländern zu suchen, das ist 
gar keine Frage. 

Es gibt sehr oft gerade für die Entwick­
lungshilfe übergeordnete Kriterien, die es 
erforderlich machen, eben auch zum Beispiel 
ganz arme Länder einzubeziehen, wie die 
Kapverdischen Inseln, wohin es wahrschein­
lich nicht sehr viele Exportmöglichkeiten gibt. 
Aber, wie gesagt, ich bin durchaus der Mei­
nung, daß diese Zusammenhänge nicht zu 
übersehen sind. 

Ich habe mit Interesse Ihre positive Ein-
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schätzung der österreichischen Schule in 
Guatemala gehört; es gibt hier auch andere 
Einschätzungen, und wir müssen das sorgfäl­
tig gegeneinander abwägen. Daß es sich hier 
um eine sicher nicht ganz erfolglose Manife­
station der Auslandskulturpolitik handelt, ist 
gar keine Frage. Eine Frage der Gewichtung 
allerdings ergibt sich gerade dann, wenn man 
bedenkt, wie spärlich die Mittel auch in der 
Auslandskulturpolitik sind. 

Ein Wort zur Akkreditierung von Botschaf­
tern in Guatemala und EI Salvador. Ich 
glaube, daß in nächster Zeit der österreichi­
sche Missionschef sein Beglaubigungsschrei­
ben dort überreichen wird. Es gibt dafür eine 
ganze Reihe von Gründen, und ohne Zweifel 
ist es zu bevorzugen, daß Österreich in diesem 
Raum, auch wenn es an dem einen oder ande­
ren Land Kritik gibt, durch einen Botschafter 
vertreten ist, auch dann, wenn diese Präsenz 
nicht immer eine sehr aktive, eine tägliche 
sein kann, wenn eine Botschaft in Mexiko den 
ganzen riesigen Raum Zentralamerika behan­
deln muß. Das also zu Ihrer Frage, wie es 
heute um die Vertretung Österreichs in Mit­
telamerika steht. 

Dazu kommt in nächster Zeit auch ein Rat 
für technische Hilfe, der sich mit einem 
Schwerpunkt in Managua im mittelamerika­
nischen Raum bewegen wird, um also auch 
diese entwicklungspolitische Beziehung für 
Österreich weiter auszubauen. 

Ich bleibe noch einen Augenblick im 
Bereich der Dritten Welt und nehme mit 
Freude die positive Einschätzung der näch­
sten Gipfelkonferenz der Blockfreien durch 
Herrn Bundesrat Pisec in Harare zur Kennt­
nis. Wir werden zu dieser Konferenz - so wie 
zu den bisherigen Gipfelkonferenzen und 
auch zu den meisten Außenministerkonferen­
zen der Blockfreien - eine Gastdelegation 
entsenden. Sie wissen, daß sich Österreich 
zusammen mit den anderen neutralen Staa­
ten sowie einer gewissen Gruppe weiterer 
Staaten einen besonderen Status geschaffen 
hat, um diese für die gesamte Weltpolitik 
nicht unbedeutenden Treffen verfolgen zu 
können und die vielen Möglichkeiten zu nüt­
zen, die sich durch eine diplomatische Prä­
senz auf diesem Treffen ergeben. Ich muß 
hier nicht näher darauf eingehen, wie sehr 
uns natürlich die Unterschiede zwischen Neu­
tralität und Blockfreiheit bekannt sind. Des­
wegen ergibt sich auch dieser besondere Sta­
tus, den Österreich auf den Konferenzen der 
Blockfreien einnimmt. 

Meine Damen und Herren! Es wären noch 

sehr viele Bemerkungen über die Kommen­
tare zu dieser Debatte hier zu machen, aber 
ich will das, um Sie nicht allzu lange aufzuhal­
ten, j etzt nicht tun. 

Gestatten Sie mir vielleicht nur noch ein 
Wort zur Frage Mitteleuropa, meine Damen 
und Herren. Ich weiß, wie sehr die Diskussion 
über diesen Begriff die Öffentlichkeit beschäf­
tigt. Ich habe sogar heute in diesem Haus 
zwei nicht ganz identische Interpretationen 
zum Begriff "Mitteleuropa" gehört, und das 
bestärkt mich in der Überzeugung, daß wir 
uns zwar von der Geschichte, von der Kultur 
her dieses Begriffes bedienen können, daß 
aber vielleicht eine gewisse Skepsis geboten 
ist, was den Gebrauch des Begriffes "Mittel­
europa" im politischen Bereich anlangt. Und 
so habe ich, glaube ich, auch die Bemerkun­
gen des Herrn Bundesrates Dr. Hoess ver­
standen. 

Das heißt aber nicht, meine Damen und 
Herren, daß in diesem Raum - und es ist j a  
schon umstritten, was überhaupt z u  Mitteleu­
ropa gehört und was nicht, ob man damit 
etwa den ganzen Donauraum oder das Gebiet 
meint, das das alte Österreich umfaßt hat -
nicht wichtige und sehr zentrale Prioritäten 
der österreichischen Außenpolitik, der öster­
reichischen Außenwirtschaftspolitik liegen, 
sondern daß gerade die nächste Zeit gebiete­
risch fordern wird, sich mit diesem Raum aus­
einanderzusetzen und neue Gewinne, neue 
Fortschritte auf dem Gebiet der Nachbar­
schaftspolitik zu erzielen. 

Ich möchte auch hier auf eine Beziehung 
verweisen, die des Ausbaus bedarf; für die es 
heute meiner Meinung nach gute Vorausset­
zungen gibt, das sind die Beziehungen zu 
unserem nördlichen Nachbarland, zur Tsche­
choslowakei. 

Das sollte bei allem Bewußtsein erfolgen, 
daß j ede Nachbarschaftsbeziehung ihre 
eigene Dynamik hat, es hier keine leichte 
Möglichkeit des Vergleiches gibt, jedes Land 
in seiner besonderen spezifischen Art behan­
delt werden will und auch die historische 
Beziehung immer wieder einbezogen werden 
muß, wenn wir uns dem einen oder anderen 
Land annähern wollen. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß 
noch ein Wort zu einer der nächsten und 
schwierigsten Aufgaben der österreichischen 
Außenpolitik, über die der Bundeskanzler 
heute vormittag hier gesprochen hat und die 
auch in dieser Debatte angeklungen ist. Ich 
bin sehr berührt von dem Engagement, das 
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ich hier verspüre, sich dieser Aufgabe mit 
allem, was es hier an Gemeinsamem gibt, zu 
widmen. 

Aber ich glaube, daß die Annäherung an 
diese Aufgabe, besonders wenn sie eine Auf­
arbeitung der Geschichte beinhaltet, doch ein 
hohes Maß an Behutsamkeit, an Einfühlsam­
keit und an gegenseitiger Rücksicht verlangt 
und daß das, was wir nach außen präsentie­
ren wollen, etwas wirklich Gemeinsames sein 
muß. 

Ich bin aber trotzdem optimistisch hinsicht­
lich dieser Möglichkeit, weil ich j a  sehr vieles 
sehe und weil es ja sehr vieles gibt, gerade in 
den Jahren nach 1945, in denen alle politi­
schen Kräfte dieses Landes zusammen ein 
Land aufgebaut haben, das man in der Welt 
wirklich herzeigen kann, und · schon eine 
wahrheitsgetreue Nachzeichnung eines sol­
chen Bildes geeignet sein kann, vieles von 
dem zu zerstören, was heute an Zerrbildern 
über Österreich und seine Repräsentanten 
draußen in der Welt grassiert. 

Ich glaube also, wir sollten diese Aufgabe 
annehmen. Sie wird nicht leicht sein, wir dür­
fen sie uns nicht leichtrnachen, und sie soll 
sich entwickeln auf der Basis der Suche nach 
dem , was wir wirklich gemeinsam haben, und 
ich glaube, das ist sehr viel. - Ich danke. (All­
gemeiner Beifall.) 14.11 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Bösch. Ich erteile ihm die­
ses. 

14.11 

Bundesrat Dr. Bösch (SPÖ, Vorarlberg) : 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine geschätzten Damen und Herren! 
Gestatten Sie mir vorerst einige Bemerkun­
gen zu den Ausführungen meines Vorredners 
Dr. Hoess über die Umstände der Wahl unse­
res neuen Bundespräsidenten. 

Probleme können nur gelöst werden, wenn 
man ihre Ursachen kennt. Und eine der Ursa­
chen des Bildes, das über den neuen Bundes­
präsidenten in der Welt entstanden ist - und 
das muß mit Offenheit gesagt werden - ,  ist 
das zögernde Herausrücken der Wahrheit 
über dessen Lebenslauf, der immer wieder 
neue Verdachtsmomente nährte. (Bl:1ndesrat 
Dr. S c  h a m b e c k: Es genügt Ihnen die Nie­
derlage nicht! Die vernichtende Niederlage!) 

Es geht nicht um die Innenpolitik hier, es 
geht um die außenpolitischen Auswirkungen, 
nicht um die Frage der Stimmenprozente im 

Inland. (Bundesrat Dr. S c  h a m  b e  c k: Glau­
ben Sie, daß Sie mit der Rede Außenminister 
J ankowitsch einen guten Dienst erweisen ?) 
Und als Antwort auf die Ausführungen mei­
nes Vorredners seien mir diese paar Sätze 
gestattet. 

Meine Damen und Herren! Es war auch 
etwas unüblich für einen Diplomaten, mit wel­
cher Unempfindlichkeit er sich gegenüber 
Ländern geäußert hat, die unter der deut­
schen Wehrmacht gelitten haben. Und es gab 
offenbar - bei allem Respekt vor dem Amt 
und vor dem Kandidaten, der nunmehr 
gewählt wurde - eine Schwierigkeit bei der 
Nuancierung der Darstellung der Vergangen­
heit im Inland und der Darstellung im Aus­
land. 

Meine Damen und Herren! Etwas hat auch 
Probleme geschaffen, und das war das Wort 
von der "Pflichterfüllung" in der deutschen 
Wehrmacht. Dieses Wort wirkt eben bei den 
Opfern dieser deutschen Wehrmacht anders 
als bei uns, und auf dieses "anders" hätte 
Rücksicht genommen werden müssen. 

Ich hätte mir gewünscht, daß der neuge­
wählte Bundespräsident jene Erklärung abge­
geben hätte, wie sie der deutsche Bundesprä­
sident Richard von Weizsäcker im April des 
Vorjahres abgegeben hat. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß von der 
"Gnade der späten Geburt" , wie es einmal ein 
prominenter Politiker ausdrückte, und ich 
möchte mich hier - ich muß fast sagen: aus­
nahmsweise - nicht zum Richter machen. 
Ich war aber doch etwas erstaunt, auf wel­
chem Klavier in unserem Land immer noch 
gespielt werden kann. Ich möchte aber darauf 
nicht weiter eingehen. 

Wir sollten uns, um zum Schluß dieser Aus­
führungen zu kommen, die Aufgaben der 
Zukunft nicht mit Diskussionen über eine 
unselige Zeit verdecken, über deren Geist, 
ihre Schuld, ihren Zwang zur Anpassung als 
Überlebensprinzip ich ebenfalls nicht weiter 
urteilen möchte. 

Ein Problem ist allerdings geblieben, daß 
eben ein Bundespräsident mit einem strenge­
ren Sorgfaltsmaßstab gemessen wird als ein 
Durchschnittsbürger und von ihm eben -
zulässigerweise oder unzulässigerweise - auf 
den Staat und seine Bevölkerung geschlossen 
wird. 

Und etwas akzeptiert die Welt- oder die 
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Medienöffentlichkeit auch nicht, und das ist 
der Grundsatz: Im Zweifel für den Angeklag­
ten.  Dies mag bei der innerstaatlichen Recht­
sprechung gelten, aber für einen Spitzenre­
präsentanten eines Staates, der uns nach 
außen zu vertreten hat, gilt dieses Prinzip 
nicht, zumindest nicht für die Medienöffent­
lichkeit, und die stellt in diesem Fall die 
Öffentlichkeit gemeinhin dar. 

Vor diesem Problem stehen wir heute, ohne 
es weiter zu werten, und es wird ein Großteil 
der Aufgaben unserer Außenpolitik sein, dies 
zu beheben und Österreich wieder in jenem 
Bild erscheinen zu lassen, das ihm zukommt. 

Wenn ich zurückkommen darf auf den 
Außenpolitischen Bericht. Dieser gibt eine 
Darstellung der bedeutsamsten internationa­
len Entwicklungen und Ereignisse des ver­

. gangenen Jahres. Er erscheint dieses Jahr 
zum zehnten Mal. Es ist gewissermaßen ein 
Jubiläum. Er enthält Beiträge zur Außenpoli­
tik im allgemeinen, zur Rüstungskontrolle, 
zur Sicherheitspolitik und auch zur Nachbar­
schaftspolitik. 

Meine Damen und Herren! Diese Welt 
befindet sich in einem besorgniserregenden 
Zustand, der vor allem dadurch gekennzeich­
net ist, daß ein paar Kernwaffenstaaten in der 
Lage sind, sich selbst und den Rest der Welt 
innerhalb weniger Stunden zu vernichten. Mit 
dieser Tatsache können wir eigentlich nur 
durch den Prozeß einer permanenten Ver­
drängung fertig werden. 

Die Frage, ob die soziale Lernfähigkeit der 
Entscheidungsträger mit der Zunahme der 
atomaren Kapazität Schritt hält, muß eigent­
lich erschrecken, denn seit nunmehr 35 Jah­
ren wird die Staatenwelt zu einer Gratwande­
rung gezwungen, bei der ihr Überleben vom 
Gleichgewichtssinn einer Handvoll Menschen 
abhängt, deren Schwächen uns ja auch täg­
lich vor Augen geführt werden. 

Der Rüstungswettlauf, die Zerstörung der 
Umwelt, Verletzungen der Menschenrechte, 
Knappheit an Nahrungsmitteln und Rohstof­
fen, Überbevölkerung - all diese Probleme 
verlangen nach einschneidenderen Beschrän­
kungen der staatlichen Handlungsfähigkeit, 
als dies bisher der Fall war. 

Was nun die österreichische Außenpolitik 
im engeren Sinn betrifft, so ist diese aus meh­
reren Gründen in ein schwieriges Fahrwasser 
geraten. Ich habe bereits über das Ansehen 
Österreichs in der Weltöffentlichkeit gespro-

chen und über die eminente Aufgabe, dieses 
wieder zu heben. 

Einer der Schwerpunkte, der von allen Red­
nern angesprochen wurde, ist die Intensivie­
rung der Beziehungen zu den Europäischen 
Gemeinschaften und zu den europäischen 
Institutionen, wobei mit der " Luxemburger 
Erklärung" bereits im abgelaufenen Jahr ein 
wichtiger Schritt in diese Richung gesetzt 
wurde. Die dort genannte Zielsetzung - ein 
offener, dynamischer, ganz Europa umfassen­
der Wirtschaftsraum - ist für Österreich 
angesichts der ständigen Erweiterung der EG 
von großer wirtschaftlicher Bedeutung. 

Wir dürfen uns aber auch in diesem Zusam­
menhang keine Illusionen machen über die 
Schwierigkeit von Verhandlungen mit einem 
Partner, der selbst voll Schwierigkeiten 
steckt. Ich darf hier, stellvertretend für vieles, 
nur auf das Beispiel des EG-Agrarmarktes 
hinweisen, den man schlichtweg nur noch als 
absurd bezeichnen kann. 

Europa ist immer mit vielen Problemen und 
mit vielen offenen Fragen verbunden, und 
eine der größten betrifft Österreich. Hier muß 
ich mich und die Ausführungen des Kollegen 
Müller wiederholen: Ein Großteil dieser 
Schwierigkeiten wird auf dem Rücken der 
Bevölkerung ausgetragen, nämlich in 'der Ver­
kehrspolitik der Gemeinschaft, die eigentlich 
keine ist. Dies stelle nicht ich fest, sondern 
der Europäische Gerichtshof, der die Regie­
rungen wegen ihrer Säumigkeit im Hinblick 
auf die Entwicklung der Verkehrspolitik ver­
urteilt hat. 

Es ist bereits gesagt worden, daß 19 Millio­
nen Tonnen Güter über wenige Transitstra­
ßen in den westlichen Bundesländern trans­
portiert werden, vom nördlichen in den südli­
chen Teil der EG, ohne daß Österreich hiefür 
irgendeine nennenswerte Entschädigung 
erhält - wenn man überhaupt zerstörte 
Umwelt oder lärmgeplagte Anrainer mit Geld 
entschädigen kann. 

In der Zwischenzeit hat sich ein Umdenken, 
vor allem auf österreichischer Seite, durchge­
setzt, mit dem Ziel und mit der Aufgabe, eine 
weitere Steigerung des Straßengütertransit­
verkehrs nicht mehr zuzulassen, da die Kapa­
zitätsgrenzen erreicht sind und eine Steige­
rung nur mehr über die Schiene erfolgen 
kann. 

Meine Damen und Herren! Die Bevölke­
rung nimmt zwar nicht an den verschiedenen 
internationalen Verhandlungen und den sich 
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daran anschließenden Veranstaltungen teil, 
sie sieht aber täglich, daß zum Beispiel die 
Schweiz fast nichts über ihre Alpenpässe don­
nern läßt, aber Österreich fast alles. 

Nicht umsonst mahnte bereits der Vorgän­
ger des heute anwesenden Außenministers 
die ausländischen Kollegen und Verkehrsmi­
nister zu ernsthaften Schritten, soll nicht die 
Lage für die österreichische Bundesregierung 
immer schwieriger werden. 

Ich darf darauf hinweisen, daß ja die 
Schweizer Wirtschaft schon seit Jahren mit 
der Tonnagebeschränkung und mit dem 
Nachtfahrverbot lebt und zugegebenermaßen 
als eine der stärksten Wirtschaften in Europa 
gilt. 

Inoffiziell sind ja Frächter, ist das Frachtge­
werbe dem kombinierten Verkehr und den 
verkehrspolitischen Maßnahmen viel mehr 
aufgeschlossen, als dies in der Öffentlichkeit 
zum Ausdruck kommt. Sie sind sich vor allem 
dessen bewußt, daß hier eine Änderung ein­
treten muß, daß es nicht mehr so weitergehen 
kann wie bisher. 

Zu den bisherigen Problemfeldern ist aber 
auch noch ein neues hinzugekommen, und 
das ist die grenzüberschreitende Gefährdung 
durch die Atomtechnologie. Seit der Reaktor­
katastrophe in der Ukraine ist unübersehbar, 
daß der Kreis der Betroffenen von .solchen 
Unfällen weit über den Staat hinausreicht, in 
dem diese Reaktoren stehen beziehungsweise 
betrieben werden. 

Es ist noch ein Weiteres zutage gekommen, 
nämlich daß die bisherigen Normen des Völ­
kerrechts einer völlig anderen ökonomisch­
technischen Wirklichkeit gegenüberstehen 
und daß große Teile der bisherigen klassi­
schen Außenpolitik der internationalen Staa­
tenwelt in Gefahr geraten, mit beiden Beinen 
fest in den Wolken zu stehen. 

Es muß daher auch von einem Kleinstaat 
die Forderung erhoben werden, und zwar ein­
dringlich, daß das internationale Völkerrecht 
in mehreren Punkten in ganz erheblichem 
Maße weiterentwickelt wird. 

So muß das Nachbarschaftsrecht zwischen 
den Staaten, vor allem aber was den großtech­
nischen Bereich betrifft, erheblich verfeinert 
werden. Die Berichtspflicht und die gegensei­
tige Kontrolle müssen erheblich ausgeweitet 
werden, und schließlich müssen die Haftungs­
vorschriften dem tatsächlichen Gefährdungs­
potential angepaßt werden. 

Hier gibt es einen ersten, allerdings zugege­
benermaßen ungenügenden Schritt, und zwar 
das Übereinkommen hinsichtlich weiträumi­
ger, grenzüberschreitender Luftverschmut­
zungen vom 13.  November 1 979, das sich auf 
die KSZE und die Deklaration der Vereinten 
Nationen bezieht und den Menschen und 
seine Umwelt gegen Luftverunreinigungen 
schützen solL Es ist im Bundesgesetzblatt 
1 58/1 983 veröffentlicht und sieht im einzelnen 
vor, daß zwischen den Vertragsparteien, die 
von einer weiträumigen, grenzüberschreiten­
den Luftverunreinigung tatsächlich betroffen 
oder durch eine solche Luftverunreinigung 
erheblich gefährdet sind, auf entsprechendes 
Ersuchen rechtzeitig Konsultationen abgehal­
ten werden. Es ist in diesem Übereinkommen 
ferner ein Exekutivorgan vorgesehen, das die 
Schadenersatzfrage prüfen kann. 

Diese Frage wird immer brennender. Es ist 
keine akademische Frage, denn im Gegensatz 
zu den USA wird in Europa von einigen Staa­
ten, vor allem von Frankreich und von der 
Bundesrepublik Deutschland, das Atompro­
gramm weiter vorangetrieben. 

Daraus entsteht für Österreich ein weiteres 
Problem - auch das ist heute bereits ange­
schnitten worden -, das ist die geplante Wie­
deraufbereitungsanlage für abgebrannte 
Brennstäbe in Wackersdorf. Mit deren Errich­
tung soll im Zusammenhang mit dem schnel­
len Brüter in Kalkar - der in Gefahr steht, 
dasselbe Schicksal zu erleiden wie das Atom­
kraftwerk Zwentendorf - der endgültige Ein­
stieg in die Plutoniumwirtschaft vollzogen 
werden - eine Technologie, die neben ihren 
unabsehbaren Umweltrisken den Übergang 
von der freien Gesellschaft in den Überwa­
chungsstaat geradezu programmiert. Einen 
Vorgeschmack lieferten ja die bürgerkriegs­
ähnlichen Zustände in Wackersdorf, die auf­
zeigen, zu welchen Methoden eine Staats­
macht fähig ist, um ein solches Programm 
durchzuziehen. 

Über alle Parteigrenzen hinweg dürfen wir 
eigentlich nur hoffen, daß unserem Land sol­
che Zustände erspart bleiben. 

Der Einstieg in die Plutoniumwirtschaft ist 
ein Weg ohne Rückkehr, der eine nicht ver­
antwortbare Hypothek auf die kommenden 
Generationen lädt und im Falle eines groß­
technischen Unfalls die Verseuchung großer 
Teile unseres Staatsgebietes zur Folge hätte 
- ein Faktum, das nach Tschernobyl auch 
von den sogenannten Experten nicht mehr 
bestritten wird. 
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Weithin verschwiegen wird zudem die auch 
im Normalbetrieb abgegebene Radioaktivität, 
und gerade daraus ergibt sich eine wichtige 
Aufgabe der österreichischen Bundesregie­
rung, all die ihr zur Verfügung stehenden Mit­
tel zu ergreifen, um diese Gefährdung von 
unserer Bevölkerung abzuwenden. 

Was die offiziellen Stellen in Bund und 
Land hiezu tun können, ist allerdings durch 
die völkerrechtlichen Normen und die inter­
nationalen Abkommen begrenzt - alles 
Bestimmungen, die sehr weitmaschig sind 
und daher eine große Interpretationsbreite 
zulassen, die von allen entsprechend zu nüt­
zen ist. 

Auf folgendes muß aber bei diesen Ver­
handlungen ganz besonders hingewiesen wer­
den, nämlich darauf, daß die Sorgen und Äng­
ste der Bevölkerung nicht mit Statistiken -
die übrigens seit Tschernobyl auch nur mehr 
Makulatur sind - wegdiskutiert werden kön­
nen und daß unqualifizierte Äußerungen deut­
scher Politiker ganz entschieden zurückzu­
weisen sind. 

Meine Damen und Herren! Es wäre eine 
Schwächung der eigenen Position, wenn wir 
uns wegen verbaler Unterschiede in der Stel­
lungnahme zu Wackersdorf und den hiezu zu 
treffenden Maßnahmen in die Haare geraten 
würden, denn die Zahl unserer offiziellen Ver­
bündeten ist nicht sehr groß. Etwas anderes 
ist allerdings das Meinungsbild in der jeweili­
gen Bevölkerung. 

Auch die grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit der hiebei betroffenen konservativen 
Politiker hat sich in dem Moment als beson­
ders schwierig erwiesen, als es über unver­
bindliche Erklärungen hinausging. Ich muß 
nochmals die aggressive Tonart ausländi­
scher Politiker, die dabei zur Anwendung 
kam, entschieden zurückweisen. 

Meine Damen und Herren! Der Problemka­
talog, dem sich die Welt von heute und damit 
auch die Außenpolitik eines Kleinstaates 
gegenübersieht, wird immer länger. Zudem 
haben wir es auf uns genommen, die Außen­
politik neben den von außen kommenden Pro­
blemen noch mit einigen hausgemachten zu 
beladen, die nun in mühsamer Kleinarbeit 
aufgearbeitet werden müssen. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir zum Schluß die Bemerkung, daß es in Zei­
ten wie diesen für Österreich sicher kein 
Nachteil ist, daß gerade ein Sozialdemokrat 
Außenminister ist, dem ich in meinem wie 

auch im Namen meiner Fraktion recht viel 
Erfolg bei der Bewältigung dieser Aufgaben 
wünsche. (Beifall bei der SPÖ.) 14.29 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Strimitzer. Ich erteile es 
ihm. 

14.29 

Bundesrat Dr. Strimitzer (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus ! Ich hätte mich an sich eigentlich nur 
mit der Frage Südtirol beschäftigen wollen. 
Der Kollege Müller - er ist momentan nicht 
da - hat mich aber provoziert, zum Transit­
verkehrsproblem für Nordtirol doch noch ein 
paar Bemerkungen zu machen, obwohl Kol­
lege Dr. Pisec global dazu j a  bereits Stellung 
genommen hat. 

Kollege Pisec hat sich übrigens ja auch mit 
den Folgewirkungen des generellen Nacht­
fahrverbots, das von den Sozialisten in Tirol 
gefordert wird, ausführlich beschäftigt. 

Ich bedaure, daß Kollege Müller nicht da 
ist. Ich hätte ihm nämlich gerne bescheinigt, 
daß er wirklich ein getreuer Diener seines 
Herrn ist. Er hat nämlich hier vor diesem 
Hohen Hause genau d i e  Dinge wiedergege­
ben, die der sozialistischen Wahlkampf taktik 
in diesem Bereiche in Tirol entsprechen. Er 
hat dabei genauso wie seine Tiroler Genossen 
verschwiegen, daß die Transitverkehrsbela­
stung, die wir j a  alle nicht wollen, vor allem 
keine Ausweitung, alles andere als ein Tiroler 
Produkt ist. Denn es ist bitte nicht zu überse­
hen, daß die Bundesregierung der letzten 16 
Jahre auch in diesem Punkte versagt hat, weil 
sie es einfach verabsäumt hat, dafür vorzusor­
gen, daß rechtzeitig der Ausbau der Schienen­
wege vorgenommen wird, weil sie es verab­
säumt und nicht zuwege gebracht hat, ein 
gesamtösterreichisches Verkehrskonzept zu 
erstellen, das logischerweise auch auf den 
Ergebnissen von auf unsere Verhältnisse 
Rücksicht nehmenden Vereinbarungen mit 
den Europäischen Gemeinschaften beruhen 
muß. 

Vor allem hat Kollege Müller verschwiegen, 
daß bei den wichtigsten Fragen des Verkehrs­
rechtes Bundeskompetenz und eben keine 
eigene Landeskompetenz gegeben ist. Ich 
darf Sie erinnern daran, daß ja das Kraftfahr­
gesetz zwar in mittelbarer Bundesverwaltung 
vollzogen wird, aber Bundeskompetenz ist. 
Wenn man also etwa beispielsweise eine 
Reduzierung der Nutzlast . , . (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Das Bundesstraßengesetz ist 
eine Frage der Verkehrsordnung? Das ist eine 
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komische Auslegung, Herr Kollege!) Herr Kol­
lege! Auf die Frage der Straßenverkehrsord­
nung werde ich noch zu sprechen kommen. 
Wenn man eine Reduzierung der Nutzlast der 
Kraftfahrzeuge auf 28 Tonnen haben will, 
bedürfte es eben einer Änderung durch bun­
desgesetzliche Regelung. 

Bitte schön, auch in bezug auf ein Nacht­
fahrverbot auf der Autobahn ' "  (Bundesrat 
Dr. M ü 1 1  e r  betritt den Sitzungssaal.) Herr 
Kollege Müller, ich bedaure fürchterlich: Ich 
habe dich "schrecklich" beschimpft in deiner 
Abwesenheit, lieber wäre es mir gewesen, das 
in deiner Anwesenheit tun zu dürfen. Aber ich 
komme schon noch auf ein paar Dinge 
zurück. 

Straßenver kehrsordnung, Nachtfahrverbot 
auf Autobahnen. Herr Kollege Müller, es 
kann auch dir nicht entgangen sein, daß für 
die Straßenverkehrsordnung Bundeskompe­
tenz gegeben ist. Als besonders unfair, wenn 
ich das sagen darf - ich freue mich,. daß ich 
gerade diese Bemerkung jetzt in deiner 
Anwesenheit machen kann - ,  als besonders 
. . .  (Bundesrat S c  h a c h n e r: Das ist eine 

Kindesweglegung im schlechtesten föderali­
stischen Sinn! Die Straßenverkehrsordnung 
ist nun einmal in der Zuständigkeit der Län­
der!) Herr Kollege! Darf ich wirklich noch ein­
mal wiederholen, daß für Autobahnen aus­
schließlich Bundeskompetenz gegeben ist und 
daher auch die Anwendung der Straßenver­
kehrsordnung auf Autobahnen in den Bun­
desbereich fällt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Kollege Müller! Als besonders unfair 
habe ich an sich den Ausritt gegen die ARGE 
Alp empfunden, und zwar deswegen als 
unfair, weil gesagt worden ist, die ARGE Alp 
beschäftige sich ohnehin in weiten Bereichen 
bloß mit Nichtigkeiten, brächte nichts zuwege 
(Bundesrat Dr. M ü l l  e r: Groß reden sie dort, 
habe ich gesagt!), j awohl, es würde nur groß 
geredet und so weiter. Ich darf bitte die Auf­
merksamkeit auch des Landesparteisekretärs 
der SPÖ Tirol auf die Tatsache lenken, daß 
die ARGE Alp bereits in ihrem Verkehrskon­
zept von 1974 etwa einen Brenner-Basis-Tun­
nel vorgeschlagen hatte. Nur, Herr Kollege 
Müller, der Vorschlag geht natürlich an die 
Zentralregierungen, denn die sind ja auch 
zuständig, und die Zentralregierung jeden­
falls in Österreich hat in dieser Frage seither 
nichts zuwege gebracht. 

Nun, meine Damen und Herren, darf ich 
mich mit dem Außenpolitischen Bericht und 
mit der Frage Südtirol ein wenig ausführli­
cher beschäftigen. Zunächst muß ich bedauer-

licherweise wiederholen, was ich schon 1 985 
an Kritik in bezug auf die Aussagen dieses 
Berichtes zu Südtirol angebracht habe. Wie­
der sind in einem 688 Seiten umfassenden 
Bericht des Außenressorts bloß knapp zwei 
Seiten oder 77 Zeilen (Bundesrat Dr. M ü 1 -

1 e r: Aber sehr wichtige Zeilen!) einem Pro­
blem vorbehalten, das man sowohl emotional 
als auch faktisch als eines der Hauptanliegen 
Österreichs im Rahmen der internationalen 
Beziehungen bezeichnen muß. 

Es wäre ja an sich nichts dagegen einzu­
wenden, daß der Bericht kurzgehalten wird, 
wenn man den Eindruck oder das Gefühl 
haben könnte, mit dieser Methodik, so gewis­
sermaßen mit den Mitteln der stillen Diplo­
matie, wären größere Erfolge zu erzielen. 
Aber diesen Eindruck beziehungsweise dieses 
Gefühl hat man leider nicht. Im Gegenteil: 
Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß man in bezug auf die Lösung der noch 
offenen Autonomieprobleme seit langem auf 
der Stelle tritt. Trotz einer Reihe von verbalen 
Zusicherungen von italienischen Regierungs­
mitgliedern geht nichts weiter. Der Kollege 
Müller hat ja bereits aus dem Bericht zitiert, 
es sei zu einer Verlangsamung des Prozesses 
gekommen. 

Statt sich meritorisch mit den Autonomie­
fragen zu beschäftigen, scheinen sich die ita­
lienischen Regierungsstellen - zumindest 
seit vielen Monaten - fast ausschließlich mit 
den Auseinandersetzungen innerhalb der ita­
lienischen Parteien über das Autonomiepaket 
und über die Auswirkungen auf die italieni­
sche Volksgruppe mit ängstlicher Bedacht­
nahme auf den vorjährigen Wahlerfolg der 
Neofaschisten in Bozen zu beschäftigen. 

Erst in allerjüngster Zeit, in der vergange­
nen Woche erst, hat man ein gewisses Umden­
ken, etwa bei der Landesgruppe einer demo­
kratischen italienischen Partei in Bozen, fest­
stellen können, die ihrerseits sogar gemeint 
hat, es wäre an der Zeit, am Operationskalen­
der weiterzuarbeiten. Mag durchaus sein, daß 
dabei die von uns allen gemeinsam zu verur­
teilenden neuen Bombenanschläge in der 
Gegend von Meran und auch meinetwegen 
die Ereignisse bei der letzten Landesver­
sammlung der Südtiroler Volkspartei zu 
einem Umdenken geführt haben, die aber 
jedenfalls - so meine ich, sagen zu sollen -
zeigen, daß eine baldige Lösung des Problems 
im wohlverstandenen Interesse sowohl Südti­
rols als auch Italiens und Österreichs liegt. 

Es geht also nicht mehr nur der Schutz­
macht Österreich zu langsam weiter in der 

1 573 
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Behandlung der Autonomiefragen, langsam 
werden offenbar auch aufmerksame Italiener 
auf die Langsamkeit aufmerksam, wenn ich 
das hier in dieser Diktion sagen darf. 

Meine Damen und Herren! Natürlich sind 
wir Österreicher an der Aufrechterhaltung 
und Vertiefung gutnachbarlicher Beziehun­
gen zu Italien interessiert, dessen aktive Aus­
strahlung auf ganz Europa früher stärker 
gewesen sein mag, als das j etzt der Fall ist. 
Wir würden uns allerdings erwarten, daß der 
Wunsch nach solchen guten Beziehungen mit 
gleicher Intensität von der anderen Seite 
erwidert werden würde . Ich drücke mich auch 
hier bewußt vorsichtiger aus, als ich es eigent­
lich vorgehabt hätte und die Situation es ver­
dienen würde. 

Wenn wir die Probe aufs Exempel machen, 
so erweist sich in der Tat in einigen wichti­
gen, interessanterweise oft mit Südtirol in 
besonders engem Konnex stehenden allge­
meinen bilateralen Fragen, daß sich das 
Bemühen Österreichs um gute Beziehungen 
oft recht einseitig darstellt. 

So erweist sich beispielsweise Italiens Hal­
tung als sehr restriktiv beim Fortgang der 
Verhandlungen über den "kleinen Grenzver­
kehr" . Recht symptomatisch scheint mir in 
diesem Zusammenhang die Tatsache zu sein, 
daß Italien schon 1982 mit Jugoslawien ein 
Grenzabkommen vereinbart hat, das, wie 
man mir gesagt hat, in vielen Punkten weit 
über das hinausgeht, was man Österreich an 
Vergünstigungen für seine Grenzbewohner 
anbieten will. Mir scheint das ein nicht ganz 
nebensächlicher Gradmesser für die Aufge­
schlossenheit zu sein, mit der man den Wün­
schen Österreichs begegnet. 

Im übrigen muß es ja doch fast schon als 
anachronistisch bezeichnet werden, wenn Ita­
lien im Rahmen der Beratungen über ein Aus­
flugsverkehrsabkommen beispielsweise noch 
immer darauf besteht, daß Touristen, die im 
Grenzgebirge Wanderungen unternehmen, 
die gemeinsamen Staats grenzen nur an 
bestimmten, gen au bezeichneten Grenzüber­
gangsstellen überschreiten dürfen. Jeder Ver­
stoß dagegen zöge - theoretisch natürlich -
Anhaltung, Verhaftung und weiß Gott was 
sonst noch nach sich. 

Im Verhältnis etwa zur Bundesrepublik 
Deutschland, zur Schweiz, ja sogar zu Jugo­
slawien kann jeder Österreicher und umge­
kehrt auch jeder Ausländer die Grenze entwe­
der an jeder beliebigen Stelle im Rahmen von 
sogenannten Touristenzonen oder doch 

wenigstens auf einer Vielzahl markierter 
Wanderwege überschreiten, wenn der Tourist 
keine sonstigen als zollfreie Waren mit sich 
führt und sich natürlich mit entsprechenden 
Dokumenten ausweisen kann. 

Oder denken wir an das schon seit langem 
in Beratung stehende Abkommen über grenz­
überschreitende Rettungsflüge. Es hat einiger 
Toter, die bei rechtzeitigem Transport in ein 
Krankenhaus des Nachbarstaates zu retten 
gewesen wären, bedurft, um überhaupt Bewe­
gung in die vorbereitenden Arbeiten für ein 
solches Vertragswerk zu bringen. Vor 14 
Tagen etwa hat es, wie ich höre, eine weitere 
Verhandlungsrunde gegeben, aber leider sind 
wieder keine besonderen Fortschritte in 
inhaltlicher Beziehung zu verzeichnen gewe­
sen. Dabei wäre natürlich eine Regelung 
gerade dieser Frage, wie sie gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland längst unbüro­
kratisch getroffen ist, vor der neuen Touri­
stensaison ein Gebot der Stunde. 

Im übrigen - Herr Kollege Hoess war j a  
selbst Mitglied jener Parlamentarierdelega­
tion, die im heurigen Jahr einen Besuch des 
italienischen Parlaments durchgeführt hat -
ist im März 1986 bei diesem Besuch, wie ich 
glaube, seitens des Herrn Außenministers 
Andreotti eine Lösung dieser Frage zugesi­
chert worden. Man hat auf italienischer Seite 
sogar gemeint, das seien Probleme, die höch­
stens Lokalkolorit besäßen, was ohne weite­
res überwunden werden könnte. 

Meine Damen und Herren! Zur Autonomie­
frage beziehungsweise zur Paketlösung spe­
ziell möchte ich doch noch sagen, daß neben 
der Schutzmacht und dem Vaterland der 
deutschsprachigen Südtiroler, also Öster­
reich, auch die Südtiroler Volkspartei, die der 
Herr Kollege Müller ja angezogen hat - ich 
werde mir noch erlauben, ein paar Randbe­
merkungen hinzuzufügen - ,  doch sehr viel 
Geduld gezeigt und vor allem sehr viel guten 
Willen an den Tag gelegt hat. Der Südtiroler 
Landeshauptmann Magnago hat als Zeichen 
dieses guten Willens an den Feierlichkeiten 
aus Anlaß des 40-Jahr-Jubiläums der Repu­
blik Italien teilgenommen. Man hat ihn dort 
hinsichtlich des Fortgangs der Autonomiever­
handlungen auf Ende Juni vertröstet. Wir 
werden sehen, was von diesem Versprechen 
zu halten sein wird. 

Offen ist vor allem noch der unbehinderte, 
uneingeschränkte Gebrauch der deutschen 
Sprache vor Gericht, Polizei und Verwaltung. 
Hier handelt es sich zweifellos um den Nervus 
rerum eines abgesicherten Minderheiten-
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schutzes. Es muß einfach außer der im Auto­
nomiestatut eingeräumten Möglichkeit ein 
Recht auf ausschließliche Verwendung der 
deutschen Sprache vor allen Gerichten und 
Verwaltungsstellen geben. 

Ein weiterer Lebensnerv der Autonomie 
betrifft die Anwendung des Proporzes bei der 
Stellenbesetzung im Bereich der Eisenbahn. 
Man hat, wie Sie vielleicht wissen, in Italien 
der Eisenbahn eine privatrechtliehe Organisa­
tionsstruktur verpaßt. Das wäre an sich eine 
rein inneritalienische Angelegenheit, die uns 
nichts anginge, wenn eben nicht der Proporz 
grundsätzlich auf Staatsstellen beschränkt 
wäre, nicht einmal auf alle Staatsstellen 
beschränkt, weil zum Beispiel bei der Polizei 
der Proporz ja ausgenommen ist. Bei der 
Staatseisenbahn ist der Proporz eben vorgese- . 
hen gewesen. Jetzt ist die Eisenbahn also pri­
vatrechtlich organisiert, und daher ist es frag­
lich geworden, ob der Proporz dort gilt. 
Erfreulicherweise haben Ministerpräsident 
Craxi und der zuständige Minister mündlich 
bereits erklärt, der Proporz würde weiterhin 
gelten. Es sind, soviel ich höre, auch organisa­
torische Maßnahmen innerhalb der Eisen­
bahn getroffen worden, um dieser Erklärung 
Rechnung zu tragen, aber ich sage hier aus­
drücklich: Wir werden aufmerksam registrie­
ren müssen, ob diesen Zusicherungen und 
Vorhaben auch wirklich die notwendigen 
Konsequenzen folgen. Das Problem ist von 
besonderer Bedeutung, weil sich nicht weni­
ger als 40 Prozent aller Staatsstellen, die dem 
Proporz unterworfen sind, im Bereich der 
Eisenbahn befinden. Freilich ist - hier 
stimme ich dem Kollegen Nationalratsabge­
ordneten Dr. Steiner zu - die Sicherung des 
ethnischen Proporzes bei der Eisenbahn 
natürlich kein Fortschritt, sondern lediglich 
die Verhinderung eines Rückschrittes an sich. 

Eine weitere bedeutsame offene Frage ist 
die finanzielle Absicherung - Kollege Müller 
hat das auch bereits betont. Die finanzielle 
Absicherung der Autonomie wird ja auch im 
vorliegenden Bericht erwähnt. Seit zwei J ah­
ren wartet Südtirol auf eine klare Regelung 
seiner finanziellen Ansprüche gegenüber dem 
Zentralstaat. Das Land muß oft Darlehen auf­
nehmen, bis es wieder einmal staatliche Über­
weisungen in die Hand bekommt, und die 
Darlehenszinsen gehen dabei natürlich zu 
Lasten des Landes Südtirol. 

Die sogenannte Toponomastik oder Ortsna­
menbezeichnung ist ebenfalls eine andere 
ungelöste sensible Frage der Autonomie. Man 
muß sich ja eigentlich wundern, meine 
Damen und Herren, daß das demokratische 

Italien, Mitglied der Europäischen Gemein­
schaften, immer noch an den von Tolomei, 
einem der übelsten Parteigänger Mussolinis, 
zum Teil nach Gutdünken getroffenen und 
mittels faschistischen Dekrets eingeführten 
italienischen Namen klebt. Gestatten Sie mir 
die Bemerkung: Vor lauter Nostalgie kommt 
man heute nicht einmal dazu, eine Vereinba­
rung über die Zweisprachigkeit jener Namen 
- Flurnamen und so weiter - zu treffen, die 
aufgrund der technischen Entwicklung über­
haupt erst neue Relevanz gewonnen haben. 

Meine Damen und Herren! Ich stehe nicht 
an, dem früheren Außenminister Gratz dafür 
zu danken, daß er sich persönlich den Wün­
schen Nord- und Südtirols gegenüber in bezug 
auf die Problemlösung aufgeschlossen gezeigt 
hat. Herr Kollege Müller, jetzt komme ich auf 
deine Aussage zurück. Ich habe eigentlich 
gehofft, heute erkennen zu können, daß du 
den unnötigen und unverständlichen Ausrit­
ten des Nordtiroler SP-Parteiobmannes 
zumindest mit einer gewissen Reserviertheit 
gegenüberstehst. Leider Gottes ist mir diese 
Erkenntnis aufgrund deiner Aussagen nicht 
gekommen, ich hatte eher den Eindruck, daß 
du dich mit ihnen identifizierst. Aber bitte, 
man kann deswegen die Südtiroler Volkspar­
tei sozusagen nicht als weniger vertrauens­
würdig ansehen und als eine Partei betrach­
ten, mit der die Beziehungen gewissermaßen 
vorsichtig geknüpft werden sollten, bloß weil 
sie konservativ ist. 

Herr Kollege Müller! Ganz abgesehen 
davon, daß offenbar das Rad der Zeit dem 
Sozialismus bisheriger Prägung nicht nur in 
Mitteleuropa, sondern in der ganzen Welt den 
Abschied zuteil werden läßt, muß man doch 
sagen . . .  (Bundesrat Dr. M ü 1 1  e r: Das 
kommt alles wieder! Das werden wir zwei 
alles erleben!) 

Herr Kollege Müller, ich glaube, man muß 
doch sagen, daß die Südtiroler Volkspartei 
nicht nur eine Partei mit 70 000 eingeschriebe­
nen Mitgliedern ist, sondern auch eine Partei, 
die bei Wahlen mit 90 Prozent der Wähler­
stimmen der deutschsprachigen Südtiroler 
Bevölkerung (Bundesrat Dr. M ü 1 1  e r: PaßtJ) 
und darüber hinaus vielleicht gar nicht so 
weniger italienischer Wählerstimmen rech­
nen kann. (Bundesrat Dr. M ü l l e r: Habe ich 
nie bestritten!) Ja, Herr Kollege Müller, bei 
einer derartigen Situation muß man einfach 
zur Kenntnis nehmen, daß die Südtiroler 
Volkspartei die einzige Repräsentantin des 
Südtiroler Volkes ist. Es wäre wünschens­
wert, wenn dankenswerterweise außer von 
der Bundesregierung auch noch von der Nord-
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tiroler Sozialistischen Partei dieser Tatsache 
Rechnung getragen würde. (Beifall bei der 
ÖVP. - Bundesrat Dr. M ü l l  e r: Trotzdem ist 
es eine konservative Partei!) 

Herr Kollege Müller! Ohne mich jetzt einzu­
lassen auf die Frage, ist es eine konservative 
Partei oder nicht, würde ich sagen, daß ganz 
offensichtlich - wie ja auch die Wahlen der 
letzten Jahre sehr deutlich aufzeigen - der 
Konservativismus bester Prägung, der näm­
lich das gute Alte erhalten will, aber sich 
nicht am guten Neuen vorbeischwindelt, das 
Vertrauen der Wählerschaft immer weiter 
gewinnt. (Bundesrat Dr. M ü 1 1  e r: Ist sie bei 
der EDU oder nicht? Bei der SI ist sie jeden­
falls nichtf) Aber dazu, bitte, sei nur folgendes 
noch gesagt: Die Südtiroler Volkspartei ist 
nicht Mitglied der Europäischen Demokrati­
schen Union (Bundesrat Dr. M ü 1 1  e r: Aber 
Beobachter!), hat lediglich Beobachterstatus. 
Ich würde glauben, daß ein Beobachterstatus 
durchaus nichts Abwegiges ist. Ein solcher 
Beobachterstatus ist in verschiedensten 
Bereichen von verschiedensten Parteien 
immer wieder gewünscht. (Bundesrat Dr. 
M ü l l  e r: Bei der Sozialistischen Internatio­
nale hat sie keinen Beobachterstatusf) Abge­
sehen von diesen Ausritten, die ich nach wie 
vor einfach nicht begreife - ich bedauere, 
daß du dich zu ihnen in vollem Umfang 
bekennst -, freue ich mich, daß wir in der 
Frage Südtirol einen Grundkonsens zwischen 
den - hier ist es richtig - im Nationalrat ver­
tretenen Parteien, weil sich die FPÖ bekannt­
lich nicht im Bundesrat befindet, haben. 

An den neuen Außenminister , dem das Süd­
tirolproblem erfreulicherweise nicht fremd ist 
- ich glaube, man wird sogar sagen dürfen, 
daß er in dieser Frage ein hervorragender 
Fachmann ist - ,  geht die Bitte, jedenfalls 
diese positive Tradition auf Bundesebene 
' zumindest, sollte sich die SPÖ Nordtirol wei­
terhin ausklammern wollen, fortzusetzen. 

Südtirol ist, wie ich in diesem Hause, meine 
Damen und Herren, ja schon einige Male 
gesagt habe, eine Herzensangelegenheit der 
Bewohner des Landes im Gebirge. An guten 
Beziehungen zu Italien, das . j a  nicht nur 
Sonne und Meer, sondern auch viel Kultur 
und beeindruckende Geschichte zu bieten hat, 
sind wir Nordtiroler genauso interessiert wie 
alle anderen Österreicher. Tragen Sie, Herr 
Bundesminister, bitte dazu bei, daß diese 
guten Beziehungen nicht nur einseitig von 
Österreich getragen werden müssen. 

Mit dem Begriff "gute Beziehungen" nicht 
vereinbar sind zum Beispiel Einreiseverbote 

Italiens gegenüber einzelnen österreichi­
schen, insbesondere Nordtiroler Persönlich­
keiten. Man möchte glauben, daß derartige 
Dinge im ausgehenden 20. Jahrhundert in den 
Bereich des Anachronismus gehören. Leider 
zählen sie aber zur rechtlichen und politi­
schen Realität. Insoweit, wenn Sie mir diese 
Randbemerkung gestatten, hat der Außenpo­
litische Bericht sogar ein wenig Schönfärbe­
rei betrieben, weil er derartige Anachronis­
men verschwiegen hat. 

Ich möchte Sie um noch etwas bitten, Herr 
Bundesminister: Helfen Sie mit, daß im Bun­
desministerium für Unterricht und Kunst die 
zur Förderung der kulturellen Beziehungen 
zwischen Österreich und Südtirol zur Verfü­
gung stehenden Kredite nicht weiter gekürzt 
werden! Es ist keinesfalls so, daß mit diesen 
Geldern etwa Personen oder Institutionen 
gefördert würden, die es nicht nötig hätten 
oder nicht verdienten. Davon kann keine 
Rede sein! Es wird mit diesen Geldern, die 
ohnehin überwiegend im eigenen Lande blei­
ben, aber ermöglicht, Bindungen und Verbin­
dungen einzugehen, welche helfen, der 
deutschsprachigen Südtiroler Jugend Öster­
reich weiterhin als gemeinsames Vaterland 
vor Augen zu führen . . 

Aufgabe Österreichs - und damit komme 
ich schon zum Schluß - ,  Aufgabe dieser und 
jeder Bundesregierung ist es, die geistige und 
kulturelle Einheit Nord-, Süd- und Osttirols zu 
bewahren und zu fördern. Die außenpoliti­
schen Aktivitäten Österreichs müssen daher 
weiterhin intensiv darauf gerichtet sein, Ita­
lien zur Erhaltung und Absicherung der deut­
schen Volksgruppe, und ich sage jetzt betont, 
im Rahmen seiner international eingegange­
nen Verpflichtungen und im Rahmen seiner 
innerstaatlich verfassungsmäßig garantierten 
Autonomiezusagen, zu verhalten. 

Ganz Tirol, meine Damen und Herren, wird 
Art und Umfang der Aktivitäten des neuen 
Außenministers in der Frage Südtirol auf­
merksam verfolgen. Wir hoffen, nächstes Jahr 
im Außenpolitischen Bericht der Bundesre­
gierung mehr und Erfolgreicheres über die 
Durchführung des Operationskalenders bezie­
hungsweise die Verwirklichung der Südtiroler 
Autonomie zu lesen. - Ich danke für die Auf­
merksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 14.57 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 
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Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s  t i  m m u n g  wird der Bericht 
e i n  s t i m  m i g zur Kenntnis genommen. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. Juni 1986 betreffend einen Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich und den 
Vereinten Nationen über die Anwendbarkeit 
der Bestimmungen des bestehenden UNIDO­
Amtssitzabkommens und verwandter Abkom­
men zwischen der Republik Österreich und 
den Vereinten Nationen hinsichtlich der Ver­
einten Nationen für eine Interimsperiode bis 
zu deren Ersetzung durch endgültige Abkom-

men (3139 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich und den 
Vereinten Nationen über die Anwendbarkeit 
der Bestimmungen des bestehenden UNIDO­
Amtssitz-Abkommens und verwandter 
Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und den Vereinten Nationen hinsichtlich der 
Vereinten Nationen für eine Interimsperiode 
bis zu deren Ersetzung durch endgültige 
Abkommen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Knal­
ler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Knaller: Herr Vorsitzen­
der! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren des Bundesrates! Das Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und den Ver­
einten Nationen über den Amtssitz der Orga­
nisation der Vereinten Nationen für Indu­
strielle Entwicklung vom 13.  April 1967 , Bun­
desgesetzblatt Nummer 245/ 1967 , findet nicht 
nur auf die UNIDO, sondern sinngemäß auch 
auf andere Ämter der Vereinten Nationen in 
Österreich Anwendung. Durch die Umwand­
lung der UNIDO in eine internationale Orga­
nisation mit eigener Völkerrechtssubjektivi­
tät, die durch den Abschluß eines diesbezügli­
chen Abkommens mit den Vereinten Natio­
nen nunmehr den Status einer Spezialorgani­
sation hat, ist es daher erforderlich, das 
UNIDO-Amtssitzabkommen und die damit 
zusammenhängenden Abkommen nicht nur 
mit der selbständig gewordenen UNIDO, son­
dern auch mit den Vereinten Nationen neu 
abzuschließen. 

Bis zum Inkrafttreten dieser neuen Abkom­
men sollen durch den vorliegenden Noten­
wechsel die bestehenden, sich auf die Ämter 
der Vereinten Nationen beziehenden Abkom­
men in Gesetzesrang weiter sinngemäß ange-
wendet werden. 

. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Artikels 50 Absatz 2 Bundes­
Verfassungsgesetz zur Erfüllung des Staats­
vertrages nicht erforderlich. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 17. Juni 1986 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
11 .  Juni 1986 betreffend einen Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich und den 
Vereinten Nationen üper die Anwendbarkeit 
der Bestimmungen des bestehenden UNIDO­
Amtssitzabkommens und verwandter Abkom­
men zwischen der Republik Österreich und 
den Vereinten Nationen hinsichtlich der Ver­
einten Nationen für eine Interimsperiode bis 
zu deren Ersetzung durch endgültige Abkom­
men wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n  E i n s p r u c h zu erheben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. Juni 1986 betreffend einen Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich und der 
Organisation der Vereinten Nationen für 
Industrielle Entwicklung über die Anwend­
barkeit der Bestimmungen des bestehenden 
UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter 
Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und den Vereinten Nationen hinsicht­
lich der Organisation der Vereinten Nationen 
für Industrielle Entwicklung für eine Inte-
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Vorsitzender 

rimsperiode bis zu deren Ersetzung durch 
endgültige Abkommen (3140 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
7 .  Punkt der Tagesordnung: Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich und der 
Organisation der Vereinten Nationen für 
Industrielle Entwicklung über die Anwend­
barkeit der Bestimmungen des bestehenden 
UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter 
Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und den Vereinten Nationen hinsichtlich der 
Organisation der Vereinten Nationen für 
Industrielle Entwicklung für eine Interimspe­
riode bis zu deren Ersetzung durch endgültige 
Abkommen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Knal­
ler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Knaller: Durch die 
Umwandlung der Organisation der Vereinten 
Nationen für Industrielle Entwicklung 
(UNIDO) in eine internationale Organisation 
mit eigener Völkerrechtssubjektivität, die 
durch den Abschluß eines diesbezüglichen 
Abkommens mit den Vereinten Nationen nun­
mehr den Status einer Spezialorganisation 
hat, ist es erforderlich, alle bisher mit den 
Vereinten Nationen für die UNIDO geschlos­
senen Abkommen nunmehr mit der selbstän­
dig gewordenen UNIDO abzuschließen. 

Bis zum Inkrafttreten der neuen Abkom­
men mit der UNIDO sollen durch den vorlie­
genden Notenwechsel die bestehenden, sich 
auf die UNIDO beziehenden Abkommen in 
Gesetzesrang sinngemäß weiter Anwendung 
finden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Artikels 50 Absatz 2 Bundes­
Verfassungsgesetz zur Erfüllung des Staats­
vertrages nicht erforderlich. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 17. Juni 1986 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 .  Juni 1986 betreffend einen Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich und der 

Organisation der Vereinten Nationen für 
Industrielle Entwicklung über die Anwend­
barkeit der Bestimmungen des bestehenden 
UNIDO-Amtssitzabkommens und verwandter 
Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und den Vereinten Nationen hinsichtlich der 
Organisation der Vereinten Nationen für 
Industrielle Entwicklung für eine Interimspe­
riode bis zu deren Ersetzung durch endgültige 
Abkommen wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
11. Juni 1986 betreffend einen Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich, den Ver­
einten Nationen, der Organisation der Ver­
einten Nationen für Industrielle Entwicklung 
und der Internationalen Atomenergie-Orga­
nisation über die Anwendbarkeit der beste­
henden Abkommen betreffend gemeinsame 
Bereiche des Internationalen Zentrums Wien 
für eine Interimsperiode bis zu deren Erset­
zung durch endgültige Abkommen (3141 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
8. Punkt der Tagesordnung: Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich, den Ver­
einten Nationen, der Organisation der Verein­
ten Nationen für Industrielle Entwicklung 
und der Internationalen Atomenergie-Organi­
sation über die Anwendbarkeit der bestehen­
den Abkommen betreffend gemeinsame 
Bereiche des Internationalen Zentrums Wien 
für eine Interimsperiode bis zu deren Erset­
zung durch endgültige Abkommen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Knal­
ler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Knaller: Durch die 
Umwandlung der Organisation der Vereinten 
Nationen für Industrielle Entwicklung 
(UNIDO) in eine internationale Organisation 
mit eigener Völkerrechtssubjektivität, die 
durch den Abschluß eines diesbezüglichen 
Abkommens mit den Vereinten Nationen nun­
mehr den Status einer Spezialorganisation 
hat, ist es erforderlich, eine Reihe von 
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Knaller 

Abkommen zwischen Österreich, den Verein­
ten Nationen und der IAEO betreffend den 
gemeinsamen Amtssitzbereich im Internatio­
nalen Zentrum Wien unter Einbeziehung der 
selbständig gewordenen UNIDO abzuschlie­
ßen. 

Bis zum Inkrafttreten der neuen Abkom­
men sollen durch den vorliegenden Noten­
wechsel die bestehenden, mit den genannten 
Organisationen abgeschlossenen Abkommen 
in Gesetzesrang auch im Verhältnis zu der 
selbständig gewordenen UNIDO weiter sinn­
gemäß Anwendung finden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages die Erlassung von Gesetzen 
im Sinne des Artikels 50 Absatz 2 Bundes­
Verfassungsgesetz zur Erfüllung des Staats­
vertrages nicht erforderlich. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 17 .  Juni 1986 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den 
A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
11 .  Juni 1986 betreffend einen Notenwechsel 
zwischen der Republik Österreich, den Ver­
einten Nationen, der Organisation der Verein­
ten Nationen für Industrielle Entwicklung 
und der Internationalen Atomenergie-Organi­
sation über die Anwendbarkeit der bestehen­
den Abkommen betreffend gemeinsame 
Bereiche des Internationalen Zentrums Wien 
für eine Interimsperiode bis zu deren Erset­
zung durch endgültige Abkommen wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 11. Juni 1986 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Weinwirtschaftsgesetz auf­
gehoben, das Weingesetz 1985, das Bundesfi­
nanzgesetz 1986 und die Weinverordnung 
geändert werden (3132 und 3142 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
9. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Weinwirtschaftsgesetz aufgeho­
ben, das Weingesetz 1985, das Bundesfinanz­
gesetz 1986 und die Weinverordnung geändert 
werden. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Haas . 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Haas: Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Hohen Bundesrates! Durch diesen Gesetzes­
beschluß des Nationalrates sollen der Wein­
wirtschaftsfonds abgeschafft, die Förderungs­
ziele und Förderungsmaßnahmen im Weinge­
setz festgelegt sowie ein Beirat zur Beratung 
des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft in Angelegenheiten der Förderung der 
Weinwirtschaft geschaffen werden. Außer­
dem werden durch den Gesetzesbeschluß 
Erleichterungen für die Produzenten wie die 
Einschränkung der Vorführpflicht, die Redu­
zierung der Meldepflichten sowie der Verzicht 
auf die Auflage der Erntemeldungen vorge­
nommen. Weiters wird die Möglichkeit 
geschaffen, Wein, der nicht den österreichi­
schen Vorschriften, jedoch den Vorschriften 
des jeweiligen Importlandes entspricht, zu 
exportieren. 

N ach den Erläuterungen der Regierungs­
vorlage (973 der Beilagen) unterliegen von 
dem gegenständlichen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates die Bestimmungen des 
Abschnittes III (Änderungen des Bundesfi­
nanzgesetzes 1986) im Sinne des Artikels 42 
Absatz 5 Bundes-Verfassungsgesetz nicht 
dem Einspruchsrecht des Bundesrates. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 17.  Juni 1986 in Verhandlung 
genommen. Der Antrag des Berichterstatters, 
Einspruch zu erheben, wurde mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National-
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rates vom 1 1 .  Juni 1 986 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Weinwirtschaftsgesetz 
aufgehoben, das Weingesetz 1985, das Bun­
desfinanzgesetz 1986 und die Weinverordnung 
geändert werden, wird - soweit er dem Ein­
spruchsrecht des Bundesrates unterliegt -
mit der dem schriftlichen Ausschußbericht 
angeschlossenen Begründung Einspruch 
erhoben. 

Begründung 

zum vom Ausschuß für Land- und Forst­
wirtschaft beantragten Einspruch des Bun­
desrates gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 1 1 .  Juni 1986 betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Weinwirt­
schaftsgesetz aufgehoben, das Weingesetz 
1985, das Bundesfinanzgesetz 1986 und die 
Weinverordnung geändert werden. 

Am 4. September 1985 hat der Bundesrat 
einen begründeten Einspruch gegen das von 
den Bauern als schikanös empfundene Wein­
gesetz erhoben. Die meisten der Schikanen 
müssen nun zurückgenommen werden. 

Wie wenig Sorgfalt von der Bundesregie­
rung für die Vorbereitung dieser Reparatur 
des Weingesetzes aufgewendet wurde, ist 
daran zu ersehen, daß der - neuerlich ohne 
Begutachtungsverfahren - dem Ministerrat 
mit 53 Abänderungspunkten vorgelegte 
Gesetzentwurf 

schon vom Ministerrat selbst um drei Ände­
rungen ergänzt, 

im Landwirtschaftsausschuß neuerlich in 
33 Punkten abgeändert und schließlich 

im Plenum des Nationalrates zusätzlich in 
zwei Bestimmungen korrigiert werden mußte; 

dies alles, nachdem bekanntlich schon am 
29.  August des Vorjahres die damalige Regie­
rungsvorlage für das "strengste Weingesetz 
der Welt" im Nationalrat in 42 Bestimmungen 
abgeändert wurde. 

Nach wie vor beharren aber die Bundesre­
gierung und die Nationalratsfraktionen der 
Regierungskoalition auf der Beibehaltung der 
Banderole. 

Unerledigt bleiben vor allem auch jene flan­
kierenden Maßnahmen im Bereich der Wein­
wirtschaft, die bereits in der Begründung zum 
Einspruch gegen das Weingesetz 1985 ver­
langt wurden; denn durch die Novelle wird 
zwar der Weinwirtschaftsfonds aufgelöst, 

aber keine Vorsorge dafür getroffen, daß 
Maßnahmen zur Stabilisierung des Wein­
marktes die Situation der österreichischen 
Weinbauern verbessern und absichern. Auch 
steuerliche Entlastungen fehlen. 

Abzulehnen ist vor allem, daß die Länder 
gezwungen werden sollen, Regelungen über 
Ertragsbeschränkungen, wie die Festlegung 
von Hektar-Höchsterträgen und die Vor­
gangsweise beim Rebschnitt, zu erlassen, weil 
sie ansonsten vom Bund keine Förderungs­
mittel für die Weinwirtschaft erhalten. Eine 
solche Vorgangsweise ist zurückzuweisen. 

Aus all diesen Gründen erhebt der Bundes­
rat Einspruch gegen den im Titel zitierten 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates, soweit er 
dem Einspruchsrecht des Bundesrates unter­
liegt. 

Vorsitzender: Ich begrüße den inzwischen 
im Hause erschienenen Herrn Bundesmini­
ster für Land- und Forstwirtschaft Dr. Erich 
Schmidt (allgemeiner Beifall) und den Herrn 
Staatssekretär Ing. Gerulf Murer. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Leitner. Ich erteile ihm dieses. 

15.13 

Bundesrat Leitner (SPÖ, Kärnten) : Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Hoher Bundesrat! Wir haben 
heute eine Weinwirtschaftsgesetz-Novelle zur 
Behandlung stehen, und ich möchte sofort in 
diese Materie eingehen. 

Wie aus den Ausführungen des Berichter­
statters hervorgegangen ist, soll der Wein­
wirtschaftsfonds abgeschafft werden. Der 
Weinwirtschaftsfonds war ein ziemlich 
schwerfälliges Instrument, mit dem eigentlich 
niemand eine rechte Freude hatte. 

Jene Aufgaben, die der Weinwirtschafts­
fonds bis heute hätte durchführen sollen, wer­
den aufgrund dieser Novelle in zwei Teile 
geteilt, erstens die Beratung des Bundesmini­
sters, zweitens die Werbung und die Marke­
tingmaßnahmen. Zu diesen beiden Punkten 
ist im neuen Gesetz vorgesehen, daß zu Punkt 
1 ein Beirat zur Beratung des Bundesmini­
sters eingerichtet werden wird. Dieser Beirat 
soll sich zusammensetzen erstens aus Wein­
bauern, zweitens aus Vertretern der politi­
schen Parteien aus den Ländern, die von der 
Weinwirtschaft betroffen sind, drittens aus 
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Leitner 

Leuten des Bundesministeriums und dann 
noch aus Personen, die in der Weinwirtschaft 
tätig sind. Diese werden dem Beirat angehö­
ren und für die Beratung des Bundesministe­
riums zur Verfügung stehen. 

Zu Punkt 2, Werbung und Marketing - was 
ja der Weinwirtschaftsfonds hätte machen 
sollen -, sieht das Gesetz vor, nicht der Bun­
desminister wird es machen, sondern er wird 
ein privates Unternehmen damit betrauen. 
Damit, glaube ich, werden in Zukunft Wer­
bung und Marketing im Sinne der Weinbau­
ern und der ' in der Weinwirtschaft Tätigen 
sicherlich beweglicher und effizienter gestal­
tet werden. 

Die vorliegende Novelle zum österreichi­
schen Weingesetz sieht folgende Erleichterun­
gen für die Weinbauern vor: 

Erstens den Wegfall verschiedener Melde­
pflichten. So zum Beispiel fällt die Verpflich­
tung zur Meldung der Abfüllung von Quali­
tätswein drei Tage vor der Abfüllung weg, 
statt dessen gibt es nur mehr Stichproben. 

Dann fällt weg die lückenlose Kontrolle des 
Lesegutes, die Vorführung gibt es nur mehr 
bei Prädikatsweinen, hinsichtlich des übrigen 
Lesegutes nur mehr Stichproben. 

Die Leseabsichtsmeldungen fallen weg, 
außer beim Prädikatswein. Auf die Auflage 
der Daten der Ernte zur öffentlichen Einsicht 
wird verzichtet. Qualitätswein muß nur mehr 
einmal untersucht werden, und zwar, bevor er 
offen verarbeitet oder in Flaschen abgefüllt 
und exportiert wird. 

Was den Zuckerzusatz betrifft, haben wir 
uns nun den EG-Normen angepaßt, und es ist 
nunmehr ein Zusatz bis zu 4,5 Kilogramm 
Zucker erlaubt. 

Was den Zusatz von schwefeliger Säure 
betrifft, haben wir das österreichische Wein­
gesetz nun an die EG-Regelung angepaßt. 

Was die Spätlese betrifft, so darf diese 
bereits am 1 .  März des folgenden Jahres in 
den Verkehr gebracht werden. 

Weiters sind alle Anträge, Bestätigungen 
und Bescheinigungen von der Stempelgebühr 
befreit. 

Es gibt aber auch im Zuge dieser Novellie­
rung des Weingesetzes Verschärfungen, und 
zwar wurde beim Einsatz von Traubenvollern­
tern die Kontrolle im Weingarten neben der 

Vorführung des Lesegutes zwingend vorge­
schrieben. 

Die Lese von Trauben, aus denen Prädi­
katswein gewonnen werden soll, muß am 
Tage der Lese gemeldet werden. 

Untersuchungen von Wein bezüglich Verfäl­
schungsmittel müssen durchgeführt werden. 

Der Transport von Wein und von Kelter­
trauben wird scharf überwacht, man braucht 
dazu amtliche Transportbescheinigungen. 

Die Banderole wird eingeführt, auch für 
versetzte Weine. 

Aus diesen Punkten, die ich jetzt angeführt 
habe, geht hervor, daß jene Teile des Weinge­
setzes, die von der Weinwirtschaft und von 
den Weinbauern kritisiert worden sind, besei­
tigt wurden. Bei Gesprächen mit Weinbauern 
und Leuten aus der Berufsvertretung wurde 
mir gesagt, daß dieses österreichische Wein­
gesetz annehmbar und auch exekutierbar und 
das Gesetz an sich in Ordnung ist. Das sagte 
mir sogar ein Angehöriger der Berufsvertre­
tung in der Landwirtschaftskammer, mit der 
ich ja öfters zu tun habe. 

Unverständlich erscheint mir deshalb die 
Ablehnung des Bauernbundes und der Volks­
partei, die diesem Gesetzesantrag die Zustim­
mung nicht erteilen will. Ich glaube, wenn das 
Gesetz den Weinbauern und der Weinwirt­
schaft positive Sachen bringt, so müßte auch 
die Partei, die immer vorgibt, die Bauern zu 
vertreten, damit einverstanden sein. Die 
Volkspartei, glaube ich, ist nur aus rein par­
teipolitischen Überlegungen nicht einverstan­
den, gibt jedoch vor, dies geschehe aus ande­
ren Überlegungen heraus. 

Wir Sozialisten stehen zu diesem Weinge­
setz und bringen deshalb folgenden Antrag 
ein: 

Antrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 1 .6 . 1986 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Weinwirtschaftsgesetz auf­
gehoben, das Weingesetz 1985, das Bundesfi­
nanzgesetz 1986 und die Weinordnung geän­
dert werden, wird kein Einspruch erhoben. 
(Beifall bei der SPÖ.) 15.21 

Vorsitzender: Der von den Bundesräten 
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Vorsitzender 

Leitner und Genossen eingebrachte Antrag, 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates, soweit er dem Einspruchsrecht 
des Bundesrates unterliegt, keinen Einspruch 
zu erheben, ist genügend unterstützt und 
steht demnach zur Verhandlung. 

Weiters zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Wilfing. Ich erteile ihm dieses. 

1 5.22 

Bundesrat Wilfing (ÖVP, Niederösterreich) : 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bun­
desminister! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren des Hohen Bun­
desrates! Ich darf, bevor ich auf meine eigent­
lichen Ausführungen eingehe, meinem Vor­
redner, Herrn Bundesrat Leitner, antworten. 
Es sind vor allem die Weinbauern, die sich 
gegen diese Gesetze aussprechen, da sie nicht 
jene Konsequenzen tragen können, die mit 
diesen beiden Weingesetzen, ob es die Wein­
gesetznovelle 1985 im September ist oder die 
Gesetzesnovelle, die wir heute hier im Bun­
desrat, in der Länderkammer , behandeln, ver­
bunden sind. Die ÖVP und der Bauernbund 
unterstützen diesen Einspruch. (Bundesrat 
S t e  i n 1 e: Das stimmt nicht ganz!) Das ist die 
Wahrheit. 

Als 9. Punkt der Tagesordnung, meine sehr 
geehrten · Damen und Herren, stehen nun in 
der Länderkammer des Parlaments die Wein­
gesetznovelle 1985 und das Weinwirtschafts­
gesetz zur Debatte und zur Abstimmung. 
(Bundesrat S c  h a  c h n e r: Aber vertreten 
werden sie doch von der ÖVP im Hause, die 
Steuerhin terzieher!) 

Es ist dies die dritte Weingesetznovelle in 
der Länderkammer, die innerhalb eines Jah­
res behandelt wird, und von diesen drei 
Gesetznovellen wurde die zweite, die Novelle 
zum Weingesetz 1985, am 4. September des 
Vorj ahres vom Bundesrat mit Mehrheit abge­
lehnt, und so wird auch - und das darf ich 
vorwegnehmen - die dritte Novelle abge­
lehnt werden. 

Die Weinhauer bedauern diese Entwicklung 
in der Frage des Weingesetzes. Die Wein­
hauer und die Bundesräte der ÖVP-Fraktion 
konnten im September 1 985 der Novelle nicht 
die Zustimmung geben und fordern auch 
heute die Ablehnung des vom Nationalrat am 
1 1 .  Juni mit Mehrheit beschlossenen Weinge­
setzes. 

Der Herr Berichterstatter hat schon ausge­
führt, einige flankierende Maßnahmen im 
Bereich der Weinwirtschaft fehlen, auch in 

der Frage der Banderole konnte keine 
gemeinsame Lösung gefunden werden. Es 
mag mehr als ein Zufall sein, daß es morgen, 
am 20. Juni, genau ein Jahr her ist, daß das 
Weingesetz 1961 novelliert wurde, und zwar 
einstimmig. Das steht, wie ich schon 
erwähnte, im Gegensatz zu dem nun zur Ver­
handlung stehenden Weingesetz 1 985.  

Die Novelle, die am 20.6 des Vorjahres von 
beiden Fraktionen im Bundesrat bejaht 
wurde, sollte, so glaubte man - alle Diskus­
sions- und Debattenredner im Vorjahr haben 
das ja erwähnt -, einige Jahre Geltung 
haben und im besonderen dem Ansehen des 
österreichischen Qualitätsweins im In- und 
Ausland dienlich sein. (Bundesrat S c  h i -
p a n  i: Aber leider gibt es 34 Pantscher!) Man 
wußte bereits, Herr Kollege Schipani, Ende 
Juni über den Weinskandal Bescheid. Natür­
lich waren damals die Auswirkungen und die 
Größenordnungen des Skandals nicht ganz 
erkennbar. Aber mit den Bestimmungen die­
ses einstimmig beschlossenen Gesetzes vom 
20. Juni des Vorjahres wäre die Bereinigung 
dieses Weinskandals, das Ausschalten der in 
den Weinskandal verwickelten Betriebe, ob in 
der Weinhauerschaft oder im Weinhandel, 
möglich gewesen. 

Ich habe schon vor einem dreiviertel Jahr 
darauf hingewiesen, daß die Weinkontrolle 
durch die Bundeskellereiinspektoren weder 
bei den Weinhauern noch beim Weinhandel 
ordnungsgemäß durchgeführt wurde. (Bun­
desrat S c  h i p a ni: Die 26 konnten doch nicht 
überall sein!) 

Als die Weinsteuer 1 970 abgeschafft wurde 
und die Bestandsaufnahme bei den Betrieben 
und in den Kellern wegfiel, hätte man über 
die Weinaufsicht diese Kontrollen verstärkt 
durchführen müssen. Das geschah jedoch 
nicht. (Bundesrat S c  h i p a n i: Deshalb 
wurde gepantscht!) Deshalb sind die Weinauf­
sicht und jene, die verantwortlich waren, wie 
das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft, der damalige Minister Haiden, 
mitschuldig am Weinskandal und an der Situ­
ation, in der sich die österreichische Wein­
wirtschaft derzeit befindet. (Bundesrat 
S c  h ip a n  i: Weil die einen pantschen, ist der 
Minister schuld! Das ist eine Moral!) 

Ein Jahr nach dem Weinskandal und des­
sen Auswirkungen muß jedem klar sein, daß 
man Weinpantscherei nicht verniedlichen 
darf und auf das schärfste verurteilen muß -
die Gerichtsurteile bestätigen dies ja -, und 
man muß als Weinhauer wirklich froh sein, 
daß man diesen Betrügern das Handwerk 

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)74 von 102

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 477 . Sitzung - 19. Juni 1986 20085 

Wilfing 

legen und sie einer gerechten Strafe zuführen 
konnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Auswirkungen des österreichischen 
Weinskandals waren wesentlich stärker: 
Rückgang des Inlandsverbrauches laut einer 
IFES-Umfrage um die 7 Prozent, fast der 
gesamte Weinexport ist zum Erliegen gekom­
men, auch das internationale Echo war in sei­
nen Auswirkungen wesentlich stärker als 
beim Weinskandal in Italien, obwohl, wenn 
man den Meldungen der Presse Glauben 
schenken darf, insbesondere die gesundheitli­
che Gefährdung und Schädigung bei diesen 
Pantschereien in Italien größer waren als bei 
uns. 

Man kann sagen, daß ein Körnchen Wahr­
heit in dem Vergleich liegt, welchen Unter­
schied es bei den gepantschten Weinen gibt: 
Der gepantschte österreichische Wein war 
frostsicher, der gepantschte italienische Wein 
in größerer Menge todsicher. 

Welche Gründe könnten hiefür, wenn ich 
an den österreichischen und an den italieni­
schen Weinskandal denke, maßgeblich gewe­
sen sein? - Gewisse Kräfte auf dem interna­
tionalen Weinmarkt und besonders auch 
internationale Medien könnten Aversionen 
gegen Österreich haben; verschiedene Vor­
kommnisse in den letzten Wochen und Mona­
ten unterstreichen diese Vermutung. Also 
nimmt man den Weinskandal, um nicht nur 
unserer Weinwirtschaft, sondern um Öster­
reich zu schaden. 

Oder zweitens: Obwohl die österreichischen 
Weinhauer nur eine verschwindende Größe 
auf dem internationalen Weinmarkt darstel­
len, befürchtete man, daß die hohe Qualität 
des österreichischen Weines eine Konkurrenz 
darstellt, und man hat diesen Skandal dazu 
benutzt - extrem überzeichnet - ,  eine 
lästige Konkurrenz loszuwerden beziehungs­
weise dieser zumindest zu schaden. 

Nur: Eines war falsch, und das zeigt sich in 
den Auswirkungen: Man soll sich von keinen 
Emotionen treiben lassen. (Bundesrat S c  h i -
p a n  i: Aber auch nicht übertreiben!) 

Man wäre seitens der Bundesregierung gut 
beraten gewesen, besonders Minister Haiden, 
hätte man nicht angekündigt, das "strengste 
Weingesetz der Welt" zu schaffen. (Bundesrat 
S c  h i p a n i: Das habt ihr ja alle selber wol­
len!) 

Als Reaktion - und ich sage auch "falsche 

Reaktion" - auf die berechtigten Vorwürfe 
der Weinhauer an den damaligen Minister 
Haiden, er hätte in der Exekution des Weinge­
setzes, in der Durchführung der Kontrolle 
versagt - wo wir doch in Österreich, wie ich 
schon ausführte, ein brauchbares Weingesetz 
hatten, und das wußte Minister Haiden -, hat 
Minister Haiden falsch reagiert, ist den Weg 
nach vorne angetreten, und wir stehen nun 
vor diesem Dilemma. 

Vor allem hätte man mit den gewählten 
Interessenvertretern der österreichischen 
Weinwirtschaft über die Möglichkeiten ver­
handeln und einen gemeinsamen Weg suchen 
müssen, wie man das Ziel, Ehrlichkeit und 
Ordnung in die österreichische Weinwirt­
schaft zu bringen, e.rreichen kann, wie man 
konsequent vorgehen sollte. 

Die Zielvorstellung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, war ja  bei allen die glei­
che. Nur wie man dieses Ziel erreichen kann, 
darüber gab und gibt es auch heute Auffas­
sungsunterschiede. Auch wir Weinhauer leh­
nen die Herstellung von Kunstwein entschie­
den ab; das ist doch eine Existenzfrage für 
uns Weinhauer. Wir fordern j a  schon seit 
Jahrzehnten geeignete Maßnahmen, eine ent­
sprechende . Kontrolle und auch wesentlich 
stärkere Bestrafung für solche Gauner. 

Wir wissen doch, daß Millionen und Aber­
millionen Liter Kunstwein hergestellt wur­
den, und die haben doch zusätzlich die Preise 
der Weine so gedrückt, daß die Einnahmen 
für die Weinbauern katastrophal waren. 

Warum hat man jedoch diesen Betrieben 
nicht schon vor Jahren das Handwerk gelegt, 
bevor der Schaden so groß wurde? Es war, 
glaube ich, der falsche Weg, Beamte des Mini­
steriums in die europäischen Weinbauländer 
zu schicken, um die Weingesetze dieser Län­
der zu studieren und die strengsten Bestim­
mungen aus den jeweiligen Weingesetzen 
herauszunehmen, ohne sich die Gesamtsitu­
ation des Weinbaus der betreffenden Länder 
im Vergleich zu Österreich anzusehen: Wie ist 
dort die Weinmarktlage? Wie sind die steuerli­
chen Fragen geregelt? Wie schauen die Kon­
sumgewohnheiten in diesen Ländern aus? 

Vor allem aber hätte Minister Haiden wis­
sen müssen, was man dem österreichischen 
Weinbauern abverlangen und zumuten kann, 
der sich berechtigt schuldlos am Weinskandal 
fühlt. Er nahm Bestimmungen in das Weinge­
setz 1985 auf, die die Weinhauer beim besten 
Willen nicht erfüllen können. Will man aus 
den Weinbauern Bürokraten oder vielleicht 
gar Gesetzesbrecher machen? 
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Wenn ich an die Debatte vom 1 1 .  Juni 
zurückdenke und mir die Wortmeldungen der 
Abgeordneten Pfeifer und Peck von der sozia­
listischen Fraktion im Nationalrat und die des 
Abgeordneten Hintermayer von der Freiheit­
lichen Partei ansehe, so habe ich fast die Ver­
mutung, die kleinen und mittleren Weinhauer 
wären ein Dorn im Auge und man wolle sie 
irgendwie ausschalten. Hier wurde immer 
wieder erklärt, man wolle gegen die Schwarz­
verkäufer von Wein, gegen die Kunstweinher­
steHer dementsprechende Maßnahmen set­
zen, und man brachte diese in Vergleich mit 
den Weinbauern. Man will, glaube ich, diese 
kleinen und mittleren Betriebe mit mehr 

. Arbeit und mit mehr Bürokratismus belasten 
und ihnen dadurch den Weinbau vermiesen. 
(Bundesrat S t e i n  1 e: Das stimmt ja gar 
nicht!) Das ist die Realität! Erkennen im 
besonderen Sie , Herr Minister, als Verant­
wortlicher für den österreichischen Weinbau 
die Situation! 

Wir haben als Interessenvertreter des 
Weinbaus - und hier möchte ich wieder 
zurückschauen - und als ÖVP-Fraktion im 
Parlament Minister Haiden am 29. August im 
Nationalrat, am 4. September im Bundesrat, 
am 24. September im Nationalrat und seither 
in einigen Fragestunden im Nationalrat und 
im Bundesrat aufgefordert, von den schikanö­
sen und unsinnigen Bestimmungen, welche 
.die Absichtsmeldung bei Lese und AbfüHung, 
die Erntemeldung und so weiter klarstellen, 
abzugehen. 

Es hat schon Bundesrat Leitner dankens­
werterweise alles aufgezählt. Erinnern wir 
uns zurück: Er war aber immer strikte dage­
gen, er hat alle Vorschläge abgelehnt, er hat 
nur immer wieder stereotyp erklärt: Die 
Weinhauer werden mir noch dankbar dafür 
sein. Wie sieht das nun aus, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren? 

Auch bei den Veranstaltungen - ich war 
bei einigen dabei - hat Minister Haiden 
immer wieder alle, die die Bestimmungen des 
Gesetzes kritisiert haben, in einen Topf 
geworfen und gesagt: Ihr wollt weiter 
Schwarzwein verkaufen, ihr wollt weiter 
Kunstwein herstellen! (Bundesrat S c  h i -
p a n  i: Ja, das ist naheliegend!) 

Er hat aber trotzdem jetzt nachgegeben. 
Aber nicht der politische Druck, sondern der 
Druck der Weinhauer war es, der dieses Nach­
geben bewirkte. Ohne näher darauf eingehen 
zu wollen, nenne ich nur die Orte Nickelsdorf 
und Klingenbach im Burgenland Drasenho­
fen, Berg, Kleinhaugsdorf, Krems und Tulln 

in Niederösterreich und Spielfeld in der 
Steiermark, wo die Weinhauer Grenzblocka­
den und Brückenbesetzungen durchführten 
(Zwischenruf des Bundesrates S c  h i p a n i )  
und wo wir Interessenvertreter des Weinbaus 
uns einschalten mußten, damit es nicht zu 
Ausschreitungen kam, eine zeitgerechte 
Beendigung der Blockade möglich war und 
keine größeren Störungen der Bevölkerung 
und der Wirtschaft erfolgten. 

Diesem Druck und dem Bemühen der Ver­
handler von seiten der Weinhauerschaft 
beziehungsweise der Bauernschaft Präsident 
Ing. Derfler, Präsident Schwarzböck und Prä­
sident Stadlmann war das zu verdanken. Die 
Weinhauer sind diesen Männern dankbar. 
Diesen Männern gebührt das Verdienst, daß 
von 16 Abänderungsvorschlägen 14,5 durchge­
setzt wurden. Nur an der Erhöhung der Auf­
besserungsgrenze bei Weißwein auf 19 Grad 
- das ist sicherlich keine Fahnenfrage - und 
an der Banderole scheiterte eine gemeinsame 
Lösung, die der total zerfahrenen Situation 
eine positive Wendung gegeben hätte. 

Die Weinhauer lehnen die Banderole nicht 
ab, weil sie die Kontrolle fürchten - ja wir 
fordern sogar Kontrolle -, sondern weil diese 
Banderole mit wesentlicher Mehrarbeit und 
dadurch mit erhöhten Kosten verbunden ist. 
Die Banderole ist im Gegensatz zum Kontroll­
nummernsystem auf dem Etikett oder der 
Flaschenkapsel, welches bei den Verhandlun­
gen von den Vertretern des Weinbaus gefor­
dert wurde, das für die Weinhauer aufwendig­
ste und arbeitsintensivste und auch für die 
Weinliebhaber teuerste System. Denn letzt­
endlich muß das ja  jemand bezahlen. 

Wir lehnen die Banderole ab, weil sie nicht, 
wie Minister Haiden fälschlicherweise 
behauptet, für die Qualität des Weines von 
Bedeutung ist. Sie ist auch nicht, wie man 
annimmt, für die Mengenkontrolle geeignet. 
Vor allem aber bringt die Banderole bürokra­
tische Arbeit und, sollte sie nur für eine halb­
wegs gute Mengenkontrolle dienlich sein, 
Mehrarbeit im Keller, bei den Aufzeichnun­
gen, die der Weinhauer nicht machen kann, 
auch wenn er noch so willens ist. 

Denn, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ohne Aufzeichnung der fortlaufenden 
Nummern im Kellerbuch wird es keine 
genaue oder auch nur halbwegs genaue Men­
genkontrolle geben. Wenn dies aber verlangt 
wird, braucht schon ein Kleinbetrieb, der 
selbst vermarktet, einen hauptberuflichen 
Buchhalter. Oder der Weinhauer muß selbst 
die Aufzeichnungen führen. Nur: Wann? Bei 
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Tag hat er keine Zeit, und am Abend ist er 
garantiert zu müde, um diese Arbeiten durch­
zuführen. Wir Weinhauer wollen im Weingar­
ten und im Keller arbeiten, nicht im Büro! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Auch das Argument, man braucht die Ban­
derole, um den Weg des Weines über die Fla­
sche bis zum Abfüller zurückverfolgen zu kön­
nen, entspricht nicht der Wahrheit. Denn laut 
Weingesetz, das wir vor etwa einem Jahr -
morgen ist es genau ein Jahr - beschlossen 
haben, muß jede mit Wein gefüllte Flasche, 
die in den Verkehr gebracht wird, ein Etikett 
tragen. Auf diesem müssen der Name des 
Abfüllers, seine Adresse, die Qualitätsgruppe, 
der Alkoholgehalt in Prozenten, die Restzuk­
kermenge und ob trocken oder süß angegeben 
werden. Diese Etikette könnte auch die vom 
Weinamt anzugebende Kontrollnummer tra­
gen. Sie würde die gleiche Kontrollfunktion 
haben wie die Banderole, nur käme sie weit­
aus billiger. (Bundesrat S c  h i p a n i: Die sie 
in jeder Druckerei machen können!) 

Wir sagen ja  zum Weinamt und natürlich ja 
zum Transportschein, nur muß dieser gebüh­
renfrei sein. Die Weinämter sind notwendig, 
weil man den Weg des Weines über den 
Transportschein und im besonderen auch die 
Qualität des Weines überprüfen kann. 

Eine noch sinnvollere Kontrolle, um das 
Ziel von mehr Ehrlichkeit im Weinbau zu 
erreichen, viel sinnvoller als Banderole, Kon­
trollnummer oder Kontrollkapsel, wäre, die 
Weinaufsicht in dem Sinne zu verstärken, daß 
zweimal im Jahr - das ist schon Gesetz und 
wird nicht abgelehnt - ,  am 30.  November und 
30. Juni, Bestandsmeldungen und bei jenen 
Weinhauern, die keinen Wein zukaufen, 
Bestandsaufnahmen in den Kellern durch die 
Weinaufsicht durchgeführt werden. Das 
würde zu einer fast lückenlosen Kontrolle 
führen. Bei Zukäufen von Wein - dies ersieht 
man aus den Meldungen in den Weinämtern 

müßte permanent überprüft werden. 
Dadurch gäbe es auch hier keine Möglichkei­
ten für Pantschereien und für Schwarzver­
käufe. 

Welche Vorteile hätte diese aktive Kon­
trolle sogar gegenüber der passiven Kontrolle 
durch die Bürokratie? - Alle Weine würden 
sensorisch geprüft, und Weine, die nicht ent­
sprechen, würden einer Analyse unterzogen 
und als Konsumwein aberkannt werden. Das 
heißt, wenn kein schlechter Wein im Faß ist, 
wird er auch nicht in die Flasche kommen 
und kann er auch nicht auf dem Markt ange­
boten werden. Das würde dem Ansehen der 

österreichischen Weine sicherlich mehr nüt­
zen als schlechte Weine, banderolenverziert. 
(Zwischenruf des Bundesrates S c  h i p a n i.) 

Banderolen machen den Wein nicht besser, 
im besonderen dann nicht, wenn sie auf allen 
Flaschen, die Wein beinhalten, angebracht 
werden müssen. Das gibt es in keinem Wein­
land der Welt! Dort, wo Banderolen verwendet 
werden, gelten sie als besonderes Qualitäts­
merkmal. Das ist teilweise so in Italien. Und 
auch die Flaschenkapsel in Frankreich, diese 
Steuerkapsel, wird nur für besondere Weine, 
für die Weine der appellation controlee, ver­
wendet. 

In ganz kurzer Zeit werden dies die Wein­
trinker erkennen. Die Aussagen des Ministers 
Haiden, Banderolen dienen der Qualität, wer­
den Lügen gestraft werden, und man wird 
sehen, daß sie nicht der Wahrheit entspre­
chen. Und das sollten wir verhindern, Herr 
Minister, meine Damen und Herren. 

Aus all diesen Gründen fordern die Wein­
hauer neue Verhandlungen über das Weinge­
setz und über die Frage der sinnvollsten Kon­
trolle. (Bundesrat S c  h i p a n i: Die Weinbau­
ern wissen es, die anderen nicht!) 

Man argumentiert damit, das würde sehr 
hohe Kosten verursachen. Wir aber wissen, 
daß nicht die Kontrollnummer, sondern die 
Banderole Dienstpostenvermehrungen bei 
den Bezirkshauptmannschaften von 60 bis 80 
Dienstnehmern zur Folge hätte. Andernfalls 
würde man mit einem Viertel auskommen; 
und als Rest würde genügen, wenn man für 
die Weinaufsicht die Mostwäger einsetzen 
würde. Ich bin überzeugt davon, daß das nicht 
wesentlich teurer, aber wesentlich sinnvoller 
und im besonderen den Weinhauern und auch 
den Weinliebhabern entscheidend zum Vorteil 
gereichen würde . (Bundesrat S c  h ip a n i: 
Die Zuckersäcke sind schon im Weingarten 
gestanden!) 

Wir brauchen eine Kontrolle und erkennen 
die Notwendigkeit hiefür besonders im Inter­
esse der Weinhauer und der Weinliebhaber. 
Wir werden selbstverständlich diesem Wein­
gesetz nicht die Zustimmung geben, sondern 
wir werden dem Antrag des Landwirtschafts­
ausschusses auf Einspruch die Zustimmung 
geben. 

Ebenso große Bedeutung, meine Damen 
und Herren, wie das Weingesetz hat für uns 
Weinhauer das Weinwirtschaftsgesetz. Wir 
haben nichts gegen eine neue Namensge­
bung, egal, ob das "Weinwirtschaftsfonds" 
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oder "Beirat für Weinmarketing" heißt. Wir 
hatten bisher die Sorge und werden diese 
auch - davon bin ich überzeugt - in Zukunft 
haben, ob genügend Geld vorhanden sein 
wird und dieses Geld für den österreichischen 
Weinbau dienlich eingesetzt wird. (Bundesrat 
S c  h i p a n i: So viel hätten wir gar nicht in 
Österreich, als Sie brauchen!) 

Der Weinwirtschaftsfonds wurde aufgelöst. 
Es werden nun große Anstrengungen, aber 
auch Geldmittel notwendig sein, um durch 
Werbemaßnahmen dem österreichischen 
Wein jenes Ansehen wieder zu geben, das er 
hatte, um im Inland, vor allem aber auf dem 
ausländischen Markt die kommenden Wein­
ernten wieder verkaufen zu können. Denn 
derzeit - ich habe es schon erwähnt - ist der 
Weinkonsum im Inland rückläufig, und zwar 
um 7 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Im Vor­
j ahr hatten wir zirka einen Monatsverbrauch 
von 230 000, heuer einen 214 000 Hektoliter. 
(Bundesrat S c  h i p a n i: Und warum ? Infolge 
eurer Verhaltensweise!), 

Ein bescheidener Anfang war die Veran­
staltung der VINQV A, die vergangene Woche 
in Wien abgehalten wurde. Ich darf den Ver­
anstaltern, der Messe AG, für die Durchfüh­
rung der Weinpräsentation, die mit Weinen 
aus dem In- und Ausland beschickt wurde, 
danken. Es war ein gutes Beginnen, und man 
hörte ein positives Echo. Es könnte das Image 
des österreichischen Weines verbessern hel­
fen. 

Es geht aber in Zukunft nicht nur vorrangig 
um Werbung, sondern auch um Stabilisierung 
des österreichischen Weinmarktes. Das wird 
in Zukunft sicherlich eine wesentliche Auf­
gabe für diesen Beirat sein. 

Ich habe schon erwähnt, daß der Inlands­
konsum zurückgegangen ist. Aber auch der 
Weinexport, der ja bis 1985 450 000 bis 500 000 
Hektoliter ausgemacht hat, ist fast zum Erlie­
gen gekommen. Das heißt, eine Ernte von 3 
bis 3,5 Millionen Hektolitern würde schon ein 
Überangebot bei der Lese auf dem Trauben­
markt und später auf dem Jungweinmarkt 
bringen. Wenn das eintritt - und der Trau­
ben- beziehungsweise Weinpreis sinkt, sagen 
wir auf 5 S bei Trauben und auf 8 S bei Wein 
- ,  müßten Maßnahmen zur Stabilisierung 
von diesem Beirat, oder wie immer diese Ein­
richtung heißt, getroffen werden. 

Welche Aussichten haben wir, was die heu­
rige Traubenernte betrifft? Bis vor wenigen 
Tagen hat man geglaubt, sie wird vielleicht 
nicht so gut sein, da eine Kältewelle vorige 

Woche besonders die Blüte im Burgenland 
beeinträchtigt hat, wo einige Sorten, so zum 
Beispiel Muskat-Qttonel oder Neuburger mög­
licherweise Verrieselung haben. Diese Woche 
war Blüte in Niederösterreich, und es ist 
damit zu rechnen, wenn man in die Weingär­
ten hineinschaut und sieht, daß sie sehr gut 
verblüht haben, daß eine mittlere bis sehr 
gute Weinernte bezüglich der Quantität zu 
erwarten ist. (Bundesrat S c  h ip a n i: Muß 
man das gottergeben zur Kenntnis nehmen ? 
Früher hat es das Ausbrocken gegeben! Das 
gibt es heute nicht mehr!) Ja selbstverständ­
lich, es sind schon sehr viele Weinhauer, die 
das tun und sich auch danach richten. Ich bin 
überzeugt davon, daß es dementsprechende 
Maßnahmen in der Grünarbeit geben wird, 
um hier regulierend und im besonderen quali­
tätsfördernd einzugreifen. (Bundesrat S c  h i -
p a n  i: Mit 4,5 Kilo Zucker!) 

Es ist wichtig, daß Stabilisierungsmaßnah­
men ergriffen werden. Denn erst wenn genü­
gend Wein von guter Qualität auf Lager liegt, 
können wir diese Weine anbieten, und dazu 
sind eben Lager notwendig, und dazu ist auch 
das Tanklager Wolkersdorf geschaffen wor­
den. 

Werben können wir dann für diese Weine 
auf Auslandsmärkten und diese Auslands­
märkte wieder erobern. Dazu hätte es aber 
sicherlich keiner Auflösung des Weinwirt­
schaftsfonds bedurft, man hätte diesen nur 
effizienter gestalten müssen. (Bundesrat 
L e i  t n e r: Der war ineffizient!) Er hätte mehr 
Geld und weniger Bürokratie beziehungs­
weise weniger Vetorecht erhalten sollen. 

Kollege Leitner hat richtig erkannt, warum 
der Weinwirtschaftsfonds seine Aufgabe in 
den vergangenen eineinhalb Jahrzehnten ' 
nicht entsprechend durchführen konnte: 
Wenn vier Sozialpartner das Vetorecht haben, 
wenn drei Bundesministerien das Vetorecht 
haben, weil sie unterzeichnen müssen, so bin 
ich überzeugt davon, daß rasche Maßnahmen 
überhaupt nicht möglich sind; man kommt bei 
guten und richtigen Maßnahmen immer wie­
der zu spät. Deshalb müßte hier wesentlich 
effizienter gehandelt werden. 

Die Weinbauern zahlen in Zukunft über die 
Bodenschutzabgabe - das ist allen bekannt 
- in diesen Fonds beziehungsweise in den 
Beirat Millionen von Schillingen ein. Deshalb 
müßte es eine Selbstverständlichkeit sein, 
daß Vertreter der Weinhauer in diesem Fonds 
mitreden und mitentscheiden können, ja ich 
möchte sagen, hauptentscheiden können, wel­
che Aktionen durchgeführt werden sollen 
oder nicht. 

'. 

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 102

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 477. Sitzung - 19.  Juni 1986 20089 

Wilfing 

Der Beirat oder der Fonds hätte auch kei­
ner anderen Zusammensetzung bedurft als 
der Weinwirtschaftsfonds. 

Es soll nicht darum gehen, wer in diesem 
Beirat vertreten ist oder welcher politischen 
Partei er angehört, sondern darum, wer den 
österreichischen Weinbauern beziehungs­
weise der österreichischen Weinwirtschaft 
Österreichs helfen soll, durch geeignete Maß­
nahme ihre wirtschaftliche Existenz abzusi­
chern; dafür hätte die Zusammensetzung des 
Weinwirtschaftsfonds völlig genügt. 

Auch wenn dem Beirat 60 Millionen plus 
ungefähr 20 Millionen aus der Bodenschutz­
abgabe, also insgesamt 80 Millionen Schilling 
an Geldmitteln, in der kommenden Zeit zur 
Verfügung stehen, wird das in den nächsten 
Jahren trotzdem zuwenig sein, wenn nicht 
schon, wie ich bereits erwähnte, nach der heu­
rigen Ernte. (Bundesrat S c  h i p a ni: Wo ist 
nicht zu wenig, wo ist denn schon genug?) 

Deshalb kommt dem Anbot des Landes Nie­
derösterreich, 20 Millionen Schilling für den 
Fonds, für den Beirat bereitzustellen, glaube 
ich, schon sehr große Bedeutung zu. Das Land 
Niederösterreich wird sicherlich Mittel zur 
Verfügung stellen. Ich hoffe, daß die Verhand­
lungen in den nächsten Tagen abgeschlossen 
sein werden; zurzeit schaut es so aus, als 
würde man diese 20 Millionen nicht anneh­
men. Sicherlich verbindet man aber damit die 
Forderung nach Stabilisierung und daß die 
sozialpartnerschaftliehe Besetzung in der 
Organisation garantiert sein muß. Es muß 
natürlich garantiert werden, daß dieses Geld 
für Lageraktionen und für Interventionskäufe 
zur Verfügung gestellt wird. (Bundesrat 
S c  h ip a n i: Wo steht das geschrieben, daß es 
sein muß?) 

. 

Ich glaube, diesen Weg sollten wir gehen. 
Erst wenn die Dotierung des Fonds jene Höhe 
erreicht hat, daß man auf ihm die zwei Säulen 
Werbung und Stabilisierung aufbauen kann, 
kann er seine Aufgabe erfüllen, das heißt, mit 
mehr Geld und weniger Vetorecht dem öster­
reichischen Weinbau zu dienen. (Stellvertre­
tender Vorsitzender Dr. S c  h a  m b  e c k 
übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Der Weinbau ist ein Teil der Landwirt­
schaft. Deshalb ist er auch allen Bereichen 
der Landwirtschaft gleichzustellen, besonders 
was die Steuern betrifft. Der Weinbau hat dar­
über hinaus wichtige Aufgaben in der bevöl­
kerungs- und besiedlungspolitischen Frage zu 
erfüllen. Denken wir doch an das Grenzland: 
ob im Norden die niederösterreichischen 

Weinbaugebiete Retz, Falkenstein oder im 
Osten der burgenländische Weinbau und im 
Süden der steirische Weinbau. (Bundesrat 
S c  h i p a n i: Wer hat das endlich erfunden ?) 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Sie 
tragen seit wenigen Tagen auch die Verant­
wortung für den Weinbau. Es sollten solche 
Aussendungen, wie sie Innenminister Blecha 
vor wenigen Tagen gemacht hat, unterblei­
ben. Es hieß dort: "Über 35 000 Betrugsanzei­
gen waren im Weinskandal zu verzeichnen. 
Das hat die Statistik der Kriminalfälle in 
Österreich erhöht." (Bundesrat S c  h ip a n i: 
Das sind Tatsachen!) 

Solche Aussendungen sind dann abzuleh­
nen, wenn nicht in der gleichen Aussendung 
erklärt wird, daß es sich dabei nicht um 35 000 
Betriebe der Weinwirtschaft handelt, sondern 
um Anzeigen. (Bundesrat S c  h i p a n  i: Da 
wären ja zwei Drittel kriminalisiert! Da brau­
chen Sie ja gar nicht mehr zu reden!) Die 
Firma Grill, die in den Weinskandal involviert 
war, hatte allein über 5 000 Anzeigen, und der 
Rest betraf hauptsächlich jene Firmen und 
Weinbauern, die hauptschuldig waren am 
Weinskandal, nicht die 45 000 ehrlichen Wein­
hauer und 1 500 Weinhandelsbetriebe. Das 
muß doch bitte gesagt werden, und auch das 
zählt sicher zum Aufgabengebiet eines Land­
wirtschaftsministers, der ja ein Vertreter die­
ser Weinbauern ist. Das ist weit mehr als Rou­
tine. 

Und seien Sie sich dessen bewußt, Herr 
Minister: Ihr Vorgänger, Minister Haiden, 
glaubte, wir würden ihm nachweinen. Wir 
aber wissen, er hat in der Agrarpolitik -
sehen Sie sich vor allem die derzeitige Situ­
ation im Weinbau an - versagt. (Bundesrat 
S c  h i p a n i: Er hat euch in Schutz genom­
men - wider besseres Wissen! Das ist die 
reine Wahrheit! Heute wird er dafür geprü­
gelt!) 

Herr Minister! Erkennen Sie die Chance, 
einen gemeinsamen Weg zu finden! Die Inter­
essenvertreter des Weinbaues - und soweit 
ich informiert bin, kommen Sie ja von einer 
ersten Verhandlung, also von einem Gespräch 
zumindest - werden unsere Weinhauer 
zurückhalten und versuchen zu bewirken, daß 
sie gesetzestreu sind. (Unruhe bei der SPC5.) 

Kommt es aber zu keiner Lösung und vor 
allem zu keiner gemeinsamen Lösung auf 
dem Sektor des Weingesetzes und auch des 
Weinwirtschaftsgesetzes, die für uns Wein­
hauer akzeptierbar und erfüllbar ist, so wis­
sen wir nicht, welche Maßnahmen seitens der 
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Weinhauer ergriffen werden könnten. Wir 
müssen dann jede Verantwortung dafür 
ablehnen. 

Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Einspruch des Bun­
desrates gibt Wege für Verhandlungen frei, 
für neue Bestimmungen im Weingesetz , für 
eine verbesserte Zusammensetzung und 
Dotierung des Beirates im Weinwirtschaftsge­
setz, für die Frage einer Weinmarktordnung, 
wo die Regelung der Hektarhöchsterträge in 
Verbindung mit einer Mindestpreisregelung 
durchaus positiv von der Weinhauerschaft 
beurteilt wird, oder etwa für die steuerliche 
Frage, für die Gestehungskostensätze sowie 
die Alkoholabgabe und für die Gleichstellung 
des Weinbaues mit der Landwirtschaft bezüg­
lich der Umsatzsteuer. 

Wenn wir gemeinsame Wege, was den 
österreichischen Weinbau betrifft, gehen, so 
wird es uns gelingen, das Tief, in dem wir uns 
derzeit befinden, rasch zu überwinden - im 
Interesse der Weinhauer, im Interesse der 
Weinwirtschaft und somit im Interesse unse­
res Landes Österreich. - Danke. (Beifall bei 
der ÖVP.) 15.53 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Frasz. Ich erteile es ihm. 

15.53 

Bundesrat Frasz (SPÖ, Burgenland): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Kollege Wilfing hat in seiner Einleitung 
in bezug auf die Beschlußfassung des Weinge­
setzes im Vorjahr gesagt, man solle sich nicht 
von Emotionen leiten lassen. 

Das ist völlig richtig. Nur: Wenn man die 
Diskussion um die Weingesetz-Novelle 1986 in 
den Zeitungen verfolgt, wenn man die Diskus­
sionen in den politischen Versammlungen 
verfolgt, dann gewinnt man den Eindruck, als 
ob es ein Jahr 1985 überhaupt nicht gegeben 
hätte. Man vergißt, daß und wie im Jahre 1985 
einer der größten Wirtschaftsskandale in 
Österreich in der Zweiten Republik zutage 

. getreten ist. 

Jeder von uns weiß, wie fürchterlich es 
gewesen ist, nicht nur für die Weinbauern, für 
die ÖVP oder für die SPÖ, sondern für ganz 
Österreich, für die österreichische Wirtschaft, 
für das Ansehen Österreichs in der ganzen 
Welt, als die ersten Verhaftungen, als die 
ersten Anzeigen im Sommer bekannt wurden. 

Begonnen hat das Ganze mit einer anony­
men Anzeige bereits im Jahre 1984, und zwar 
im Dezember. Man hat damals von Diäthylen­
glykol ja fast gar nichts gewußt. Auch die 
Kontrollinstanzen haben in dieser Zeit eigent­
lich auf Diäthylenglykol nicht untersucht. 
Man hat sogar einige Monate gebraucht, bis 
die einschlägigen Institute eigene Testmög­
lichkeiten für den Nachweis von Diäthylen­
glykol gefunden haben. Und die ersten 
Beschlagnahmen von verfälschtem Wein sind 
am 12. und am 16. April 1985 leider bei uns im 
Burgenland, in Podersdorf, erfolgt. 

Der fürchterliche Wirbel im In- und Aus­
land, der nachher gekommen ist, hat dann 
diese Emotionen, die Kollege Wilfing erwähnt 
hat, so weit getrieben, daß nicht nur eine Par­
tEd, sondern alle Parteien gemeinsam, auch 
die Vertreter der Präsidentenkonferenz, auf 
dem berühmten Krisengipfel am 29. Juli 
strengste Maßnahmen verlangt haben. Sogar 
der Vertreter des Burgenlandes, Herr Landes­
rat Wiesler, unser Agrarreferent, hat streng­
ste Bestrafungen, strengste gesetzliche Maß­
nahmen verlangt, damit solchen Praktiken in 
Hinkunft Einhalt geboten werden kann. 

Und ich muß sagen - man muß dies noch 
einmal erwähnen -: Heute spricht man wie­
der nur von "Schikanen" , von einem "nicht 
praktikablen" Gesetz, von einer "nicht prakti­
kablen" Novelle. 

Voriges Jahr, als man in den USA von 
einem Verkaufsverbot des österreichischen 
Weines gesprochen hat, als der Weinexport 
um 90 Prozent zurückgegangen ist, hat man 
am Anfang ganz anders geredet, hat man sich 
ganz anders verhalten. Schauen wir uns doch 
die Zahlen an - ich habe sie mir herausge­
schrieben -: Bis Juni 1985 sind in Österreich 
etwa 236 000 Hektoliter Wein exportiert wor­
den, im Juli 1985 noch etwa 16 000 Hektoliter 
und im August 1985, binnen einem Monat 
nach Auffliegen dieser Affäre, nur mehr 4 400 
Hektoliter. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn 
man das alles sieht, dann versteht man die 
Emotionen und versteht man den Willen der 
damaligen Verhandler, der verantwortlichen 
Männer im Parlament, in den Parteien, auch 
der Präsidentenkonferenz, daß eine strenge 
Gesetzgebung erfolgen hätte sollen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Man muß klar und deutlich sagen: Am 
29. Juli, unter dem Eindruck des Skandals, 
haben auch die Vertreter der Präsidentenkon­
ferenz strengste Maßnahmen, ein strenges 
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Gesetz verlangt. Aber je näher die Stunde der 
Wahrheit gekommen ist, nämlich im Parla­
ment einem strengen Weingesetz auch zuzu­
stimmen, desto kleinlauter ist man geworden. 

Ich möchte niemandem jetzt etwas in die 
Schuhe schieben, ich möchte nur etwas zitie­
ren, und zwar aus einer Zeitung, der man 
nicht vorwerfen kann, der SPÖ nahezustehen, 
nämlich aus den "Salzburger Nachrichten" : 

"Man kann Landwirtschaftsminister Hai­
den nicht den Vorwurf machen, er habe sich 
in den Verhandlungen unnachgiebig gezeigt. 
Er hat manchen gewiß berechtigten Forde­
rungen der Weinbauern Rechnung getragen. 
Ein Beispiel wäre das Aufzuckerungsverbot. 
Daß der ÖVP-Bauernbund sich seine Zustim­
mung zum neuen Weingesetz durch mate­
rielle Gegenleistungen des Staates - sprich 
Steuersenkungen - abkaufen lassen will, ist 
die einfältigste politische Argumentationsli­
nie, die man sich vorstellen kann." 

Meine Damen und Herren! Das schreiben 
die "Salzburger Nachrichten" ! Nicht die SPÖ 
hat es gesagt! Aber so war es! Die ÖVP war 
bis zuletzt nur bereit, dem strengen Weinge­
setz gegen eine Gegenleistung ihre Zustim­
mung zu geben: gegen einen Steuernachlaß. 
Und da sind wir eben hart geblieben. 

Ich möchte hier allerdings zur Ehrenret­
tung vieler Bauernvertreter, auch in der ÖVP, 
sagen, daß viele Bauernvertreter einer kor­
rekten Lösung dieser Weinmisere positiv 
gegenübergestanden sind. Die "Burgenländi­
sche Volks zeitung" , das Zentralorgan der 
Österreichischen Volkspartei im Burgenland, 
hat am 9. Oktober 1985 noch völlig kommen­
tarlos geschrieben: "Forderung einer promi­
nenten Winzergenossenschaft im Burgenland: 
Vollzug des neuen strengen Weingesetzes 
ohne wesentliche Abstriche." Also das schrieb 
sogar eine ÖVP-Zeitung. 

Und was waren die Inhalte dieses Weinge­
setzes 1985, das die Existenz von 50 000 Wein­
bauern sichern sollte , von dem zirka 1 300 
Händler betroffen waren und das das Anse­
hen der österreichischen Weinwirtschaft im 
Ausland möglichst rasch wiederherstellen 
sollte? - Drei Säulen, von denen man auch 
heute noch spricht, nämlich die Bezeich­
nungspflicht, die Qualitätskontrolle und die 
Mengenerfassung . 

Man spricht immer wieder von Schikanen. 
Ich sehe jedoch in diesem Weingesetz beim 
besten Willen keinerlei Schikanen. 

Die einzige Schwierigkeit, die man objektiv 
feststellen muß - wenn man sich zum Bei­
spiel das französische Weingesetz ansieht; in 
Frankreich existieren diese strengen Kontrol­
len schon sehr lange -: Es ist sehr schwierig, 
über Nacht, innerhalb von sechs, acht oder 
zehn Wochen, einen Berufsstand nicht nur 
von der Notwendigkeit eines strengen Wein­
gesetzes zu überzeugen, sondern diese Bereit­
schaft, diese innere Bereitschaft zu erzielen, 
die zum Beispiel eine österreichische Land­
wirtschaftsdelegation im Jahre 1984 in Frank­
reich, im Elsaß festgestellt hat. Dort besteht 
diese Bereitschaft, sie hat sich voll entwickelt, 
und zwar jahrelang. Ich bin überzeugt davon, 
daß es auch bei uns in 20, 30 Jahren die glei­
che Meinung geben wird, wie sie 1984 im 
Elsaß unseren Bauernvertretern gesagt 
wurde: Wenn wir uns vor 20, 30 Jahren nicht 
zu dieser strengen Weingesetzgebung, zu die­
ser strengen Kontrolle, zu dieser Mengenbe­
schränkung entschlossen hätten, dann wür­
den wir uns wahrscheinlich nicht in einer so 
guten Situation befinden, wie das jetzt der 
Fall ist. 

Ich möchte klar und deutlich sagen: 
Damals, im Jahre 1984, hat man in Frank­
reich für ein Kilogramm Trauben etwa 8 S 
bezahlt bekommen, während bei uns ein Liter 
Wein im Gebinde 3 S gekostet hat. (Zwischen­
ruf des Bundesrates W i 1 f i n  g.) In Frank­
reich. Ich habe den Bereich angezogen. 
Unsere Delegation war dort. Die Information 
stammt aus dem Elsaß. Es ist ein guter 
Beweis, daß Kontrolle und Mengenbeschrän­
kung wirklich etwas Gutes sind. Es ist wohl 
mehr Arbeit und erfordert mehr Administra­
tion, aber das lernt man schon in der Land­
wirtschaftsschule; sonst würde man ja keine 
Landwirtschaftsschule brauchen. Dort lernt 
man ja Buchhaltung und Betriebsführung; 
das ist das Rüstzeug des jungen modernen 
Bauern. Man soll die Landwirte nicht so hin­
stellen, als ob sie nicht rechnen und schreiben 
könnten. Die rechnen schärfer und klarer, mit 
einem spitzeren Bleistift als viele andere, 
sonst würden sie nicht bestehen können. Das 
muß man doch klar und deutlich, ohne Pole­
mik, feststellen, sehr geehrte Damen und 
Herren. (Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat 
W i 1 f i n  g: Aber die Zeit haben sie nicht! 
Rechnen können sie sicher!) 

Folgendes möchte ich in diesem Zusam­
menhang noch sagen: Man sieht das Weinge­
setz bei den Diskussionen der letzten Monate 
immer nur von der Produzentenseite her. Ja 
es sind etwa 50 000 Weinbautreibende in 
Österreich von diesem Weingesetz betroffen, 
aber man darf doch nicht vergessen, daß die 
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große Zahl der Konsumenten zumindest ein 
Recht darauf hat, zu wissen, was in der Fla­
sche drinnen ist und wer das erzeugt hat. 

Ich glaube, von der Deklaration her, die im 
Weingesetz fixiert ist - im alten Weingesetz 
schon, auch in der Novelle -, müssen wir 
unsere Bemühungen um ein neues Weinge­
setz sehen. Konsumenten und Produzenten 
werden gemeinsam einen Markt schaffen, der 
uns alle zufriedenstellt, der auf der einen 
Seite einen guten Preis bringt und der auf der 
anderen Seite dem Konsumenten das Gefühl 
gibt, daß das, wenn er etwas mehr bezahlen 
muß, mit Recht geschieht, weil eben die Quali­
tät höher ist. 

Das Weingesetz 1985 wird immer wieder 
verteufelt, aber es ist ja gar nicht so schlecht. 

Ich möchte eine Wiener Zeitung zitieren, 
und zwar die "Kronen-Zeitung" vom 
7 .  Februar, in der sogar eine Umfrage des 
IFES-Institutes erwähnt wird (Bundesrat 
W i 1 f i n  g: Oh je!), auch wenn dieses Institut 
der SPÖ zugezählt wird. Es hat sich sogar ein 
prominenter Weinbaufunktionär der ÖVP 
bereit gefunden, die Aussagen in diesem 
IFES-Bericht als gut zu befinden. Es heißt 
hier - ich zitiere -: "Das neue Weingesetz 
wird mit überwiegender Mehrheit als richtige 
Maßnahme angesehen. Der Präsident des 
Weinwirtschaftsfonds, Ing. Erich Mauß, 
begründet dies vor allem mit den besseren 
Kontrollmöglichkeiten des Rebensaftes. 
Daher haben auch 80 Prozent wieder Ver­
trauen zum neuen österreichischen Wein." -
Kommentarlos, meine Damen und Herren, 
gebe ich das wieder. 

Die drei Kriterien, die ich vorher angeführt 
habe - Bezeichnung, Qualität, Mengenkon­
trolle - ,  sind auch in der neuen Weingesetz­
Novelle 1986 unangetastet geblieben. 

Herr Minister Haiden ist bereits aus sei­
nem Amt ausgeschieden, aber ich glaube 
sagen zu dürfen, es gebührt ihm der Dank, 
daß er sich mit voller Kraft um das Zustande­
kommen dieses Weingesetzes 1985 bemüht 
hat, trotz energischen Widerstandes aus ver­
schiedenen Lagern. Aber er hat das durchge­
standen. Das Motto "Kontrolle von der 
Traube bis zum Regal" soll auch im neuen 
Weingesetz Geltung haben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Herzstück auch der neuen Weingesetz­
Novelle ist die Banderole. 

Kollege Wilfing hat gesagt, es sind ja nur 

zwei Dinge gewesen, bei denen wir uns nicht 
getroffen haben, und zwar die Ortsbezeich­
nungspflicht in Niederösterreich, die eigent­
lich eine unwesentlichere Frage ist. Bei uns 
ist der Bürgermeister der Freistadt Rust ener­
gisch dagegen aufgetreten. Es geht das quer 
durch die Fraktionen, möchte ich sagen. Die 
Banderole aber ist etwas, an dem sich die Gei­
ster geschieden haben. 

Ich frage jetzt: Was ist der Unterschied zwi­
schen der Banderole und den von der ÖVP auf 
den Etiketten aufgedruckten Nummern? 
(Bundesrat W i 1 f i n  g: Na, was für einer?) Ich 
möchte klar und deutlich sagen: Gar keiner! 
Der Unterschied besteht nur rein von der 
Technik her. Der Weinbauer geht zur Bezirks­
hauptmannschaft, meldet an und bekommt 
die Banderole in der erforderlichen Stück­
zahl. Bei der von der ÖVP vorgeschlagenen 
Lösung geht der Weinbauer zur Bezirkshaupt­
mannschaft, bekommt eine Nummer, dann 
geht er zur Druckerei, muß bei dieser Etiket­
ten drucken lassen; wieder mit Nummern. 
Das ist ein Vorgang, der weitaus komplizier­
ter ist, jedoch nicht so hundertprozentig 
sicher wie eben die staatliche Banderole. 

Das zum rein Äußerlichen. Der tiefere 
Grund - nehmt es mir nicht übel, ich möchte 
wirklich nicht alle Weinbauern in einen Topf 
werfen - könnte der sein, der in einem 
"Kurier"-Artikel vom 22. Mai unter anderem 
angezogen wird, daß es neben der Mengen­
kontrolle sozusagen als Abfall bei der Ver­
wendung der Banderole die sogenannte 
Steuerkontrolle gibt. 

Ich kann mir das nur so erklären, wie es 
der "Kurier" da schreibt - ich zitiere -: 
" ,Die Banderole ist ein reines Instrument zur 
Steuereintreibung' , ärgert sich ein Hauer 
über den strittigsten Punkt im Weingesetz. 
Der oben zitierte Hauer, der verständlicher­
weise nicht genannt werden will, zum 
,Kurier' : ,Die Flaschenweinverkäufer haben 
bisher von der Steuerhinterziehung gelebt.' " 

Ich zitiere aus dem "Kurier" . Ich unter­
stelle nicht der ganzen österreichischen Wein­
bauernschaft, Steuerhinterziehung zu betrei­
ben. Aber es ist das sicherlich ein Moment, 
das man im Widerstand gegen die Banderole 
sehen kann. 

Ich habe den Verdacht, daß sich hier wieder 
einmal ÖVP-Obmann Mock und Herr ÖVP­
Generalsekretär Graff durchgesetzt haben, 
die gegen die Banderole waren und in diesem 
Bereich, wie man so sagt, im trüben wieder 
Wählerstimmen fischen wollen. 

.. 
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Es wird immer schwieriger für die ÖVP -
das ist der politische Grund, der die ÖVP zu 
manchen Handlungen treibt, die für die 
Bevölkerung oft nicht verständlich sind -,  
die Bauern bei der Stange zu halten. Sie ver­
sagen immer mehr bei den traditionell von 
der ÖVP beherrschten landwirtschaftlichen 
Organisationen - die drei bekanntesten sind 
die Landwirtschaftskammern, der Raiffeisen­
verband, die landwirtschaftlichen Genossen­
schaften (Bundesrat K a p  I a n: Die haben 
keine politische Verantwortung!) -, bei 
denen die Sozialisten fast keinen Einfluß und 
auch keine politische Verantwortung haben, 
lieber Freund Kaplan. Das muß man klar und 
deutlich sagen. Man versucht, dieses Versa­
gen im landwirtschaftlichen Bereich eindeu­
tig durch eine Radikalisierung in verschieden­
sten Bereichen zu egalisieren. 

Wenn ich mir zum Beispiel das berühmte 
Programm des Dr. Mock ,,Aktionsprogramm 
Landwirtschaft, besser für Österreich! Die 
ÖVP." anschaue (der Redner zeigt es vor), 
dann lese ich da unter anderem in einem kur­
zen Satz: Hilfestellung geben die vielfältigen 
bäuerlichen Gemeinschaften, insbesondere 
das landwirtschaftliche Genossenschaftswe­
sen. Oder wenn ich höre, daß die landwirt­
schaftlichen Genossenschaften Landwirten, 
die einen Kredit aufnehmen, 2 bis 3 Prozent 
höhere Zinsen als bei einem normalen Bank­
institut verrechnen, dann frage ich mich: Wo 
ist da insbesondere das landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen ? Oder wenn ich die 
vielen Angriffe auf die sogenannte Mißwirt­
schaft im verstaatlichten Bereich höre und 
mir die Winzergenossenschaft am Ruster 
Berg anschaue, die vor kurzem mit 40 Millio­
nen Schulden in Konkurs gegangen ist und 
vom Raiffeisenverband übernommen werden 
mußte - 28 Millionen Schilling Subventionen 
von der Landesregierung, 40 Millionen Schil­
ling Schulden; der Raiffeisenverband Burgen­
land mußte diese Winzergenossenschaft am 
Ruster Berg übernehmen - ,  dann muß ich 
sagen: Das dokumentiert am besten, daß es in 
diesem Bereich nicht immer - wieder ein­
schränkend - so zugeht, wie es zugehen 
sollte. Das beweist, daß diese drei Organisa­
tionen, die ich angeführt habe, nicht unbe­
dingt immer im Interesse der österreichi­
schen Landwirte, der österreichischen Bau­
ern arbeiten, sondern einen gewissen Selbst­
zweck verfolgen, einer gewissen Bürokratie 
dienen, um sich zu entfalten. 

Schauen wir uns einmal die burgenländi­
sche Landwirtschaftskammer an, nur um das 
zu dokumentieren! Wir haben im Burgenland 
45 000 Bauernkammerumlagepflichtige, und 

die burgenländische Landwirtschaftskammer 
hat 168 Beschäftigte. (Bundesrat K a p l  a n: 
Einen roten Kammerdirektor! Wir haben kei­
nen schwarzen Direktor!) Herr Vizepräsident, 
das ist der einzige Rote in der ganzen Bauern­
kammer im Burgenland. - Die burgenländi­
sche Arbeiterkammer mit etwa 55 000 Arbei­
terkammerumlagepflichtigen kommt mit 
einem Personalstand von 38 Personen aus. 
(Bundesrat K a p  I a n: 41 Prozent SPIer und 
ein Schwarzer!) Also was dokumentiert bes­
ser: 38 Beschäftigte auf 55 000 Leute oder 168 
Beschäftigte auf 45 000 Bauernkammerumla­
gepflichtige? 

Ich frage mich immer wieder: Wer zahlt die 
Zeche für diese Wirtschaft? - Der kleine 
Bauer! (Bundesrat S c  h i p a n i: Die Länder! 
Die erhalten sich nicht selber! Bei der Arbei­
terkammer muß man den Beitrag selber zah­
len! Von wem wird die Landwirtschaftskam­
mer erhalten ? Die Länder zahlen!) Dieser 
kleine Bauer kommt immer mehr drauf, daß 
sein Vertreter nicht beim Bauernbund, sprich 
bei der ÖVP, zu suchen ist und daß die 
Demonstrationen, die in den letzten Wochen 
ganz Österreich in Atem gehalten haben, über 
Eigeninitiative entstehen und ausarten. (Bun­
desrat K a p  I a n: Ist das jetzt ein Vorwurf?) 
Ich bin der Meinung - als Sozialist kann 
man es klar und deutlich sagen - :  Streik und 
Demonstrationen sind Rechte aller Staatsbür­
ger in jedem demokratischen, einigermaßen 
zivilisierten Staat. Ich billige auch einem Bau­
ern zu (Bundesrat W ö g i n  g e r: Was heißt da 
"auch"?), daß er protestiert, daß er demon­
striert, aber diese Demonstrationen sollen 
zivilisiert über die Bühne gehen. 

Ich möchte nur eines sagen, leicht pole­
misch, aber es stimmt: Stellen Sie sich vor, die 
600 burgenländischen Saniped-Arbeiter, die 
vor einigen Monaten erfahren haben, trocken, 
in einem Brief, daß Schering Plough Amerika 
den Betrieb sperrt und sie am 1 .  Juli arbeits­
los sind, hätten sich in Schachendorf an der 
Grenze auf den Asphalt gesetzt und hätten 14 
Tage demonstriert. Dann wäre die österreichi­
sche Wirtschaft in Gefahr gewesen, das 
Transportgewerbe, eine Katastrophe wäre 
das gewesen, der Innenminister hätte versagt, 
die ganze Bundesregierung hätte versagt, und 
man hätte bei der nächsten Parlamentssit­
zung Neuwahlen verlangt. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Aber wenn eInIge tausend Traktorfahrer 
ganz Österreich terrorisieren - das muß man 
hier klar und deutlich sagen - ,  die Grenze 
Nickelsdorf blockieren, Urlauber mit Klein­
kindern nicht über die Grenze fahren lassen, 
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dann ist das in Ordnung. (Bundesrat M o l  t e  -
r e  r: Das ist eine Unterstellung!) Das ist keine 
Unterstellung, das ist die Wahrheit, Herr Kol­
lege. (Neuerlicher Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie sagen, daß ist eine Unterstellung, 
dann leben Sie auf dem Mond, Herr Kollege. 
Nehmen Sie das zur Kenntnis. (Bundesrat 
W ö g i n  g e r: Was war die Ursache dafür?) 

Ich kann natürlich sehr gut verstehen, daß 
die ÖVP sehr nervös geworden ist und daß der 
Herr Bundesparteiobmann Mock in letzter 
Sekunde auf den fahrenden Zug des allgemei­
nen Bauernverbandes aufgesprungen ist 
(Bundesrat K a p  1 a n: Der Staatssekretär 
Murer war das!), daß der österreichische 
Bauernbund auch plötzlich mit den . . . (Bun­
desrat K a p  1 a n: Der Herr Staatssekretär 
Murer war das!) Er ist ja  der zuständige Mann 
im Ministerium. Wer soll denn hingehen, 
wenn nicht der Landwirtschaftsminister oder 
der zuständige Staatssekretär? Aber sich 
anzubiedern, ohne damit etwas zu tun zu 
haben, und dort mitzutun, mit den Vertretern 
der Landwirtschaft, die nicht nur gegen das 
Weingesetz, sondern auch gegen die Dünge­
mittelabgabe, die über Vorschlag der Präsi­
dentenkonferenz im Parlament einstimmig 
beschlossen wurde, demonstrierten, das emp­
finde ich als einigermaßen sonderbar. Aber 
man ist es ja gewohnt: Ein paar Stimmen sind 
für den Herrn Dr. Mock und für den Herrn 
Generalsekretär Dr. Graff wichtiger als eine 
aufrechte Haltung bei gemeinsamen 
Beschlüssen. Das muß man klar und deutlich 
feststellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Für uns Sozialisten steht bei der vorliegen­
den Novelle zum Weingesetz die Sorge um die 
österreichische Weinwirtschaft, um die Wein­
bauern und auch um die Konsumenten im 
Vordergrund. Wir sind nicht stur geblieben! -
Herr Kollege Wilfing, Sie haben das in Ihrer 
Wortmeldung, in Ihrem Referat zur Kenntnis 
genommen, und ich anerkenne das . - Wir 
haben uns in fast allen Punkten einigen kön­
nen. Wenn ich mir die Begründung des seiner­
zeitigen Einspruches der ÖVP im Bundesrat 
anschaue, dann kann ich feststellen, daß fast 
nichts mehr übrigbleibt. In der Weingesetz­
Novelle 1986 sind fast alle Forderungen, die 
seinerzeit für die praxisnähere Ausführung 
des Weingesetzes von der ÖVP verlangt wor­
den sind, enthalten. Es ist in korrekten Ver­
handlungen im großen und ganzen ein Kon­
sens erreicht worden, und ich bedaure es 
wirklich, daß diese Banderole letztlich dazu 
geführt hat, daß sich die beiden Parteien nicht 
zu einer gemeinsamen Beschlußfassung die­
ser Novelle, die so einen breiten und wichti-

gen Bereich der österreichischen Wirtschaft 
betrifft, nämlich die österreichische Weinwirt­
schaft, entschlossen haben. 

Ich möchte nur ganz kurz die Punkte 
erwähnen, die in dieser Novelle neu enthalten 
sind, die sehr wichtig sind und die seinerzeit 
so vehement gefordert wurden. 

Die "berühmten" Erntemeldungen brau­
chen nicht mehr öffentlich aufgelegt zu wer­
den. Die Abfüllung des Qualitätsweines muß 
nicht mehr drei Tage vorher gemeldet wer­
den. Die Leseabsichtsmeldung fällt. Die Vor­
führpflicht für Qualitätswein ist entfallen. Die 
Aufzuckerung ist bei Weißwein 18, bei Rot­
wein 19 oder maximal 4,5 Kilo. Die Grenz­
werte bei Schwefel sind an die EG-Normen 
angepaßt worden. 

Es ist aber interessant: In der seinerzeiti­
gen Begründung des Einspruches der ÖVP 
gegen den damaligen Gesetzentwurf, das 
Weingesetz 1985, ist ein striktes Verbot der 
Beimengung von Konservierungsmitteln ent­
halten gewesen, ich glaube, es war der zweite 
oder dritte Punkt. Wir haben sogar über 
Wunsch der Bauernschaft die Ascorbinsäure 
in das Gesetz aufgenommen, weil hier immer 
herumgeredet wird, daß vor allem der kleine 
Weinbauer durch das Weingesetz in Mitlei­
denschaft gezogen werde . 

Gerade die kleinen Weinbauern, die nicht 
heiß abfüllen können, brauchen gewisse 
Zusätze, und für diese kleinen Weinbauern ist 
die Ascorbinsäure eben unter anderem in die­
ses Gesetz aufgenommen worden. Die Kon­
kurrenzierung der EG bei Spätlesen, 1. Mai 
beziehungsweise 1. Juli, ist gefallen. Diese 
unverständlichen Dinge, trocken, halbtrok­
ken, süß, süß hat bei neun Gramm Restzucker 
geendet, das war ein Heckenklescher, das ist 
jetzt auf 18 Gramm hinaufgesetzt worden, den 
EWG-Werten angepaßt. 

Die Sortenreinheit von 100 Prozent, die sei­
nerzeit im Gesetz drinnen war, ist gefallen 
und praktikabler geworden, man hat sich bei 
etwa 85 Prozent eingependelt, Herr Kollege. 
Oder zum Beispiel es gilt das Nachstiftein des 
Weines nicht mehr als Verschnitt. 

Noch eines möchte ich erwähnen, was 
immer den Rednern der ÖVP oft süffisant 
über die Zunge geht. Man wirft immer ein, 40, 
50 Änderungen sind erfolgt noch während der 
Gesetzwerdung. (Bundesrat S c  h i p a n  i: 28 
von ihnen selbst veranlaßt!) Und diesmal wie­
der. 
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Meine Damen und Herren! Man muß doch 
ehrlich feststellen, daß diese Änderungen, die 
in letzter Minute erfolgt sind, zum Teil Ver­
fassungs bestimmungen gewesen sind, die 
herausgenommen werden mußten (Bundesrat 
S c  h ip a n i: Ja, genau! Zuerst Bereitschaft 
signalisieren und dann abspringen, eine alte 
Taktik!), weil man sich nicht geeinigt hat. 
Man hatte geglaubt, man würde sich einigen, 
es würde ein gemeinsames Gesetz, und 
mußte, weil es eben nicht gemeinsam 
beschlossen wurde, aus dem Gesetz die Ver­
fassungs bestimmungen herausnehmen. Das 
muß man klar und deutlich festhalten. 

Der Abänderungsantrag, der jetzt bei der 
Novellierung des Weingesetzes gemacht 
wurde, und zwar von den Herren Abgeordne­
ten Pfeifer, Hintermayer, ist von niemandem 
bekrittelt worden. Er betrifft die Befreiung 
von den Stempelgebühren, von den Gebühren 
für alle im Zusammenhang mit dem Weinge­
setz eingebrachten Ansuchen, Bestätigungen, 
wie Transportbescheinigung und so weiter. 

Ich habe es schon erwähnt, möchte aber 
noch einmal auf folgendes hinweisen - nicht 
polemisch, weil ich mich freue, sondern weil 
ich darauf hinweisen möchte, daß es doch 
auch bei der ÖVP Gruppierungen gibt, die die 
Hektar-Mengenbeschränkung wollten (Bun­
desrat S c  h ip a n i: Das sind die, die wirkli­
chen Qualitätswein erzeugen wollen!), weil sie 
in dieser Hektarbeschränkung die einzige 
Chance sehen, um der Weinwirtschaft a la 
longue viele Sorgen zu ersparen -: Der 
größte Nachteil des neuen Weingesetzes ist, 
daß die Mengenbeschränkung nicht gekom­
men ist, das sagten zwei prominente Vertreter 
der Weinwirtschaft bereits voriges Jahr, nicht 
erst jetzt im Zusammenhang mit der Diskus­
sion zur Novellierung des Weingesetzes .  

Ich möchte zur Gebührenbefreiung nur 
noch sagen: Bis zu 2 000 Liter kosten die 
Untersuchungen überhaupt nichts. 

Und eine Kleinigkeit, die sich halt ein Bur­
genländer nicht verkneifen kann - wir sind 
ja nicht so reich an Betrieben -, ist die, daß 
im Gesetz ausdrücklich eine Bestimmung ent­
halten ist, daß Wein nicht nur in Glasflaschen, 
sondern auch in Sinterkeramikbehältern 
abgefüllt und weiterverkauft werden kann. 
Das ist eine Absatzmöglichkeit für unsere 
Stoober Keramikindustrie, unsere Stoober 
Betriebe werden sich sicherlich darüber 
freuen, daß ihre Erzeugnisse jetzt auch offi­
ziell im Bereich der Weinindustrie die Zustim­
mung gefunden haben. 

Zu den flankierenden Maßnahmen, die so 
oft angeschnitten werden, muß man doch 
eines klar und deutlich feststellen, meine 
Damen und Herren: Man spricht immer wie­
der von der Kontrolle, die nicht so durchge­
führt werden konnte, wie man dies gewünscht 
hat oder wie es im seinerzeitigen Weingesetz 
auch bereits verankert gewesen wäre. 

Man muß dazu noch eines sagen: Die Zahl 
der Kellereiinspektoren ist verdoppelt wor­
den. Etwa 200 Mostwäger werden bei der 
kommenden Ernte die Qualität kontrollieren. 
Außerdem muß ich sagen - ich kann das nur 
für das burgenländische Weininstitut sagen 
-: Das burgenländische Weininstitut wurde 
mit den modernsten Instrumenten, mit den 
modernsten Geräten versorgt, die Kosten 
dafür haben Millionen betragen, und wir sind 
sicher und haben die Gewähr, daß in diesem 
neuen Institut der Wein so kontrolliert wird, 
wie wir alle es uns eben wünschen. 

Etwas Positives, was hier nicht erwähnt 
wurde, auch flankierend: In Hinkunft sollen 
die gerichtlich beschlagnahmten Weine, die ja 
Lagerraum blockieren, vor Ausgang des Straf­
verfahrens freigegeben werden. Damit ist 
sichergestellt, daß diese Lagerräume schon 
bei der Ernte im kommenden Herbst zur Ver­
fügung stehen. Und ich glaube, das ist gut für 
uns alle. 

Ich möchte abschließend noch sagen: Wir 
haben bei dieser Weingesetznovelle den 
ersten Schritt zu einer praxisnahen Anwen­
dung des Weingesetzes 1985 getan. Ich habe 
bereits gesagt, daß es mir leid tut, daß die 
positiven Verhandlungen der positiven Kräfte 
der Parteien an einem Punkt gescheitert sind 
und daß nur SPÖ und FPÖ diese Weingesetz­
Novelle im Parlament - gegen die Stimmen 
der Österreichischen Volkspartei - beschlos­
sen haben. 

Es bleibt zu hoffen, weil man so viel von 
Verhandlungen spricht, daß bei den Verhand­
lungen die wichtigsten Punkte - und ich sehe 
als wichtigsten Punkt die Hektar-Beschrän­
kung - beraten werden. Die Mengenbe­
schränkung ist, glaube ich, das Entscheidend­
ste neben diesen Qualitätskontrollen, die wir 
in der Weingesetz-Novelle jetzt eingeführt 
haben, und es wird notwendig sein, unabhän­
gig von allem Bisherigen, darüber zu reden. 

Ich glaube zum Schluß feststellen zu kön­
nen, daß die neue Weingesetz-Novelle eine 
weitere Praxis nähe für den Produzenten 
gebracht hat, Vertrauen der Konsumenten in 
den österreichischen Wein bringen wird und 
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auch im Interesse der österreichischen Wein­
wirtschaft im In- un Ausland gelegen ist. 
Schade, daß die ÖVP nicht mitgetan hat. 

Herr Minister Schmidt mußte leider wegge­
hen, ich wollte ihm noch etwas mitgeben: Im 
Namen meines Klubs recht viel Erfolg 
gemeinsam mit seinem Staatssekretär Murer 
im Interesse der österreichischen Landwirt­
schaft für die weitere Zukunft. - Danke. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 1 6.28 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Kaplan. Ich erteile es ihm. 

16.28 

Bundesrat Kaplan (ÖVP, Burgenland): Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Kollege 
Frasz hat am Schluß seiner Ausführungen 
gemeint, er sehe keine Schwierigkeiten beim 
neuen Weingesetz, es hätte dies mehr Praxis­
nähe gebracht. Wir beide, Kollege Frasz, sind 
Weinkonsumenten, und wir sollten wirklich 
Fachleute darüber entscheiden lassen, was 
praxis nahe ist und was nicht. Mir wurde von 
den Weinbauern auch aus dem Burgenland 
versichert, daß dieses neue Weingesetz auf 
keinen Fall praxisnahe ist. (Zwischenruf des 
Bundesrates S c  h i p a n i.) Du, lieber Freund, 
hast gemeint, die Verantwortung für die 
Landwirtschaftspolitik beziehungsweise für 
diesen Bereich der Weinwirtschaft hätten der 
Bauernbund, Raiffeisen-, Winzerverband, 
alles ÖVP-dominierte Verbände. Ich frage 
mich nur: Wer trägt dann die politische Ver­
antwortung, oder gibt es die politische Verant­
wortung bei uns nicht? (Bundesrat S c  h i -
p a n  i: Gibt es die politische Verantwortung 
dafür, daß andere Gauner sind und Verbre­
chen begehen ? Dafür macht man den Mini­
ster verantwortlich, das darf doch nicht wahr 
sein! - Bundesrat S c  h a c h n e r: Nach der 
Logik müßte der Mörder freigesprochen wer­
den, und der Minister m üßte sitzen!) Herr 
Kollege, das steht auf einem anderen Blatt. 
Ich frage ja nur: Gibt es die politische Verant­
wortung? Herr Bundesrat! Darauf komme ich 
noch zu sprechen. Niemand verteidigt diese 
Verbrecher. 

Ich stelle ja nur die Frage, ob es politische 
Verantwortung bei uns noch gibt. Wenn Sie 
nicht gewillt sind, die politische Verantwor­
tung im Bereich der Landwirtschaft oder 
über haupt zu tragen, dann müssen wir zu 
Neuwahlen schreiten. (Bundesrat S c  h i -
p a n  i: Sie wollen sich vor der Verantwortung 
drücken!) Aber die politische Verantwortung 

trägt doch der Zuständige. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wir drängen nicht hin, Sie würden heuer im 
Herbst genauso verlieren wie nächstes Jahr, 
aber die politische Verantwortung trägt der 
zuständige Ressortminister, und der hat dabei 
versagt. (Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat 
S c  h i p a n  i: Ist das die Absolution, die Sie 
den 35 000 Anzeigen erweisen ?) 

Sie, Kollege Frasz, haben gemeint, die Bau­
ern fühlen sich vom Bauernbund nicht vertre­
ten, und daher haben diese Demonstrationen 
an unseren Grenzen, womit wir alle keine 
Freude hatten, eine Eigendynamik entwik­
kelt. (Bundesrat Dr. M ü l l  e r: Zuerst sind sie 
vom Bauernbund aufgehußt worden! - Bun­
desrat S c  h ip a n i: Er hat sie organisiert, 
über die Wein ba u verein e, über die Kammer­
räte!) 

War das jetzt ein Vorwurf? War das ein Vor­
wurf, oder was soll das gewesen sein? Natür­
lich hat der Bauernbund diese Demonstratio­
nen nicht gewollt und nicht organisiert, und 
daher haben diese Demonstrationen eine 
Eigendynamik entwickelt, und zwar zum 
Leidwesen vieler anderer Bürger, aber zum 
Teil auch deshalb, weil sich die Bürger den 
Bauern gegenüber nicht sehr klug verhalten 
haben. 

Ich war an einer Grenze - bei Deutsch­
kreutz -,  als die Weinbauern die Traktoren 
links und rechts der Straße stehen hatten, ' 
wodurch sie demonstrieren wollten, daß sie 
mit dem neuen Weingesetz unzufrieden sind. 
Sie haben die Straße erst abgesperrt, als ein 
Fahrer eines aus Ungarn kommenden 
Wagens mit Wiener Kennzeichen - ich habe 
es selbst gesehen und kann es daher behaup­
ten - gemeint hat, er müsse das Fenster hin­
unterdrehen und hinausrufen: Ihr Verbre­
cher. Daraufhin war allerdings innerhalb 
weniger Minuten die Grenze wirklich zu, 
denn das haben sich wahrscheinlich die jun­
gen Burschen, die dort gestanden sind, auch 
nicht verdient. 

Kollege Frasz, du hast gemeint, der Herr 
Bundesparteiobmann der ÖVP Dr. Mock habe 
sich angebiedert. Dazu darf ich dir nur sagen, 
er wurde eingeladen und hat dieser Einladung 
Folge geleistet. Auch dein Chef, Herr Landes­
hauptmann Kery, wurde eingeladen. Ich frage 
mich: Warum ist er nicht hingefahren? Er 
wurde von den Weinbauern an der Grenze 
dazu eingeladen. Er ist nicht hingefahren. 
Man sollte aber den anderen, die eingeladen 
werden und hinfahren, nicht den Vorwurf 
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machen, sie würden sich anbiedern. (Bundes­
rat Fr a s z: Auf der Straße verhandeln wir 
nicht! - Bundesrat S c  h ip a n  i: Das war 
zumindest Rechtsbeugung, was da praktiziert 
worden ist!) 

Ich glaube, so kann man nicht argumentie­
ren. Ich gebe dem Kollegen Frasz in dem 
Punkt recht, wo er gemeint hat, dieser Wein­
skandal habe nicht nur einer Partei gescha­
det, sondern er habe Österreich schlechthin 
und vor allem den vielen ehrlichen Weinbau­
ern geschadet. (Ruf bei der SPÖ: Vor allem 
der ÖVP geschadet!) 

Es ist halb fünf Uhr, Herr Kollege, ich kann 
daher nicht namentlich aufzählen, wer da 
involviert war. Es gibt genügend Leute aus 
Ihrer Partei, die dabei waren. (Zwischenruf 
des Bundesrates S t r u  t z  e n b e  r g e r.) 

Aber diese Herren sind ja  nicht deswegen 
zum Verbrecher geworden, weil sie bei der 
ÖVP waren, sondern (Bundesrat S c  h i p a n i: 
Weil sie reich werden wollten!) obwohl sie bei 
der ÖVP waren, zum Leidwesen Ihrer und 
unserer Partei, und ich glaube, man kann 
wirklich sagen, zum Leidwesen der ehrlichen 
Weinbauern, denn diesen hat der Weinskan­
dal in erster Linie geschadet. Daher hätten 
wir, glaube ich, gezielt vorgehen müssen, 
anstatt uns noch dazu zu bequemen, die Leute 
zu verunsichern. 

Ich möchte mich jetzt, weil j a  verschiedent­
lich angeklungen ist, wie gut dieses neue 
Gesetz ist, doch mit der Vorgangsweise, wie 
es zu diesem Gesetz kam oder kommt, 
beschäftigen. (Bundesrat S c  h i p a n i: Jetzt 
ist es nur mehr zweitbest! Von mir hätten Sie 
die 14 Punkte nicht bekommen!) Mir fällt 
dazu, Kollege Schipani, ein Spruch ein, der 
bezeichnend für dieses Gesetz und die Vor­
gangsweise Ihrer Partei ist. Dieser Spruch 
lautet: "Wir wissen nicht, was wir wollen, aber 
das mit aller Kraft." So ungefähr könnte die 
Vorgangsweise bei der Entstehung dieses 
Weingesetzes bezeichnet werden. (Beifall der 
ÖVP. - Bundesrat S c  h ip a n i: Da kann ich 
nur mehr lachen!) 

Ich glaube, treffender kann man dieses 
Herumfuhrwerken nicht bezeichnen, und es 
hat dazu geführt, daß heute auch im Ausland, 
Herr Kollege Schipani, kritische Stimmen 
laut werden. Kollege Frasz hat einige Zeitun­
gen zitiert, ich darf nun auch die heutige 
Presse zitieren, in der ein Interview mit dem 
Agrar-Landwirtschaftsminister aus der BRD 
steht, worin dieser scharfe Kritik am Ex-Kol­
legen Günter Haiden übt. (Bundesrat H e l  -

1 e r: Da darf man sich doch nicht einmischen! 
Dagegen müßt ihr euch doch wehren!) 

Der Amtskollege aus der BRD - ein großer 
Handelspartner Österreichs, sodaß es nicht 
uninteressant ist, wie wir mit diesem in Ver­
handlung stehen und welches Klima zwischen 
uns herrscht - hat also gemeint, daß den 
Österreichern dieser Weinskandal merkwür­
digerweise länger nachhängt als den Italie­
nern. Er hat einen Vergleich gezogen zwi­
schen dem italienischen Weinskandal und 
dem österreichischen in den Auswirkungen. 
(Bundesrat S c  h i p a n i: Ich werde Ihnen 
auch die Begründung dafür sagen!) 

Ich darf hier diesen Presseartikel zitieren. 
Zum einen, meint er, sei Tschernobyl dafür 
verantwortlich, daß der italienische Wein­
skandal rasch verdrängt wurde, während der 
österreichische ja gleich ein Dreivierteljahr 
lang lief, zum anderen jedoch hätten die Ita­
liener auch viel klüger gehandelt als die 
Österreicher. So habe der zuständige Minister 
sofort alle Weinexporte sperren lassen und 
dann angeordnet, daß keine Weinflasche Ita­
lien verlassen dürfe, die nicht ein besonderes 
Zertifikat trägt. Dann ist er selbst in alle euro­
päischen Importländer gefahren, hat dem 
jeweils zuständigen Minister dargelegt, was 
er alles unternommen hat, damit sich der 
furchtbare Vorgang nie mehr wiederholen 
könne. Das hat gewirkt. Und die Österreicher! 
- Nichts haben sie gemacht. Sie haben nur 
gesagt, sie werden das strengste Weingesetz 
der Welt machen. - Zitat Ende. 

So sieht uns also unser Partner aus der 
BRD, so sieht er unsere Vorgangsweise im 
Zusammenhang mit der Entstehung des 
strengsten Weingesetzes der Welt. (Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Ich glaube, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, es wäre wirk­
lich besser gewesen, wenn der damalige Bun­
deskanzler Sinowatz schon früher reinen 
Tisch gemacht und Herrn Landwirtschaftsmi­
nister Haiden entlassen hätte. Er hätte Öster­
reich viel Schaden erspart. (Beifall bei der 
ÖVP. - Zwischenruf des Bundesrates H e l  -

1 e r.) Herr Präsident Heller, ich möchte Sie 
auffordern, im Anschluß daran vielleicht die 
Erklärung dazu abzugeben. 

Ein Sprichwort lautet: "Geh nicht zum 
Schmiedl, geh gleich zum Schmied!" Man 
könnte unter Umständen meinen, der jetzige 
Minister Schmidt wäre der richtige Mann. Er 
ist leider nicht mehr da, er hat den Schmiedl 
dagelassen. (Bundesrat S c  h i p a n i; Er hat 
sich die Phrasen eh schon dreimal angehört!) 
Man müßte aber natürlich schon die Frage an 
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den Herrn Minister Schmidt stellen - wenn 
er Agrarexperte ist, was ich ihm nicht abstrei­
ten möchte, denn er hat sicherlich im Bereich 
der Sozialpartnerschaft viel Erfahrung sam­
meln können -, wo er war, als dieses Gesetz 
in der Regierung beschlossen wurde, mit den 
vielen Änderungen, die jetzt notwendig sind? 
Das hätte ich ihn schon gerne gefragt; leider 
ist er nicht mehr hier. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sie, Kollege Schipani, und alle Ihre Freunde 
aus Ihrer Fraktion haben diese Bocksprünge 
mehr oder weniger mitbeschlossen. (Bundes­
rat S c  h i p a n i: Die Bocksprünge haben Sie 
gemacht!) Mir fällt ein, daß Minister Haiden 
im Sommer des Vorj ahres, als er das neue 
Weingesetz in der Öffentlichkeit vorgestellt 
hat, auf die Frage eines Journalisten, ob es 
dazu noch Verhandlungen gäbe, gemeint hat, 
er könne sich das nicht mehr vorstellen. Es 
erhebt sich wirklich die Frage: Wer beschließt 
eigentlich die Gesetze? Sie müßten sich fra­
gen (Bundesrat S c  h ip a n i: Die gesetzge­
bende Körperschaftf), ob Sie wirklich noch die 
gesetzgebende Körperschaft repräsentieren 
oder ob Sie nicht von oben herab Verordnun­
gen kriegen und nur apportieren. Darüber 
könnte man sicher:lich streiten. Ich sehe es 
sicherlich anders als Sie , Herr Kollege Schi­
pani. 

Ich glaube, dieses Weingesetz ist eine Doku­
mentation der Unfähigkeit dieser Regierung, 
die ja jetzt mehr oder weniger abgelöst 
wurde. Ich möchte, weil Sie dieses heute so 
verteidigen, Ihnen doch in aller Kürze sagen 
(Bundesrat S c  h ip a n i: Die Saat für heute 
ist vor 20 Jahren gelegt worden!), wie es zur 
heutigen Sitzung gekommen ist. Zunächst -
das wurde heute schon vom Kollegen Frasz 
gesagt - hat am 29. Juli 1985 der damalige 
Bundeskanzler Sinowatz einen Weinkrisen­
gipfel einberufen. Eine Weingesetznovelle, 
flankierende Maßnahmen und ein umfangrei­
ches Maßnahmenpaket sollten durchgeführt 
werden. Auf die flankierenden Maßnahmen 
und auf das Maßnahmenpaket warten die 
Weinbauern heute noch. Am 26.  August, nach­
dem die Österreichische Volkspartei die pra­
xisfremden und bürokratischen Vorstellun­
gen der Regierung nicht akzeptieren konnte, 
hat die sozialistische Koalitionsregierung im 
Ministerrat eine Regierungsvorlage mit 7 1  
Paragraphen beschlossen. Am 29. August war 
die Sondersitzung . Ab 9 .30 Uhr haben die 
Nationalräte aller drei im Parlament vertrete­
nen Parteien im Landwirtschaftsausschuß die 
7 1  Paragraphen der Regierungsvorlage bera­
ten. 

Es wurden - wie Sie ja wissen - dabei 
gleich 42 Abänderungsanträge zur eigenen 
Regierungsvorlage eingebracht. (Bundesrat 
S c  h i p a n i: Weil die ÖVP wortbrüchig 
geworden ist!) Um 12 Uhr hat Präsident 
Benya die Sondersitzung des Nationalrates 
eröffnet. Sie wissen es: Das Hohe Haus, die 
Ränge waren voll besetzt. Alles wartete 
gespannt auf die Dinge, die da kommen soll­
ten. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die Gesetz­
werdung erzähle ich Ihnen jetzt. Das ist 
Ihnen unangenehm, das weiß ich. 

Mehr als 10 Rundfunk- und Fernsehanstal­
ten aus Europa und Übersee waren dabei, um 
das Geschehen mitzuverfolgen. Die Span­
nung, die dort herrschte, dauerte nur wenige 
Minuten, denn die Sitzung mußte sofort wie­
der unterbrochen werden, weil die 42 Abände­
rungsanträge von SPÖ und FPÖ erst kopiert 
werden mußten. Um 13 Uhr war es dann 
soweit: Alle Nationalräte hatten mit der geän­
derten Regierungsvorlage einen Wust von 
Papier in den Händen, und der Herr Minister 
Haiden hat die abgeänderte Regierungsvor­
lage als "Gesetz aus einem Guß" vorgestellt. 

Daraufhin - so kann ich mich noch gut 
erinnern - ist großes Gelächter im Hohen 
Haus ausgebrochen, als er nämlich gemeint 
hat, es wäre das ein "Gesetz aus einem Guß" . 

Am 4. September haben wir hier im Bun­
desrat mit ÖVP-Mehrheit Einspruch gegen 
dieses Weingesetz "aus einem Guß" erhoben. 
Am 10. Oktober haben wir hier eine dringli­
che Anfrage an Bundeskanzler Sinowatz ein­
gebracht; er hat aber alle unsere Einwände 

, abgeschmettert. 

Am 24. Oktober haben SPÖ und FPÖ im 
Nationalrat einen Beharrungsbeschluß 
gefaßt, und damit ist dieses Weingesetz "aus 
einem Guß" endgültig in Kraft getreten. 
Danach haben sich die Weinbauverbände, die 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern und der Österreichische Bauern­
bund zusammengesetzt und haben ein 
18-Punkte-Programm zur Novellierung dieses 
Weingesetzes erarbeitet. 

Minister Haiden hat im Frühjahr 1986 
einen Entwurf zur Novellierung seines Wein­
gesetzes "aus einem Guß" eingebracht. Am 
13 .  Mai 1986 ist der damalige Minister Haiden 
mit seinem Entwurf in die Regierungssitzung 
gegangen. Man muß dazu sagen, daß dann 
doch wesentliche Punkte aus den Vorschlägen 
der bäuerlichen Interessenvertretung berück­
sichtigt wurden. Minister Haiden hat dem 
Ministerrat in 50 Paragraphen andere Vor-
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schläge, als sie im Weingesetz "aus einem 
Guß" verankert waren, präsentiert, wobei 
man dazu bemerken kann oder muß, daß eben 
gleich drei Paragraphen an Ort und Stelle 
geändert wurden. 

15. Mai 1986: Die Regierungsvorlage zur 
Novellierung des Weingesetzes "aus einem 
Guß" kommt in das Parlament. Diese Regie­
rungsvorlage trägt allerdings in vielen Punk­
ten bereits, muß man fairerweise dazusagen, 
praxisgerechte Züge, weil die Bundesregie­
rung doch mehrere Vorschläge der bäuerli­
chen Interessenvertretung aus dem 
18-Punkte-Programm übernommen hat. 

Bezüglich Fragen der Banderole und der 
notwendigen weinwirtschaftlichen Maßnah­
men gab es keine Einigung, weil Herr Mini­
ster Haiden die ÖVP-Vorschläge abgelehnt 
hat. So hat die Österreichische Volkspartei 
einen eigenen Initiativantrag zu einer praxis­
gerechten Novellierung des Weingesetzes ein­
gebracht. 

Am 28. Mai - einige Tage später - tagt der 
Landwirtschaftsausschuß. Bei dieser Aus­
schuß sitzung lehnen SPÖ und FPÖ die Vor­
schläge der ÖVP hinsichtlich Kontrollnum­
mer an statt der Banderole wieder ab, wobei 
man sagen kann, daß das Vertrauen der SPÖ­
und FPÖ-Abgeordneten zu ihren Paragraphen 
nicht sehr groß ist: Die Regierungsparteien 
bringen nämlich wieder 20 Abänderungsan­
träge zu ihrer eigenen · Regierungsvor lage 
vom 15. Mai ein. 

Am 9. Juni 1986, um 16 Uhr, wird die unter­
brochene Sitzung des Landwirtschaftsaus­
schusses vom 28. Mai fortgesetzt. Diesmal 
legen die Regierungsparteien 33 Abände­
rungsanträge zur Regierungsvorlage vom 
15. Mai vor. Die ÖVP-Abgeordneten haben 
nicht zugestimmt; die Ausschußsitzung wird 
kurzfristig wieder unterbrochen. Die Regie­
rungsparteien tauschen die Abänderungsan­
träge gegen ein neues Paket mit wieder 33 
Abänderungsanträgen aus, wobei fünf 
Anträge neu gefaßt sind. 

Um 17.30 Uhr wird die Sitzung des Land­
wirtschaftsausschusses neuerlich für eine 
Stunde unterbrochen, um den Ausschußmit­
gliedern Gelegenheit zum Studium zu geben. 
Um 18 .40 Uhr beschließen die Regierungspar­
teien die Regierungsvorlage vom 15. Mai 1986 
samt den eine gute Stunde vorher neu vorge­
legten 33 Abänderungsanträgen; den ÖVP­
Antrag lehnen sie ab. 

Am 1 1 . Juni 1986 wird das geänderte Wein-

gesetz mit den Stimmen der SPÖ- und FPÖ­
Abgeordneten im Nationalrat beschlossen, 
und wieder unterläuft den Regierungspar­
teien ein schwerer, aber doch bezeichnender 
Fehler: Sie lehnen den Beschluß des Land­
wirtschaftsausschusses ab, der lautet, den 
ÖVP-Antrag abzulehnen. Das ist bezeichnend, 
wahrscheinlich hat sich überhaupt niemand 
damit beschäftigt, vielleicht hat keiner aufge­
paßt. Jedenfalls zeigt dieses Fehlverhalten die 
Sorglosigkeit, mit der gearbeitet wird. 

Heute erheben wir erneut Einspruch gegen 
dieses Gesetz und hoffen, daß es - nunmehr 
unter einem neuen Landwirtschaftsminister 
- doch zu Verhandlungen kommt, die darauf 
hinauslaufen, daß die praxisgerechten Vor­
schläge der Österreichischen Volkspartei mit­
eingebunden werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Die Österreichische Volkspartei 
- ich glaube, das steht außer Frage - ist 
natürlich für eine strenge Kontrolle, ist aber 
gleichzeitig auch gegen Schikanen. Die Ban­
derole - die es gesetzlich in keinem weinpro­
duzierenden Land gibt, weder in Jugoslawien, 
noch in Italien, noch in Frankreich; gesetzlich 
verordnet gibt es sie nirgends - ist kein 
Garant dafür, daß Qualität verkauft wird, 
denn sie können genauso eine Flasche mit 
gepantschtem Wein oder mit Kunstwein ver­
kaufen und eine Banderole drüberkleben; es 
ist dies eine Quantitätskontrolle. 

Wir sind überzeugt davon, daß die Vor­
schläge der Österreichischen Volkspartei 
wesentlich praxisgerechter sind. Wir laden 
Sie ein, mit dem neuen Minister die Vor­
schläge der ÖVP nochmals zu überlegen, 
damit es Ihnen nicht wieder so geht, meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der 
SPÖ, wie bei der Zinsertragsteuer, wo Sie 
gegen unsere Vorschläge gestimmt haben; der 
Minister hat acht Tage später etwas anderes 
gemacht. Damit es Ihnen nicht so geht, wie 
bei der Finanzierung des Konferenzzentrums, 
wo Sie gegen uns gestimmt haben und der 
damals neue Finanzminister die Chance 
genützt hat und ein neues Finanzierungskon­
zept vorlegt hat. 

Vielleicht wird der neue Landwirtschaftsmi­
nister auch die Chance des ÖVP-Einspruches 
im Bundesrat nützen, auf unsere Vorschläge 
eingehen und ein neues, praxisgerechtes 
Weingesetz vorlegen, im Interesse der Wein­
bauern, aber natürlich auch im Interesse 
unseres Landes, weil wir ja letztendlich all 
diese Qualitätsprodukte auch im Ausland ver­
kaufen müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 16.49 

1575 
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Staatssekretär Ing. Murer. Ich erteile es ihm. 

16.49 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft Ing. Murer: Sehr 
verehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren des Bundesrates! 
Ich möchte zunächst dem Herrn Bundesrat 
Kaplan sagen, weil er gemeint hat, der 
Schmied hat den Schmiedl dagelassen: Der 
"Schmiedi" ist sicher ein praktischer Bauer 
und kennt die Sorgen der Landwirtschaft 
sehr genau, und so ähnlich haben sich ja auch 
die letzten Verhandlungen bei den Proble­
men, die sich ergeben haben beim neu zu 
schaffenden Weingesetz beziehungsweise bei 
der Novelle zum Weingesetz, abgespielt. 

Ich glaube, daß hier Emotionen zwar sicher 
erlaubt sind - warum nicht? - ,  aber viel­
mehr die praktischen und die realitätsbezoge­
nen Verhandlungsergebnisse in einigen Punk­
ten sehr klar und deutlich dargestellt werden 
sollten, damit es zu keiner Geschichtsfäl­
schung kommt. 

Ich möchte Ihnen sagen, daß, als dieser 
Weinskandal ausgebrochen ist, einige wenige 
tausend Weinbauern große Schwierigkeiten 
bereitet haben, und zwar dadurch, daß diese 
sich zu einem Weinfälschungs- und Kunst­
weinerzeugungs-Gangstersyndikat zusam­
mengeschlossen und rücksichtslos seit mehr 
als 10 Jahren kleine Weinbauern mißbraucht 
haben. 

Andererseits hat auch die Regierung 
damal;3 große Schwierigkeiten bekommen, 
weil wir durch Zeitungsberichte in der ganzen 
Welt ver anlaßt waren - diese haben uns 
schweren Schaden zugefügt, und wir konnten, 
wie sich dann gezeigt hat, keinen Tropfen 
Wein mehr exportieren -, ein sehr strenges 
Weingesetz zu schaffen. Wir haben ja  sehr 
lange miteinander verhandelt, und es hat 
eigentlich damals so ausgesehen, als könnten 
wir - was sehr wünschenswert gewesen 
wäre - gemeinsam das Weingesetz beschlie­
ßen. 

Ich möchte nur an folgendes erinnern: Als 
ÖVP-Bundesparleiobmann Mock, als es 
bereits Demonstrationen auf dem Ballhaus­
platz gegeben hat, letztendlich mit Bundes­
kanzler Sinowatz zu einem Gespräch zusam­
mengetroffen ist, um die Linie klarzulegen, ob 
die Österreichische Volkspartei mit ihren 
Abgeordneten im Parlament diesem neuen 
Weingesetz, diesem sehr strengen Weingesetz 

zustimmen wird oder nicht, ist es nur um drei 
Punkte gegangen. 

Erstens darum, ob der Bundeskanzler und 
die Regierung bereit sind, von der Regie­
rungsvorlage abzurücken und den Weinwirt­
schaftsfonds nicht aufzulösen - für mich als 
Freiheitlichen ist das verständlich, daß man 
die alten verkrusteten Sozialpartnerstruktu­
ren in einer Regierung, in der die FPÖ mitre­
giert, nicht verändern will, Sie werden aber 
verstehen, daß wir hier anders denken - ,  
zweitens war es der Wunsch von Bundespar­
teiobmann Mock, Steuererleichterungen zu 
schaffen, was angesichts dieser Gangstereien 
- Schwarzweinerzeugung, Steuerhinterzie­
hung und alles, was damit zusammenhängt -
momentan schwer erfüllbar war und daher 
nicht zugesagt werden konnte. 

Und drittens hat Bundesparteiobmann 
Mock verlangt - das wurde ja im Herbst 
erfüllt -, Erleichterungen für die betroffenen 
Weinbauern zu machen. Diese Vorschläge der 
Präsidentenkonferenz wurden erfüllt. Es war 
die ausschlaggebende Situation damals, daß 
Ihr Parteiobmann Mock erklärt hat, die ÖVP 
werde mit ihren Abgeordneten dem nicht 
zustimmen. 

Die Novelle zum Weingesetz wurde fällig, 
und zwar nicht nur deshalb, weil zugegebe­
nermaßen einige Dinge geändert werden 
mußten, damit der Weinexport forciert wer­
den konnte und man einige überbürokrati­
sche Dinge ausklammern konnte, sondern vor 
allem deshalb, weil wir darauf bestanden 
haben, daß der Weinwirtschaftsfonds aufge­
löst wird und daß dies im Wege einer Novelle 
im Weinwirtschaftsgesetz neu in irgendeiner 
Form eingegliedert werden soll. 

Wir sind der Meinung, daß ein Weinwirt­
schaftsfonds, der in den letzten 10 Jahren 
Hunderte Millionen Schilling an Steuergel­
dern verteilt hat und nicht sehr viel weiterge­
bracht hat, vor allem nicht beim Absatz, außer 
daß eben Hunderte Millionen an Steuergel­
dern so nach dem Daumen irgendwie verteilt 
wurden, jedoch nicht dorthin gekommen sind, 
wo sie dem kleinen Weinbauern wirklich 
gedient hätten, ganz anders gestaltet werden 
soll. Wir sind der Meinung, Politiker sollen 
sich nicht in etwas einmischen, von dem sie 
nichts verstehen, sondern Vollprofis sollen 
diese Werbung machen, damit für die Wein­
bauern der Export wieder flottgemacht wird 
und möglichst viel Wein im Ausland wieder 
gut verkauft werden kann. Und das werden 
wir machen! (Beifall bei der SPÖ.) 
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Wir werden den Weinwirtschaftsfonds auf­
lösen und werden von Vollprofis, die davon 
etwas verstehen, mit den entsprechenden Mit­
teln in Form einer Ges.m.b.H. den Weinexport 
im Sinne unsere Weinbauern wieder flottma­
chen, sodaß es nie mehr zu so einem Preisver­
fall kommen kann, wie ihn die Weinbauern 
1983/84 erlebt haben, als sie 2 S pro Liter 
bekommen haben beziehungsweise Steuergel­
der von zusätzlich 2 S pro Liter gegeben wer­
den mußten, damit der Wein in die DDR ver­
schleudert werden konnte und damit nicht 
überhaupt ein unfinanzierbares Problem in 
Österreich - auch von der Lagerhaltung her 
- entstanden wäre und dieser Wein dann 
irgendwie auf Umwegen in Westeuropa wie­
der aufgetaucht wäre, um erst recht wieder 
Schwierigkeiten zu bekommen. 

Es ist gar keine Frage, daß wir mit dieser 
Neuordnung im Weinwirtschaftsbereich für 
unsere Weinbauern möglichst viele Maßnah­
men zur Stabilisierung treffen müssen, damit 
die Preise uns nie mehr solche Probleme 
bescheren, noch dazu wenn man weiß, daß 
unsere Bauern einen Supertropfen, einen 
Superwein erzeugen, um den sich eigentlich 
die ganze Welt reißt, wenn er nur entspre­
chend bekannt wird. 

Ich glaube auch, daß wir nicht zuviel Wein 
produzieren, sondern daß wir in der Vergan­
genheit viel zu unfähig waren, diesen Wein 
entsprechend zu vermarkten. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit im Bun­
desrat folgende - wie mir scheint - Unklar­
heit beseitigen. Daß Bauern demonstrieren, 
wenn sie das Gefühl haben, daß es ihnen 
schlecht geht und ihnen unrecht geschieht, 
das ist für mich etwas Selbstverständliches. 
Daß man aber Blockaden errichtet, Kranken­
transporte und andere Dinge mehr behindert, 
das finde ich nicht für selbstverständlich und 
verurteile ich zutiefst. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist das eine Frage des Taktes, der Ein­
stellung. Man muß dabei das Feuerehen von 
der Organisation her nicht so zünden, damit 
so etwas passiert. Das liegt aber auch gar 
nicht in der Einstellung der Bauern, sondern 
sicherlich bei den Verantwortlichen, die sich 
Kammersekretäre, Kammerobmänner und so 
weiter nennen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich darf Ihnen folgendes sagen: Daß Dr. 
Mock bei den Bauern war, darüber habe ich 
mich persönlich sehr gefreut, nur habe ich 
mich gewundert, daß Dr. Mock den Bauern 
dort etwas gesagt hat, was dann eigentlich 
gar nicht eingetroffen ist. Es hat - und so 

berichteten die Zeitungen - Dr. Mock nicht 
nur die Abschaffung verschiedener Steuern 
gefordert, sondern auch die Abschaffung der 
Banderole verlangt. Das ist genau das, was 
ich überhaupt nicht verstanden habe, vor 
allem deshalb nicht, weil die Weinbauern der 
Österreichischen Volkspartei, die jetzt bei den 
Verhandlungen dabei waren, gar nicht der 
Meinung waren, daß die Banderole das Pro­
blem ist. 

Ich habe mich sehr gefreut über die Ver­
handlungsführer der ÖVP - von Hietl bis zu 
Ökonomierat Stadlmann - ,  die gemeint 
haben: Natürlich, Herr Bundesminister Hai­
den, ist die Banderole ein sehr brauchbares 
Instrument, und wir wollen sie gar nicht ver­
hindern. Das ist die Wahrheit, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren. (Hört! Hört!­
Rufe bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der 
ÖVP. - Bundesrat K a p  1 a n: Lesen Sie sich 
durch, was Hietl im Nationalrat gesagt hat!) 

Herr Bundesrat Kaplan, vielleicht redet der 
Herr Abgeordnete Hietl im Nationalrat 
anders als bei den Verhandlungen, das 
scheint mir überhaupt das Problem der 
Bauernvertreter zu sein. (Bundesrat S c  h i -
p a n  i - zu Bundesrat Kaplan -: Ich war 
dort bei der Debatte, aber Sie nicht! - Bun­
desrat K a p  1 a n: Ich habe es gelesen! - Neu­
erlicher Zwischenruf des Bundesrates S c  h i -
p a n  i.) 

Hoher Bundesrat! Ich habe mich persönlich 
wirklich sehr gefreut, daß nicht nur Ökono­
mierat Stadlmann, der eine sehr wesentliche 
Rolle im österreichischen Weinbau spielt, der 
sehr, sehr anzuerkennen ist, sondern, wie 
gesagt, Abgeordneter Hietl und andere Leute 
gemeint haben, die Banderole sei gar keine 
Frage, aber wir von den Bauernvertretern der 
ÖVP möchten zusätzlich, weil wir das den 
Bauern lange versprochen und lange gesagt 
haben, daß die Banderole schlecht ist, und wir 
jetzt das psychologische Problem nicht aus­
räumen müssen, nun zur Banderole ja zu 
sagen, sondern wir sollten daher eine Etikette 
mit eingedruckter Nummer - als Mischform 
praktisch - zur Verfügung stellen. Das war 
der Ausgangspunkt der Diskussion über die 
Banderole. Alle anderen Punkte haben wir ja  
gemeinsam abgehandelt. 

Es war für mich sehr erfreulich, daß die 
Vertreter der ÖVP gemeint haben, wie ich 
dem Protokoll entnehmen kann, daß das ein 
sehr brauchbares Instrument ist, was nach 
langen Sitzungen erarbeitet . . .  (Bundesrat 
K a p  1 a n: Was steht im Prokoll?) 
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Herr Bundesrat! Glauben Sie mir, ich sage 
hier kein Wort, das nicht den Äußerungen der 
Verhandler des Bauernbundes entstammt. 
(Bundesrat K a p  I a n: Aus welchem Protokoll 
stammt das?) Aus dem Protokoll, das ich über 
die Äußerungen der Funktionäre des Bauern­
bundes angelegt habe. Sie werden mir doch 
erlauben, daß ich für mich ein Protokoll führe! 
(Bundesrat K a p  1 a n: Sie haben es vorher 
aber anders gesagt! - Rufe bei der SPÖ: 
Nein!) 

Ich darf zusammenfassen: Wir haben uns 
erstens geeinigt auf einen Neubeginn für die 
Weinwirtschaft mit vollem Einverständnis der 
Vertreter des Bauernbundes bei den Verhand­
lungen. Wir haben uns weiter voll und einig 

. zusammengefunden in dem Ja zur Banderole, 
aber den Wunsch der Bauernbundverhandler, 
zusätzlich ein Etikett mit einem Ziffernein­
druck zur Verfügung zu stellen, konnten wir 
nicht erfüllen, weil die Konsumentenvertreter 
gesagt haben, man würde so ein völliges 
Durcheinander schaffen. Als dann die Vertre­
ter des Bauernbundes gemeint haben, man 
sollte das aus psychologischen Gründen doch 
tun, damit wir gegenüber den Bauern besser 
dastehen, da haben wir natürlich schon 
gemeint, das psychologische Problem müßte 
die ÖVP mit den Bauern selber regeln, das 
kann man in einem Gesetz nicht tun (Beifall 
bei der SPÖ), und deshalb finde ich, daß die 
Banderole eine sehr gute Entscheidung war. 

Ich möchte abschließend nur noch sagen: 
Mir tut es sehr leid, daß wir uns wegen des 
psychologischen Problems der Bauernvertre­
ter, die die Geister gerufen haben, die sie jetzt 
nicht losgeworden sind, nicht einig geworden 
sind, sondern nur im fachlichen Bereich. 

Ich darf abschließend feststellen, daß wir 
trotz all dieser Änderungen, die wir gemacht 
haben, drei Dinge eingehalten haben: den 
Konsumentenschutz zur Gänze, die strenge 
Kontrolle vom Weingarten bis zum Regal und 
die strengen Qualitätsnormen, die wir uns sel­
ber gesetzt haben. Das sind die drei Voraus­
setzungen, daß wir in Zukunft gut Wein 
exportieren werden können, daß wir hoffent­
lich Preise erreichen, die unsere Bauern 
freuen und zufriedenstelIen werden. 

Ich kann Ihnen auch zum Abschluß noch 
sagen, daß ich mich sehr bemühen werde, daß 
die steuerlichen Erleichterungen, die bereits 
ausverhandelt waren, aber dann gestrichen 
wurden, auch wenn die ÖVP im Nationalrat 
nicht mitgestimmt hat, durchgesetzt werden. 
Ich werde auf die diesbezüglichen Verspre-

chen von Bundeskanzler Sinowatz noch ein­
gehen. 

Ich hoffe, daß wir etwas geschaffen haben, 
was die Konsumenten freuen wird und auch 
- und vor allem - unsere österreiChischen 
Weinbauern. (Beifall bei der SPÖ.) 17.03 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Blasehitz. Ich erteile es ihm. 

17.03 

Bundesrat Blaschitz (SPÖ, Kärnten) : Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Bun­
desrat Kaplan! Die Behauptung des Bundes­
rates Frasz, die Bauernbundführung hätte 
sich den Demonstrationen, den Blockaden 
angeschlossen, stimmt hundertprozentig, 
nachzulesen in der "Presse" vom 23. Mai 
1986. Laut dieser hat Ihr Bauernbunddirektor 
für das Burgenland, Herr Jellasitz, gesagt, die 
Bauern hätten gar nichts ausgerichtet, wenn 
der Bauernbund sich nicht angeschlossen hät­
te. 

Herr Bundesrat Kaplan! Das ist typisch für 
die Zweischneidigkeit der Politik der Öster­
reichischen Volkspartei. (Beifall bei der SPÖ. 
- Bundesrat K a p  1 a n: Das Gesetz ist fünf­
schneidig!) 

Die Auswirkungen des Weinskandals haben 
bei der österreichischen Weinwirtschaft einen 
sehr großen Schaden verursacht. Man mußte 
seitens der Bundesregierung sofort und 
unverzüglich darauf reagieren, um das Anse­
hen und den guten Ruf Österreichs in der 
Welt wiederherzustellen und natürlich den 
ausgezeichneten Ruf der österreichischen 
Weinbaubetriebe. 

Das Weingesetz 1985 sollte der Weltöffent­
lichkeit zeigen, daß Österreich fest entschlos­
sen ist, aus diesen unliebsamen Vorkommnis­
sen die Konsequenzen zu ziehen. Ihre "Raiff­
eisen-Zeitung" schreibt in ihrer Ausgabe vom 
15. August: 

"Selbstverständlich war das noch zu einer 
Zeit, als die Gespräche und die Verhandlun­
gen auf Parteienebene über das neue Weinge­
setz erfolgreich geführt wurden und man 
Einigkeit erwarten durfte unter anderem. 
Wenn die Anzeichen nicht trügen, dann 
bekommt Österreich schon in ein paar 
Wochen das strengste Weingesetz der Welt. 
Wir können es brauchen, denn nur mit einem 
deutlichen Signal wird es möglich sein, das 
schwer angeschlagene Vertrauen der Weinge-
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nießer im In- und Ausland in die noch vor 
wenigen Wochen hochgeschätzten Tropfen 
aus Österreich wieder zu kitten. Das Gesetz 
kann gar nicht streng genug sein." - Also das 
war in der "Raiffeisen-Zeitung" vom 
15. August 1985 zu lesen, als man eben noch 
glaubte, Einhelligkeit erzielen zu können. 

Wir haben 1985 ein gutes Weingesetz 
beschlossen, ein Gesetz, das die Vorausset­
zung dafür geschaffen hat, daß im In- und 
Ausland das Vertrauen in die österreichische 
Weinwirtschaft und die österreichischen 
Weine wieder hergestellt wird. In dieses 
Gesetz wurden Regelungen eingebaut, die in 
anderen weinbautreibenden Staaten schon 
längst gang und gäbe sind. Natürlich war es 
bei der Beschlußfassung auch klar, daß dieses 
Gesetz wird novelliert werden müssen. 

Sie alle wissen, unter welchem Druck die­
ses Gesetz zustande kam. Sie alle kennen 
sicherlich noch gut die diffamierende Bericht­
erstattung in den Medien - gleichgültig ob 
im In- oder Ausland - über die österreichi­
sche Weinwirtschaft. Alle forderten ein stren­
ges Gesetz, und die Weltöffentlichkeit blickte 
auf Österreich, darauf, wie wir diese Pro­
bleme lösen werden. 

Heute wird das Weingesetz 1985 geändert. 
Es hatte wieder den Anschein, daß die Novelle 
einstimmig beschlossen werden könnte. Wir 
Sozialisten waren immer gesprächs- und kom­
prornißbereit. Es sind eine Reihe von Wün­
schen, Vorschlägen und natürlich auch Forde­
rungen seitens der bäuerlichen Vertreter aller 
politischen Gruppierungen von den gesetzli­
chen Interessenvertretungen gekommen. 
Diese Vorschläge und Anregungen wurden in 
diese Novelle auch eingebaut. 

Aber Ihnen, meine sehr geschätzten Damen 
und Herren von der Österreichischen Volks­
partei, geht es in Wirklichkeit gar nicht 
darum, der österreichischen Weinwirtschaft 
aus ihrer Krise zu helfen, Ihnen geht es gar 
nicht darum, daß die österreichische Wein­
wirtschaft das Vertrauen, das sie durch die­
sen Skandal verloren hat, zurückgewinnt, 
sondern Sie sind aus rein tagespolitischen 
Überlegungen gegen diese Weingesetz­
Novelle. Jene, die heute aus rein tagespoliti­
schen Gründen gegen diese Novelle wettern, 
werden sicherlich morgen den größten Nut­
zen daraus ziehen. 

Die österreichische Weinwirtschaft und mit 
ihr weit über 45 000 ehrliche Weinhauerfami­
lien brauchen wieder das ungeteilte Ver­
trauen der Konsumenten. Wenn Sie, 

geschätzte Damen und Herren von der Öster­
reichischen Volkspartei, immer wieder 
behaupten, die Regierungsparteien wären in 
dieser Materie nicht gesprächs- und konsens­
bereit, bei ein bißehen gutem Willen wäre Ein­
stimmigkeit zu erzielen gewesen, so muß ich 
diesen Vorwurf ganz entschieden zurückwei­
sen. Denn wenn jemand nicht konsensbereit 
war, dann waren es Sie von der Österreichi­
schen Volkspartei. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es geht einfach nicht an, daß man nur For­
derungen erhebt und daß man, wenn diese 
Forderungen dann in Verhandlungen auch 
akzeptiert und erfüllt werden und es nur ein 
oder zwei Punkte gibt, in denen keine Einhel­
ligkeit erzielt werden kann, von "mangelnder 
Konsensbereitschaft" spricht. Wir sind nicht 
bereit, auf die Banderole zu verzichten, denn: 
Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser. 

Wir wissen auch, daß die Banderole den 
Betrieben sicherlich zusätzliche Arbeit verur­
sacht. Die Kunstweinproduktion ist aber, 
geschätzte Damen und Herren, nur bei lük­
kenloser Erfassung der Weinmengen mit 
Hilfe der Banderole zu verhindern. 

Durch die Banderole ist auch die Rückver­
folgung des Weines vom Regal beim Händler 
bis in den Keller des Weinbauers möglich; 
Weinverfälschungen können rasch geklärt 
werden. Die Banderole dient damit dem Kon­
sumentenschutz und schützt auch die ehrli­
chen Weinhauer vor der Konkurrenz krimi­
neller Kunstweinerzeuger. 

In allen weinbautreibenden Ländern Euro­
pas stellt die Banderole ein Qualitätskennzei­
chen dar. Für den österreichischen Wein ist 
sie damit die Voraussetzung für eine erfolg­
reiche Weinwerbung. Bundesminister a. D. 
Dipl.-Ing. Haiden hat auch eindeutig festge­
stellt, daß die Banderole als unverzichtbarer 
Bestandteil des Weingesetzes anzusehen und 
damit überhaupt die Voraussetzung gegeben 
ist, daß im In- und Ausland das Vertrauen in 
die österreichische Weinwirtschaft wiederge­
wonnen wird. Und dieses Vertrauen hat die 
österreichische Weinwirtschaft mehr als 
nötig. 

Wenn man den Außenhandel mit Wein seit 
dem Jahre 1970 näher beleuchtet, so kann 
man feststellen, daß das Weinland Österreich 
erst im Jahre 1978 zu einem Nettoexportland 
geworden ist. 1978 konnten erstmals rund 
17 000 Hektoliter Wein mehr exportiert als 
importiert werden. Bis zum Jahre 1984 konnte 
Österreich die Marktanteile kontinuierlich 
erhöhen und immer größere Mengen an Wein 
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exportieren. 1984 hat Österreich rund 193 500 
Hektoliter Wein importiert und rund 478 500 
Hektoliter exportiert, also um zirka 285 000 
Hektoliter Wein mehr exportiert. 

Der österreichische Weinexport hat sich auf 
Grund der Vorkommnisse auf dem Weinsek­
tor grundlegend geändert. Während im ersten 
Halbjahr 1985 die Ausfuhrmengen zugenom­
men haben, brach der Export nach Bekannt­
werden des Umfanges der Weinverfälschun­
gen und auch unter dem Einfluß der vehe­
menten Medienberichterstattung weitgehend 
zusammen. 

Längerfristige Auswirkungen auf den 
Exportmärkten sind vor allem durch den Ver­
lust der Distribution zu befürchten. Wir müs­
sen gemeinsam alle Anstrengungen unterneh­
men, die verlorengegangenen Marktanteile 
wieder zurückzugewinnen, wir müssen 
gemeinsam das Vertrauen in die österreichi­
sche Weinwirtschaft wiederherstellen, und 
dazu gehört einfach eine lückenlose Kontrolle 
von der Traube bis ins Regal im Interesse der 
österreichischen Weinwirtschaft und der Kon­
sumenten. 

Die Novelle zum Weingesetz 1985 sieht aber 
auch eine Reihe von Arbeitserleichterungen 
und Regelungen für die Weinhauer vor und 
führt dazu, daß die Weinaufsicht Mehrarbeit 
auf sich nehmen wird müssen. Die Novelle 
sichert weiterhin den Konsumentenschutz 
durch die volle Bezeichnungswahrheit, die 
Förderung der Qualitätsproduktion und 
natürlich die gen aue Kontrolle. 

Hoher Bundesrat! Wir haben volles Ver­
ständnis und kennen die Probleme im agrari­
schen Bereich, wir kennen die Nöte und Sor­
gen der österreichischen Bauern, aber mit 
Demonstrationen, mit Aufmärschen und Blok­
kaden - selbstverständlich sind sie in der 
Demokratie gestattet und erlaubt - können 
diese Probleme auch nicht gelöst werden. 
Wahrscheinlich verliert man durch solche 
Aktionen überhaupt die gemeinsame 
Gesprächsbasis. 

Wenn auch die Bauernvertreter beteuern, 
mit diesen Aktionen nichts zu tun zu haben, 
so kann ich ihnen das nicht abnehmen. Ich 
möchte nur auf die Grenzblockaden im Bur­
genland hinweisen, wodurch der Wirtschaft 
und dem Fremdenverkehr großer Schaden 
entstanden ist, wodurch Arbeiter nicht -recht­
zeitig an ihrem Arbeitsplatz sein konnten, wo 
die sogenannte Notwehrgemeinschaft gegen 
alles protestiert und demonstriert hat. Sie 
haben diese Demonstrationen unterstützt, wir 

haben zwar gemeinsam und einstimmig die 
Milchmarktordnung, die Getreidemarktord­
nung beschlossen, in der Öffentlichkeit wet­
tern Sie aber gegen diese Maßnahmen. 

Ihr Parteiobmann hat sich mit den Demon­
stranten solidarisch erklärt. Und bei uns in 
Kärnten hat der Stellvertretende Landesob­
mann des Bauernbundes solche Aktionen 
organisiert und geleitet. (Bundesrat 
K a p  1 a n: Wodurch hat er sich solidarisch 
erklärt?) 

Wo bleibt Ihre Verantwortung, meine 
Damen und Herren von der ÖVP, wenn wir 
diese Gesetze einstimmig beschließen, Sie in 
der Öffentlichkeit jedoch gegen die Regierung 
wettern und dieser totales Versagen vorwer­
fen? Wohin soll das führen? - Sicherlich 
nicht zu einer für die gesamte Landwirtschaft 
und für die österreichischen Bauern befriedi­
genden Lösung! Geschätzte Damen und Her­
ren! (Bundesrat H o l  z i n g e r: Die Wahrheit 
sagen!) Ich habe j a  die Wahrheit gesagt. 

Bei der Novelle zum Weingesetz 1985 sind 
wir Ihnen sehr entgegengekommen und 
haben fast all Ihre Forderungen in diese 
Novelle eingebaut. Sie haben, wie ich schon 
erwähnt habe, sicherlich nur aus tagespoliti­
schen Gründen dieser Novelle Ihre Zustim­
mung im Nationalrat nicht erteilt und werden 
es aus diesen Gründen auch hier im Bundes­
rat nicht tun; alle Sachargumente fehlen 
Ihnen dafür einfach. 

Die österreichische Weinwirtschaft braucht 
derzeit und auch in Zukunft ein hohes Maß an 
Vertrauen. Erst dann, wenn man ein ehrliches 
und sauberes Produkt anbieten kann, wird 
das Vertrauen in diese edlen Erzeugnisse 
zweifelsohne wieder steigen. Das, glaube ich, 
ist Grundvoraussetzung. Der Weinproduzent 
will aber auch einen gerechten Preis bezie­
hungsweise einen gerechten Lohn für seine 
Arbeit bekommen, das sagte unter anderem 
Bürgermeister Achs in der Sitzung des Bun­
desrates am 4. September 1985 . 

In Österreich gedeihen hervorragende und 
ausgezeichnete Spitzenweine. Der Wein ist 
Ausdruck eines Landstriches, seiner Sonne 
und seines Bodens. Geben wir der österreichi­
schen Weinwirtschaft wieder unser Ver­
trauen! Nützen wir gemeinsam die Novellie­
rung dieses Gesetzes im Interesse der Konsu­
menten und im Interesse der österreichischen 
Weinwirtschaft und im Interesse der über 
45 000 ehrlichen Weinhauer mit ihren Fami­
lien! 
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Wir sind nicht stur geblieben. Wir haben 
nachgegeben im Interesse einer praxisnahen 
Durchführung des Weingesetzes. Für uns 
bedeutet Nachgeben keine Schwäche, son­
dern Stärke. (Beifall bei der SPÖ.) 17. 1 7  

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Schipani. Ich erteile es ihm. 

1 7. 17  

Bundesrat Schipani (SPÖ, Niederöster­
reich): Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Meine Damen und Herren! Liebe Kolle­
ginnen und Kollegen! Wenn ich mich außer 
Programm zu Wort gemeldet habe, so sind es 
einerseits einige Ausführungen meiner Vor­
redner, die mich dazu veranlaßt haben, ande­
rerseits war es eine gewisse Sorge um die 
Konsumenten und um den gesamten Berufs­
stand der ehrlichen Hauer. 

Ich werde dieser Gesetzesvorlage zustim­
men, obwohl ich mit ihr als Konsument nicht 
lückenlos einverstanden sein kann, aber ich 
werde Parteidisziplin üben. Vielleicht wird 
Ihr Einspruch dazu führen, daß man sich 
einige Zusagen, die man gemacht hat, viel­
leicht doch noch einmal überlegt, aber jeden­
falls nicht in der Richtung, wie es meine Vor­
redner geglaubt haben, das möchte ich mit 
aller Deutlichkeit sagen, damit ich gleich alle 
Illusionen bei einzelnen Leuten zerstöre. 

Wir reden heute von den "armen Hauern" , 
aber ich habe noch niemanden reden gehört 
von den "armen Konsumenten" , die systema­
tisch mit gepantschten Weinen vergiftet wur­
den. (Beifall bei der SPÖ.) 

Als hier vor etwas über einem Jahr fast 
durchgehend von der "armen Hauerschaft" 
und den "vereinzelten Fällen der Kriminali­
sierung" gesprochen wurde, so hat mir das 
nur mitleidiges Lächeln auf den Mund zau­
bern können. Es ist bedauerlich, das sagen zu 
müssen. 

Die Saat, die wir heute ernten, meine 
Damen und Herren, wurde eigentlich schon 
nahezu vor 20 Jahren gesät, jedoch nicht 
gesät von den Konsumenten, sondern - nicht 
alleine, aber im überwiegenden Maße - von 
dieser Berufsgruppe. 

Es hat damals Umstrukturierungsschwie­
rigkeiten in der Landwirtschaft gegeben, erin­
nern wir uns bitte zurück. Beide Landesregie­
rungen aus Ländern, die Hauptanbaugebiete 
des Weinbaues sind, nämlich Niederöster­
reich und Burgenland - das Burgenland war 

übrigens damals noch gar nicht rot, sondern 
schwarz regiert - ,  mußten zu Maßnahmen 
greifen, über die man sich als normaler 
Staatsbürger an den Kopf gegriffen hat. 

Es wurden Aussetzverbote einfach mißach­
tet. Luftaufnahmen mußten über Auftrag der 
Landesregierungen gemacht werden, um fest­
stellen zu können, in welcher Art und Größen­
ordnung Übergriffe gegen diese Bestimmun­
gen und Verordnungen vorgelegen sind. Das 
kann man nicht verschweigen, das alles hat 

. es gegeben. 

Ich habe jedoch ein gewisses Verständnis 
dafür, denn damals waren es gemischte Wirt­
schaften, wo es zum Teil noch Viehhaltung 
und ähnliches gegeben hat, und schön lang­
sam sind damals in der Landwirtschaft die 
"goldenen Zeiten" zu Ende gegangen, und 
jeder hat versucht, ein Produkt auf den Markt 
zu bringen, mit dem er sich der Sorgen des 
Alltages entledigt. 

Aber niemand von den damaligen soge­
nannten Experten hat ihnen gesagt: Bitte hört 
auf, ihr richtet ja  da etwas an, was heute noch 
nicht abschätibar ist. Diese Mahnung haben 
einige ausgesprochen, sie haben sie jedoch 
nur in den Wind gesagt. Es ist auch zu Verur­
teilungen gekommen. 

Hoher Bundesrat! Ich bin in einer Wein­
stadt geboren, ich lebe dort seit 59 Jahren. Ich 
kenne von Hunderten, um nicht zu sagen von 
Tausenden Kellerbesuchen die ganzen Tricks 
und was weiß ich alles. Wenn man jedoch 
heute so tut, als ob es nur vereinzelt etwas 
gegeben hätte, so kann ich nur lachen. Das 
Rezept der Kunstweinerzeugung ist drei 
Generationen alt und vielen Leuten bekannt. 
Aber damals haben die Hauer das mehr oder 
weniger als Sport betrieben. Ich darf Ihnen 
sagen: Nicht einmal, sondern mehrere Male 
sind uns Weine vorgesetzt worden - sieben, 
acht verschiedene Sorten -, und darunter 
war Kunstwein. Der Hauer hat sich dann 
noch gefreut, wenn jene , die Preise und Gold­
medaillen vergeben, nicht einmal gewußt 
haben, daß da Kunstwein dabei gewesen ist. 
So hat sich das in Wirklichkeit abgespielt. 
Generationen waren hier am Werk, die 
bewußt und in Gottesfurcht so mit dem Natur­
produkt Wein umgegangen sind. 

Dann hat sich die Gewinnsucht vermehrt, 
und es ist zu dieser Mafia gekommen. Als 
aber dieser große Touch gekommen ist, haben 
alle gesagt: Wir brauchen das strengste Wein­
gesetz, das es gibt, um das alles hintanstellen 
zu können. Das haben wir alle miteinander 
gesagt. 
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Auf einmal haben jedoch Sie von der ÖVP 
sich nicht mehr erinnern können. Jene, die 
damals mitgeschrien haben, sind heute dage­
gen und glauben, den anderen einreden zu 
können, es genüge schon, wenn wir sagen, wir 
haben das strengste Weingesetz, praktizieren 
brauchen wir es "eh" nicht. Freunde, so geht 
es nicht! Oft hieß es, das Ausland empfinde 
das als fürchterlich. In Italien, wo es diesbe­
züglich weitaus schlimmer gewesen ist, habe 
es diesen Wirbel nicht gegeben. 

Ich darf den zarten Hinweis darauf geben: 
Wir haben davon geredet, die Weinförderung 
auf andere Beine zu stellen. Wissen Sie , was 
die Italiener gemacht haben? - Wenn Sie 
sich dazu bequemen, auch einmal ein bisserl 
ausländische Zeitungen anzuschauen, werden 
Sie draufkommen, daß diese dorthin gefahren 
sind, wo es Schwierigkeiten gegeben hat, alle 
diese Weine abkassiert und dafür ordnungs­
gemäß anständige Weine gegeben haben. 

Bei uns haben diejenigen, die verfälschte 
Weine ausgeführt haben, gewartet, bis unser 
Landwirtschaftsminister hinfährt und alle 
diese Gaunereien in seinem Namen gut­
macht. Meine Damen und Herren, es ist halt 
falsch, zu glauben, daß er das tun wird. 

Wenn wir der Berufsgruppe der Weinhauer 
wirklich helfen wollen, sollen wir nicht da 
auch noch nachgeben. Als Konsument sage 
ich Ihnen: Wir brauchen überhaupt kein 
Weingesetz, aber dann müssen die Hauer 
sehen, was sie damit machen, denn dann wird 
es heißen: Sauft euer "Gschloder" allein, ver­
giftet euch allein! 

Ich befürchte, daß es wiederum so kommt, 
ich sage das sehr trivial. Denn so schaut die 
Wirklichkeit aus, meine Damen und Herren. 
Und ich fürchte mich als Konsument davor, 
was da wieder auf uns zukommen könnte. 

Die Praxis zeigt es jetzt schon: 13 ,50 S war 
der Preis, als der Nachweis erbracht werden 
konnte, daß es nur mehr gute Weine, echte 
Produkte gibt. Heute - fragen Sie den Kolle­
gen Wilfing - werden 8 ,50 S bezahlt. 

Damals, beim Übertreten des Aussetzverbo­
tes hat es Weinbauflächen gegeben, und die 
gibt es heute noch, die eben über das erlaubte 
Maß hinausgingen. Die alte Stockkultur , weil 
sie zuwenig Massenträger war, wurde auch 
geopfert. 

Ein bekannter Weinhändler und auch Pro­
duzent aus meiner direkten Umgebung war 
derjenige, der die Hochkulturen modern 

gemacht hat; diese sind zu Massenträgern 
geworden. Wie ist es den Hauern ergangen? 
- Sie wurden bedrängt durch die Billigher­
steller von "Wein" , der nichts gekostet hat. 
Das war keine Kunst. Sie waren also in den 
Händen und Klauen dieser Verbrecher, 
möchte ich fast sagen. Die Hauer haben sich 
dagegen gewehrt, denn 2 oder 3 S für den 
Liter zu bekommen, ist doch wirklich eine 
Gemeinheit. Der Hauer hat vielfach nichts für 
seine Arbeit bezahlt bekommen und oft nicht 
einmal das Geld für die Spritzmittel. Sie 
haben aber nur deshalb nichts machen kön­
nen, weil immer wieder so viel Kunstwein auf 
den Markt gekommen ist, der de facto von der 
Erzeugung her fast nichts gekostet hat. 

Es war kein Mensch in der Lage - die 
Hauer selbst als Einzelperson überhaupt 
nicht, die Standesvertretungen auch nicht -,  
die Hauer aus den Klauen dieser Mafia zu 
befreien. Es wurden auch Kontrollorgane -
wir wissen das ja - "gekauft" , diese haben 
mit betrogen. Das waren Tatsachen. 

Ich war froh, daß es zu diesem Skandal 
gekommen war, denn ich habe geglaubt, jetzt 
seien die Hauer heraus aus dieser Misere. 

Und was passiert? - Wieder soll alles 
unterlaufen werden. Jene Gebiete, die bisher 
umstritten waren mit ihren Massenträgern, 
haben wiederum die Genehmigung bekom­
men, bis 4,5 kg Zucker zuzusetzen. Glaubt ihr 
denn, daß das den Konsumenten nicht verun­
sichert?! Das sind doch nicht gerade die 
gesündesten Weine. 

Wir haben einmal Weine getrunken, die 
waren nicht so hochgrädig, und da hat man 
ein paar Viertel mehr trinken können. Dann 
ist das Aufzuckern modern geworden, die 
Zuckerfabriken mußten leben, und die Orga­
nisationen, denen die Zuckerfabriken zuge­
ordnet werden, haben auch entsprechend 
Werbung gemacht, und so hat das Ganze 
eskaliert. 

Aber jetzt hätten wir die Möglichkeit zur 
Verbesserung der Lage. Ich war ja baß 
erstaunt vorige Woche, wie dumm, bitte, ich 
verbessere mich: wie ungeschickt man 
demonstrieren kann. Der Zuseher, der dem 
Hietl zugeschaut hat, wie kompliziert er mit 
einer Banderole umgegangen ist, der mußte 
j a, wenn er etwas davon versteht, einen Lach­
krampf bekommen. Da kommt einer mit einer 
Flasche mit einer Plastikhülse und möchte 
eine gummierte Banderole draufkleben. Jeder 
weiß, auf Plastik kann man nur mit einem 
Plastikkleber picken, aber die gummierte 
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Banderole ziehe ich jederzeit, wenn sie naß heck: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
ist, sofort wieder herunter. vor. 

Besonders bedauerlich ist, daß man das als 
Demonstrationsobjekt noch versucht hat. 
Jeder, der etwas davon versteht, hat gesagt: 
Der hat sein Lebtag noch keine Flasche in der 
Hand gehabt. Und die Hauer tun weiterhin so, 
als ob das eine unzumutbare Arbeit wäre. 

Ich sage Ihnen: Die Händler, die Großhänd­
ler, die Genossenschaften sind froh, daß es 
die Banderole gibt, weil es der einzige Schutz 
und die Möglichkeit ist, zurückzuverfolgen, 
wer diesen Wein geliefert hat. Denn beim 
Weinskandal haben wir ja von vielen Händ­
lern gehört: Ich weiß es nicht, ich habe zuge­
kauft. Auf Grund der Banderole wird er wis­
sen, woher er den Wein hat. Auch der Konsu­
ment kann, wenn er eine Flasche Wein öffnet 
und trinkt, zurückverfolgen, von welchem 
Hauer das stammt. 

Und jetzt noch ein Satz: Ich habe als 
Gewerkschafter vollstes Verständnis für 
Streikrecht und Demonstrationsrecht. Das 
wird von mir überhaupt nicht in Frage 
gestellt. Aber, meine Damen und Herren -
Sie haben es ja letzten Endes selbst eingese­
hen -: Wenn Streik- und Demonstrations­
recht zur Behinderung ausarten, wenn 
Betriebe schwerstens zu Schaden kommen, 
weil sie keine Möglichkeit haben, zugeliefert 
zu bekommen oder ausliefern zu können, 
zusätzlich noch jenen, die den Wein derer 
trinken, die die Blockade verursachten, 
zwangsläufig noch tagelang Umwege von 20 
und mehr Kilometern zuzumuten und damit 
Schaden zuzufügen, indem sie erhöhten Ben­
zinverbrauch und mindestens eine Stunde 
längeren Ab- oder Anmarsch zum Betrieb 
haben, das, meine Damen und Herren, werdet 
ihr euch in Zukunft überlegen müssen. 

Es hat bei der Kontrolle und bei der Blok­
kade von Bauernführern geheißen: Paßt auf, 
in der Nacht kommen die Gewerkschafter! 
Schön dumm wären wir gewesen, kann ich 
nur sagen. 

Aber folgendes sage ich euch doch in aller 
Freundschaft: Wenn es noch einmal so etwas 
gibt, dann gibt es bei uns eine Devise, und die 
heißt: Bier trinken! (Beifall bei der SPÖ . . 

-
Bundesrat Bi e r  i n  g e r: Der Mautner freut 
sich! - Heiterkeit. - Bundesrat S c  h a c h -
n e r: Des einen Freud, des anderen 
Leid!) 1 7.29 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham-

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir gelangen zur A b  s t i rn  m u n g. 

Es liegt sowohl der Ausschußantrag vor, 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, als auch 
der Antrag der Bundesräte Leitner und 
Genossen, keinen Einspruch zu erheben. 

Ich werde zunächst den Ausschußantrag, 
Einspruch zu erheben, zur Abstimmung brin­
gen. Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so 
wird im Anschluß daran über den Antrag, kei­
nen Einspruch zu erheben, abgestimmt. Falls 
kein Einwand erhoben wird, werde ich die 
Abstimmung über den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, und dessen Begründung 
unter einem vornehmen. - Einwand wird 
nicht erhoben. 

Ich bitte jene Bundesräte, die dem Antrag 
des Ausschusses für Land- und Forstwirt­
schaft zustimmen, mit der dem Ausschußbe­
richt angeschlossenen Begründung gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates, soweit er 

. dem Einspruchsrecht des Bundesrates unter­
liegt, Einspruch zu erheben, um ein Handzei­
chen. - Es ist dies S t i m  m e n m e h r  h e i t. 
Der Antrag, E i n  s p r u c h zu erheben, samt 
der dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Begründung, ist somit a n g e n  0 m m e n. 

Damit ist gleichzeitig der Antrag der Bun­
desräte Leitner und Genossen, keinen Ein­
spruch zu erheben, abgelehnt. 

10. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 11. Juni 1986 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Marktordnungsgesetz 
1985 geändert wird (3. Marktordnungsgesetz-

Novelle 1986) (3133 und 3143 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen nun zum 10. Punkt der 
Tagesordnung: 3. Marktordnungsgesetz­
Novelle 1986. 

Ich begrüße den im Haus erschienenen 
Herrn Bundesminister für Landesverteidi-
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gung Dipl.-Ing. Dr. Helmut Krünes. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Berichterstatter zu dem genannten 
10. Punkt der Tagesordnung ist Herr Bundes­
rat Haas . Ich ersuche ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Haas: Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates wird die Anmelde­
frist für die Legalisierung des Ab-Hof-Ver­
kaufs vom 15. Juni 1986 auf den 15 .  Oktober 
1986 verschoben. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 17.  Juni 1 986 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit 
den A n,t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 1 .  Juni 1986 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Marktordnungsgesetz 
1985 geändert wird (3. Marktordnungsgesetz­
Novelle 1986), wird kein Einspruch erhoben. 

StellvertretenderVorsitzender Dr. Scham­
beck: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

11. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 11. Juni 1986 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Wehrgesetz 1978 und das 
Heeresgebührengesetz 1985 geändert werden 
(Wehrrechtsänderungsgesetz 1986) (3144 der 

Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen nun zum 1 1 .  Punkt der 
Tagesordnung: Wehrrechtsänderungsgesetz 
1986. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Marga-

retha Obenaus. Ich ersuche sie um den 
Bericht. 

Berichterstatter Margaretha Obenaus: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bundesmi­
nister! Herr Staatssekretär! Meine Damen 
und Herren! Durch den gegenständlichen 
Gesetzesbeschluß werden die Monatsprämien 
für Zeitsoldaten rückwirkend mit 1 .  Jänner 
1986 erhöht, auch das Taggeld für Offiziere 
wird ab 1 .  Juli 1986 angehoben. Weiters ist 
eine Verbesserung der Ansprüche der Zeitsol­
daten auf Fahrtkostenvergütung und Verpfle­
gung vorgesehen. Darüber hinaus enthält der 
Gesetzesbeschluß die Anpassung des Anspru­
ches der Zeitsoldaten auf Dienstfreistellung 
analog zur Urlaubsregelung im öffentlichen 
Dienst und wird die Kostenersatzregelung für 
die Fortzahlung von Dienstbezügen an Lan­
deslehrer erweitert. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung am 17. Juni 1986 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Rechtsausschuß den A n  t r a g, der Bundes­
rat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 1 .  Juni 1986 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Wehrgesetz 1978 und 
das Heeresgebührengesetz 1985 geändert 
werden (Wehrrechtsänderungsgesetz 1986), 
wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Bundesrat Bierin­
ger . Ich erteile es ihm. 

1 7.36 

Bundesrat Bieringer (ÖVP, Salzburg): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Als Wehr­
rechtsänderungsgesetz ist die Regierungsvor­
lage in den Nationalrat gekommen. Als eine 
Änderung des Heeresgebührengesetzes 
wurde es im Nationalrat beschlossen und 
steht nun im Bundesrat in Verhandlung. 

Mit dem gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates wird die Monatsprä­
mie der Zeitsoldaten rückwirkend mit 1. Jän­
ner 1986 erhöht. Ebenso wird das Taggeld für 
Offiziere angehoben. Darüber hinaus enthält 
der Gesetzesbeschluß die Anpassung des 
Anspruches der Zeitsoldaten auf Dienstfrei­
steIlung analog der Urlaubsregelung im 

'" 
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öffentlichen Dienst und weitere kleinere Ver­
besserungen für die Zeitsoldaten. 

Kleine Fortschritte, meine Damen und Her­
ren, denen die ÖVP im Nationalrat die 
Zustimmung gab, obwohl die wesentlichen 
Punkte dieser Regierungsvorlage nicht 
beschlossen wurden. Sie wurden deswegen 
nicht beschlossen, weil Belange der Landes­
verteidigung nicht in Windeseile durchge­
peitscht werden sollen. Die Landesverteidi­
gung ist unserer Meinung nach dermaßen 
wichtig, daß Gesetzesänderungen gründlich 
ausdiskutiert gehören. Dazu braucht man 
Zeit, genügend Zeit, um eine ordentliche und 
vor allem einen den Bürgern unseres Landes 
dienlichen Gesetzesbeschluß zu erwirken. 

Wir stehen dafür ein und hätten dies auch 
von der Mehrheit des Nationalrates bei der 
Behandlung der Probleme der Luftraumver­
teidigung erwartet. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir, daß ich auf den Problemkreis Zeitsoldat, 
insbesondere auf einige der noch offenEm Fra­
gen näher eingehe. 

Als ein ganz großes Problem sehe ich nach 
wie vor das Wohnungsproblem und hier im 
besonderen jenes der verheirateten Zeitsolda­
ten an. 

Herr Bundesminister! Es ist unerträglich, 
daß Zeitsoldaten in Wohnungsangelegenhei­
ten im Regen stehen. Die Zuweisung einer 
Naturalwohnung ist aus dienstrechtlichen 
Gründen nicht möglich. Die Zuweisung einer 
BUWOG-Wohnung ist nicht möglich, weil das 
Bundesministerium für Landesverteidigung 
einen eigenen Wohnbaufonds hat und Bedien­
stete des Verteidigungsressorts somit von der 
BUWOG nicht wohnversorgt werden. 

Gemeinden und zum Teil auch Wohnbauge­
nossenschaften sagen aber Zeitsoldaten, daß 
sie vom Bundesheer wohnzuversorgen sind -
ein Zustand, der auf keinen Fall zu vertreten 
ist und schon gar nicht verstanden werden 
kann. 

Es fehlt den Zeitsoldaten eine wirksame 
Interessenvertretung. Ein Soldatenvertreter 
kann niemals so stark die Interessen der 
jeweiligen Personengruppe vertreten, wie 
dies ein Personalvertreter nach dem Bundes­
Personalvertretungsgesetz tun kann. 

Die Novelle verwirklicht eine Reihe weite­
rer Wünsche nicht, die die ÖVP in ihrem von 
den beiden Koalitionsparteien im Nationalrat 

nicht gutgeheißenen Entschließungsantrag 
gefordert hat: die Verbesserung des Lauf­
bahnprinzips, die KlarsteIlung, daß die Über­
nahme von geeigneten Zeitsoldaten in ein 
öffentlich-rechtliches oder sonst öffentliches 
Dienstverhältnis sichergestellt werden soll, 
daß man endlich an die Erarbeitung eines Sol­
datenanstellungsgesetzes zu gehen hätte. 

Offen bleibt auch die Frage, daß die Einfüh­
rung des Zeitsoldaten mit der Rückgabe von 
Dienstposten im Heeresbereich politisch 
bezahlt worden ist. Bei den Beratungen im 
Nationalrat wurde von unseren Abgeordneten 
keine Dienstpostenvermehrung, aber ein 
Dienstpostenrückgabestopp verlangt. Davon 
kann heute in der Praxis keine Rede sein. 

Vom Praktischen her gibt es eine Reihe von 
Problemen, die mit der Stellung des Zeitsolda­
ten zusammenhängen. Ein Zeitsoldat fällt für 
die erste Zeit seiner Verwendung aus, weil er 
laufend auf Ausbildungskurse verschickt 
wird. Hier ist hervorzuheben, daß Zuteilungs­
und andere Gebühren nach der Reisegebüh­
renverordnung dem Zeitsoldaten vorenthal­
ten werden. 

Der Zeitsoldat wird für die Systemerhal­
tung gebraucht. Gerade dies war nicht vorge­
sehen. Der Zeitsoldatenposten wird zum Bei­
spiel im Bereich der Heeressport- und -nah­
kampfschule mißbraucht. So werden dort zum 
Beispiel 150 Zeitsoldaten zu Spitzensportlern 
ausgebildet, anstatt daß sie für die militäri­
sche Normalausbildung eingesetzt werden. 

Man kann also sagen, daß die vorliegende 
Novelle, die im wesentlichen das Heeresge­
bührengesetz betrifft, nur als ein Anfang 
betrachtet werden kann, um die Probleme des 
Zeitsoldaten wirklich zu lösen. 

Wir von der ÖVP werden das Unsere dazu 
beitragen, um einerseits die Probleme aufzu­
zeigen, andererseits alles in unserer Macht 
Stehende zu tun, um den Zeitsoldaten wirk­
lich zu einem wichtigen Glied in der Struktur 
des Kaderpersonals zu machen. Dabei ist vor 
allem einer Verbesserung in der sozialen Stel­
lung des Zeitsoldaten der Vorrang einzuräu­
men. Die vorliegende Novelle ist ein Schritt, 
ein kleiner Schritt dazu. 

Aus den von mir geschilderten Gründen 
wird die ÖVP-Fraktion diesen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates nicht beeinspruchen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 1 7.42 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani 
(die Verhandlungsleitung übernehmend): Als 
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nächster zum Wort gemeldet ist Herr Bundes­
rat Dr. Müller. Ich erteile es ihm. 

17.42 

Bundesrat Dr. Müller (SPÖ, Tirol): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich möchte dem sachlichen Teil der Aus­
führungen meines Vorredners folgendes hin­
zufügen: Ich war letzte Woche bei einer Beor­
derten Truppenübung und habe die Arbeit der 
Zeitsoldaten beobachtet. Ich konnte feststel­
len, daß sie durchwegs ausgezeichnete Lei­
stungen, was Ausbildung und Einsatzbereit­
schaft betrifft, erbringen. Das heißt, daß die 
Prämienerhöhung und die Verbesserungen 
gerechtfertigt sind. 

Auf ein Eingehen auf den parteipolitischen 
Teil der Rede meines Vorredners, des Herrn 
Bundesrates Bieringer, verzichte ich für 
heute, und zwar aus dem einen Grund, weil 
diese mit der Vorlage direkt nichts zu tun hat. 
(Beifall bei der SPÖ.) 1 7.43 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? _ .  Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Ebenfalls nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
erbeben. 

12. Punkt: Wahl der beiden stellvertretenden 
Vorsitzenden des Bundesrates sowie der zwei 
Schriftführer und der zwei Ordner für das 

2. Halbjahr 1986 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zum 12. Punkt der Tages­
ordnung: Wahl der beiden stellvertretenden 
Vorsitzenden des Bundesrates sowie der zwei 
Schriftführer und der zwei Ordner für das 
2 .  Halbjahr 1986. 

Gemäß § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung ist 
das Präsidium des Bundesrates - ausgenom­
men der Vorsitzende - halbjährlich neu zu 
wählen. 

Es liegt nur ein Wahlvorschlag für jede zu 
besetzende Funktion vor. 

Wird die Durchführung der Wahlen mittels 
Stimmzettel gewünscht? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Ich werde daher die Wahl der beiden stell­
vertretenden Vorsitzenden des Bundesrates 
durch Erheben von den Sitzen und die Wahl 
der übrigen zu wählenden Mitglieder des Prä­
sidiums des Bundesrates durch Handzeichen 
vornehmen lassen. 

Wir kommen zur Wahl der beiden stellver­
tretenden Vorsitzenden des Bundesrates. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes­
räte Dr. Herbert Schambeck und Hellmuth 
Schipani zu stellvertretenden Vorsitzenden zu 
wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme 
ich die Wahl unter einem vor. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Bundesräte, die diesem Wahl­
vorschlag ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Es ist dies Stim­
meneinhelligkeit. 

Der Wahlvorschlag ist somit angenommen. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. (Die Bundesräte Dr. S c  b a m  -
b e c k  und S c  h ip a n i nebmen die Wabl an 
- Allgemeiner Beifal1.) 

Wir kommen nunmehr zur Wahl der beiden 
Schriftführer. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes­
räte Ing. Anton Nigl und Leopoldine Pohl zu 
Schriftführern des Bundesrates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme 
ich auch diese Wahl unter einem vor. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Bundesräte, die diesem Wahl­
vorschlag ihre Zustimmung geben, um ein 
Handzeichen. - Danke. Es ist dies Stimmen­
einhelligkeit. 

Der Wahlvorschlag ist somit angenommen. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. (Die Bundesräte Leopoldine 
P o  b l  und Dr. Scbambeck in Ermächtigung 
für Bundesrat Ing. Ni  g 1 nehmen die Wahl 
an.) 

., 
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Wir kommen nunmehr zur Wahl der beiden 
Ordner. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes­
räte Adolf Schachner und Jürgen Weiss zu 
Ordnern des Bundesrates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
auch in diesem Fall die Wahl unter einem vor­
nehmen lassen. - Einwand wird nicht erho­
ben. 

Ich darf nunmehr dem Herrn Vorsitzenden 
lng. Ludescher den Vorsitz überlassen. 

Vorsitzender lng. Ludescher (die Verhand­
lungsleitung übernehmend): Ich bitte jene 
Bundesräte, die diesem Wahlvorschlag ihre 
Zustimmung geben, um ein Handzeichen. 
Es ist dies Stimmeneinhelligkeit. 

Auch dieser Vorschlag ist somit angenom­
men. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. (Die Bundesräte S c  h a c h n e r  
und Dr. Schambeck in Ermächtigung für Bun­
desrat Jürgen We i s s  nehmen die Wahl an.) 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß in der heutigen 
Sitzung die Anfragen 534 und 535/J-BR/86 
eingebracht wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Mittwoch, der 
9. Juli 1986, 9 Uhr in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men neben einer Debatte über die heutige 
Erklärung des Bundeskanzlers jene Vorlagen 
in Betracht, die der Nationalrat bis dahin ver­
abschiedet haben wird, soweit sie dem Ein­
spruchsrecht des Bundesrates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Mon­
tag, den 7. Juli 1986 , ab 16 Uhr vorgesehen. 

Schlußansprache des Vorsitzenden 

Vorsitzender Ing. Ludescher: Hohes Haus! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Trotz 
eines langen Sitzungstages möchte ich noch 
ein paar kurze Worte an Sie richten. 

Die Vorsitzführung des Bundeslandes Vor­
arlberg endet mit 30. Juni und wird ab 1 .  Juli 
vom Bundesland Wien übernommen. 

Die nächste Plenarsitzung wird somit 
bereits vom neuen Vorsitzenden, dem Herrn 
Bundesrat Reinhold Suttner, geleitet werden. 

Das vergangene Halbjahr unter meiner 
Vorsitzführung war ein sehr intensives halbes 
Arbeitsjahr, welches mit sehr vielen positi­
ven, aber auch mit einigen negativen Ereig­
nissen erfüllt war. 

Ich hatte die traurige pflicht, zwei aktive 
Bundesratskollegen und gute Freunde, näm­
lich Dr. Rudolf Schwaiger und Paul Raab, an 
ihrer letzten Ruhestätte zu verabschieden. 

Weiters ereignete sich während meiner 
Amtszeit das Staatsbegräbnis für den Zweiten 
Präsidenten des Nationalrates, meinen 
Freund Roland Minkowitsch. 

Neben diesen schmerzlichen Ereignissen 
gab es aber eine Fülle interessanter Aufga­
ben. So gab es eine dichte Reihe von Staatsbe­
suchen hier in Wien. Staatsmänner verschie­
denster Länder und Erdteile besuchten das 
Parlament, besonders auch da der jetzt in 
zwölf jähriger Amtsperiode stehende Bundes­
präsident vor seinem Ausscheiden steht, 
machten sie ihm die Aufwartung. Dabei gab 
es viele interessante politische Gespräche im 
Parlament, an denen ich mich als Vorsitzen­
der beteiligte. 

Höhepunkte meiner Vorsitztätigkeit bilde­
ten die Parlamentsbesuche in den Benelux­
Ländern sowie die Europäische Parlaments­
präsidentenkonferenz in Lissabon. 

In meiner Antrittsrede setzte ich mich für 
einen weiteren Ausbau des Föderalismus ein. 
leh bin daher besonders stolz darauf, daß die 
Föderalismusinitiative beziehungsweise der 
Föderalismusantrag an die Bundesregierung 
mit den Stimmen beider Fraktionen ange­
nommen wurde. 

Aufgrund des überwiegend guten und sach­
lichen Gesprächsklimas im Plenum während 
des vergangenen halben Jahres war ich glück­
licherweise nicht gezwungen, einen Ord­
nungsruf zu erteilen. Ich danke allen Kolle­
ginnen und Kollegen für diese Haltung und 
möchte für die Zukunft bitten, sich in dieser 
Richtung weiter zu bemühen und bei guten 
sachlichen Beiträgen die Anerkennung auch 
über die Fraktionen hinweg durch Beifallsbe­
kundungen zu zeigen. 

Meinen besonderen Dank möchte ich den 
Mitgliedern der Präsidialsitzung, den Stell­
vertretenden Vorsitzenden Hellmuth Schi-

477. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 101 von 102

www.parlament.gv.at



20112 Bundesrat - 477. Sitzung - 19 .  Juni 1986 

Vorsitzender Ing. Ludescher 

pani und Professor Herbert Schambeck sowie 
Dr. Czerny für das sachliche und freund­
schaftliche Arbeitsklima aussprechen. 

Weiters danke ich den Schriftführern und 
Ordnern für die gute Mitarbeit. 

Die größte Stütze aber zur Bewältigung der 
vielen Aufgaben als Vorsitzender des Bundes­
rates war für mich die gute Mitarbeit aller 
Damen und Herren des Bundesratsbüros.  
Dafür meinen herzlichsten Dank dem Herrn 
Parlaments-Vizedirektor Dr. Ruckser und sei­
nem gesamten Team. (Allgemeiner Beifall.) 

Herzlichen Dank auch allen Mitarbeitern 
im Klub unter der Leitung von Dr. Zögernitz. 

Abschließend bedanke ich mich bei allen 
Mitgliedern des Bundesrates beider Fraktio­
nen für ihre freundschaftliche und kollegiale 
Art, mit der sie mir meine Aufgabe als Vorsit­
zendem wirklich leicht gemacht haben. Herz­
lichen Dank dafür. 

Nachdem wir jetzt leider noch nicht in die 
Ferien gehen, darf ich Ihnen ein schönes 
Wochenende wünschen und erkläre die heu­
tige Sitzung für g e  s c h I  0 s s e n. (Allgemei­
ner Beifal1.) 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 55 Minuten 

Besetzung von Ausschußmandaten gemäß § 13 GO-BR 

(mit Wirksamkeit vom 17. Juni 1986) 

Außenpolitischer Ausschuß 

M i t  g 1 i e d: Strimitzer Martin, Dr. (bisher 
Schwaiger Rudolf, Dr.) 

E r s a t z  m i t  g 1 i e d: Bassetti-Bastinelli 
Eva, Dr. (bisher Strimitzer Martin, Dr.) 

Finanzausschuß 

M i t g l  i e d: Bassetti-Bastinelli Eva, Dr. 
(bisher Nigl Anton, lng.) 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: Lengauer Engel­
bert (bisher Raab Paul) und Nigl Anton, lng. 
(bisher Schwaiger Rudolf, Dr.) 

Geschäftsordnungsausschuß 

E r s a t z  m i t  g I i e d e r: Lengauer Engel­
bert (bisher Raab Paul) und Bassetti-Basti­
nelli Eva, Dr. (bisher Schwaiger Rudolf, Dr.) 

Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 

M i t g I i e d: Lengauer Engelbert (bisher 
Schwaiger Rudolf, Dr.) 

E r  s a t z  m i t  g I i e d: Bassetti-Bastinelli 
Eva, Dr. (bisher Raab Paul) 

Unterrichtsausschuß 

M i t  g I i e d: Nigl Anton, Ing. (bisher Raab 
Paul) 

E r  s a t z  m i t  g l  i e d: Bassetti-Bastinelli 
Eva, Dr. (bisher Nigl Anton, lng.) 

Ständiger gemeinsamer Ausschuß NR und 
BR 

M i t  g I i e d: Bassetti-Bastinelli Eva, Dr. 
(bisher Schwaiger Rudolf, Dr. - Tiroler Man­
dat) 

Österreichische Staatsdruckerei. 0637 6 
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